Die 
russische 
Revolution 








dokumente 


Über dieses Buch 


Haß und Verachtung kennzeichneten in den Jahren des Ersten 
Weltkriegs mehr denn je das Verhältnis zwischen weiten Kreisen 
des russischen Volkes und dem Zaren. Die Ursachen für die all- 
gemeine Empörung und Unzufriedenheit waren zahlreich. So 
nahm man mit Recht Anstoß an der Beeinflußbarkeit des Zaren 
durch intrigante Höflinge- besonders durch Rasputin -,an der 
polizeistaatlichen Willkür, an dem ungelösten Verfassungspro- 
blem, an der Zügellosigkeit der Führungsschicht und vor allem 
an den akuten Versorgungsschwierigkeiten der Städte. Zu spät 
erfolgten die Beseitigung Rasputins und der Meinungsum- 
schwung des Zaren-die Februarrevolution 1917 war nicht mehr 
aufzuhalten. Der Zar mußte zurücktreten und Fürst Lwow mit 
der Bildungeiner Provisorischen Regierung beauftragen. Gleich- 
zeitig entstanden jedoch überall im Lande Sowjets der Arbeiter 
und Bauern, die der neuen Regierung den Kampf ansagten. 
Weder Fürst Lwow noch sein Nachfolger Kerenskij konnten 
diese Spannungen beseitigen. Während die Provisorische Re- 
gierung zum Handeln meist unentschlossen und unfähig war, 
besaßen die Bolschewiki in Lenin und Trotzkij tatkräftige und 
siegesgewisse Agitatoren, die den Ausbau des Sowjetsystems 
und die Vorbereitung der proletarisch-bäuerlichen Revolution 
zielstrebig forcierten. Die Oktoberrevolution 1917 bedeutete 
für die bolschewistischen Ideen einen ungeheueren Erfolg; da- 
mit begann die endgültige Etablierung der Diktatur des Pro- 
letariats in Rußland. 

Professor Manfred Hellmann gelingt es, in diesem Band an 
Hand zahlreicher wichtiger Dokumente erschreckend deutlich 
nachzuweisen, wie 1917 die demokratischen Kräfte in Rußland 
versagten und wie verhältnismäßig leicht die Bolschewiki ihr 
System aufrichten konnten. 
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Russische Namen werden im Text in einer dem deutschen Leser 
verständlichen Umschrift wiedergegeben, z.B. Schachowskoj, 
Roschdestwenskij. In den Literaturnachweisen wird daneben in 
Klammern die wissenschaftliche Transliteration gesetzt, z. B. Sachov- 
skoj, RoZdestvenskij, um dem Leser das Auffinden der angegebenen 
Bücher und Aufsätze in wissenschaftlichen Bibliotheken zu erleich- 
tern. 

Die Daten werden meist nach dem russischen (julianischen) und 
westlichen (gregorianischen) Kalender angegeben, die um ı3 Tage 
differieren, z. B. 25. Oktober (7. November) 1917. Die sogenannte 
»Oktoberrevolution« hat also nach westlichem Kalender im Novem- 
ber stattgefunden. Ist nur ein Datum angegeben, so handelt es sich 
stets um den westlichen (gregorianischen) Kalender. 
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Einleitung 


Eine Dokumentation zur Geschichte der russischen Revolu- 
tion des Jahres 1917 steht vor großen Schwierigkeiten: Die Ar- 
chive Rußlands sind heute dem ausländischen Historiker in der 
Regel verschlossen; er ist also lediglich auf das gedruckte Ma- 
terial angewiesen. Dieses aber ist in seinem Wert außerordent- 
lich verschieden. Sofern es sich um Zeugnisse handelt, die un- 
mittelbare Quellen sind — wie etwa gedruckte Gesetze, Verord- 
nungen, Aufrufe usw. aus dem Jahre 1917 selbst —, können sie 
unbedenklich verwendet werden. Sofern es sich um die Memoi- 
renvon Zeitgenossen handelt, sind schon erheblicheVorbehalte 
angebracht, nicht nur deshalb, weil der Geist jedes Menschen 
die Vorgänge anders aufnimmt und widerspiegelt und sich daher 
Widersprüche ergeben müssen, sondern weil vielfach auch das 
Motiv der Selbstrechtfertigung dem Memoirenschreiber, mit- 
unter sogar ohne jede Absicht, Vorgänge in besonderer Beleuch- 
tung erscheinen läßt. 

Dies gilt z. B. für die Memoiren Kokowzows (Dok. 35), Wo- 
jejkows (Dok. 5ı h), Kerenskijs (Dok. 4a), Zeretelis (Dok. 4b), 
um nur einige zu nennen. Es erscheint daher notwendig, die 
gleichen Vorgänge, wie z. B. die Abdankung des Zaren (Dok. 
51), von verschiedener Seite beleuchten zu lassen. Selbst die 
durch die Eitelkeit des Verfassers bekannten, gleichwohl aber 
in glänzendem Stil und in eingehender Kenntnis der Vorgänge 
und Personen geschriebenen Memoiren des französischen Bot- 
schafters in Petersburg, Maurice Pal&ologue, wurden vielfach 
herangezogen; ebenso die Aufzeichnungen des britischen Bot- 
schafters Sir George Buchanan und des klugen Journalisten 
Philips Price über die Situation während des bolschewistischen 
Staatsstreiches. Sie lassen, wie alle anderen Auszüge aus Me- 
moiren, etwas von der$timmung lebendig werden, die in Peters- 
burg herrschte (vgl. etwa Dok. 9, 11, 13, 19, 26). Schließlich 
werden hier auch Pressemeldungen, z. B. aus der »Frankfurter 
Zeitung« abgedruckt, die gleichsam von außen her über die Er- 
eignisse berichten, wobei sich in allen Fällen nachweisen läßt, 
daß diese Berichte der Wirklichkeit entsprachen. 
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Die Quellenveröffentlichungen aus den russischen Archiven, 
die in großer Zahl vorliegen, sind von unterschiedlichem Wert. 
Sofern es sich um Publikationen handelt, die vor der Stalinisie- 
rung der Geschichtswissenschaft erschienen sind, das heißt etwa 
bis zum Jahre 1932/33, wird man zwar die Auswahl der auf- 
genommenen Stücke nicht immer als vollkommen objektiv be- 
zeichnen können, im allgemeinen aber wenigstens die Grund- 
sätze der historischen Methode beachtet finden, z. B. Genauig- 
keit der Textwiedergabe. Für alle Quellenpublikationen von 
etwa 1934 bis nach 1956 aber gilt, daß sie verfälscht sind oder 
daß man es doch zumindest befürchten muß, da der oberste 
Grundsatz jeder wissenschaftlichen Edition, die unveränderte 
Wiedergabe der Texte, nicht mehr eingehalten wird. Es wurde, 
falls es opportun erschien, willkürlich verändert oder weggelas- 
sen, ohne daß dies kenntlich gemacht wäre. Dadurch sollen Vor- 
gänge und Personen in einem ganz bestimmten Licht erscheinen 
oder auch im »Gedankenloch« (um mit George Orwell zu 
reden) verschwinden, die der herrschenden Richtung nicht er- 
wünscht sind. Erst nach 1956 kehrte man auf einigen Ge- 
bieten der Geschichte wieder zu wissenschaftlicher Exaktheit 
zurück, keineswegs aber generell. Dafür wurden andere Tabus 
errichtet. Hier steht der Historiker also auf schwankendem 
Boden. 

Indes ergibt sich die Schwierigkeit, ein Bild der russischen 
Revolution von 1917 an Hand von Dokumenten zu geben, auch 
noch aus einem anderen Grunde. Gleichsam unbemerkt und 
z.T. auch unbestritten hat sich in die allgemeine Auffassung von 
der Revolution die von den Bolschewiki, insbesondere seit der - 
Stalinisierung der sowjetischen Geschichtsforschung propa- 
gierte Deutung dieses für die Geschichte unseres Jahrhunderts 
so überaus bedeutsamen und folgenreichen Vorganges einge- 
schlichen: daß nämlich der Sieg der Bolschewikiam 25. Oktober 
(7. November) 1917 gleichsam das vom Weltgeist vorausbe- 
stimmte Ereignis in einem logisch aufgebauten geschichtlichen 
Prozeß gewesen sei und so und nicht andershabe kommen müs- 
sen. Diese auf der Theorie des historischen Materialismus basie- 
rende Deutung zeigt sich etwa darin, daß man eine Quellen- 
sammlung zur russischen Revolution bei den »ideologischen 
Grundlagen und Voraussetzungen« beginnen läßt, die dann 
natürlich in den Schriften von Marx, Engels, Plechanow und 
Lenin gefunden werden können. Mindestens wurde, wie dies in 
verschiedenen Biographien getan wird, die Revolution gleich- 
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sam als die Leistung Lenins, Trotzkijs oder Stalins inter- 
pretiert, 

Eine solche Ideologisierung der Revolution wird weder den 
wirkenden geschichtlichen Kräften, noch den verschiedenen 
Faktoren gerecht. Ja, sie widersprichtim Grunde auch der realen 
Bedeutung von Männern wie Lenin und Trotzkij, die ja gerade 
darin zu sehen ist, daß sie, ausgestattet mit einem natürlichen 
Instinkt für das, was politische Macht ist, in der Zeit vom April 
bis zum November 1917 unter Ausnützung aller Gegebenheiten 
ihr politisches Ziel erreichten. 

Unsere Dokumentensammlung versucht, die geschichtlichen 
Vorgänge der Revolution anschaulich zu machen. Hierzu gehört 
selbstverständlich auch, daß nach den Ursachen und Voraus- 
setzungen gefragt wird und diese sichtbar gemacht werden. Es 
wurde Wert darauf gelegt zu zeigen, daß das politische Leben 
in Rußland vielschichtig und vielfältig war. Insbesondere wurde 
die Tätigkeit der anderen politischen Parteien berücksichtigt, 
deren Anhängerschaft ja ungleich größer war als die der Bol- 
schewiki. Wenn nun im Laufe der Monate von April bis Oktober 
1917 schließlich doch die Macht in den Sowjets an die Bolsche- 
wiki fiel, dann ist dies der zielbewußten Politik Lenins (und 
Trotzkijs) zuzuschreiben, und für diesen Zeitraum erst werden 
die Zeitungsartikel, Aufrufe und Briefe Lenins unmittelbar ge- 
schichtlich wirksam. Unsere Sammlung endet mit der ersten, 
noch ganz klassenkämpferischen Verfassung der Russischen So- 
zialistischen Föderativen Sowjetrepublik als demjenigen Doku- 
ment, das den Sieg einer »Partei neuen T'yps«, d. h. jener von 
Lenin seit langem propagierten Elitetruppe von Berufsrevolu- 
tionären, über alle anderen politischen Parteien und Gruppen 
dokumentiert. Hinzugefügt wurde der Entwurf der Sozialrevo- 
lutionäre als die Konzeption dieser zahlenmäßig ungleich be- 
deutenderen, aber auch ungleich lockerer gefügten Linkspartei, 
die Lenin besiegt hatte. Hier steckt noch der Glaube an jene an- 
geblich aus den Tiefen des russischen Volkstums erwachsenen 
genossenschaftlichen Zusammenschlüsse mit gleichen Rechten 
aller Partner, wie sie in der russischen Land-, Wirtschafts- und 
Bauerngemeinde, dem Mir, sich ausgeprägt haben soll. Dieser in 
den vierziger Jahren des ı9. Jahrhunderts erstmals formulierte, 
romantische Züge tragende Glaube, den Michajlowskij, einer 
der Väter der russischen Linken, nochmals betonte, ist noch 1918 
von den Sozialrevolutionären geteilt worden. Er zerbrach an 
der nüchternen Wirklichkeit eines auf die Diktatur zielenden 
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Herrschaftssystems, wie es Lenin anstrebte, und verlor in dem 
Maße, wie die Industrialisierung auch nach Rußland übergriff, 
jeden Bezug zur Wirklichkeit. 


Im Laufe des 19. Jahrhunderts ist in Rußland die Kluft zwi- 
schen dem Staat, d. h. dem Monarchen und den diesen tragenden 
und stützenden Kreisen des Adels, des Militärs und der Büro- 
kratie, und der Gesellschaft, d. h. der sich aus allen Schichten 
rekrutierenden, sich ihrer Existenz bewußt werdenden Intelli- 
gentsia, unüberbrückbar geworden. Selbst die Bauernbefreiung, 
die Zar Alexander II. gegen heftigeWiderstände durchsetzte und 
und durch das Manifest vom ı9. Februar (4. März) 1861 ein- 
leitete, vermochte keine Gesundung der sozialen Zustände her- 
beizuführen. Im Gegenteil: die liberalen Kreise der Hofgesell- 
schaft, des Adels und der Bürokratie vermerkten mit Enttäu- 
schung und Verbitterung, daß die persönliche Befreiung der 
Bauernschaft aus der Leibeigenschaft, die in vielem nichts ande- 
res als Sklaverei gewesen war, weder von den »befreiten« Bauern 
noch von der Intelligentsia anerkannt wurde. Die Bauern sahen 
sich nämlich allen wohlmeinenden Maßnahmen des Staates zum 
Trotz unter der wirtschaftlichen Zwingherrschaft der Guts- 
besitzer, denen sie ihr Land abkaufen mußten. 

Nicht zuletzt die bäuerliche Haftungsgemeinde, der Mir, er- 
wies sich zwar als für die Gutsbesitzer und den Staat bequemer 
Partner, indem er für die Steuerzahlungen haftete und diese auf 
die Bauern verteilte; aber er hemmte andererseits jeden Fort- 
schritt in wirtschaftlicher Hinsicht, erstickte vielfach die Eigen- 
initiative der Bauern und verhinderte als lästige Fessel eine echte 
Agrarreform, d.h. die Entstehung eines gesunden Mittelbauern- 
tums auf eigenem Hofe und eine Intensivierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion. Da der Mir nun außerdem von gewis- 
sen Kreisen der Intelligentsia als eine urrussische Einrichtung 
verherrlicht wurde, so wurde er gleichsam zu einem nationalen 
Symbol, in dem sich die Uneigennützigkeit des russischen Men- 
schen, seine Aufopferungsfähigkeit zugunsten des Gemein- 
wesens, seine Fähigkeit zum Dienst am Ganzen angeblich mani- 
festierte. In krassem Gegensatz dazu standen die realen Folgen 
der Bauernbefreiung: die zunehmende Verschuldung und Ver- 
elendung breiter Massen der ländlichen Bevölkerung, scharfe 
Spannungen zwischen Bauern und Gutsbesitzern, allmählich im- 
mer stärker um sich greifende Landflucht und eine in jeder Be- 
ziehung gefährdete und labile landwirtschaftliche Produktion, 
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deren begrenzte Leistungsfähigkeit sich auch auf die Stadtbe- 
völkerung auswirkte und die die periodisch in verschiedenen 
Teilen des Landes auftretenden Agrarkrisen und Hungersnöte 
bedingte. 

Noch erfaßte freilich die von der jungen Intelligentsia getra- 
gene revolutionäre, staatsfeindliche Propaganda, sofern es sich 
um linksgerichtete, sozialistische Gruppen handelte, das Land- 
volk nicht, das im Gegenteil die »ins Volk« ausschwärmenden 
jungen Agitatoren nicht selten selbst der Polizei übergab. Aber 
es bahnten sich doch auch Verbindungen zwischen diesen jun- 
gen Intellektuellen und der Bauernbevölkerung an, die schließ- 
lich in der 1901 gegründeten Sozial-Revolutionären Partei, der 
größten und bis in die Revolutionstage von 1917 bedeutendsten 
Linkspartei, politische Bedeutung gewannen. Freilich, in Pro- 
gramm und Zielsetzung dieser Sozial-Revolutionären Partei 
fand sich auch manches von der Verherrlichung altrussischer 
bäuerlicher Lebensordnung, nicht zuletzt in der Bejahung der 
Aufhebung alles Privateigentums am Boden zugunsten der gro- 
Ben Gemeinschaft. 

Die Reform-Ära des Zaren Alexander II., der 1855 das trau- 
tige Erbe seines Vaters Nikolaj I. angetreten und einen ver- 
lorenen Krieg, den Krimkrieg von 1853-1856, mit einem im 
ganzen recht glimpflichen Frieden beendet hatte, brachte auf 
vielen Gebieten in die Zukunft weisende Neuerungen. Da war 
die Justizreform von 1864, die zum erstenmal in Rußland den 
Grundsatz der Gleichheit aller vor dem Gesetz aufstellte und das 
Gerichtswesen von der Verwaltung trennte, auch wenn noch 
viel schlechtes Erbe, z. B. die Prügelstrafe, erhalten blieb. Ferner 
erfolgte die Reform der lokalen Selbstverwaltung durch das Ge- 
setz vom 1. (13.) Januar 1864. Die darin geschaffene Institution 
des »Semstwo« — mit »Landschaftsverband« zu übersetzen - 
stellte innerhalb der Gouvernements, d. h. der großen Verwal- 
tungseinheiten, und innerhalb der Kreise eine Organisation dar, 
die alle Teile der Bevölkerung zur gemeinsamen Arbeit zusam- 
menführte: den grundbesitzenden Adel, die Städter, ja, sogar 
die Bauern. Die gewählten Semstwo-Versammlungen im Gou- 
vernement und im Kreis standen gewiß jeweils unter dem Vor- 
sitz des Adelsmarschalls für das betreffende Gouvernement oder 
den betreffenden Kreis: aber es waren gewählte Vertretungen, das 
erste demokratische Element in einem noch starr autokratischen 
Regierungssystem. Ihre Kompetenz erstreckte sich zunächst auf 
Gebiete der lokalen Wirtschaft und des Verkehrs (Wegebau, 
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Versorgung der Kranken, Ernährungssicherung, Caritas), spä- 
ter kamen Volksbildung, d.h. die Einrichtung und Unterhal- 
tung von Volksschulen (Semstwo-Schulen), Veterinärwesen, 
Medizinalwesen hinzu. Hier war ein Ansatz zur Selbstverwal- 
tung im echten Sinne, zu selbstverantwortlicher Entscheidung 
im kleinen Rahmen und zur Erziehung eines im Dienste an der 
Gemeinschaft stehenden Beamtentums, das, anders als die 
»Tschinowniki«, die Beamten des Staates, in den von dem 
Semstwo geschaffenen Einrichtungen wirkte, stets unter Kon- 
trolle der Semstwo-Versammlungen aus gewählten Vertretern 
der örtlichen Bevölkerung. Alle Semstwo-Organisationen un- 
terstanden direkt dem Innenministerium in Petersburg. Solange 
Graf Walujew, Alexanders II. Innenminister, wirken konnte, 
schien durch die Schaffung des Semstwo der Tag absehbar, an 
dem sich der Zar entschließen werde, eine gewählte Landesver- 
tretung zu genehmigen. Aber dieser bis in seine letzten Lebens- 
tage hinein um die Fortführung seines Reformwerkes besorgte 
Herrscher sah sich einer immer heftiger werdenden Opposition 
kleiner, radikaler Gruppen der Intelligentsia gegenüber, die zur 
Durchsetzung ihrer revolutionären Ziele den Terror wählten. 
In einem Jahr um Jahr härter werdenden Kampf zwischen den 
Terroristen und dem Zaren mußte Alexander II. schließlich zu 
Mitteln des Polizeistaates greifen, die er selbst verachtete. Er, 
der sich in seinem persönlichen Leben mit souveräner Geste 
über Schranken der Etikette hinwegsetzte, zögerte doch, durch 
eine gewählte, mitverantwortliche Volksvertretung und eine 
Verfassung der revolutionären Bewegung den Wind aus den 
Segeln zu nehmen. Als ihn am ı. (ı3.) März 1881 die Bombe 
zerriß, die die Terroristengruppe der Generalstochter Sophie 
"Perowskaja vorbereitet hatte, konnte der Versuch, Staat und 
Gesellschaft in Rußland miteinander zu versöhnen und in ein 
ausgeglichenes Verhältnis zu bringen, endgültig als gescheitert 
gelten. Was Franz Joseph in Österreich, was insbesondere in 
England und was auch in Deutschland gelang, die Umformung 
des alten Systems ohne eine echte Revolution, blieb in Rußland 
aus. Hier war nur der Kampf möglich, eine Auseinandersetzung, 
wie sie im Frankreich des ausgehenden ı8. Jahrhunderts statt- 
gefunden hatte. 

Alexanders II. zweiter Sohn und Thronerbe, Alexander III., 
hat in den dreizehn Jahren seiner Regierung (1881-1894) den 
teilweise sogar geglückten Versuch unternommen, durch bru- 
talen Polizeiterror dierevolutionäre Bewegung im Lande nieder- 


Einleitung 13 


zuhalten und zu unterdrücken. Seine gesamte Innenpolitik zielte 
auf die Stärkung der Autokratie des Zaren und der Bürokratie 
ab. Die Bildungspolitik, geleitet von Pobedonoszew, dem Ober- 
prokureur des Heiligsten Dirigierenden Synod, der seit Peter 
dem Großen bestehenden kollegialen Leitung der russisch-or- 
thodoxen Kirche, versuchte anstelle von »unnützem Wissen« 
eine dem Staat erwünschte Halbbildung zu verbreiten, alle 
schädlichen, d. h. westlichen, europäischen Einflüsse fernzu- 
halten. Die Nationalitätenpolitik Alexanders III. endlich, von 
größter Bedeutung in seinem Riesenreich mit zahlreichen nicht- 
russischen Völkern und Stämmen, versuchte alle Völkerschaf- 
ten, vor allem die Polen, die Deutschbalten in den Ostseeprovin- 
zen, die Litauer, Letten, Esten, ja, sogar die zwar russischer 
Herrschaft unterworfenen, aber autonomenFinnen und die kau- 
kasischen Völker, schlichtweg zu Russen zu machen, ihnen die 
russische Sprache aufzunötigen und sie sogar der russisch-ortho- 
doxen Kirche zu gewinnen, sofern sie einem anderen christlichen 
Bekenntnis oder dem Islam angehörten. Die von Alexander Il. 
ins Leben gerufene lokale Selbstverwaltung, das Semstwo, 
wurde gleichzeitig in ihren Rechten eingeschränkt und mit 
größtem Mißtrauen beobachtet, blieb freilich bestehen und war 
mit Erfolg tätig. 

Insgesamt ist das Ergebnis der Regierungszeit Alexanders III. 
in doppelter Hinsicht negativ: einmal darin, daß gerade während 
seiner Regierung der russische Marxismus sich zum erstenmal 
formierte und die revolutionäre Bewegung entscheidend be- 
einflußte. Als unter der Führung von Georgij Plechanow 1883 
eine erste russische marxistische Gruppe ins Leben gerufen 
wurde, war damit ein Beispiel gegeben, das aufs stärkste im 
Lande selbst wirkte, Aus den nun überall entstehenden Zellen 
und Gruppen ging die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Ruß- 
lands hervor. Auf diese Weise rächte sich die gewaltsame Ab- 
sperrung vom westlichen Ausland: Eine von dort übernom- 
mene Ideologie wurde der Sprengstoff, der schließlich das Sy- 
stem des Zarismus zerstörte. Die Maßnahmen Pobedonoszews 
und seiner Kreaturen auf dem Ministersessel des Unterrichts- 
ministeriums verhinderten die Entstehung eines staatsbejahen- 
den, in sich gefestigten, in der offenen Diskussion mit den ver- 
schiedenen geistigen Strömungen des Westens gereiften Bil- 
dungsbürgertums, das in der Lage gewesen wäre, den radikalen 
Revolutionären auf die Dauer Widerpart zu leisten. Sie verhin- 
derten aber auch die Breitenwirkung eines Mannes wie Nikolaj 
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K. Michajlowskij, der in seiner Zeitschrift »Russischer Reich- 
tum«(Russkoe Bogatstvo) als gewichtiger und gefährlicher Geg- 
ner der Marxisten deren Unterwerfung unter angebliche ökono- 
mische Grundgesetze der Weltgeschichte ebenso bekämpfte wie 
die Tendenz nach industrieller Ausweitung und Vermögens- 
bildung der Kapitalisten. Der Versuch, das heraufziehende In- 
dustriezeitalter nicht durch hemmungs- und gewissenloses Be- 
reicherungsstreben und damit zugleich verbundenes Elend des 
flachen Landes und der neu entstehenden Arbeiterschaft begin- 
nen zu lassen, sondern das soziale Gewissen der Nation zu 
wecken und in selbstverantwortlicher Weise »die neue Zeit« zu 
gestalten, blieb ohne Ergebnis. Die Tragödie dieser Gruppen 
sollte sich später fortsetzen im Schicksal der Sozialrevolutio- 
nären Partei. 

Erstaunlich ist immerhin, daß die Intelligentsia auch liberale 
Kräfte gemäßigter Richtung hervorbrachte und daß trotz aller 
polizeilich-bürokratischen Hemmnisse sich das geistige Leben 
in Rußland auch unter der Regierung Alexanders III. nicht er- 
sticken ließ. 

Indes konnte sich Alexander III. auch aus einem anderen 
Grunde den Forderungen der modernen arbeitsteiligen Indu- 
striegesellschaft nicht völlig entziehen. Wollte er Rußlands Stel- 
lung unter den europäischen Großmächten weiterhin behaup- 
ten, dann mußte er dieim Lande vorhandenen Ansätze zur Indu- 
strialisierung fördern. Dazu bedurfte er des Kapitals. Er, der den 
Westen, vor allem das aus der Revolution hervorgegangene re- 
publikanische Frankreich zutiefst verachtete, mußte nach der 
Nichterneuerung des Rückversicherungsvertrages mit dem 
Deutschen Reich (1890) die nahezu vollständige außenpolitische 
Isolierung Rußlands zu überwinden versuchen. Das russische 
Vordringen in Mittelasien bis an die Grenzen Indienshatte schon 
in den siebziger Jahren zu Spannungen mit England geführt. 
Alexanders III. brutales Eingreifen in Bulgarien, wo er mit Ge- 
walt den russischen Einfluß zu erhalten sich bemühte, endete mit 
einem völligen Mißerfolg: ein ungarischer Husarenoffizier aus 
deutschem Fürstenhause, Ferdinand von Sachsen-Koburg-Ko- 
hary,wurde zum Fürsten gewählt (1887). Daß Alexander III. dar- 
aus den Schluß zog, nicht die eigene Unfähigkeit, sondern aus- 
wärtige Mächte hätten das bewirkt, daß er dafür Österreich-Un- 
garn verantwortlich machte und das Dreikaiserbündnis zwi- 
schen Rußland, Österreich und Deutschland 1887 nicht mehr 
verlängerte, schufjenen Spannungszustand zwischen den beiden 
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am Balkan interessierten Mächten, der seither nie mehr über- 
wunden worden ist. Als das Deutsche Reich nach Bismarcks 
Abgang die Erneuerung des Rückversicherungsvertrages ver- 
weigerte, war es höchste Zeit, daß sichRußland nach einem euro- 
päischen Verbündeten umsah, dessen wirtschaftliche Potenz zu- 
gleich geeignet war, der russischen Wirtschaft die nötigen Mit- 
tel zur Verfügung stellen. Hier bot sich Frankreich an, und seit 
1891 wurde zwischen Petersburg und Paris verhandelt. 1892 er- 
folgte der Abschluß eines Militärbündnisses, das sich eindeutig 
gegen Deutschland richtete, wenngleich weder der Zar noch 
sein Außenminister Nikolaj Giers an einen Angriff dachten. Nun 
wurde der russische Markt dem französischen Kapital in großem 
Umfange geöffnet, und mit seiner Hilfe begann der fähigsteunter 
den jüngeren Mitarbeitern des Zaren, Sergej Juljewitsch Witte, 
den systematischen Eisenbahnbau und damit die verkehrsmäßi- 
ge Erschließung Rußlands, die Voraussetzung für jeden indu- 
striellen Auf- und Ausbau. Der wirtschaftliche Aufschwung 
setzte rasch ein, die Industrieproduktion stieg sprunghaft an 
und damit einher ging eine soziale Umstrukturierung großen 
Ausmaßes. Neben der neuen Geldaristokratie, die bald auch po- 
litischen Einfluß gewann, sammelte sich in den großen Städten, 
vor allem in Petersburg, Moskau, Kiew, Odessa und anderswo, 
ein Industrieproletariat, das anfänglich unter den schlimmsten 
Verhältnissen leben mußte, aber vielfach mit dem flachen Lande 
eng zusammenhing - die Arbeiter blieben vollberechtigte Mit- 
glieder ihrer Haftungsgemeinde, ihres Mir, beließen oft sogar 
noch die Familien in der heimatlichen Dorfgemeinde - und da- 
durch die Verbindung zwischen Arbeiterschaft und Bauern- 
tum herstellte, die sich die revolutionären Gruppen zunutze 
machten. 

In zweifacher Hinsicht wurde das flache Land in die »indu- 
strielleRevolution«hineingerissen: Zum einen zogen dieschnell 
aufschließende Industrie und der forcierte Eisenbahnbau mehr 
und mehr die bäuerlichen Arbeitskräfte an sich und zumanderen 
beteiligte sich ein Teil der Gutsbesitzer am Streben nach schnel- 
ler Kapitalbildung, eine der Ursachen, daß trotz offiziellen Ver- 
botes die Getreideausfuhr 1891 größer war alsin den Jahren vor- 
her, wodurch die Hungerkatastrophe des Winters von 1891/92 
heraufbeschworen wurde. 

Hartnäckig leugneten Alexander III. und seine Ratgeber das 
Vorhandensein einer Arbeiterfrage in Rußland, die ein Kenn- 
zeichen des verfaulten Westens sei. Ausdrücklich verbot ein Ge- 
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setz den Arbeitern die Bildung von Gewerkschaften und zwang 
sie dadurch gleichsam zur illegalen Organisierung. Es gelang 
zwar, den Terror der sechziger und siebziger Jahre zu unter- 
drücken und dutch drakonische Maßnahmen diese Richtung der 
revolutionären Bewegung zu liquidieren. Dafür wuchs im Aus- 
land und auch in den geheimen Zirkeln im Lande selbst ein ziel- 
bewußter Feind heran, gegen den die Gendarmen machtlos wa- 
ren. Jeder ausländische Beobachter, der in dieser Zeit Rußland 
bereiste, wußte, wenn er die Augen offenhielt, von der fort- 
schreitenden inneren Zerklüftung, von der Unzufriedenheit gro- 
Ber Bevölkerungsgruppen infolge nationaler Unterdrückung 
oder politischer Verfolgung zu berichten. Die inneren Spannun- 
gen waren gewachsen. 

Da starb Alexander III. in der Nacht vom 21. auf den 22. Ok- 
tober (3./4. November) 1894. Sein Sohn hat ihm später vor dem 
Moskauer Bahnhof in Petersburg ein von Fürst Paul Trubezkoj 
geschaffenes Reiterdenkmal aufstellen lassen. Es zeigt den stier- 
nackigen plumpen Mann auf einem ebenso plumpen Pferde, 
starr geradeaus blickend. Die Bolschewiki haben das Denkmal 
stehen lassen und es lediglich mit einem von dem Dichter Dem- 
jan Bednyj stammenden Epigramm versehen, das sinngemäß 
besagt: »Mein Sohn und auch mein Vater sind gerichtet worden; 
ich jedoch, ohne Ruhm selbst nach dem Tode, stehe hier als Vo- 
gelscheuche aus Gußeisen in dem Land, das das Joch der Auto- 
kratie abgeschüttelt hat.« 


Dem geistig beschränkten, brutalen, aber auch zielbewußten 
Despoten folgte sein ältester Sohn Nikolaj, ein gehemmter jun- 
ger Mann von 26 Jahren, durchschnittlich begabt und nicht sehr 
intelligent, wie alle schwachen Naturen mißtrauisch und unzu- 
verlässig, ohne Freude an der ihm überkommenen Aufgabe. Ihn 
interessierte das, was er tun mußte, im Grunde kaum oder gar 
nicht, ja, der Direktor des kaiserlichen Theaters, Fürst $. M. 
Wolkonskij, berichtet, der Zar habe eine geradezu organische 
Abneigung gegen jede Arbeit gehegt, sei allem Dienstlichen 
möglichst lange aus dem Wege gegangen und habe sich, wenn 
das Gespräch mit dem Besucher irgendwelche sachlichen The- 
men berührte, gleichsam in sich selbst zurückgezogen, miß- 
trauisch und feindselig, als habe man ihnbeleidigt. Allem Unan- 
genehmen ging er möglichst aus dem Wege, ließ dies von Unter- 
gebenen ausführen oder vertraute es dem Papier an. Dabei war 
Nikolaj II. keineswegs der gutmütige Charmeur, als der er sich, 
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wie Witte berichtet,‘zu geben verstand, sondern nicht nur ein 
Pedant und Bürokrat, sondern auch ein Despot, der Menschen, 
die sich während der Revolution von 1905 gegenüber Revolu- 
tionären Grausamkeiten zuschulden kommen ließen, deckteund 
belobigte und der sich nicht scheute, einer rechtsradikalen Ter- 
rorbande, den sogenannten »Schwarzen Hundert«, seine offene 
Sympathie und Unterstützung zu schenken. 

Wenn Witte den Zaren als gebildet bezeichnet, so meint er die 
höflichen Umgangsformen. Dahinter verbarg sich eine er- 
schreckende geistige Öde. Aber Nikolaj II. war tief durchdrun- 
gen von der Würde, die er bekleidete. Menschen seiner Umge- 
bung pflegte er nicht zuletzt danach zu beurteilen, ob sie dieser 
von ihm verkörperten Würde auch gebührende Achtung erwie- 
sen. »Ich weiß, Sie glauben ebenso, daß das Herz des Zaren in 
der Hand Gottes ist«, schreibt er am 10. (23.) Dezember 1906 an 
den Ministerpräsidenten Stolypin. So leer und oberflächlich seine 
Bemerkungen über die Gottesdienste sind, an denen er teil- 
nehmen mußte oder wollte, so tief sitzt das Gefühl der Auser- 
wähltheit und unmittelbaren Beziehung zu Gott, die ihn über 
alle seine Untertanen hinaushebt. »Ich trage für alle mir zuteil 
gewordene Macht vor Gott eine furchtbare Verantwortung und 
bin jederzeit bereit, ihm dafür Rechenschaft abzulegen«, heißt es 
in dem soeben zitierten Briefan Stolypin. 

Der nach außen schüchterne, auf seine künftigen Aufgaben 
schlecht vorbereitete junge Mann übernahm die Regierung des 
Reiches zu einem Zeitpunkt, da nicht nur die revolutionäre Be- 
wegung sich neu formiert hatte und außer in Georgij Plechanow 
vor allem in dem jungen Wladimir Iljitsch Uljanow, genannt Le- 
nin, sowie in dem jungen Leo Trotzkij überragende Köpfe be- 
saß, sondern auch die moderne Entwicklung in Rußland nicht 
mehr aufzuhalten war. Ihr sich zu widersetzen, hätte die Auf- 
gabe der Großmachtstellung des Reiches in der Welt bedeutet. 
Diese zu bewahren, die Industrialisierung und die wirtschaft- 
liche und verkehrsmäßige Erschließung des Riesenreiches zu 
fördern und dabei die alte autokratisch-patriarchale Ordnung zu 
bewahren — diesem in sich widersprüchlichen Ziel galt die Poli- 
tik des neuen Zaren von seinem ersten Regierungstage an. So 
wie er 1895 vor den Semstwo-Vertretern erklärte, er wolle an 
den Grundsätzen der Regierung seines Vaters Alexander III. 
festhalten, so ist er im Grunde bei dieser Absicht geblieben, und 
alle Zugeständnisse, die ihm die Revolution von 1905 abgepreßt 
hat, wurden widerwillig und unehrlich gegeben, in der Absicht, 
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sie bei der nächsten sich bietenden Gelegenheit zu widerrufen. 
In den ersten Jahren seiner Regierung hat ihn der Lehrer seiner 
. Jugend und Mentor seines Vaters, Konstantin Pobedonoszew, 
der Oberprokureur des Heiligsten Synod, ebenso beeinflußt wie 
bestimmte Kreise der Hofgesellschaft. Die kluge Zarin-Mutter 
Maria Feodorowna, die einstige dänische Prinzessin Dagmar, 
die den Sohn in den ersten Jahren seiner Regierung auch poli- 
tisch beriet, scheint früh erkannt zu haben, daß die Vorstellun- 
gen Pobedonoszews nicht mehr zu verwirklichen waren. Sie ist 
es auch gewesen, die dem Sohn den Erlaß des von Sergej Julje- 
witsch Witte ausgearbeiteten Manifestes vom 17. (30.) Oktober 
1905, in dern dem Reich eine Verfassung angekündigt wurde, 
angeraten hat. Sie war ihren Söhnen gegenüber ohnehin bar je- 
der Illusionen, Witte berichtet in seinen Erinnerungen von 
einer Unterredung mit ihr lange nach den Ereignissen von 1905. 
Als Witte sich über die Art beklagte, in der der Zar ihn, den 
amtierenden Ministerpräsidenten, hinterging, habe Maria Feo- 
dorowna wörtlich gesagt: »Sie wollen sagen, der Zar habe we- 
der Willen noch Charakter. Das ist wahr. Aber sehen Sie, gege- 
benenfalls würde ihn Mischa (der Großfürst Michail Alexandro- 
witsch, der jüngere Bruder Nikolajs II.) ersetzen. Ich weiß, daß 
Sie Mischa sehr lieben, aber glauben Sie mir, er hat noch weniger 
Willen und Charakter.« 

Die Zarin-Mutter hat ihrem Sohn gegenüber niemals aus 
ihrer Gesinnung ein Hehl gemacht. Nikolaj II. ließ sich von ihr 
zwar alles sagen, aber er hörte im Grunde auch nicht auf sie. Der 
Einfluß der Mutter trat zudem schon nach wenigen Jahren all- 
mählich zurück und wurde schließlich ganz verdrängt von dem 
der Gattin. 

Nikolaj II. hatte sich mit der Prinzessin Alice von Hessen- 
Darmstadt gegen den Willen seines Vaters verlobt und sie kurz 
nach dessen Tode geheiratet. Als Zarin Alexandra Feodorowna 
hat sie das Denken und Handeln des letzten Zaren maßgebend 
bestimmt. In den nicht ganz zweieinhalb Jahrzehnten, in denen 
ihr Leben dem seinen verbunden war, ist sie, von Natur mit 
einem viel stärkeren Willen ausgestattet, mehr und mehr in die 
Rolle der heimlichen Regentin hineingewachsen. Keine russi- 
sche Zarin außer Katharina II., so ist einmal richtig bemerkt 
worden, hat in solchem Maße in die Schicksale des Riesenreiches 
eingegriffen, wie diese äußerlich so bescheidene, meist kränkeln- 
de, einen großen Teil ihres Lebens zwischen Bett und Betstuhl 
zubringende Frau. Sie ist der Dynastie nicht nur dadurch, daB 
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sie einem von tödlicher Krankheit gezeichneten Thronerben 
das Leben schenkte, sondern vor allem durch ihre politischen 
Entscheidungen zum Schicksal geworden. 

Da die Zarin alle ihr begegnenden Menschen danach beur- 
teilte, ob sie ihrergeben waren odernicht, und jede auch nur an- 
deutungsweise geltend gemachte Kritik an ihrer Person mit 
Haß und Rachsucht ahndete, ergaben sich sehr bald Spannun- 
gen in der Familie des Zaren. Sie wuchsen, als die Zarin allerlei 
Quacksalbern und Scharlatanen Zutritt zum engsten Familien- 
kreise gewährte, als siesich mit einer Clique von liebedienernden 
Hofschranzen umgab, die ihr nach dem Munde redeten. Der Du- 
mapräsident Rodsjanko erzählt in seinen Erinnerungen, daß sich 
die Zarin-Mutter einmal alle Einzelheiten über die Rasputin- 
Affäre berichten ließ. Aber sie war nicht imstande, dem Treiben 
der Clique um die junge Zarin Einhalt zu gebieten. 

Die Zarin Alexandra wurde seit den ersten Anzeichen der 
Bluterkrankheit bei dem abgöttisch geliebten »Baby«, dem 
Thronfolger Alexej, von Gewissensqualen gepeinigt. Die einst 
protestantische Prinzessin hatte sich nach dem Übertritt zur 
Orthodoxie überraschend schnell in die neue Glaubenswelt ein- 
gelebt. Darin glich sie ihrer älteren Schwester Elisabeth, die mit 
einem Oheim des Zaren vermählt war. Als dieser, der Großfürst 
Sergej Alexandrowitsch, 1906 einem Attentat zum Opfer fiel, 
ging seine Witwe ins Kloster. Auch der Zarin wurden Liturgie 
und Frömmigkeitsstil der Orthodoxie bald völlig zu eigen. Wie 
ihre Schwester, so neigte auch sie mehr und mehr zu jener Art 
mystischer Frömmigkeit und Gottsuche, die in den russischen 
Klöstern und Einsiedeleien, im Starzentum, freilich auch in den 
zahlreichen Sekten und in allerlei Aber- und Irrglauben prakti- 
ziert wurden. Ein Sektierer war auch der sibirische Bauer 
Grigorij Rasputin, der von geistlichen und Hofkreisen bei der 
Zarenfamilie eingeführt wurde und seit ı905 einen stetig 
größer werdenden Einfluß vor allem auf die Zarin auszuüben 
begann. 

Sie, die sich in einem Brief an den Zaren als »Mutter Ruß- 
lands« bezeichnet, wurde in Wahrheit seine Stiefmutter, ohne 
daß sie dies jemals begriffen oder zugegeben hätte. Gewiß hat 
sie klaglos die Not der Gefangenschaft und der Verbannung 
auf sich genommen; aber aus den Aufzeichnungen der letzten 
Monate und Tage ihres Lebens ergibt sich nicht der leiseste Hin- 
weis darauf, daß sie sich darüber Rechenschaft abgegeben hätte, 
in wie hohem Maße sie selbst an diesem Schicksal die Schuld 
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traf. Mit dieser belastete die egozentrische Frau stets »die ande- 
ren«, die nicht auf sie und ihre zweifelhaften Ratgeber gehört 
hätten. 

Der Stil, den sie dem Leben des Hofes und des engsten Fami- 
lienkreises aufprägte, war eine Mischung von patriarchalischem 
Großgrundbesitzertum und kleinstädtischer Spießbürgerlich- 
keit. Unzweifelhaft hat sie viel von der Enge und Muffigkeit 
deutscher Kleinstaaterei mitgebracht. Aus jeder Zeile ihrer 
Briefe und Aufzeichnungen, aber auch aus den Schilderungen 
vieler Augenzeugen spricht das Bild eines im Grunde spießbür- 
gerlichen - und gerade darum den Russen so verhaßten — Haus- 
halts, dessen Mittelpunkt eine hysterische Kleinbürgerin war, 
die sich einbildete, zu einer historischen Mission berufen zu 
sein. . 

Sie war es, die den Zaren gegen viele verantwortungsbewußte 
und kaisertreue Politiker und gegen seine eigenen Familienmit- 
glieder, ja, seinen eigenen Bruder aufhetzte oder ihn ihnen 
gegenüber mißtrauisch werden ließ. In genauer Kenntnis der 
schwachen Seiten seines Charakters, seiner Entschlußlosigkeit 
und Unzuverlässigkeit wußte sie überaus geschickt ihre Ab- 
sichten durchzusetzen. Diese Rücksichtslosigkeit, ja, Grausam- 
keit, gepaart mit Herrschsucht und Eigensinn, vermochte sich 
zunächst nur in Wunschbildern, auf geduldigem Papier auszu- 
toben, fand aber ihre gefährliche Befriedigung während des 
Krieges, als die Zarin unmittelbar tätig in das politische Leben 
eingreifen konnte. 

Dabei hat es dem letzten Zaren keineswegs an klugen und 
tüchtigen Ratgebern und Beamten gefehlt. Der bedeutendste 
unter den Ministern, die Nikolaj II. vorfand, war Sergej Julje- 
witsch Witte (1849-1915), ein Mann, der sich im Eisenbahn- 
wesen aufgedient, dieses allmählich auf- und ausgebaut, zum 
größten Teil in Staatsbesitz überführt und damit der industriel- 
len Entwicklung entscheidenden Anstoß gegeben hatte. Seit 
1893 betrieb er als Finanzminister eine protektionistische Wirt- 
schaftspolitik. Ihm verdankte Rußland die freilich mitunter auf 
Kosten der eigenen Bevölkerung erzwungene aktive Handels- 
bilanz, die 1897 eingeführte Golddeckung des Rubels, und damit 
die Kreditfähigkeit im Auslande und den Zustrom fremden, ins- 
besondere französischen, aber auch belgischen Kapitals. Gewiß 
schuf die Wirtschaftspolitik Wittes zunächst nur einige indu- 
strielle Schwerpunkte, die dazu ungleichmäßig über das Land 
verteilt waren. Auch fehlte Witte der Blick für dieentscheidende 
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Bedeutung, die einer Sanierung der Verhältnisse in der Land- 
wirtschaft zukam, welche für ihn lediglich Exportgetreide lie- 
fern sollte. Er erkannte nicht, welche sozialen Probleme seine 
Wirtschaftspolitik heraufbeschwor. Er war weder »liberal«, wie 
er vielen erschien, noch von Hause aus ein Anhänger des in den 
Kreisen der Semstwo-Verwaltung sich ausbreitenden Konstitu- 
tionalismus. Ungeachtet dessen war er den wirklichkeitsfernen 
Reaktionären vom Schlage eines Pobedonoszew ebenso verhaßt 
wie dem Zaren wegen seiner persönlichen Tatkraft und ziel- 
bewußten Energie. Witte erwartete insbesondere von dem groß- 
artigen Unternehmen der Transsibirischen Eisenbahn, deren 
Bau 1891 begonnen hatte, einen Aufschwung des Handels mit 
China und eine intensivere wirtschaftliche Erschließung Sibi- 
riens. Freilich zwangen die Ereignisse im Fernen Osten, der 
Wettlauf der europäischen Großmächte und Japans um Kon- 
zessionen und Stützpunkte in China auch Rußland zur Entschei- 
dung. Es stellte sich im Gegensatz zu England, dem alten Rivalen 
in Asien, auf die Seite Chinas, erreichte dessen Zustimmung zum 
Bau der Eisenbahnstrecken durch die Mandschurei (von Tschita 
nach Wladiwostok, von Charbin nach Dairen), womit eine er- 
hebliche Verkürzung erreicht und der große Amurbogen um- 
gangen werden konnte, sowie die Abtretung der Halbinsel Liao- 
tung mit den Häfen Dairen und Port Arthur. Allein, diese Ver- 
flechtung in die fernöstlichen Spannungen und Rivalitäten be- 
dingte eine zum großen Teil aus Unfähigkeit und Unkenntnis 
resultierende überhebliche Politik gegenüber Japan. Wittes War- 
nungen wurden in den Wind geschlagen, er selbst 1903 zum 
Rücktritt gezwungen. Einem großen Teil der nationalistischen 
Petersburger Hof- und Militärkreise kam ein Krieg als Ablen- 
kung von allen innenpolitischen Schwierigkeiten gerade recht. 
Witte und andere verantwortungsbewußte Beobachter wußten, 
daß weder die Armee noch die Flotte für eine Auseinanderset- 
zung vorbereitet, noch eine außenpolitische Absicherung Ruß- 
lands, mit Ausnahme des in diesem Fall wirkungslosen Bünd- 
nisses mit Frankreich, vorhanden war. Ungeachtet dessen bra- 
chen die Russen den Krieg mit Japan vom Zaun. In den andert- 
halb Jahren vom Februar 1904 bis zum 14. (27.) Mai 1905, dem 
Tag des Seesieges der Japaner unter Admiral Togo über die 
russische Ostseeflotte des Admirals Roschdestwenskij bei Tsu- 
shirna, erlitten die Russen Niederlage auf Niederlage. Durch Ver- 
mittlung des amerikanischen Präsidenten Theodore Roosevelt 
wurde in Portsmouth (New Hampshire, USA) durch den russi- 
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schen Beauftragten, den in höchster Not wieder herbeigeholten 
Witte, am 23. August (5. September) 1905 ein Friede geschlos- 
sen, der das Zarenreich zwar die chinesischen Häfen und den 
Südteil Sachalins kostete, ihm aber Kontributionen ersparte und 
sogar die nordmandschurische Bahn nach Wladiwostok beließ. 
Erst Stalin hat 1945 diese Zugeständnisse, u. a. auch das japani- 
sche Protektorat über Korea, rückgängig gemacht und zeitwei- 
lig Port Arthur erneut besetzen lassen. 

Der Russisch- Japanische Krieg löste, wie 10 Jahre später der 
Erste Weltkrieg, eine Revolution aus, die erste, die das herr- 
schende System aufs tiefste erschütterte. Schon in den ersten Jah- 
ren des 20. Jahrhunderts zeichnete sich eine Front gegen den 
autokratischen Zarismus ab, die von den adligen Semstwo-Ver- 
tretern über die bürgerliche Intelligenz bis zu den Arbeitern und 
Bauern reichte. In seinem Brief an den Zaren vom ı6. Februar 
(1. März) 1902 hatte Graf Leo Tolstoj auf die allgemeine Unzu- 
friedenheit aller Stände und Schichten mit der Regierung und: 
auf die Verelendung der Bauern bei gleichzeitigem sprunghaften 
Anwachsen von Kapital und Reichtum in privater und staat- 
licher Hand hingewiesen und vor den furchtbaren Folgen zu- 
nehmender innerer Zerrüttung gewarnt. Ein Kongreß der 
Semstwo-Vertreter im November 1904 ließ erkennen, daß in den 
Selbstverwaltungskörperschaften der Wunsch nach einer Ver- 
fassung, einer gewählten Volksvertretung und einer dieser ver- 
antwortlichen Regierung von der Mehrheit vertreten wurde. 
Auch der verschiedene berufliche Zusammenschlüsse umfas- 
sende »Verband der Verbände«, in dem die liberal-demokrati- 
sche und zum Teil gemäßigt-sozialistische Intelligenz den Ton 
angab, verlangte die Beschränkung des autokratischen Systems 
durch eine gewählte Volksvertretung. Wichtig für die gesell- 
schaftliche Struktur und Entwicklung wurde weiterhin der ent- 
- schiedene Gegensatz zwischen den beiden Hauptstädten Peters- 
burg und Moskau. Nicht zufällig hatten der allrussische Semst- 
wo-Verband und das Zentralbüro des »Verbandes der Verbände« 
ihren Sitz in Moskau. Denn auch die Großindustriellen und Ban- 
kiers Moskaus waren zwar in ihrer Einstellung zum ausländi- 
schen Kapital und Einfluß durchaus konservativ, vielfach natio- 
nalistisch, und wollten Rußlands Eigenentwicklung auch im an- 
brechenden industriellen Zeitalter gesichert wissen, standen aber 
dem bürokratisch-polizeistaatlichen Regime des Zarismus mit 
Mißtrauen und Ablehnung gegenüber. Niemand hat dies klarer 
erkannt als die Zarin, die Moskau glühend haßte und jede Ver- 
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bindung der Residenz Petersburg mit ihm am liebsten gänzlich 
unterbunden hätte. 

Alle geheimen und offenen Vorbehalte und Gegnerschaften 
gegen das Petersburger Herrschaftssystem fanden sich zusam- 
men, als nach zunächst noch vereinzelten Streiks, Aufständen 
und Bauernunruhen Anfang Januar 1905 die Belegschaft der 
Putilow-Werke, des größten Petersburger Unternehmens der 
Schwer- und Rüstungsindustrie, in den Streik trat. Als sich unter 
Führung des Priesters Georgij Gapon und seines »Bundes der 
russischen Fabrikarbeiter Petersburgs«, einer von der Polizei ge- 
lenkten Organisation, am Sonntag, dem 9. (22.) Januar 1905, eine 
riesige Demonstration zum Winterpalais bewegte, um dem Za- 
ren eine Petition zu überreichen, in der Verbesserung der sozia- 
len und Arbeitsbedingungen, aber auch die politischen Forde- 
rungen der Sozialisten erbeten wurden, ließ die völlig kopflose 
Regierung schießen. Dieser »Blutige Sonntag« zerriß endgültig 
die Bindungen, die die breiten Massen der Arbeiter- und auch 
der Bauernschaft an die Person des Zaren geknüpft hatten. Über- 
all im Lande lammten Streiks und Unruhen auf. Die Semstwo- 
Vertreter unterbreiteten im Juni 1905 dem Zaren eine Resolu- 
tion, der sich der Städte-Kongreß, das Zentralorgan der städti- 
schen Selbstverwaltungen, angeschlossen hatte. Darin wurde die 
unverzügliche Einberufung einer Volksvertretung und sofor- 
tige Aufhebung der den Einzelnen und die Gesellschaft bedro- 
henden Willkür der Regierung und Polizei gefordert. Aber Zar 
und Regierung versuchten hinzuhalten und auszuweichen. Der 
Innenminister Bulygin arbeitete das Projekt einer beratenden 
Volksvertretung (Duma) aus, der jedoch keinerlei Rechte zu- 
gestanden wurden. Semstwo- und Städtevertreter protestierten 
gegen dieses Projekt, doch ließ der Zar es als Gesetz verkünden. 

Derabermalige Protest derSemstwo-VertretungMitteSeptem- 
ber wäre wirkungslos geblieben ohnedie anschwellende revolu- 
tionäre Bewegung auf dem Lande, in den Industriegebieten und 
durch den Eisenbahnerstreik im Oktober 1905,der dasVerkehrs- 
wesen lahmlegte. In Petersburg tratam 13.(26.) Oktober 1905 ein 
Rat (Sowjet) von Arbeiterdeputierten zusammen, dessen Vize- 
präsident der junge Leo Bronstein-Trotzkij wurde. InIwanowo- 
Wosnesensk, in Moskau und anderen Industriestädten wurden 
dieRäteschnell zu Mittelpunkten revolutionärerKampftätigkeit. 
Am längsten widerstand der Moskauer Sowjet dem Zugriff der 
Regierungsorgane und konnte erst auseinandergetrieben wer- 
den, als der Petersburger Sowjet aufgelöst, seine führenden Mit- 
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glieder verhaftet und die Gardetruppen frei geworden waren. In 
den Sowjets waren die drei sozialistischen Richtungen vertreten: 
die sozialrevolutionäre und die durch die Auseinandersetzung 
auf dem zweiten sozialdemokratischen Kongreß in Brüssel und 
London entstandene menschewistische und bolschewistische der 
Sozialdemokraten. Freilich war gerade die Russische Sozial- 
demokratische Arbeiterpartei durch diese innere Auseinander- 
setzung vielfach gehemmt und gelähmt. Während die Mensche- 
wisten unter Führung des begabten Julius ©. Cederbaum-Mar- 
tow und seines Freundes P. B. Akselrod eher gewerkschaftliche 
Ziele verfochten, war Lenin, der Führer der Bolschewiki, schon 
damals bereit, die revolutionäre Situation zur Machtergreifung 
auszunützen und dafür in seiner Anhängerschaft eine Rlitetruppe 
von Berufsrevolutionären heranzubilden. Aller Spontanei- 
tät in der Geschichte und Politik tief mißtrauend, lehnte er an- 
fänglich auch die Räte als Massenorganisationen scharf ab, um 
dann freilich zu erkennen,daß sie sich als Instrumente der Macht- 
ergreifung sehr wohl eignen konnten. Großen Einfluß auf den 
Gang der Ereignisse hatten freilich die theoretischen Streitereien 
innerhalb der Sozialdemokratie nicht. Auf dem flachen Lande 
konnten die Sozialrevolutionäre schnell Anhängerschaft gewin- 
nen und sich im »Bauernbund« eine Interessenvertretung schaf- 
fen, die sich dem »Verband der Verbände« anschloß. Blutige 
Unruhen wurden durch denEinsatz vonKosaken niedergeknüp- 
pelt, aber die Lage wurde im Oktober doch so bedrohlich, daß 
selbst General Trepow, der Generalgouverneur von Petersburg, 
einer der brutalsten Unterdrücker der Unruhen in der Haupt- 
stadt, dem Zaren zum Nachgeben riet. Ein Versuch des Zaren, 
durch Ernennung seines Oheims, des Großfürsten Nikolaj Ni- 
kolajewitsch, zum militärischen Diktator die Ruhe wiederherzu- 
stellen, scheiterte an der Weigerung des Großfürsten, ein der- 
artiges Amt zu übernehmen. Der Zar, unsicher, ratlos und 
schwankend, ließ sich schließlich von dem soeben aus den Ver- 
einigten Staaten heimgekehrten Witte dazu bewegen, in einem 
von diesem verfaßten Manifest vom 17.(30.) Oktober 1905 (»Ok- 
tobermanifest«) seinen Untertanen dieGrundrechte freier Staats- 
bürger sowie das Recht zur Wahl einer Volksvertretung 
(»Reichsduma«) zuzugestehen, die nicht nur die Regierung be- 
aufsichtigen, sondern vor allem die Gesetzgebung wahrnehmen 
sollte. Ineinem von Wittean den Zaren gerichteten, gleichzeitig 
veröffentlichten Bericht war davon die Rede, daß »die Schaffung 
solcher Einrichtungen und gesetzlicher Normen, die den politi- 
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schen Ideen der Mehrheit der russischen Gesellschaft entspre- 
chen und eine Garantie dafür bieten, daß die gewährte bürger- 
liche Freiheit nicht wieder genommen werden kann«, Hauptauf- 
gabe der künftigen Regierung sein werde. Obgleich Witte war- 
nend darauf hingewiesen hatte, daß die Einmütigkeit der Regie- 
rung im Hinblick auf die zu treffenden Maßnahmen allein die 
Garantiefür deren Zweckmäßigkeitsein könne, berief Nikolaj1I. 
nun zwar Witte zum Ministerpräsidenten, setzte ihm aber als 
Inhaber eines der wichtigsten Ressorts, des Innenministeriums, 
einen übel beleumundeten typischen »Tschinownik« (d. h. Be- 
amten, von tschin = der Rang, Dienstgrad), P. Durnowo, an 
die Seite. 

Das Oktobermanifest verhieß keine Verfassung, sondern nur 
eine Volksvertretung. Noch ehe die ı. Reichsduma auf Grund 
eines abgestuften Klassenwahlrechts zusammentrat, zwangen 
Nikolaj II. und Witte in den »Reichsgrundgesetzen« am 
27. April (10. Mai) 1906 Rußland eine Verfassung auf. Als Ge- 
gengewicht gegen die Reichsduma wurde der Reichsrat mit zum 
Teil vom Zaren ernannten Mitgliedern und praktisch den glei- 
chen Befugnissen wie die Duma als Herrenhaus geschaffen und 
außerdem dem Zaren persönlich und der allein ihm verantwort- 
lichen Regierung die Entscheidung über Krieg und Frieden, der 
Oberbefehl über die Streitkräfte und die Außenpolitik vorbehal- 
ten. Alle von der Reichsduma beschlossenen Gesetze mußten 
vom Reichsrat und vom Zaren genehmigt werden. Damit war 
eine weitgehende Ausschaltung aller effektiven Macht der 
Reichsduma erreicht. Hinzu kam, daß auf Grund des $ 87 der 
Reichsgrundgesetze der Zar während der Zeit, da die Reichs- 
duma nicht tagte, Gesetze erlassen konnte, die freilich später in 
der Reichsduma eingebracht werden mußten, inzwischen jedoch 
in Kraft blieben. Der deutsche Soziologe Max Weber hat schon 
1906 diese sogenannte Verfassung als »Scheinkonstitution« be- 
zeichnet. 

Aber es darf nicht verkannt werden, daß die Einberufung der 
Reichsduma, die Zulassung politischer Parteien, eine Lockerung 
der Pressezensur zweifellos erstmals in Rußland den politischen 
Kräften öffentliches Wirken ermöglichten. Nicht nur die längst 
organisierten und zunächst auch noch trotz innerer Gespalten- 
heit in einer gemeinsamen Partei zusammengeschlossenen So- 
zialdemokraten, die 1901 zur politischenPartei formiertenSozial- 
revolutionäre, auch die liberal-demokratischen und rechtsste- 
henden Gruppen konnten nun an die Gründung von Parteien 
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gehen; schon im Oktober 1905 bildeten sich die »Partei der 
Volksfreiheit« oder die Konstitutionell-Demokratische Partei 
(daher »Kadetten«) unter Führung des Geschichtsprofessors 
Paul Miljukow, der »Verband des 17. Oktober« (kurz: »Ok- 
tobristen« genannt), dessen führender Kopf der Moskauer Groß- 
industrielle Alexander Iwanowitsch Gutschkow war, und ver- 
schiedene kleinere Parteien. Von den Rechtsparteien erlangte 
vor allem der »Verband des russischen Volkes« Bedeutung, 
nicht zuletzt durch seinen führenden Politiker, den in Bessara- 
bien begüterten Großgrundbesitzer W. M. Purischkewitsch, 
Panrussist und eifriger Verfechter der Russifizierung der west- 
lichen Randgebiete und vorerst auch der vollen zarischen Auto- 
kratie. 

Die Eröffnung der Duma am 27. April (10. Mai) 1906 vollzog 
sich in feierlicher Form. Aber die Menschen, die im Georgiew- 
skij-Saal des Petersburger Winterpalais zum erstenmal so un- 
mittelbar aufeinanderstießen, der Zar und seine Familie, Hof 
und Regierung hier, die Vertreter der verschiedenen Klassen, 
Schichten und Nationalitäten dort, betrachteten einander mit 
offenem Mißtrauen, ja, mit Abscheu. »Sie sahen uns als ihre 
Feinde an, und ich konnte meine Augen nicht von einigen dieser 
Typen abwenden, weil darauf ein mir unverständlicher, gegen 
uns alle gerichteter Haß stand«, sagte die Zarin-Mutter Maria 
später in einem Gespräch über diese Szene zu dem Finanz- 
minister Graf Kokowzow. Bezeichnend war, daß der Schöpfer 
des Oktobermanifestes und der Reichsgrundgesetze, Witte, 
nicht anwesend war. Noch vor dem Zusammentritt der Reichs- 
duma hatte Nikolaj II. den verhaßten Staatsmann verabschiedet 
und durch den unbedeutenden Goremykin ersetzt, einen klein- 
lichen Verwaltungsbeamten, dem als fähige Mitarbeiter der Fi- 
nanzminister Kokowzow und als Landwirtschaftsminister Peter 
Arkadjewitsch Stolypin (1862-1911) zugeteilt wurden. 

Die erste Reichsduma kam nicht zu fruchtbarer Tätigkeit. Ob- 
gleich die Kadetten mit 179 von 478 Sitzen die größte Fraktion 
bildeten, die Sozialdemokraten und die Sozialrevolutionäre die 
Dumawahlen boykottiert hatten und lediglich eine Gruppe von 
Linken, als »Arbeiterpartei« (Trudowiki) bezeichnet, deutlich 
in der Opposition stand, fehlte vom ersten Augenblick an das 
Vertrauen auf beiden Seiten. Der Zar entschloß sich daher schon 
bald zur Auflösung der ı. Reichsduma (9. [z2.] Juli 1906) und 
zu Neuwahlen. An diesen beteiligten sich nun auch die Sozial- 
demokraten und Sozialrevolutionäre, welche zusammen mit den 
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Trudowiki von 523 Abgeordneten 213 stellten. Damit war das 
Gegenteil von dem erreicht, was der Zar beabsichtigt hatte. Er 
hatte jedoch schon im Juni Stolypin zum Ministerpräsidenten 
ernannt, und dieser ging gegen alle revolutionären und terrori- 
stischen Äußerungen mit größter Schärfe vor. Die Folge war 
ein Attentat auf ihn selbst, dem er mit Not entrann. Einige Tage 
später ließ er durch ein vom Zaren erlassenes Gesetz Militär- 
tribunale einrichten, die in wenigen Monaten die letzten Herde 
revolutionärer Unruhe beseitigten. Daß unter solchen Umstän- 
den die zweite Reichsduma, die im Februar 1907 zusarmmentrat, 
nicht auf Sympathien des Ministerpräsidenten rechnen konnte, 
war von vornherein klar. Schon am 9. (22.) Juni 1907 wurde sie 
aufgelöst. Durch ein entsprechendes Wahlgesetz wurde dafür 
gesorgt, daß der größte Teil der Bevölkerung nun überhaupt 
von der Wahl ausgeschlossen blieb, insbesondere die Arbeiter- 
schaft. Zwar war nun die Zusammensetzung der 3. Reichsduma 
durch solche Manipulationen im Sinne Stolypins erreicht — es 
überwogen die Rechtsparteien einschließlich der nunmehr größ- 
ten Partei, der Oktobristen (155 von 429 Sitzen), aber es waren 
doch auch die Sozialdemokraten (20) und Trudowiki (13) ver- 
treten, denen damit die Möglichkeit gegeben war, ihre politi- 
schen Ansichten in aller Öffentlichkeit zu äußern. 

Die politischen Gegner bezeichneten Stolypin als ihren ge- 
fährlichsten und reaktionärsten Feind. Aber dieser Mann, der 
neben Witte zweifellos der bedeutendste Staatsmann der Re- 
gierungszeit Nikolajs II. gewesen ist, war im Grunde gar kein 
Reaktionär. Er ließ die Reichsduma arbeiten. Freilich war er 
großrussischer Chauvinist, suchte die Rechte der Nationalitäten 
einzuschränken, soweit sie solche in der Revolutionszeit errun- 
gen hatten. Aber er bemühte sich zugleich, ein Kernproblem 
russischer Politik zu lösen, das sein großer Vorgänger Witte 
nicht erkannt hatte: die Agrarfrage. In einem zarischen Ukas 
vom November 1906, der in Agrargesetzen 1910 und 1911 von 
der 3. Reichsduma gebilligt wurde, versuchte Stolypin, die rus- 
sische Bauernschaft aus den Fesseln zu lösen, die 1861 erhalten 
geblieben waren: Freikauf des Bauernlandes vom Gutsherrn, 
Verschuldung gegenüber dem Staat, insbesondere aber Bindung 
des Bauern in der Gemeinde, im Mir. Damit waren Kräfte frei- 
gesetzt, die dazu dienen konnten und gedient haben, ein wirt- 
schaftlich gesundes mittelständisches Bauerntum zu schaffen, 
das die Bolschewiki später sehr zu Unrecht als »Kulakentum« 
diffamiert haben. Parallel damit ging eine Flurbereinigung gro- 
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Ben Stils sowie eine großzügige Kolonisationsbewegung vor 
allem nach Sibirien hin, um dichtbesiedelte Gebiete zu entlasten. 

Insgesamt ist das Ergebnis der Stolypinschen Agrarreform 
bemerkenswert: bis zum ı. Januar 1916 verließen über 2 Millio- 
nen Bauern den Mir, und es wurden über ı5 Millionen Hektar 
für die freie Bewirtschaftung verfügbar, d. h. etwa 10% der ge- 
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Ganz zweifellos ver- 
schärften sich aber dadurch die Gegensätze auf dem Lande, san- 
ken viele Kleinbauern zur »Dorfarmut«, d. h. einem ländlichen 
Proletariat herab, an das sich später die Bolschewiki wandten, 
während ein zahlenmäßig geringes, wirtschaftlich gesichertes 
Mittelbauerntum sich zu entwickeln begann. Aber auch die Ge- 
gensätze zwischen diesem und den Gutsbesitzern wuchsen, ob- 
gleich von 1906 bis 1916 etwa ı0 Millionen Hektar den Besitzer 
wechselten, wovon mindestens 6 Millionen Hektar Gutsland in 
bäuerliche Hände kamen. Allerdings wurde der Einzelbauer mit 
Hypotheken und hohen Bodenpreisen belastet und mußte hart 
arbeiten, sollte seine Wirtschaft sich rentieren. Als Ausdruck 
bäuerlicher Selbsthilfe ist das sprunghafte Ansteigen der land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften und ihrer Mitgliederzahlen 
anzusehen (auf rund 10 Millionen). Freilich genügten die Land- 
verkäufe der Gutsbesitzer nicht im entferntesten zur Befriedi- 
gung des bäuerlichen Landhungers. Aber daß durch den Abbau 
des Zwangssystems des Mir und durch die Steigerung der Er- 
träge viel erreicht worden ist und bei stetiger Fortentwicklung 
erreicht worden wäre, wird von allen Beobachtern zugegeben. 

Solange Stolypin lebte, war zudem der energische Leiter der 
Reform vorhanden, der sich nicht scheute, mit äußerster Härte 
durchzugreifen, wenn Widerstände zu beseitigen waren. Gewiß 
hatseine Regierungsweise berechtigte Kritik gefunden: aber wie 
er die Terroristen niederhielt, so hat er auch - freilich vergeblich 
— Rasputin aus der Umgebung des Zaren zu verdrängen ver- 
sucht, Dies wurde ihm zum Verhängnis: am ı. (14.) September 
1911 wurde in Anwesenheit des Zaren auf ihn geschossen; we- 
nige Tage darauf starb er. Die näheren Umstände des Attentats 
wurden nie aufgeklärt; es scheint, als habe der Attentäter nicht 
ohne Wissen Rasputins und hoher Persönlichkeiten Petersburgs 
und Kiews gehandelt. Stolypins Nachfolger, der bisherige Fi- 
nanzminister Kokowzow, widmete seine Hauptaufmerksam- 
keit weiterhin der Wirtschaftspolitik, während die Innenpolitik 
unter Durnowo in den alten Bahnen weiterlief. Die Industrie- 
produktion stieg bis 1914 Jahr für Jahr rasch an, was nicht zu- 
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letzt auf Kokowzows Bemühungen um französisches Kapital 
zurückzuführen war. 

Aber die sozialen Spannungen verschärften sich. Um die Jah- 
reswende 1913/14 kündigte sich eine große Streikwelle an, die 
im Juni 1914 ihren Höhepunkt erreichte: nahezu anderthalb Mil- 
lionen Arbeiter befanden sich im Ausstand. Die am 135. (28.) No- 
vember 1912 gewählte 4. Reichsduma, zustande gekommen auf 
Grund des Stolypinschen Wahlgesetzes von 1907, zeigte zwar 
einen weiteren »Ruck nach rechts« insofern, als den gemäßigten 
Rechtsparteien bis zu den Progressisten von 442 Sitzen 266 zu- 
fielen, während die Zahl der 'Trudowiki (Sozialrevolutionäre) 
auf ı0 und die der Sozialdemokraten auf 15 (einschließlich der 
5 Abgeordneten der bolschewistischen Richtung) absank. Aber 
sie sparte nicht mit Kritik an der Politik der Regierung, so daß 
sich dauernde Spannungen ergaben und selbst die rechtsgerich- 
teten Parteien in Opposition gerieten. Dazu kam, daß das Mini- 
sterkabinett nicht nach sachlichen Gesichtspunkten zusammen- 
gesetzt wurde, sondern persönliche Rankünen und Intrigen 
selbst dieses Gremium arbeitsunfähig machten. Die Ernennung 
des greisen Goremykin zum Ministerpräsidenten im Februar 
1914 erfolgte in einem Zeitpunkt höchster innerer und äußerer 
Spannungen. Unmittelbar vor dem Besuch des französischen 
Staatspräsidenten Poincar£ in Petersburg gab es heftige Straßen- 
kämpfe, die von Polizei und Gardetruppen mühsam unterdrückt 
werden konnten. Rußland war also trotz aller wirtschaftlichen 
Prosperität ein von sozialen Spannungen erschüttertes Land, als 
die Schüsse von Sarajewo die Katastrophe des Ersten Weltkrie- 
ges auslösten. 


Die Frage der Kriegsschuld Rußlands ist hier nur insofern zu 
berühren, als festzustellen ist, in welchem Umfang eine verhält- 
nismäßig kleine Gruppe führender Militärs und nationalisti- 
scher Politiker Einfluß auf den Gang der Ereignisse gewannen. 
Einer der aufmerksamsten Beobachter der russischen Entwick- 
lung in den entscheidend wichtigen Jahren nach 1905, der da- 
malige Bevollmächtigte Kaiser Wilhelms II. beim Zaren, Kapi- 
tän zur See v. Hintze, berichtete im Mai 1909, daß zwar Ruß- 
land auf lange hinaus nicht imstande sein werde, »eine Politik 
zu betreiben oder mitzumachen, die den Appell an die Waffen 
möglich machen kann«, daß es aber gerade deshalb Österreichs 
Vorgehen auf dem Balkan befürchte und von Deutschland er- 
warte, es werde dies zugunsten Rußlands zu verhindern suchen. 
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»Rußlands militärische Ohnmacht ist den Russen selbst all- 
mählich zur These geworden. Aber wie bei Kindern ist ihre 
größte Schwäche zugleich ihr wunder Punkt.« Wenn ein Aus- 
länder daran rühre, meinte Hintze, werde er mit einer wahren 
Flut von Widerlegungen, von Märchen über die russische 
Truppenstärke und die Leistungsfähigkeit auch der Flotte über- 
schüttet. Als ı911 die bereits 1892 geplanten, aber bisher nicht 
durchgeführten regelmäßigen Generalstabsbesprechungen zwi- 
schen dem französischen und russischen Oberkommando auf- 
genommen und nun in der Tat regelmäßig abgehalten wurden, 
bemühten sich die Russen, sowohl der Kriegsminister Suchom- 
linow wie auch der Generalstabschef Myschlajewskij, den Fran- 
zosen die wachsende Stärke der russischen Armee zu verdeut- 
lichen. Hinzu kam, daß der Außenminister Sasonow seinem 
Amtsvorgänger und nunmehrigen Botschafter in Paris, A.P. 
Iswolskij, an Energie und Zielstrebigkeit nicht gewachsen 
war. Dieser hatte als Außenminister (1906-10) das Gentleman’s 
Agreement mit England über Persien, Afghanistan und Tibet 
vom 31.8. 1907 zustande gebracht und damit dem französisch- 
russischen Bündnis Rückhalt an der Entente cordiale Frank- 
reichs und Englands verschafft. Daß Iswolskij den europäi- 
schen Krieg, der nach den Balkankrisen und -kriegen (1908 bis 
1913) drohte, zumindest nicht verhindern wollte, sondern im 
Gegenteil die auf Grund angeblicher »militärischer Notwendig- 
keiten« erforderlichen Maßnahmen befürwortete, ist sicher. 
Nikolaj II. lag, anders als Wilhelm II., jede Initiative völlig fern; 
er ließ sich von seiner Umgebung lenken, ja, er empfand die 
Aufregung in den letzten Juli- und ersten Augusttagen 1914 SO- 
gar als lästig, wie seine Tagebuchaufzeichnungen erkennen las- 
sen (Dok. ı), die hinsichtlich der Daten gewiß nicht voll zuver- 
lässig sind. Nicht unwesentlich war für ihn, daß die Zarin und 
Rasputin, der bei Kriegsausbruch nicht in Petersburg weilte, 
dem Krieg aufs heftigste widerrieten, der Letztgenannte sicher- 
lich aus seiner Kenntnis der bäuerlichen Verhältnisse. Fest steht 
allerdings, daß auch in Rußland, wie in anderen europäischen 
Ländern, in den ersten Kriegstagen eine Welle patriotischer Be- 
geisterung Teile der Bevölkerung, insbesondere in den Städten, 
erfaßte. Allem Anschein nach haben die Bauern, die die Haupt- 
last des Krieges zu tragen und die Soldaten zu stellen hatten, kei- 
neswegs diese Begeisterung geteilt, wie sich aus einer Bemer- 
kung in den Erinnerungen des Generals Lukomskij und ver- 
schiedenen anderen Zeugnissen ergibt (Dok. zb). Als sich be- 
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reits einige Monate nach Kriegsbeginn herausstellte, daß weder 
die Armee auf den Krieg vorbereitet, noch auch die technisch- 
organisatorischen Voraussetzungen für die Versorgung der 
Armee und eine ausreichende Rüstungsindustrie vorhanden 
waren, welche den Verschleiß von Material auszugleichen ver- 
mochte, wich die anfängliche Hochstimmung der Augusttage 
1914 schnell einer tiefen Niedergeschlagenheit. Die in Unifor- 
men gesteckten Bauernsöhne blieben sich selbst überlassen und 
waren jeder Agitation zugänglich. Die staatsbejahenden Kräfte 
der städtischen Intelligenz und die Reichsduma wurden vor den 
Kopf gestoßen durch ein ebenso unwürdiges wie ungeschicktes 
Spitzelsystem. Die Sozialdemokraten, die jede Unterstützung 
des Krieges offiziell abgelehnt hatten, wurden wie Staatsfeinde 
verfolgt, fast alle sozialistischen Führerpersönlichkeiten nach 
Sibirien verbannt und die Immunität der Dumaabgeordneten 
mißachtet (Dok. 4b,c, 6,7a, b, 8). Hinzu kam die Unfähigkeit der 
Bürokratie, den Anforderungen des Krieges gerecht zu werden, 
die Saumseligkeit eines schwerfälligen Apparates zu überwin- 
den und unter Mobilisierung der Kräfte der städtischen Gesell- 
schaft die Unzulänglichkeiten in der Rüstung, im Verkehrs- 
wesen, in der Versorgung zu überwinden. Stillschweigend ließ 
die Regierung des alten Goremykin es geschehen, daß sich 
sehr bald Schieber und Spekulanten in ungeheurem Ausmaß zu 
bereichern begannen, daß in den Vergnügungsvierteln vor al- 
lem Petersburgs, aber auch Moskaus gepraßt wurde, während 
an allen Frontabschnitten die Soldaten Not litten. Hätte es den 
Sozialdemokraten, insbesondere dem radikalen bolschewisti- 
schen Flügel, nicht in den ersten Kriegsjahren an einer fähigen 
und zielbewußten Führung gefehlt — diese befand sich im Aus- 
land, in Sibirien oder im Gefängnis —, so hätte schon 19135 die 
Regierung vor dem Ruin gestanden. Immerhin sammelte sich 
gefährlicher Zündstoff an, und die Radikalisierung der breiten 
Massen der Arbeiter- und Bauernschaft steigerte sich. Die libera- 
len und demokratischen Kreise innerhalb und außerhalb der 
Reichsduma erkannten dies sehr wohl und wollten insbesondere 
die Arbeiterschaft an der Verantwortung für die Wirtschaft, vor 
allem die Rüstung und die Versorgung von Armee und Heimat, 
beteiligt wissen. Selbst im Ministerkabinett bestand keine 
Einigkeit, da ein großer Teil der Minister für eine loyale Zu- 
sammenarbeit mit den bestehenden gesellschaftlichen Organi- 
sationen war, insbesondere mit den Semstwo-Verwaltungen 
und dem Städteverband. Goremykin indes hielt in greisenhaf- 
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tem Eigensinn ebenso an dem herrschenden System bürokrati- 
scher Bevormundung und polizeilicher Willkür fest, wie die 
Clique um das Zarenpaar, vor allem um die Zarin. 

Dieser gelang es denn auch, Nikolaj II. durch die Über- 
nahme des persönlichen Oberbefehls über die Streitkräfte aus 
der Hauptstadt zu entfernen und den zivilen Regierungs- 
beamten den Zugang zu ihm zu erschweren. Jetzt erlangte sie 
selbst den längst erstrebten Einfluß auf die Besetzung der ent- 
scheidenden Ministerposten und setzte die Ernennung des voll- 
ständig unfähigen, aber ihr und Rasputin treu ergebenen Boris 
Stürmer zum Ministerpräsidenten und des korrupten Protopo- 
pow zum Innenminister durch. Mit dem faktischen Übergang 
der Regierung an die Zarin und ihren Kreis war das Ende der 
autokratischen Herrschaft nahe herangekommen. Denn nun 
gingen auch den verantwortungsbewußten Angehörigen der 
Rechtsparteien die Augen über ein System auf, das in einem 
Augenblick, da der Feind unaufhaltsam weiter ins Land drang, 
sich nicht dazu aufzuraffen vermochte, Persönliches zurückzu- 
stellen. Eine nicht abreißende Kette von Skandalen erregte die 
Öffentlichkeit, angefangen von der dramatischen Spionageaffäre 
des Oberstleutnants Mjasojedow, eines Freundes des Kriegs- 
ministers Suchomlinow, über die Absetzung des Letztge- 
nannten und seine endliche Verhaftung wegen unwahrer An- 
gaben über die Kampfbereitschaft der Armee bis zu dem Treiben 
Rasputins in Petersburg, an dem sich engste Vertraute der Zarin, 
wie Frau Wyrubowa, geborene 'Tanejewa, beteiligten. Die Iso- 
lierung der Regierung und des Zarenpaares war schon 1916 voll- 
ständig. Längst war man sich in den liberalen Kreisen darüber 
im klaren, daß eines Tages die Alternative: Regierung oder 
Land, gestellt werden könnte. Semstwo-Verband und Reichs- 
duma appellierten vergeblich an den Zaren selbst, der weder 
hören wollte, noch sich aus dem Netz freimachen konnte, in 
das ihn die Zarin und ihre Clique verstrickt hatten. Selbst die 
Reichsduma vertrat ja kaum noch die Interessen der breiten 
Massen, der Arbeiter und Bauern, auch wenn noch einige wenige 
Vertreter dieser Schichten, wie der Menschewik Tschcheidse 
und der Trudowik Kerenskij, in den Dumasitzungen wenig- 
stens ihre Stimme erheben konnten. In den breiten Mas- 
sen wuchsen Unzufriedenheit, Haß und Verachtung für Zar 
und Regierung, und zudem stieg die akute Not durch die 
immer‘ schlechter werdende Versorgungslage der großen 
Städte. Noch war diese dumpfe Abwehrstimmung nur latent 
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vorhanden, aber es bedurfte lediglich eines Anlasses, um die 
Explosion auszulösen. 

Nicht nur auf innenpolitischem Gebiet versagten Zar und Re- 
gierung vollständig. Nicht minder töricht war die Nationali- 
tätenpolitik, die um so größeres Gewicht gewann, als bis zum 
Herbst 19135 ganz Polen und Litauen sowie Teile der sogenann- 
ten Östseeprovinzen, d. h. das Gouvernement Kurland mit letti- 
scher und deutsch-baltischer Bevölkerung, besetzt worden wa- 
ren. Hinzu kam die törichte und brutale Unterdrückungspolitik 
der Ukrainer im östlichen Galizien während der vorübergehen- 
den russischen Besetzung dieses österreichischen Kronlandes. 
Der bedeutende ukrainische Historiker Mychajlo Hruschew- 
skyj, anerkanntes geistiges Haupt.der liberal-nationaldemokrati- 
schen ukrainischen Intelligenz in Lemberg, wurde nach Sim- 
birsk an der Wolga verbannt, der Metropolit der ukrainischen 
unierten Kirche, Graf Scheptyckij, in ein orthodoxes Kloster 
gesteckt, die Unierten zur gewaltsamen Eingliederung in die 
orthodoxe Kirche gezwungen, ein Vorgang übrigens, der sich 
dreißig Jahre später, 1945, wiederholte, als Stalin in dem an die 
Sowjetunion gefallenen Ostgalizien die unierte Kirche mit der 
orthodoxen vereinigen und den Metropoliten Scheptyckij ver- 
haften ließ. Die Ukrainer wurden dadurch zur Abkehr vom Rus- 
sentum und zur Forderung nach staatlicher Unabhängigkeit ge- 
radezu gezwungen, und als die Russen wenige Monate später 
durch einen österreichisch-deutschen Gegenschlag aus Galizien 
vertrieben und altukrainische Grenzgebiete besetzt wurden, er- 
gaben sich sehr bald Beziehungen zwischen den ukrainischen 
Führern und den Mittelmächten. — Auch in der polnischen 
Frage kam die zarische Regierung nicht über unverbindlicheund 
vage Versprechungen hinaus, obgleich die Franzosen zu einer 
Entscheidung drängten. Dabei war eine der beiden politischen 
Parteien Polens, die polnische Nationaldemokratie unter Füh- 
rung von Roman Dmowski, zunächst durchaus bereit, mit Ruß- 
land zu einem Übereinkommen zu gelangen. Allein, alle Ver- 
suche der polnischen Nationaldemokraten, von der Regierung 
eine konkrete Zusicherung künftiger staatlicher Autonomie zu 
erlangen, scheiterten an dem engstirnigen Nationalismus der 
Petersburger herrschenden Kreise — dabei wurde der Außen- 
minister Sasonow wegen angeblich zu großen Entgegenkom- 
mens gestürzt — und bewirkten, daß Roman Dmowski selbst 
alle Hoffnung auf Einigung aufgab, Rußland verließ und seit 
1916 in den USA für die polnischen Interessen tätig war, wäh- 
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rend die Mittelmächte am 5. November 1916 die Wiederher- 
stellung des Königreiches Polen proklamierten. Die Chance, 
Polen bei Rußland zu halten, war damit vertan. Nicht besser als 
Ukrainer und Polen wurden alle anderen Nationalitäten ein- 
schließlich der Deutschbalten behandelt, obgleich sie alle in den 
Augusttagen 1914 Loyalitätserklärungen abgegeben und die 
Last des Krieges auf sich genommen hatten. 

Wirklichkeitsfremd waren auch die außenpolitischen Forde- 
rungen der russischen Regierung, die sich im Frühjahr 19135 
den Besitz der Meerengen von den Alliierten garantieren ließ 
und später große Teile Ostdeutschlands beanspruchte, obgleich 
die deutschen Truppen tiefin Rußland standen. 

Die Zuspitzung der Situation zu Beginn des Jahres 1917 war 
offensichtlich. Rasputins Ermordung, von den breiten Massen 
der Bevölkerung kaum mehr recht zur Kenntnis genommen, 
stellte einen — vergeblichen — Akt der Selbstreinigung der herr- 
schenden Kreise dar. Aber auch jetzt noch waren weder die Re- 
gierung noch das Zarenpaar bereit, die Folgerungen zu ziehen. 
Nun aber war es zu spät: Versorgungsschwierigkeiten bewirk- 
ten erste Unruhen in Petersburg, in wenigen Tagen war das alte 
System, das von niemandem mehr, auch von den Rechten nicht, 
unterstützt wurde, ebenso hinweggefegt wie der Zar selbst. 
Freilich, die Entstehung von zwei Regierungen, einer doch noch 
durch den abtretenden Zaren legalisierten und von der Reichs- 
duma gebildeten »Provisorischen Regierung« und einer von 
den Sozialisten aller Richtungen geschaflenen, die sich als»Voll- 
zugskomitee« eines Arbeiterdeputiertenrates deklarierte — der 
dieses Komitee tragende Rat (Sowjet) wurde erst einige Tage 
später gebildet -—, ist das Kennzeichen und zugleich das Ver- 
hängnis der sogenannten Februarrevolution. 

Die Provisorische Regierung stand vom ersten Augenblick 
ihrer Existenz unter doppeltem Druck: einmal mußte sie sich 
den Wünschen des Petersburger Arbeiter- und Soldatenrates 
geneigt zeigen, zum anderen durfte sie den Wünschen der ge- 
mäßigten und rechtsstehenden Duma-Parteien und der zwar li- 
beralen, aber in ihrer Mehrheit rechtsgerichteten Semstwo-Ver- 
waltung und der ebenfalls nicht sozialistisch gesinnten Mehrheit 
des Städtekongresses nicht entgegenarbeiten. In der Zusam- 
mensetzung der Regierung selbst spiegelt sich die innere Zer- 
spaltenheit der liberal-nationaldemokratischen und gemäßigt- 
konstitutionellen Kreise wider, die hinter ihr standen. Von An- 
beginn an war daher die Entscheidungsfreiheit der Regierung 
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nicht gegeben, nicht zuletzt auf dem Gebiet der Außenpolitik: 
die Kadetten und Oktobristen wollten den Krieg an der Seite der 
Alliierten bis zum siegreichen Ende fortsetzen, während im Pe- 
tersburger Arbeiter- und Soldatenrat die Sozialdemokraten auf 
einen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen drängten. 
Es war daher kein Zufall, daß an der Außenpolitik Miljukows 
sich die Gegensätze verschärften und schließlich so zuspitzten, 
daß er selbst zurücktrat und nach einer Umbildung des Kabinetts 
am 5. (18.) Mai 1917 sechs Angehörige der Sozialrevolutionären 
und Sozialdemokratischen Partei (menschewistischer Richtung) 

in das Kabinetteintraten. Kerenskij, bisher Justizminister, über- 

nahm das Kriegs- und Marineministerium aus der Hand des 

rechtsgerichteten Gutschkow. Die neue Regierung konnte als 

liberal-sozialistisch bezeichnet werden. . 

Inzwischen waren die Emigranten und Verbannten nach Pe- 
tersburg zurückgekehrt, unter ihnen Lenin, Zereteli, Tscher- 
now und Trotzkij. Beiden Rückkehrern aus der Schweiz (Lenin, 
Swerdlow-Apfelbaum, Martow-Cederbaum u.a.) hatte das 
Deutsche Auswärtige Amt seine Hände im Spiel, weil es damit 
rechnete, daß die Heimkehr »friedenswilliger« sozialistischer 
Revolutionäre geeignet sein werde, Rußland weiterhin zu 
schwächen. Daß insbesondere Lenin, der von der eigenen Partei 
mit einem gewissen Mißtrauen betrachtet wurde — das Zentral- 
komitee war nach der Rückkehr Kamenew-Rosenfelds und 
Dschugaschwili-Stalins aus der Verbannung neu aufgebaut wor- 
den -, die Hilfe der Deutschen nur sehr ungern in Anspruch 
nahm, dürfte sicher sein. Auf der anderen Seite drängte es ihn, 
der sich in der Emigration an der erzwungenen Tatenlosigkeit 
wundgerieben hatte, nun endlich zum politischen Handeln. 
Daraus ist sein sehr aggressives Verhalten, sind die Aktionspro- 
gramme zu verstehen, die er unmittelbar nach der Rückkehr ent- 
wickelte und mit denen er die brachliegenden revolutionären 
Kräfte der breiten Massen aktivierte und sich unterordnete. Le- 
nin war alles andere als ein nur marxistischer Ideologe und 
Doktrinär. Ihm lag daran, endlich die politische Macht in die 
Hand zu bekommen und damit seine Konzeption einer Sowjet- 
tepublik durchzusetzen, die die Diktatur des Proletariats ver- 
wirklichen sollte, Lenin hat niemals daran gedacht, mit der Pro- 
visorischen Regierung oder gar mit seinen gefährlichsten Fein- 
den im sozialistischen Lager, den Sozialrevolutionären und den 
menschewistischen Sozialdemokraten, ernsthaft und ehrlich zu- 
sammenzuarbeiten. Von den ersten Apriltagen an war er be- 
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müht, seine Partei zu einer Gruppe von Berufsrevolutionären, zu 
einer Elitepartei zusammenzuschweißen, jeden Widerstand in- 
nerhalb derselben gegen seine Konzeption niederzukämpfen 
und die Führung im Petersburger Sowjet und in den inzwischen 
in allen Städten, vor allem in Moskau, entstandenen Sowjets in 
die Hand zu bekommen. In den ersten Monaten freilich war sei- 
nem fanatischen Willen zur Macht kaum Erfolg beschieden, ob- 
gleich er über finanzielle Mittel verfügte, deren Herkunft den 
anderen Parteien suspekt erschien. Es ist damals viel von deut- 
schen Geldern geschrieben und geredet worden, die den Bol- 
schewiki zugeflossen seien. Die im Juli 1917 veröffentlichten 
Dokumente waren gefälscht, aber daß solche Gelder von 
Deutschland aus den Bolschewiki tatsächlich zugespielt worden 
sind, läßt sich auf Grund der deutschen Akten kaum bezweifeln. 
Lenin hat sie angenommen, ohne auch nur einen Augenblick 
daran zu denken, in irgendeiner Weise etwa deutschen Interes- 
sen zu dienen. Ihm kam es auf den Gewinn der Macht an - und 
das erschien angesichts der geringen faktischen Mittel und Mög- 
lichkeiten, die Lenin und den Bolschewiki zunächst zur Ver- 
fügung standen, als so völlig ausgeschlossen, daß kaum jemand 
das in den »Aprilthesen« aufgestellte Programm (Dok. 59) ernst 
nahm. 

Die Provisorische Regierung versuchte indes, ihre Autorität 
im Lande sicherzustellen. Die von ihr ernannten Regierungs- 
kommissare, die die Gouverneure der Provinzen ablösten, hat- 
ten aber wie die Regierung in Petersburg kein Machtinstrument 
zur Verfügung. Die Polizei war aufgelöst und durch eine Miliz 
ersetzt worden, deren Zuverlässigkeit nicht über jeden Zweifel 
erhaben war. Wie in der Hauptstadt, so hatten sich überall im 
Lande Sowjets gebildet, die den Regierungskommissaren als 
gleichberechtigt an die Seite traten. Die Semstwo-Verwaltungen 
und die Stadt-Dumen als Organe einer lokalen und gewählten 
Selbstverwaltung hätten jetzt ganz anders zu wirken vermocht 
als unter der Zarenherrschaft — aber die ständigen Reibungen 
und Kompetenzstreitigkeiten zwischen ihnen und den Sowjets 
ließen es nicht zu gedeihlicher Zusammenarbeit kommen. Am 
schlimmsten wirkte sich das Nebeneinander zweier Regierungs- 
organe auf die Armee aus. Der Befehl Nr. ı des Petersburger 
Arbeiter- und Soldatenrates (Dok. 48), erlassen in der ersten Be- 
geisterung über die siegreiche Revolution von den Deputierten 
der Petersburger Garnison, führte zu derartigen Auflösungs- 
erscheinungen an der Front, daß der Befehl Nr. 2 (Dok. 54a) er- 
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lassen werden mußte, um nicht den deutschen Truppen eine un- 
gehinderte Besetzung weiterer Teile Rußlands zu ermöglichen. 
Die Berichte der Generale waren niederschmetternd, und es be- 
durfte der ganzen rhetorischen Kunst Kerenskijs, sie bei ihren 
Truppenteilen festzuhalten. Er glaubte, durch eine Offensive 
die zerrüttete Disziplin am ehesten wiederherzustellen, den 
Truppen neues Selbstbewußtsein geben zu können. Allein, diese 
Absicht zerschlug sich schon wenige Tage nach dem Beginn des 
Angriffes in Galizien und der Bukowina (18. Juni [ı. Juli). 

Die Antwort der kriegsunwilligen Soldaten und Arbeiter Pe- 
tersburgs waren Demonstrationen am 3. (16.) Juli 1917, die zu 
bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen der Miliz und den 
Demonstranten führten. Es wurde damals sofort gemutmaßt, 
daß die Bolschewiki dahinterständen (Dok. 73 a), zumal die De- 
monstranten sich Lenins Parole »Alle Macht den Sowjets!« zu 
eigen gemacht hatten. Doch ist ungewiß, ob die Initiative tat- 
sächlich vom Zentralkomitee der Bolschewiki, d. h. von Lenin 
ausgegangen ist. Freilich stellte sich das ZK bald an die Spitze 
der Bewegung, doch griff nun der Petersburger Arbeiter- und 
Soldatenrat ein, in dem die Bolschewiki eine kleine Minderheit 
bildeten, verbot alle weiteren Demonstrationen, erklärte eine 
Machtübernahme durch die Sowjets für untunlich und bekräf- 
tigte seinen Willen zur Zusammenarbeit mit einer seinen Wün- 
schen entsprechenden Regierung. Die ProvisorischeRegierung 
konnte nunmehr zugreifen, alle bolschewistischen Führer ver- 
haften - Lenin selbst entkam nach Finnland - und die Ruhe wie- 
derherstellen. 

Es war klar geworden, daß die Provisorische Regierung ihre 
Rettung ausschließlich dem Verhalten der Mehrheit des Peters- 
burger Arbeiter- und Soldatenrates verdankte. Die Folge war 
eine Umbildung des Ministerkabinetts, dessen Vorsitz nun 
Kerenskij übernahm, während alle rechtsgerichteten Minister 
ausschieden. Damit erhob sich aber das Gespenst der Kon- 
terrevolution, d. h. einer Sammlung aller rechtsgerichteten und 
nichtsozialistischen Kreise. Kerenskij suchte die auseinander- 
strebenden Kräfte zusammenzuhalten, ohne daß dies gelungen 
wäre. Die Hinauszögerung der Einberufung einer Konstituie- 
renden Versammlung ist auf die Unsicherheit zurückzuführen, 
die die Regierung angesichts der immer schwieriger werdenden 
Situation befiel. Die Zeit arbeitete für die Bolschewiki, die mit 
der einfachen Parole: »Friede, Brot, Land« immer mehr an Bo- 
den gewannen. Indes wuchs das wirtschaftliche Chaos, wurde 
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die Versorgung der großen Städte immer schwieriger, begannen 
in verschiedenen ländlichen Gebieten »schwarze« Aufteilungen 
des Gutslandes, entglitt der Regierung immer mehr die Kon- 
trolle über die Armee. Der Versuch Kerenskijs, durch eine 
»Demokratische Konferenz«, an der die Bolschewiki teilnah- 
men — Lenin stellte später fest, daß dies ein Fehler gewesen sei 
(Dok. 84a) - seiner Regierung eine Art von parlamentarischer 
Basis zu geben, scheiterte - und inzwischen formierten sich die 
gegnerischen Kräfte. Der Höchstkommandierende, General 
Kornilow, selbst Bauernsohn und keineswegs als reaktionärer 
oder gar zarentreuer Mann anzusehen, versuchte einen Putsch, 
der seinerseits von den Bolschewiki leicht dazu ausgenützt wer- 
den konnte, den breiten Massen der Soldaten, Arbeiter und Bau- 
ern das drohende Gespenst der Gegenrevolution an die Wand 
zu malen. Die Regierung Kerenskij, abermals umgebildet, sah 
sich nun mit den Drohungen des Petersburger Arbeiter- und 
Soldatenrates konfrontiert (Dok. 80e), die »bürgerlichen Ele- 
mente« aus ihren Reihen zu entfernen. 

Diesen Forderungen kam um so mehr Bedeutung zu, als es 
den inzwischen freigelassenen bolschewistischen Führern ge- 
lungen war, sich durch die Wahl Trotzkijs zum Vorsitzenden 
des Militär-Revolutionären Komitees des Petersburger Sowjet 
ein Instrument zu schmieden, mit dem der Aufstand, zu dem Le- 
nin unaufhörlich die zögernden Genossen in seiner eigenen Par- 
tei aufzuhetzen versuchte, in aller Ruhe ins Werk zu setzen war. 
Während Kerenskij durch Besuche bei den Fronttruppen noch 
versuchte, wenigstens die das Land verteidigende Armee nicht 
völlig der Auflösung verfallen zu lassen, bereiteten die Bolsche- 
wiki, zunächst ohne Lenin, aber in ständigem Kontakt mit ihm, 
die Machtergreifung vor. Sie wäre nicht geglückt, wenn einmal 
die liberalen und demokratischen Kräfte sich nicht immer wei- 
ter von der Wirklichkeit entfernt hätten und wenn zum anderen 
nicht in T'rotzkij eine Persönlichkeit die organisatorischen Maß- 
nahmen geleitet hätte, deren Talent gerade hierfür sich im 
Staatsstreich vom 25. Oktober (7. November) 1917 aufs glän- 
zendste bestätigen sollte. Kerenskijs Versuch, im »Vorparla- 
ment« ein vorläufiges parlamentarisch-demokratisches Gre- 
mium zu schaffen, scheiterte, da die Bolschewiki, nunmehr im 
Petersburger Arbeiter- und Soldatenrat bereits die stärkste 
Gruppe, ihre Mitarbeit verweigerten und auch die beiden ande- 
ren Linksparteien sich zurückhielten. Zwar war nun wenigstens 
die Einberufung der Konstituierenden Versammlung abzu- 
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sehen, und der Wahltermin wurde für den 25. November (8. De- 
zember) 1917 festgesetzt. Aber die Frist, die übrigblieb, nutzten 
Lenin und die Bolschewiki, um in einem kühnen Zugriff in Pe- 
tersburg die Regierung Kerenskij zu verjagen. Am Morgen des 
Tages, an dem der 2.Allrussische Sowjetkongreß eröffnetwurde, 
hatten die Roten Garden Trotzkijs in der Hauptstadt alle wich- 
tigen Gebäude besetzt und die Regierungsmitglieder, soweit sie 
deren habhaft werden konnten, verhaftet. Kerenskij allein ge- 
lang es zu entkommen. Als die anderen Sozialisten, die Sozial- 
revolutionäre und menschewistischen Sozialdemokraten, auf 
dem 2. Sowjetkongreß gegen das Vorgehen der Bolschewiki 
protestierten und den Saal verließen, rief ihnen Trotzkij das 
höhnische Wort von dem »Kehrichthaufen der Geschichte« 
nach, auf dem sie nun gelandet seien. Er hatte nur zu recht, denn 
selbst jene Gruppe der »linken« Sozialrevolutionäre, die mit den 
Bolschewiki gemeinsame Sache gemacht hatten, die selbst noch 
bei den Beratungen der ersten Sowjetverfassung versuchten, 

ihre Ansichten durchzusetzen, wurde von Lenin davongejagt. 

Ebenso wie er die Konstituierende Versammlung sistierte, so 

verhinderte er jede andere politische Tätigkeit außer der der 

Bolschewiki und warf imSommer 1918 einen Putsch der Sozial- 

revolutionäre in Moskau blutig nieder. 

Die Machtergreifung der Bolschewiki in Petersburg brachte 
diesen zunächst nur die Herrschaft über die Hauptstadt, dann 
über deren unmittelbare Umgebung. Am 2. (15.) November war 
nach schweren Kämpfen auch Moskau gewonnen. Am 20. No- 
vember (3. Dezember) fiel das Hauptquartier der Armee in Mohi- 
lew in die Hand der Bolschewiki unter dem Kommando des 
Fähnrichs Krylenko. Damit hatte Lenin die Möglichkeit, den 
durch Dekret bereits am 26. Oktober (8. November) 1917 ver- 
kündeten Frieden durch Aufnahme von Waffenstillstandsver- 
handlungen mit den Deutschen zu realisieren. Zielbewußt folg- 
ten Schlag auf Schlag die Grundgesetze des neuen Staates der 
proletarischen Diktatur; zugleich begann die Vernichtung der 
bisherigen herrschenden oder führenden Schichten. Freilich: 
die Folge war ein grausamer Bürgerkrieg, in den die Alliier- 
ten eingriffen und der erst 1920 mit dem vollen Siege der Bol- 
schewiki endete. Die Folge war weiterhin die Verselbständi- 
gung Polens, Litauens, Lettlands, Estlands, die Abtretung Bes- 
sarabiens an Rumänien und der Gebiete von Kars und Ardahan 
an die Türkei. Aber schon die vorübergehende Selbständigkeit 
der Ukraine und der drei kaukasischen Republiken Georgien, 
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Armenien und Aserbajdshan, Mittelasiens, des Fernen Östens 
und der nördlichen Gebiete konnte beseitigt werden. In der Ver- 
fassung von 1918 für die Russische Sozialistische Föderative 
Sowjetrepublik wurden die Grundsätze niedergelegt, die 1922 
die Bildung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken er- 
möglichten. Wirklichkeitsferne und mangelnde Einsicht in die 
Notwendigkeiten der Zeit auf seiten der »Weißen«, d.h. aller 
liberal-demokratischen Kräfte, rücksichtslose und politisch un- 
kluge, ausschließlich auf den augenblicklichen Nutzeffekt ab- 
gestellte Politik der Alliierten, die die Notlage der russischen 
Demokratie zwischen dem Februar und dem Oktober 1917 nicht 
erkannten oder erkennen wollten, Zielstrebigkeit und der er- 
barmungslose Wille, die Macht zu erobern und festzuhalten, bei 
Lenin (und 'Trotzkij) haben schließlich den Sieg der Bolsche- 
wiki herbeigeführt. 


I. Kapitel: »Der großen Katastrophe entgegen« 


Am 28. Juni 1914 brechen der österreichisch-ungarische 
Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand und seine Gattin 
unter den Kugeln des serbischen Attentäters Gavrilo Princip 
zusammen. Europa steht am Rande des Ersten Weltkrieges, in 
den innerhalb weniger Tage fast ganz Europa verwickelt wird. 
Östentativ unternimmt der französische Staatspräsident Ray- 
mond Poincare, der gebürtige Lothringer, einen schon lange 
geplanten Staatsbesuch in Petersburg, um an der Spitze eines 
Geschwaders von Kriegsschiffen die französisch-russische 
Freundschaft zu demonstrieren. Als er dieReede von Kronstadt 
verläßt, ist der Ausbruch des Krieges nur mehr eine Frage von 
Stunden. Doch den absoluten Herrscher Rußlands, Herr über 
130 Millionen Menschen auf nahezu einem Sechstel der Erd- 
oberfläche, lassen die Ereignisse am Vorabend des Kampfes auf 
Tod und Leben kalt, wie die Einträge in seinem Tagebuch 
zeigen (Dok. ı). Zwei Tage nach der Kriegserklärung Deutsch- 
lands verzeichnet er dort, daß der Abend »frei«x war — wie ein 
Buchhalter, der den Freitagabend genießt. 

Von der Welle patriotischer Begeisterung, die durch das 
Land flutet und selbst Feinde des zarischen Regimes jetzt ver- 
anlaßt, ihre Kritik zurückzustellen (Dok. z, 3, 4a), lassen sich 
der Zar und seine Regierung nicht erschüttern. Die ebenso 
törichte wie unwürdige Bespitzelung der Angehörigen staats- 
tragender Parteien und öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
(Dok. 5, 72, 14), die gewaltsame Ausschaltung von fünf 
Abgeordneten der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiter- 
Partei (Dok. 6, 7a, 7b, 8), die dabei zutage tretende Nicht- 
achtung der Abgeordneten-Immunität (Dok. 7b), die allmäh- 
liche Aneignung der Herrschaft im Reich durch die Zarin und 
Rasputin und eine sie umgebende Clique von ehrgeizigen und 
intriganten Höflingen, deren Unfähigkeit zu jeder produktiven 
und sachlichen Arbeit Armee und Volk bedrohen (Dok. 10, 
18), führen schließlich zu einer Einheitsfront von sehr weit 
rechts bis links (Dok. zo). Einigermaßen befähigte Männer 
wie der Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch oder der Kriegs- 
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minister Poliwanow werden abgesetzt (Dok. 16, 19), Stürrmner, 
der Günstling der Zarin, wird zum Ministerpräsidenten ernannt 
(Dok. 17, 21); die politischen Ratschläge der Zarin werden 
immer gespenstischer (Dok. 26, 27) angesichts einer sich ver- 
schärfenden Situation im Inneren (Dok. 23, 25, 30, 31, 33, 34). 
Die Großfürsten vermögen nichts dagegen auszurichten 
(Dok. 28); die Ermordung Rasputins kommt zu spät (Dok. 29, 
34); selbst die Berichte der Geheimpolizei enthalten versteckte 
Vorwürfe gegen die Regierung (Dok. 30, 36, 37). Als der Zar 
die Wiedereröffnung der Duma verschiebt (Dok. 32), warnt 
in Rodsjanko im Januar 1917 vergeblich (Dok. 33). Der Aus- 
bruch der Revolution ist nur mehr eine Frage von Tagen. 


[1] Der Kriegsausbruch 1914 im Spiegel der Tagebuchaufzeichnun- 
gen des Zaren 


10. (23.) Juli. Donnerstag 
Ich fuhr mit Poincare* zur Truppenparade, die mit einer Abfahrt der 
Front um 10 Uhr begann. Er fuhr mit Alix? und Maria? und Anasta- 
sia@. Der Vorbeimarsch endete um 12%, Uhr. Ich war sehr zufrieden. 
Das Frühstück fand im Schloß von Krasnoje Selo statt. Tagsüber 
wurde es sehr heiß. Wir kehrten mit dem Zuge um 3 Uhr [nach 
Peterhof] zurück. Ich ging etwas spazieren, schwitzte und nahm mit 
Genuß ein Bad. Von Westen zog eine Wolkenwand auf; es gab ein 
Gewitter und einen Regenguß wie bei unserer Ankunft mit Poincare 
in Kronstadt. 

Um 7% Uhr fuhren wir zu dem neuen Panzerschiff »France«, in 
dessen Kajüte ein Essen für 104 Personen stattfand. Alles verlief sehr 
gut, und um 10 Uhr verabschiedeten wir uns vom Präsidenten und 
kehrten nach Peterhof zurück, wo wir um 11 Uhr bei Windstille und 
Dunkelheit ankamen. Ich las, 

11. (24.) Juli. Freitag 

Die Hitze stieg bis auf 24 Grad im Schatten, Vormittags war ich 
bis ein Uhr beschäftigt. Ich frühstückte mit Bagration (Diensthaben- 
der). Ging bis 31, Uhr spazieren; dann fuhr ich mit Olga® und 

1 Der französische Staatspräsident befand sich vom 19.-23. Juli zu einem Stantsbesuch in Peters- 
burg. 

1 Die Zarin Alexandra Feodorowna, 

® Maria war die dritte Zarentochter, geb. 1899. 

4 Die jüngste Zacentochter, geb. 1901. 

s Fürst K. A, Bagration-Muchranskij, Flügeladjutant, Schwiegersohn des Großfürsten Konstan- 


tin Konstantinowitsch. 
® Die älteste Zasentochter, geb, 1895. 
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Tatjana! nach Krasnoje Selo. Ich empfing die Chevaliergarde und 
Luftwaffen-Offiziersschule vor dem großen Speisesaal. Ich verspätete 
mich beim Pferderennen um eine halbe Stunde. Speiste bei der Che- 
valiergarde und war im Theater. 
12. (25.) Juli. Samstag 
Am Donnerstagabend hat Österreich an Serbien ein Ultimatum 
gerichtet mit Forderungen, von denen 8 für einen unabhängigen 
Staat unannehmbar sind. Die Frist läuft heute um 6 Uhr ab. Narür- 
lich beschäftigen sich bei uns alle Gespräche nur damit. Morgens 
fuhr ich nach Krasnoje Selo, und um 10 Uhr fand die ausgezeichnete 
Besichtigung des Astrachaner Regiments statt. Von ıı bis ız Uhr 
fand bei mir eine Beratung mit 6 Ministern über die gleiche Frage 
und über vorbeugende Maßnahmen statt, die wir treffen müssen. Ich 
frühstückte mit Offizieren des Astrachaner Grenadierregiments. Um 
21, Uhr fuhr ich ins Lazarett von Tante Michen?. Von dort ins Kriegs- 
hospital. Ich übergab Preise für die besten SchieBleistungen im Leib- 
husarenregiment. Ich besichtigte das 9. Dragoner- und das ı2. Husa- 
renregiment von Achtyr. Alle Chefs waren anwesend. Um 6 Uhr war 
Beförderung der Fahnenjunker vor dem Speisesaal des Schlosses. 
Um 7 Uhr war Mittagessen mit den Offizieren beider Regimenter. 
Nach Unterhaltungen fuhr ich mit den drei ältesten Töchtern ins 
Theater. Es gab ein langes Jubiläumsstück aus Anlaß seines 5ojäh- 
rigen Bestehens. Kehrte um ıY, Uhr nachts nach Peterhof zurück, 
aber konnte erst nach 3 Uhr zu Bett infolge einer Menge von Papieren. 
13. (26.) Juli. Sonntag 
Stand um 9 Uhr bei strömendem Regen auf. Nach dem Mittags- 
gottesdienst empfing ich auf dem Vorwerk den Stallmeister des 
Hofes von Mecklenburg-Strelitz, der mit der Nachricht vom Ab- 
leben des Großherzogs? eingetroffen war. Er speiste mit mir. Gegen 
zwei Uhr hörte es auf zu regnen, und gegen Abend klärte es sich auf. 
Ich ging mit den Kindern spazieren und spielte Ball mit ihnen. Ich 
las. Badete im Meer. Olga Alexandrowna* aß mit uns. Abends saßen 
wir zusammen. 
14. (27.) Juli. Montag 
Das wunderbare Wetter hält an. Morgens ging ich eine halbe 
Stunde spazieren; dann empfing ich Grigorowitsch® und Tanejew®. 
Wir speisten allein. Von 3 Uhr an spielten wir Tennis. Um 6 Uhr 
empfing ich Maklakow?. Es gab wenig interessante Nachrichten, 
2 Die zweitälteste Zarentochter, geb. 1897. 
2 Maria Pawlowna die Ältere (1854-1923), Witwe des Großfürsten Wladimir Alexandrowitsch. 
® Adolf Friedrich V., gest. 11. Juni 1914; scine Tochter Jutta (Miliza) war die Gattin des Kron- 
prinzen Danilo von Montenegro und Schwägerin der beiden Großfürstinnen Miliza und Anastasia 
(vgl. Dok. 24). 
* Olga Alexandrowna, Schwester des Zaren, vermählt mit dem Prinzen Peter von Oldenburg. 
N.K. Grigorowitsch, Generaladmiral, Marineminjster. 
* A. S. Tanejew, Leiter der persönlichen Kanzlei des Zaren, Vater der Frau Wyrubowa, der Ge- 


liebten Rasputins und engsten Vertrauten der Zarin. 
"N. A. Maklakow (1871-1918), Innenminister. 
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aber aus dem schriftlichen Bericht Sasonows [ergibt sich, daß] die 
Österreicher anscheinend durch das Gerücht über unsere Vorberei- 
tungen bestürzt sind und anfangen zu verhandeln. Ich las den ganzen 
Abend. 

15. (28.) Juli. Dienstag 

Ich empfing Suchomlinow! und Januschkewitsch? zum Vortrag. 
Zum Frühstück waren Elena? und Wera von Montenegro? da. Um 
2%, Uhr empfing ich im Großen Saal die Vertreter des Kongresses 
der Geistlichen der Marine mit Vater Schawelskij’ an der Spitze. 
Spielte Tennis. Um 5 Uhr fuhren wir mit den Töchtern nach Strelna 
zu Tante Olga® und tranken Tee mit ihr und Mitja?. Um 84%, Uhr 
empfing ich Sasonow, der mir mitteilte, daß heute mittag Österreich 
an Serbien den Krieg erklärt habe. Zum Essen: Olga und Arsenjew® 

(Diensthabender). Las und schrieb den ganzen Abend. 


16. (29.) Juli. Mittwoch 

Morgens empfing ich Goremykin?. Um ı24, Uhr beförderte ich 
auf dem Hof ca. 100 Fähnriche zu Leutnanten zur See. Nachmittags 
spielte ich Tennis; das Wetter war wundervoll. 

Aber der Tag war ungewöhnlich unruhig. Ich wurde ununter- 
brochen ans Telephon gerufen, mal von Sasonow, dann von Suchom- 
linow, dann von Januschkewitsch. Außerdem wechselte ich ununter- 
brochen Telegramme mit Wilhelm. 

Abends las ich und empfing noch Tatischtschew!®, den ich morgen 
nach Berlin sende. 

17. (30.) Juli. Donnerstag 

Morgens war es hinsichtlich meiner Beschäftigung etwas ruhiger; 
ich empfing Mamontow!!, Botkin!? aus Lissabon und den Komman- 
deur des Kaspischen Regiments, Iskrizkij. Nach dem Frühstück 
waren Sasonow und Tatischtschew bei mir. Ich ging allein spazieren. 
Das Wetter war warm. Um 6 Uhr empfing ich Graf Fredericksz mit 
Wojejkow!®, dann Nilow!®. Badete mit Genuß im Meer. Olga aß bei 
uns und mit ihr verbrachten wir den Abend. 

ı W. A. Suchomlinow (1848-1926), Kriegsminister bis 1915. 

ıN.N. Januschkewitsch (1868-1918), Gencral der Infanterie, Generalstabschef, vom zo. 7. 1914 
bis 25. 8. 1915 Stabschef des Höchstkommandierenden, 

® Elena Petrowna, Gartin des Fürsten Joann Konstantinowitsch, geborene Prinzessin von Serbien. 

« Königin von Montenegro, Gattin Nikitas. 

3 G. 1. Schawelskij, Protopresbyter der Militär- und Marinegeistlichkeit. 

® Olga Konstantinowna (1851-1926), Witwe König Georgs I. von Gricchenland. 

T Großfürst Dinitrij Konstantinowitsch (1860-1918), Bruder Olgas. 

* Olga Alexandrowna, Schwester des Zaren. -— E.K. Arsenjew, Flügeladjutant, Kommandeur 
des Kürsssierregiments der Kaiscrin Maria Feodorowna, der Zarinmutter, 

® Ministerpräsident. 

10 Graf I. L. Tatischtschew, Generalmajor und Militärbevollmächtigter des Zaren bei Kaiser Wil- 
helm II, (1905-1914). 

22 W.]I. Mamontow, Vorsteher der Bittschriftenkanzlei des Zaren. 

132 P, 5, Botkin, russischer Gesandter in Lissabon. 

18 Graf Fredericksz war der Minister des kaiserlichen Hofes, sein Schwiegersohn W. N. Wojejkow 


Generalmajor en suite und Kommandeur des kaiserlichen Hofes (vgl. Dok. 5ıh). 
14 K. D. Nilow, Admiral und Generaladjutant. 
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18. (31.) Juli. Freitag 

Der Tag war trübe, ebenso meine innere Verfassung. Um 11 Uhr 
begann auf dem Vorwerk eine Sitzung des Ministerrates. Ich kehrte 
gegen ı Uhr zurück. Nach dem Frühstück empfing ich den deutschen 
Botschafter!. Bis zum Essen und abends war ich beschäftigt. 

19. Juli (1. August). Samstag 

Morgens waren die üblichen Vorträge. 

Nach dem Frühstück ließ ich Nikolascha? rufen und teilte ihm 
seine Ernennung zum Höchstkommandierenden bis zu meiner Ab- 
reise zur Armee mit. Fuhr mit Alix in das Diwejewskij-Kloster. 

Ging mit den Kindern spazieren. Um 614, Uhr fuhren wir zur 
Abendmesse. Nach unserer Rückkehr erfuhren wir, daß Deutschland 
uns den Krieg erklärt habe. Es speisten bei uns: Olga Alexandrowna, 
Dmitrij? und Joann? (Diensthabender). Abends kam der englische 
Gesandte Buchanan mit einem Telegramm von Georgie®. 

Lange überlegten wir mit ihm die Antwort. Dann sah ich noch 
Nikolascha und Fredericksz. Trank um 12), Tee. 

20, Juli (2. August). Sonntag 

Ein guter Tag, insbesondere im Sinne einer Besserung der Stim- 
mung. Um ıı Uhr fuhr ich mit Maria und Anastasia zur Mittags- 
messe. Wir speisten allein. Um 24 Uhr begaben wir uns auf der 
»Alexandria« nach Petersburg und auf einem Motorboot direkt zum 
Winterpalais. Ich unterschrieb das Manifest über die Kriegserklä- 
rung. Vom Malachitsaal begaben wir uns in Prozession zum Nikolaj- 
Saal, in dessen Mitte das Manifest verlesen und ein kurzes Gebet 
gesprochen wurde. Der ganze Saal sang »Gott, errette< und »Viele 
Jahre «.® 

Ich sagte einige Worte. Bei der Rückkehr warfen sich die Damen 
uns entgegen, um uns die Hand zu küssen, und erschreckten Alix 
und mich. Wir gingen auf den Balkon zum Alexander-Platz und 
wurden von einer riesigen Menschenmenge begrüßt. Gegen 6 Uhr 
gingen wir an den Kai und bestiegen das Motorboot; eine große 
Menge Offiziere und Publikum begleitete uns. Um 714 Uhr kehrten 
wir nach Peterhof zurück. Der Abend verlief ruhig. 

21. Juli (3. August). Montag 

Um ı0 Uhr fuhren wir zu viert mit Olga und Tatjana zum Ulanen- 
tegiment. In der Kirche wurde ein kurzes Gebet gehalten. Offiziere 
und Ulanen küßten das Kreuz und die Standarte und küßten dann 
Alix die Hand. 

Als ich das Regiment entließ, richtete ich einige Worte an das- 

1 Graf Friedrich von Pourtales, 1907-1914 in Petersburg. 

% Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch. 

® Großfürse Dmmitrij Pawlowitsch, Flügeladjutant, Vetter des Zaren. 

“ Fürst Joaon Konstantinowitsch, Sohn des Großfürsten Konstantin Konstantinowitsch, Flügel- 
adjutant. 


% König Georg V. von England, 
® Die Zarenhymne und ein anderes patriotisches Lied. 
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selbe. Um 111, Uhr kehrten wir nach Hause zurück. Ich empfing 
Grigorowitsch und Fredericksz. Sablin (Diensthabender) frühstückte 
und speiste bei uns. Ich ging mit den Kindern spazieren. Das Wetter 
war grau und windig. Nach dem Tee empfing ich Timaschew! und 
war dann beschäftigt. Der Abend war frei. 

. 22. Juli (4. August). Dienstag 

Gestern ist Mama aus England über Berlin in Kopenhagen ein- 
getroffen. Von 9% Uhr an habe ich ununterbrochen empfangen. 
Als erster kam Alek?, der unter großen Schwierigkeiten aus Ham- 
burg zurückgekehrt ist und kaum die Grenze erreichte. — Deutsch- 
land hat Frankreich den Krieg erklärt und richtet den Hauptangriff 
auf dieses. 

Bei mir waren zum Vortrag: Goremykin, Suchomlinow und 
Sasonow. Kyrill® war Diensthabender. 

23. Juli (5. August), Mittwoch 

Morgens erhielt ich eine gute Nachricht: England bat Deutschland 
den Krieg erklärt, weil es Frankreich überfallen und ohne jeden Anlaß 
die Neutralität Luxemburgs und Belgiens verletzt hat. 

Auf bessere Weise konnte nach außen hin die Kampagne für uns 
nicht beginnen. Ich empfing den ganzen Morgen über und nach dem 
Frühstück bis 4 Uhr. Als letzter war der französische Botschafter 
Pal&ologue bei mir, um mir offiziell den Bruch zwischen Frankreich 
und Deutschland mitzuteilen. Ich ging mit den Kindern spazieren. 
Mordwinow* (Diensthabender) frühstückte und speiste mit uns. 
Abends war ich frei. 

24. Juli (6. August). Freitag 

Heute bat Österreich uns endlich den Krieg erklärt. Jetzt hat sich die 
Lage völlig geklärt. Von 11 4, Uhr fand bei mir im Vorwerk eine 
Sitzung des Ministerrates statt. Alix war morgens in der Stadt und 
kehrte mit Viktoria® und Ella® zurück. Außerdem frühstückten mit 
uns: Kostja’ und Mawra®, die soeben aus Deutschland zurückgekehrt 
sind und ebenso wie Alek mit Schwierigkeiten die Grenze passiert 
haben. Den ganzen Tag über fiel ein heißer Regen. Ich ging spazie- 
ren. Viktoria und Ella speisten mit uns und kehrten dann in die 
Stadt zurück. 


[Nikolaj Romanow in den ersten Kriegstagen, Krasnyj Archiv, Bd. 64, 1934, S. 133-138] 


15.1. Timaschew (1858-1920), Minister für Handel und Industrie. 

8 Prinz Alexander Petrowitsch von Oldenburg, während des Weltkrieges Chef des Sanitätswesens. 

® Großfürst Kyrill Wladimirowitsch, Konteradmiralen suite, Vetter des Zaren, in der Emigration 
Thronanwärter, Vater der Prinzessin Kira von Preußen. 

4 A. A. Mordwinow, Oberst, Flugeladjutant. 

8 Viktoria Feodorowna, geschiedene Großherzogin von Hessen-Darmstadt, als solche Schwä- 
gerin der Zarin, Gattin Kyrills. 

* Elisabeth Feodorowna (1864-1918), Witwe des Großfürsten Sergej Alexandrowitsch, Schwester 
der Zarin. 

1 Großfürst Konstantin Konstantinowitsch (1858-1915), Präsident der Akademie der Wissen- 
schaften, Genezalinspekteur der Kriegsschulen. 

@ Rlissbeth Mawrikiewna, Gattin des Großfürsten Konstantin. 


[2] Patriotische Stimmung in Rußland beim Kriegsausbruch 1914 


[a] Schälderung des Dumapräsidenten Rodsjanko 


... An dem Tage, an dem das Manifest über den Kriegsausbruch 
mit Deutschland erschien, hatte sich vor dem Winterpalais eine 
riesige Volksmenge versammelt. Der Kaiser sprach nach dem Gottes- 
dienst im Palais einige Worte und schloß mit dem feierlichen Ver- 
sprechen, den Krieg nicht eher beenden zu wollen, als auch nur eine 
einzige Spanne russischer Erde vom Feinde besetzt sei. Ein donnern- 
des Hurra dröhnte durch die Säle des Palais, und die Menge draußen 
auf dem Platze stimmte begeistert ein. Der Kaiser trat auf den Balkon 
hinaus, gefolgt von der Kaiserin. Als das Volk, das den großen Platz 
und die einmündenden Straßen besetzt hielt, seinen Kaiser erblickte, 
ging es wie ein elektrischer Funke durch alle Herzen, und ein nicht 
endenwollendes Hurra erschütterte die Lüfte. Die Fahnen, die Tafeln 
mit Aufschriften: »Es lebe Rußland und das SlawentumI« senkten 
sich zur Erde, und die Menge beugte das Knie vor dem Zaren ... 

Als wir das Palais verließen, mischten wir uns unter die Volks- 
menge. Ich gesellte mich zu einem Trupp Arbeiter und erinnerte sie 
daran, daß sie doch vor kurzem erst noch gestreikt und beinahe mit 
der Waffe in der Hand ihre politischen und wirtschaftlichen Forde- 
rungen gestellt hätten. Sie sagten: »Das waren unsere Privat- 
angelegenheiten! Wir glaubten, daß die Reformen der Duma auf die 
lange Bank geschoben würden, jetzt aber handelt es sich um ganz 
Rußland! Wir haben uns um unseren Zaren wie um unsere Fahne 
geschart und werden ihm folgen und über die Deutschen siegenI« 

Die Dinge in Petersburg gestalteten sich günstig. Mit der Mobil- 
machung hörten alle Arbeiterausstände plötzlich auf. Auf den Puti- 
low-Werken lehnten die Arbeiter alle Arbeitspausen ab, arbeiteten 
Tag und Nacht, und die Aufträge für die Armee wurden nicht, wie 
versprochen, in 23 Tagen, sondern in ıı Tagen ausgeführt... 


[M. W. Rodzjanko, Erinnerungen, $. 97f.] 


[b] Gesera/ Lukomskij erzählt 


. . . Die Kriegserklärung durch Deutschland wurde von der gesamten 
russischen Gesellschaft mit Enthusiasmus begrüßt. Ich sage »durch 
Deutschland«, weil man über Österreich-Ungarn wenig sprach; 
gegen dieses hegte man keinen Zorn, denn alle glaubten, daß an 
allem »der Deutsche« schuld sei. 

Das Erscheinen des Zaren nach der Kriegserklärung und die 
Manifestation auf dem Platz vor dem Winterpalais spiegelten die 
Empfindungen des ganzen russischen Volkes wider. Niemand kann 
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behaupten, daß das Volk zum Winterpalais getrieben worden seioder 
daß »die Polizei« die Manifestation geleitet habe; nein, es war zu 
spüren, daß die gesamte Bevölkerung zu einem Ganzen verschmolz 
und in einer allgemeinen Regung sich auf den Feind stürzen wollte, 
der ihre Unabhängigkeit bedrohte. 

Die Mobilmachung und die Versammlung der Truppen verlief 
gut und in der vorgesehenen Zeit. Freilich kam es [in einigen Bezir- 
ken Sibiriens und an der Wolga] zu Verzögerungen der Mobil- 
machung und sogar zu Unordnung (in Barnaul in Sibirien sogar zu 
ernsthaften Zwischenfällen), aber insgesamt hatte dies keinen Ein- 
fluß auf den Gang der Mobilmachung. 

Die Ernennung des Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch zum 
Höchstkommandierenden wurde von allen begrüßt... 


[General A. S. Lukomsklj, Erinnerungen, Bd. I, S. 53£.] 


[c] Der britische Botschafter Buchanan über die ersten Augusttage 


... Während dieser wundervollen Tage zu Anfang August schien 
sich Rußland vollkommen verwandelt zu haben. Der deutsche Bot- 
schafter hatte geweissagt, eine Kriegserklärung würde eine Revolu- 
tion hervorrufen... . Anstatt eine Revolution hervorzurufen, schmie- 
dete der Krieg ein neues Band um Herrscher und Volk, Die Arbeiter 
schworen allen Streiks ab und die verschiedensten politischen Parteien 
ließen ihre Zänkereien beiseite, In der Duma, die der Zar zu einer 
außerordentlichen Sitzung einberufen hatte, überboten sich die 
Führer der verschiedenen Parteien darin, die Regierung zu unter- 
stützen, die sie einige Wochen früher angeklagt hatten... 


[George Buchanan, Meine Mission in Rußland, S. 116f.] 


[dj Xerenskij über den Kriegsausbruch 


... Am Tage der Kriegserklärung fühlte das russische Volk sofort, 
daß der Krieg, der so plötzlich gekommen war, eine entscheidende 
Rolle in dem Schicksal vieler Generationen spielen werde. Der Pro- 
zeß der inneren Befreiung Rußlands wurde am ı9. Juli (1. August) 
1914 jäh unterbrochen. Das ganze Leben der Nation wurde in eine 
andere Ebene verlegt, in die Ebene eines Kampfes um Rußlands 
Dasein. 

Die ganze Tiefe des seelischen Umschwungs, der damals ganz 
Rußland bewegte, und besonders, wie ich betonen möchte, von den 
niederen Volksschichten erlebt wurde, kam in den Juli-Ereignissen 
in Petersburg sinnbildhaft zum Ausdruck. Viele erinnern sich wohl 
noch, daß in denjenigen Tagen, die dem österreichischen Ultimatum 
an Serbien vorausgingen, am Zarenhof Feste gefeiert wurden, und 
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zwar aus Anlaß des Aufenthaltes des Präsidenten Frankreichs, Poin- 
care, und des französischen Ministerpräsidenten Viviani [vgl. Dok.1i]. 
Aber sogar diejenigen, die in Deutschland dies wissen, werden 
sich kaum daran erinnern, daß dieser Besuch der französischen Gäste 
eine andere Folge hatte, nämlich Arbeiterunruhen in Petersburg, die 
schon in einen Generalstreik übergingen und einen immer größeren 
Widerhall in der Provinz hervorriefen. 

Die Abreise von Poincar& und das unmittelbar darauf erfolgende 
Ultimatum an Serbien fielen zeitlich gerade mit der höchsten Span- 
nung der Ereignisse in Petersburg zusammen, als zwischen den Strei- 
kenden und der Polizei schon Zusammenstöße stattgefunden hatten. 
In einem Arbeiterviertel war sogar schon eine Straßenbarrikade er- 
richtet worden. Man beeilte sich schon, die wachsende Welle der 
Revolutionsbewegung durch angebliche Intrigen Deutschlands zu 
erklären. Für objektive und tieferdenkende Menschen aber erschien 
dieser Abgrund, der zwischen den Stimmungen des offiziellen Ruß- 
lands und denen des russischen Volkes bestand, als ein drohendes 
Warnungszeichen. 

Da kam die Kriegserklärung, und es geschah ein Wunder. Nichts 
blieb von den Barrikaden, von den Straßendemonstrationen, von 
den Streiks und überhaupt von der ganzen Revolutionsbewegung, 
weder in Petersburg noch in dem ganzen weiten Reich. In einer 
Stunde wandelte sich die Stimmung eines ganzen Volkes. Mit einer 
Pünktlichkeit und Ordnung, die alle überraschte, vollzog sich die 
Mobilmachung. Ich muß hier, um Mißverständnissen vorzubeugen, 
einen Umstand betonen, der sehr wichtig für das Verständnis der 
russischen Kriegs- und Revolutionszeit ist: die einmütige patrio- 
tische Stimmung, die in den ersten Kriegstagen breite Volksmassen 
ergriff, hat gar nichts mit den kriegerischen Absichten zu tun, die seit 
langem in der höheren russischen Gesellschaft herrschten. 

Weder der Gedanke, ein Kreuz in Konstantinopel zu errichten, 
noch die Zerstörung des deutschen Militarismus oder andere ideo- 
logische Erfindungen spielten eine Rolle in der Stimmung der Volks- 
massen. Der Stellung Rußlands inmitten der um die Welthegemonie 
kämpfenden Mächte entsprechend, wurde der Krieg vom Volke als 
ein von außen aufgezwungenes Übel aufgefaßt, von dem man sich 
schnellstens befreien mußte, um wieder zu friedlicher Arbeit zurück- 
zukehren. Das Ziel des Krieges bestand für neun Zehntel des russi- 
schen Volkes nur in einer einzigen Aufgabe: der Verteidigung ... 


[Alexander Kerenski, Erinnerungen, S, 10fb] 
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[3] Die Dumasitzung am 26. Juli (8. August) 1914 


[a] Ars der Eröffnungsrede des Dumapräsidenten Rodsjanko 


... Wir wissen alle, daß Rußland den Krieg nicht gewollt hat, daß 
die Eroberungssucht dem russischen Volke fremd ist; doch dem 
Schicksal hat es gefallen, uns in die Kriegsereignisse zu verwickeln 
... Unser Volk ist friedlich und gut, aber es ist furchtbar und mäch- 
tig, wenn man es zwingt, sich zu verteidigen. Seht, können wir sagen, 
ihr [d. h. die Feinde] glaubtet, daß Streit und Haß uns teilten, und 
dennoch haben sich heute alle Nationalitäten, die das unendliche 
Rußland bevölkern, zu einer einzigen Familie von Brüdern vereinigt, 
heute, da das Unglück das gemeinsame Vaterland bedroht... 
[Schultheß’ Europäischer Geschichtskalender, Jg. 30, 1914, S. 840] 


[b] Darstellung Rodsjankos 


... Nach dem Empfang im Winterpalais [wo der Zar die Abgeord- 
neten von Reichsrat und Reichsduma empfing] fuhren die Abgeord- 
neten nach dem Taurischen Palais. Dort wurde ein Gottesdienst ab- 
gehalten; in der anschließenden Sitzung waren sämtliche Minister 
und die Vertreter der befreundeten Mächte zugegen und die Tribü- - 
nen dicht besetzt. Nachdem ich als Dumapräsident zuerst gespro- 
chen hatte, hielten der Ministerpräsident Goremykin und dann der 
Außenminister Sasonow ihre Ansprachen. Sasonow wurde eine 
Ovation bereitet, die ihn so erregte, daß er anfangs gar nicht spre- 
chen konnte. Seine Rede... war trefflich. Er endigte mit von Tränen 
erstickter Stimme. Die Dumamitglieder erhoben sich von ihren 
Plätzen und ließen ihn nochmals hochleben. Dann berichtete der 
Finanzminister Bark über die glänzende Finanzlage. Die in Berlin 
deponierten Gelder waren rechtzeitig abgehoben worden. Diese 
Meldung rief allgemeinen Beifall hervor. Nach den Ministern redeten 
Abgeordnete aller Parteien und Nationalitäten. Alle Reden waren 
ein einziger gewaltiger Ausdruck dafür, daß man für die Unantast- 
barkeit und für die Würde des Vaterlandes einstehen werde. Beson- 
ders eindrucksvoll war die Rede eines Letten.... 


[M: W. Rodzjanko, Erinnerungen, 5. 99f.] 
[ec] Darstellung Paleologues 
... Heute finden Sitzungen des Reichsrates und der Duma statt. 


Schon am 2. August hatte der Kaiser seinen Willen kundgetan, 
die gesetzgebenden Körperschaften in außerordentlicher Sitzung 
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einzuberufen, »damit wir uns in vollem Einverständnis mit unse- 
rem Volke befinden«. Diese Einberufung, die in jedem anderen 
Lande ganz natürlich und notwendig erschienen wäre, ist hier wie 
eine Kundgebung des »Konstitutionalismus« ausgelegt worden. In 
freiheitlichen Kreisen weiß man dafür dem Kaiser besonderen Dank, 
denn es ist jedem bekannt, daß sich der Ministerpräsident Goremy- 
kin, der Minister des Inneren Maklakow, der Justizminister Schtsche- 
glowitow und der Oberprokureur des Heiligen Synod, Sabler, etwas 
darauf zugute tun, die Duma wie ein minderwertiges, wenig beach- 
tenswertes Organ zu betrachten. 

Ich nehme mit Sir George Buchanan in der ersten Reihe der 
diplomatischen Loge Platz. 

Die Sitzung wird durch eine schwungvolle Ansprache des Präsi- 
denten Rodsjanko eröffnet. Seine deklamatorische, klangreiche Be- 
redsamkeit reißt die Versammlung zu heller Begeisterung hin. 

Dann besteigt der alte Goremykin schwankenden Schrittes die 
Tribüne. Mühsam bringt er seine matte Stimme zu Gehör, die zeit- 
weilig so erschöpft klingt, als läge er im Sterben. [Er erklärt, daß 
Rußland den Frieden zu bewahren versucht habe, dabei indes ge- 
scheitert sei und nicht vor der Herausforderung zurückweichen 
konnte; auch wenn die Russen nachgegeben hätten, hätte das am 
Lauf der Dinge nichts verändert.] Um diese letzten Worte auszuspre- 
chen, wird seine Stimme fester; sein erloschner Blick leuchtet kurz 
auf. Man würde sagen, daß dieser mit Arbeiten, Ehren und Erfah- 
rung überbürdete Greis bei dieser feierlichen Gelegenheit eine bos- 
hafte Freude darin findet, seinen enttäuschten Fatalismus kundzutun. 

Sasonow folgt ihm auf die Tribüne... 

Nach Unterbrechung der Sitzung bringt jeder Parteileiter den Be- 
weis seiner Vaterlandsliebe dar, indem er sich zu jedem Opfer bereit 
erklärt, um Rußland und die slawischen Völker der germanischen 
Oberherrschaft zu entziehen. Als der Präsident die von der Regie- 
rung geforderten Kriegskredite zur Abstimmung bringt, erklärt die 
sozialistische Parteil, daß sie sich der Stimmabgabe enthalten werde, 
da sie keine Verantwortung für die zaristische Politik übernehmen 
will. Sie fordert dessenungeachtet die russische Demokratie auf, ihr 
Vaterland gegen das Eindringen der Fremden zu verteidigen ... 
Mit Ausnahme der Enthaltung von seiten der Sozialisten werden die 
militärischen Kredite einstimmig bewilligt. 

[Maurice Paleologuc, Am Zarenhof während des Weltkrieges, S. 60f.] 


1 Die Sozialdemokraten. 
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[4] Die Haltung der linken Parteien zum Kriegsausbruch 


[a] Darstellung Kerenskijs 


x... Wir, die Vertreter der Bauernschaft und der Demokraten, zählten 
in der Duma etwa fünfundzwanzig Mann, vierzehn waren, wenn ich 
mich recht erinnere, Sozialdemokraten, und zwar zusammen Men- 
schewisten und Bolschewisten, und elf waren »Trudowiki« (linke 
Bauernparteiler). 

Wir alle kehrten sogleich [nach Kriegsausbruch] nach Petersburg 
zurück und empfanden tief jene neue Stimmung, die die breiten 
Volksmassen Rußlands ergriffen hatte. So kam es, daß die allgemeine 
patriotische Erregung und die Einigkeit der Arbeiter- und Bauern- 
vertreter auch unseren beiden kleinen Fraktionen eine gemeinsame 
Richtlinie bei der feierlichen Sitzung der Duma gaben. 

Nach kurzen Beratungen beschloß man, daß die beiden Fraktionen 
der Linken mit einer einzigen Erklärung auftreten sollten, die der 
Älteste von uns, der Menschewist N. S. Tschcheidse, vorlesen sollte. 
Über den Inhalt dieser Erklärung waren wir gleichfalls einig: einen 
Aufruf zur Verteidigung des Landes sollte sie enthalten sowie eine 
Forderung nach innerer politischer Befreiung, eben um dieser De- 
fensive willen. Ich selbst war fest von der Unmöglichkeit eines Sie- 
ges ohne gründliche innerpolitische Reformen überzeugt. Mehrnoch: 
mit meinem ganzen Wesen fühlte ich, daß sich das alte Regime durch 
seinen Eintritt in den Krieg selber das Todesurteil geschrieben habe. 
In dem Entwurf jener Erklärung sprach ich offen diesen Gedanken 
aus. Aber auf das Drängen politischer Freunde, die vorsichtiger als 
ich waren, mußte ich mich mit dem Ausdruck einer Hoflnung be- 
gnügen: »Wir hegen den Glauben, daß auf den Kampffeldern die 
innere Befreiung des russischen Volkes geboren werden wird.« 

Am Vorabend der Dumasitzung erwarteten wir Trudowiki ver- 
geblich die Sozialdemokraten zur gemeinsamen Festlegung der Er- 
klärung. Bei den Sozialdemokraten schienen irgendwelche unerwar- 
teten Hindernisse aufgetaucht zu sein, die lange Beratungen hervor- 
gerufen haben mochten. Endlich erschien N. S. Tschcheidse, von 
einem seiner Genossen begleitet... 

[Auf die Frage, was los sei, erwidert Tschcheidse, daß die Sozial- 
demokraten Nachrichten erhalten hätten, die deutschen Sozialdemo- 
kraten würden mit offenem Protest und Generalstreik gegen den 
Krieg auftreten, und daß sie, die russischen Sozialdemokraten, ihrer- 
seits zum aktiven Kampf gegen den Krieg aufrufen wollten.] 

Ich versuchte N. S. Tschcheidse davon zu überzeugen, daß solche 
Nachrichten mit der Wirklichkeit nichts zu tun haben konnten. 
Immer wieder wies ich darauf hin, daß das deutsche Proletariat augen- 
blicklich zweifellos von einem starken patriotischen Gefühl ergriffen 
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sei und daß sogar die Stimmung unseres sonst revolutionären Peters- 
burger Proletariates jeden Appell gegen Krieg und Verteidigung 
jetzt zu einer überflüssigen und schädlichen Donquichotterie machen 
werde. 

Doch alle Versuche zur Überredung waren vergeblich: N. S. 
Tschcheidse und seine Genossen glaubten fest an die Initiative des 
deutschen Proletariats zur Revolution, gerade in dem Augenblick, 
als in Berlin die sozialdemokratischen Führer den Arbeitermassen 
die Pflicht zum Krieg mit der Notwendigkeit begründeten, die west- 
liche Kultur gegen die östliche Barbarei zu verteidigen. 

Das einzige, was mir gelang, bestand darin, N. S. Tschcheidse zu 
überzeugen, aus der Erklärung den offenen Appell zur Sabotage des 
Krieges auszumerzen, denn ein solcher hätte, dazu noch ohne jeg- 
lichen Nutzen, die sozialdemokratische Fraktion aus dem Parlaments- 
saal unmittelbar vor das Kriegsgericht geführt. 

Am anderen Tage, noch vor Beginn der Dumasitzung, stellte es 
sich heraus, daß die Gerüchte über eine revolutionäre Bewegung in 
Deutschland völlig unbegründet waren. Die Erklärung von N. S. 
Tschcheidse war daher aller praktischen Folgerungen beraubt und 
wirkte keineswegs überzeugend, ja beinahe falsch... . 


[Alexander Kerenski, Erinnerungen, S. 13#.] 


[bl Zerezeli über die Flaltung der Sozialdemokraten 


... Von den Vorgängen in Petersburg oder jenseits der Grenzen er- 
fuhren wir aus Briefen [Zereteli befand sich in Angara bei Irkutsk in 
Sibirien in der Verbannung]. Die sozialdemokratische Duma-Frak- 
tion sah den Krieg ebenso an wie wir. Ich wechselte dieserhalb mit 
Tschcheidse und Tschchenkeli, die damals die Fraktion leiteten, 
einige Briefe. Tschchenkeli teilte nicht ganz die Ansicht der Mehr- 
heit der Fraktion und versuchte, in seinen Briefen die Notwendigkeit 
einer »bedingungsweisen Verteidigung«, d.h. der Forderung, daß 
wir »im Falle einer Revolution die aktive Verteidigung übernehmen 
müßten«, nachzuweisen. Aber eine solche rein akademische Aus- 
einandersetzung spiegelte sich in der Politik der Fraktion nicht 
wider, die als einzige sozialistische Fraktion im kämpfenden Europa 
den ganzen Krieg über gegen die Kriegskredite gestimmt hat... 


N. G. Zereteli, Erinnerungen an die Februarrevolution, Bd. I, S. 7] 
[c] Erklärung der sozialdemokratischen Fraktion in der Dumasitzung vom 
26. Juli (8. August) 1914, verlesen von N. S. Tschebeidse 


... Schreckliches, nie dagewesenes Elend ist über die Völker der 
ganzen Welt gekommen. Millionen von Arbeitern sind aus ihrer 
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friedlichen Arbeit gerissen, voneinander getrennt, in einen blutigen 
Strudel geworfen. Der Krieg hat begonnen... Als die europäischen 
Regierungen den Krieg vorbereiteten, ist das europäische Proleta- 
riat mit dem deutschen an der Spitze in einmütigem Protest gegen 
die den Krieg vorbereitenden herrschenden Kreise aufgetreten. 

Eine Reihe von Gewaltakten gegen die Arbeiterpresse und die 
Arbeiterorganisationen unmittelbar vor Kriegsausbruch haben die 
Arbeiter Rußlands daran gehindert, offen mit dem gleichen Protest 
gegen den Krieg aufzutreten. Aber im Augenblick der grandiosen 
Demonstrationen der europäischen Proletarier gegen den Krieg 
schlugen die Herzen der russischen Proletarier mit jenen im gleichen 
Takt. Auch wir als die Vertreter der Arbeiterklasse Rußlands halten 
es für unsere Pflicht zu erklären, daß der gegenwärtige Krieg, her- 
vorgerufen durch eine Politik des Raubes und der Gewalttat, die von 
allen kapitalistischen Staaten praktiziert wird, ein Krieg ist, für den 
die herrschenden Kreise aller jetzt kämpfenden Länder die Verant- 
wortung tragen, daß dieser Krieg den Gefühlen und Empfindungen 
der verantwortungsbewußten Elemente des russischen Proletariats 
ebenso widerspricht wie denen des Proletariats der ganzen Welt. 

Das Proletariat ist einem falschen Patriotismus abhold, hinter dem 
die herrschenden Klassen ihre schlaue Politik verbergen; es ist der 
ständige Verteidiger der Freiheit und der Interessen des Volkes und 
wird in jedem Augenblick seine Pflicht erfüllen und die kulturellen 
Güter des Volkes vor jedem Angriff schützen, woher er auch kom- 
men mag, von außen oder von innen. Aber wenn zur Einigkeit von 
Volk und Regierung aufgerufen wird, dann stellen wir fest, daß die 
Völker Rußlands ebenso wie alle anderen Völker gegen ihren Willen 
in diesen Krieg hineingezogen worden sind durch die Schuld der 
herrschenden Kreise; wir halten es für notwendig, auf die Heuchelei 
und auf die Vergeblichkeit solcher Aufrufe zur Einigkeit hinzuwei- 
sen. Es kann keine Einigkeit zwischen Volk und Regierung geben, 
wenn diese nicht bewußt den Willen des Volkes ausführt, wenn die 
Volksmassen, auf denen die Last des Krieges ruht, rechtlos sind, 
wenn die Arbeiter- und Bauernpresse sistiert ist, wenn die Arbeiter- 
organisationen aufgelöst, wenn die Gefängnisse mit Kämpfern für 
die Freiheit und das Glück des Volkes überfüllt sind und wenn wir 
soeben die Erschießung von Petersburger Arbeitern durch Militär 
und Polizei erlebt haben!. Es kann für die zahlreichen Völkerschaften 
Rußlands keine Einigung mit der Regierung geben, solange sie um 
ihrer Nationalität willen verfolgt werden und in einer Atmosphäre 
der gewaltsamen Unterdrückung leben. 

Das seiner selbst bewußte Proletariat der kämpfenden Länder 
konnte den Ausbruch des Krieges und den Hexensabbat der Barbarei 
nicht verhindern, der ihm folgen wird, aber wir sind fest davon über- 
zeugt, daß in der internationalen Solidarität des Proletariats der gan- 


2 Anspiclung auf die blutigen Unruben während des Staatsbesuches Poincards in Petersburg. 
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zen Welt die Menschheit das Mittel finden wird, um diesen Krieg in 
kürzester Frist zu beenden. Und dann mögen die Friedensbedingun- 
gen nicht von den Diplomaten betrügerischer Regierungen, sondern 
von den Völkern selbst diktiert werden, die ihr Geschick in die eige- 
nen Hände nehmen ... [Nach Abgabe der Erklärung verließen die 
Sozialdemokraten noch vor der Abstimmung über die Kriegskredite 
den Sitzungssaal.] 


[A. Badajew, Die Bolschewiki in der Reichsduma, S. 346f.; hier fälschlich den Bolschewiki 
allein zugeschrieben] 


[s] Bericht der Moskauer Abteilung der Ochrana über die gescll- 
schaftliche Bewegung 


Nr. 22 22.9. (5. 10.) 1914 
In letzter Zeit, seitdem sich in Moskau einige bedeutende Führer der 
»Kadetten«! befinden, Miljukow, Faljbork, Schingarew u.a., hat eine 
Reihe von Beratungen über gesellschaftliche Fragen und die gegen- 
wärtige politische Situation stattgefunden ... 

Unter anderem hat eine solche Beratung am 135. (28.) September 
im Gasthaus »Eremitage« stattgefunden ... 

Miljukow sprach ... davon, daß der gegenwärtige Krieg für die 
russische Gesellschaft eine neue Ära eröffnet, indem sie aufs neue an 
den Aufbau einer sozialen Ordnung gehen kann, daß die Gesellschaft 
jetzt nicht in Passivität gegenüber gesellschaftlichen Fragen verharren 
kann und darf. Er bemerkte, daß die Gesellschaft bis zum Kriegs- 
ausbruch in völliger Apathie verharrte, jetzt aber erwacht sei und 
auf der bevorstehenden europäischen Friedenskonferenz die Stimme 
der organisierten Gesellschaft gehört werden müsse, nicht nur die 
der herrschenden Bürokraten.... 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, 5. 1 £.] 


[6] Bericht des Leiters der Petersburger Ochrana-Abteilung an den 
Innenminister über die Durchsuchung der bolschewistischen Duma- 
abgeordneten 


Nr. 25281 _ 4. (17.) November 1914 
Bei Ausbruch des gegenwärtigen Krieges sandte der bekannte 
Sozialdemokrat, der Vertreter des Internationalen sozialistischen 
Büros, gegenwärtig Minister in Belgien, Emile Vandervelde, an die 
sozialdemokratischen Abgeordneten der Reichsduma ein hier in 
Kopie beigefügtes Telegramm, in dem er das russische revolutionäre 


% Kadetten: Partei der »Konstitutionellen Demokraten« (K. D.). 
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Proletariat aufforderte, mit den französischen und belgischen Demo- 
kraten und Sozialisten gemeinsame Sache zu machen und zusammen 
mit der russischen Regierung am Kampf gegen das preußische 
Junkertum und für die politische Freiheit in Europa teilzunehmen. 

Ungeachtet dessen, daß in Rußland die überwältigende Mehrheit 
der Arbeiter und der studierenden Jugend in den höheren Lehr- 
anstalten bei der Kriegserklärung patriotische Gefühle zeigte, so- 
wohl in der ruhigen Erfüllung der Arbeit in den Fabriken und Werk- 
stätten als auch in der verstärkten Opferbereitschaft für die verwunde- 
ten und kranken Soldaten und für die Versorgung der Familien der 
Reservisten, setzten die Vertreter der sozialdemokratischen Duma- 
Fraktion, insbesondere in der Person der Abgeordneten Petrowskij, 
Badajew, Muranow, Samojlow und Schatow, ihre Agitation gegen 
den Krieg und gegen jede Unterstützung der russischen Regierung 
bei ihrem Kampf gegen Deutschland und Österreich fort. 

Hauptsächlich unter dem Einfluß und unter der Leitung dieser 
Abgeordneten wurden in Petrograd zum Zeitpunkt der Kriegs- 
erklärung einige revolutionäre Proklamationen gegen den Krieg mit 
der Aufforderung an die Arbeiter, sich gegen die russische Regie- 
rung zu erheben, verbreitet. 

Diejenigen Personen, die diese Aufrufe angefertigt und verbreitet 
hatten, wurden nach und nach liquidiert; teils wurde die Angelegen- 
heit auf administrativem Wege erledigt, teils auch, sofern die Ver- 
hafteten auf frischer Tat ertappt wurden, den Gerichtsbehörden 
übergeben. 

Die verbreiteten Aufrufe fanden bei der Mehrheit der Arbeiter 
der Stadt Petrograd keine Sympathie und einige Arbeiter äußerten 
sich sogar dahin, daß die Verbreitung derartiger Aufrufe angesichts 
der schweren Zeit für Rußland bestraft werden müsse. 

Ein solches Verhalten der Arbeitermassen zur Agitation befrie- 
digte die oben genannten Abgeordneten der Reichsduma nicht, und 
sie beklagten sich darüber, daß alle Arbeiterzeitungen und gewerk- 
schaftlichen Vereinigungen geschlossen und die Arbeiter nicht in 
der Lage seien, sich mit der wirklichen Lage vertraut zu machen; 
sie beschlossen daher, ihr illegales Organ herauszugeben, in dem sie 
ihre Ideen verbreiten konnten und allmählich die Arbeiter und Sol- 
daten zum Aufstand und zum Sturz der in Rußland bestehenden 
staatlichen Ordnung vorbereiteten. 

Zur Koordinierung der oben genannten verbrecherischen Tätig- 
keit der Parteimitglieder hielten die in allen Teilen Rußlands ge- 
wählten Deputierten vom 30. September (13. Oktober) bis zum 
1. (14.) Oktober dieses Jahres in Finnland eine Versammlung der 
Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma mit 
einigen Parteimitgliedern ab, auf der sie ganz offen ihre Auffassung 
über den Krieg in der in Abschrift beigefügten Antwort auf das 
Telegramm von Vandervelde und aus Anlaß der Sammlung für die 
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Opfer des gegenwärtigen Krieges äußerten. Den Teilnehmern der 
Versammlung vom 30. September (13. Oktober) bis 1. (14.) Oktober 
wurde aufgetragen, die Ansichten und Beschlüsse, die auf der Ver- 
sammlung vorgetragen bzw. gefaßt worden waren, durchzuführen 
und in Parteikreisen zu verbreiten. In der Stadt Petrograd wurde 
unmittelbar nach dieser Versammlung eine im Original beigefügte 
Proklamation gegen den Krieg illegal verbreitet. Ungeachtet aller 
dieser Maßnahmen des revolutionären Zentrums, das durch die 
Liquidierung einiger Personen geschwächt wurde, blieb die Arbeiter- 
schaft in der Stadt Petrograd weiterhin ruhig. 

Daher beschlossen die oben genannten Abgeordneten der Reichs- 
duma, einen sozialdemokratischen Parteikongreß größeren Um- 
fanges abzuhalten, auf dem die Taktik und die Kampfmaßnahmen, 
die dem gegenwärtigen Augenblick entsprechen, erarbeitet werden 
sollten; hierzu beriefen sie zu diesem Kongreß Vertreter aus ver- 
schiedenen Gebieten Rußlands, fanden jedoch nur ein verhältnis- 
mäßig geringes Echo auf ihren Appell. 

Ein solch schändliches Verhalten der oben genannten Abgeordne- 
ten der Reichsduma, die durch die Abgeordnetenimmunität ge- 
schützt waren und sich mit allen Kräften bemühten, im Reich Un- 
ruhen zu stiften, konnte nicht länger geduldet werden, und ich be- 
schloß, sie während des von ihnen beabsichtigten Parteitages zu 
liquidieren. 

Es wurde festgestellt, daß die genannten Abgeordneten der 
Reichsduma sich im Hause Nr. 28 an der Wiborger Chaussee, im 
Rayon des 2. Bezirks des Petrograder Kreises, versammelt hatten 
und sich dorthin auch die Vertreter der Parteiorganisationen zur 
Sitzung des Kongresses begeben hatten. 

Am 4. November (17. November) um 5 Uhr nachmittags wurde 
eine Polizeiabteilung zur Durchführung einer Haussuchung auf 
Grund des $ 23 der Verordnung über den Kriegszustand entsandt 
mit dem Abteilungsoffizier Rittmeister Popelj, dem Leiter der Über- 
wachung, Gouvernementssekretär Myschkin und einer entsprechen- 
den Anzahl von Polizeibeamten und Spitzeln. 

Bei der Haussuchung in der Wohnung der Bäuerin Uljana Geor- 
giewa Gawrilowa aus dem Dorf Bolschaja Ramenja im Bezirk Sido- 
rowo des Kreises und Gouvernements Pskow (Pleskau), bestehend 
aus 3 Zimmern und Küche, wurden überrascht: 

A.Die Mitglieder der Reichsduma ... (Petrowskij, Badajew, 
Muranow, Samojlow, Schagow, 4 davon Bauern). 

B. Die Vertreter der Organisationen aus den Städten ... (folgen 
6 Namen). 

Alle versammelten Personen erklärten, sie seien in die Wohnung 
der Gawrilowa gekommen, um deren 8jährigen Hochzeitstag zu be- 
gehen; aber der während der Haussuchung eintreffende Ehemann 
der Gawrilowa, Alexander Jegorow Gawrilow, erklärte, daß er 
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nichts von einem Jubiläum wisse, ebensowenig über den Grund der 
Zusammenkunft der ihm unbekannten Personen. 

Alle genannten Mitglieder der Reichsduma verhielten sich beim 
Eintreflen der Polizeiabteilung recht herausfordernd, erklärten, daß 
sie sich nicht durchsuchen lassen würden, insbesondere Petrowskij 
und Muranow. Dem Rittmeister Popelj war mein Gehilfe, Oberst- 
leutnant Wolkow, zugeteilt. Nach der Durchsuchung derjenigen Per- 
sonen, die nicht zur Reichsduma gehörten, wurden die Abgeordne- 
ten Samojlow, Badajew und Schagow durchsucht, die keinen beson- 
deren Protest gegen die Durchsuchung erhoben. Den Abgeordneten 
Petrowskij und Muranow wurde erklärt, und dies auch in das Pro- 
tokoll eingetragen, daß angesichts des verbrecherischen Charakters 
der Versammlung und der Möglichkeit der Beseitigung von Gegen- 
ständen, die vielleicht für alle angetroffenen Personen Bedeutung 
haben könnten, auch sie nicht ohne Durchsuchung entlassen werden 
könnten und daß man, wenn sie sich nicht freiwillig einer Durch- 
suchung unterwerfen wollten, Gewalt gegen sie anwenden werde, ° 
worauf sie von Polizisten in ein anderes Zimmer geführt wurden, 
sich beruhigten und ohne Gewaltanwendung durchsucht werden 
konnten. 

Ungeachtet der Tatsache, daß die Polizei nicht in die Wohnung 
gelassen wurde und es daher notwendig war, die Tür mit einem 
Dietrich zu öffnen, ergaben die Leibesvisitationen aller während der 
Versammlung angetroffenen Personen folgende Resultate... . [folgt 
Aufzählung aller bei ihnen gefundenen Gegenstände, u. a. illegaler 
Zeitungen, Resolutionsentwürfe, Manifeste etc.]. 

Nach der Durchsuchung wurden die der Überwachung wohl- 
bekannten Dumaabgeordneten in ihre Wohnungen entlassen, die 
auf der Versammlung angetroffenen.... [folgen die Namen] festge- 
nommen. 

In der vergangenen Nacht wurden die Wohnungen ... [der Ver- 
hafteten] durchsucht... 


Oberstleutnant Popow 
[Krasnyj Archiv, Bd. 64, 1934, S. 35-39] 


[7] Verhalten der Reichsduma 


[a] Zrnenminister Maklakow berichtet dem Zaren über die Sozialdemokraten 


... Die im Kaiserreich bestehende Russische Sozialdemokratische 
Arbeiterpartei ist bemüht, die gegenwärtige Staatsordnung zu be- 
seitigen und durch eine solche republikanischer Art zu ersetzen; seit 
Eröffnung der Feindseligkeiten hat sie die Idee einer möglichst 
schnellen Beendigung des Krieges propagiert und als Hauptmotiv 
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dafür die Gefahr einer Festigung der Autokratie und einer Verzöge- 
rung der Realisierung ihrer Pläne hingestellt. 

Unmittelbare tätige Anteilnahme an der Propaganda dieser Ideen 
ist Mitgliedern der sozialdemokratischen Fraktion der 4. Reichs- 
duma nachzuweisen, von denen alle Direktiven und die Leitung der 
verbrecherischen Tätigkeit der Partei ausgehen. 

Die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion üben ihre ver- 
derbliche Tätigkeit, die sich deutlich in der ungewöhnlichen Streik- 
bewegung der Arbeiter in diesem Sommer und in der Inszenierung 
von Straßenunruhen äußerte, so geheim aus, daß es bisher mangels 
Beweismaterials nicht möglich war, sie gerichtlich zur Verantwor- 
tung zu ziehen, 

Ungeachtet dessen haben die Untersuchungsbehörden des Kaiser- 
reiches, die die Tätigkeit der revolutionären Gruppen der Partei un- 
ablässig beobachteten, in der letzten Zeit Nachrichten darüber er- 
halten, daß Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion beabsich- 
tigten, eine Konferenz unter Teilnahme führender Sozialdemokra- 
ten zur Ausarbeitung von taktischen Maßnahmen für die Propa- 
ganda der Ideen vom sofortigen Kriegsende und dem Sturz des mon- 
archischen Systems in Rußland einzuberufen... [folgt die Schil- 
derung der Vorgänge]. 

Der Innenminister (gez.) Maklakow 
[Krasnyj Archiv, Bd. 64, 1934, S. 32.) 


[b] Verbannung sozialdemokratischer Dumaabgeordneter 


Donnerstag, 30. März 1916 
... Auf dem Gebiete der Innenpolitik werden die Beziehungen zwi- 
schen der Regierung und der Duma täglich schwieriger, unfreund- 
licher. In den zwei Monaten seiner Regierungszeit hat es Stürmer so- 
weit gebracht, daß man Goremykin nachtrauert. Die ganze Büro- 
kratie wetteifert in reaktionärem Eifer. Wenn man absichtlich eine 
heftige Krise hervorrufen wollte, könnte man es auch nicht anders 
anstellen. Ich bin darauf gefaßt, daß das Spiel der politischen Auf- 
wiegelungen, die Heldentaten der schwarzen Bandel, die Juden- 
metzeleien bald wieder einsetzen werden. 

Eine kürzlich erfolgte Tatsache empört die Gruppen der äußersten 
Linken in der Duma; der Petrograder oberste Gerichtshof hat so- 
eben fünf sozialdemokratische Abgeordnete unter Anklage revolu- 
tionärer Propaganda zur lebenslänglichen Verbannung nach Sibirien 
verurteilt. 

Ihre Verhaftung stammt aus dem Monate November 1914... . Die 
fünf Abgeordneten Petrowskij, Schagow, Badajew, Muranow und 


3 Die sogenannten »Schwarzen Hunderte, eine rechtsextremistische Terrorbande, die in den 
Revolutionsjahren 1905/06 Greucltaten verübte und von Nikolaj IL. belobigt wurde. 


60 »Der großen Katastrophe entgegen« 


Samojlow wurden zuerst des Hochverrats bezichtigt: in der Folge 
klagte man sie nur noch an, die Organisierung einer revolutionären 
Tätigkeit in der Armee versucht zu haben. Der berühmte Petrograder 
Rechtsanwalt Soklow und der Abgeordnete der »Trudowiki«, Ke- 
renskij, vertraten die Verteidigung in der geschicktesten Weise, Aber 
die Verurteilung war darum nicht weniger streng. 

Im Verlaufe seiner Verteidigungsrede erklärte Kerenskij: »Nie- 
mals haben die Angeklagten daran gedacht, während des Krieges 
eine Revolution hervorzurufen, niemals haben sie über den Häup- 
tern derjenigen, die im Kampf für das Vaterland sterben, dem Feinde 
die Hand gereicht. Was sie im Gegenteil befürchten, war, daß die 
russischen Reaktionäre mit den deutschen Reaktionären ein Bündnis 
schlössen ....« Diese Anspielung auf eine geheime Verständigung 
zwischen dem russischen Autokratismus und dem preußischen Ab- 
solutismus ist nur allzu begründet!. Aber ich betrachte die Vorberei- 
tungen zum Verrat, welche der russische Sozialismus in aller Stille 
trifft, indem er sich an die bösesten Triebe der Arbeiter und Soldaten 
wendet, als nicht weniger erwiesen. 


[Maurice Paleologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, S. 8of.] 


[ce] Regierung und Reichsduma 


Aus dem Protokoll über die Vernehmungen der von der Provisori- 
schen Regierung eingesetzten Außerordentlichen Untersuchungs- 
kommission: 


Vorsitzender: „.. Gestatten Sie mir, Ihnen noch eine allgemeine 
Frage zu stellen. Sie haben gesagt, daß ihre Sessionen [der Duma] 
sehr kurz waren, insbesondere in den Jahren 1915-1916. Sagen Sie, 
wie haben Sie und Ihre anderen Fraktionskollegen in der Duma sich 
eine solche Politik der Regierung erklärt? 

Tschcheidse?: Offensichtlich wollte die Regierung möglichst wenig 
mit der Duma zu tun haben! - Wenn auch von Anfang an die Lo- 
sung »Einigung mit der Staatsmacht« ausgegeben wurde, schon am 
26. Juni (9. Juli) 1914, so konnte die Regierung mitteilen, daß - 
Einigung hin, Einigung her - der Krieg eine solche Lage geschaffen 
und das Leben der Gesellschaft so beeinflußt habe, daß Fraktions- 
bildung unumgänglich sei... Dies zum ersten; zum anderen aber 
mußte die Regierung sich auf die Duma stützen; sie wollte daher auf 
der einen Seite, daß die Duma sich in Fraktionen aufspaltete, auf der 
anderen Seite fürchtete sie sich davor und befand sich der Duma ge- 


4 Dieser Verdacht Paltologues iat ebenso grundlos wie der, daß Rasputin von den Deutschen ge- 
kauft sei; daß Lenin von den Deutschen bezahlt werde, was Pal&ologue im gleichen Abschnitt an- 
deutet, ist allerdings nicht ganz unwahrscheinlich (vgl. Einleitung S. 36). 

% Führer der (menschewistischen) sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma. 
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genüber in einer zwiespältigen Haltung: sie wollte nicht mit ihr end- 
gültig brechen, da sie die Verantwortung für die Folgen nicht auf 
sich nehmen wollte. Die Stellung der Regierung war auch davon ab- 
hängig, welche Erfolge sie im Kriege zu erzielen vermochte: sie 
glaubte bei Erfolgen nicht mit der Duma rechnen zu müssen. Als 
z.B. 1915 die [russischen] Truppen in Galizien standen, dauerte die 
Session [der Duma] drei Tage; im Sommer aber, als wir zurückge- 
drängt wurden, fand eine längere Sitzung statt; im August indes, als 
es einige Anzeichen dafür gab, daß wir an der Front vorwärts kämen, 
wurde die Duma fortgeschickt. Daher befand sich, wie ich schon 
sagte, die Regierung der Duma gegenüber in einer zwiespältigen 
Haltung: ganz ohne sie glaubte sie nicht auskommen zu können. Die 
Lage der Regierung wurde durch die Losung »Einigung mit der 
Staatsmacht!« erleichtert. Auf der anderen Seite sah die Regierung, 
daß während des Krieges Kritik unvermeidlich sein würde. Wo 
konnte solche Kritik am ehesten vorgebracht werden? Natürlich in 
der Reichsduma. Daher wollte die Regierung die Reichsduma und 
wollte sie auch wieder nicht... Im allgemeinen kann man sagen, 
daß sie sie nicht haben wollte und sich bemühte, die Zeitspannen, 
während derer die Reichsduma in Funktion trat, zu verkürzen. Da- 
von legen die ständigen Unterbrechungen und die Kürze der Ses 
sionsperioden Zeugnis ab. Soweit irgend möglich wurden sie ve 
kürzt. Obwohl die Existenz der Duma während des Krieges im a 
gemeinen für die Regierung unerwünscht war, berief sie sie unt 
dem Zwang der Umstände dennoch ein. 

Vorsitzender: Wie verhielten sich die einzelnen Mitglieder der Re- 
gierung insbesondere des Kabinetts Stürmer, aber auch des Kabinetts 
Goremykin, in den Jahren 1914, 1915 und 1916 zur Frage der Ein- 
berufung der Duma, der Unterbrechung ihrer Sessionen und der 
Frage ihrer völligen Beseitigung ? 

Tschcheidse: Das ist schwer zu sagen. Einige Monate vor der Re- 
volution schien es mir so, als wolle die Regierung Stürmer die Duma 
auflösen, und zwar hatte ich diesen Eindruck deshalb, weil die all- 
gemeine Lage so war, daß die Duma ihre Stimme lauter erheben 
mußte, und in dem Maße, in dem die Opposition in der Duma 
wachsen mußte, die Staatsmacht vor der Alternative stand, nachzu- 
geben oder die Duma aufzulösen. Natürlich war dies Dilemma für 
die Regierung sehr schwierig, aber ich hatte in der letzten Periode 
den Eindruck, daß die Regierung dies beabsichtigte und diese Ten- 
denz, für mich jedenfalls, immer deutlicher im Verhalten der Duma 
gegenüber sichtbar wurde... 


[Der Fall des Zarenregimes, hrsg. v. P. E. Schtscheglow, Bd. III, S. 504 £.] 
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[8] Brief Rodsjankos an den Ministerpräsidenten über die Verhaf- 
tung von fünf Dumaabgeordneten 


30. November (13. Dezember) 1914 
.. „ Indem ich diesem Schreiben eine Kopie der Mitteilung von 5 Ab- 
geordneten der Reichsduma beifüge, erlaube ich mir, die Aufmerk- 
samkeit Ew. Exzellenz auf die völlige Ungesetzlichkeit des Vor- 
gehens gegen Mitglieder der Reichsduma, wie aus dieser Mitteilung 
ersichtlich, hinzuweisen, sowie auf die Verletzung ihrer Rechte, die 
klar und genau in $ 15 des Statuts der Reichsduma umschrieben sind. 
Ich bin der Auffassung, daß eine solche Handlung der Verwaltung 
nicht hingenommen werden kann und deswegen, weil die Verletzung 
des Gesetzes und die aufgedeckte Straflosigkeit eine unerträgliche 
Willkür der Verwaltungsbehörden erkennen lassen, in der gegen- 
wärtigen schweren Zeit in den Gemütern der friedlichen Bevölke- 
rung Verwirrung sät und sie aufbringt, wobei an die durch die 
schweren Belastungen des allgemeinen Krieges ohnehin vorhandene 
Erregung erinnert sei. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß Ew. 
Exzellenz die Güte haben werden, entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen, um in Zukunft die Mitglieder der Reichsduma vor unge- 
setzlichen Handlungen von Polizeidienstgraden zu schützen. 
Genehmigen Sie, hochverehrter Herr, den Ausdruck meiner vor- 
züglichen Hochachtung und tiefen Ergebenheit. 
Rodsjanko 
[Goremykin gab das Schreiben dem Innenminister Maklakow, der 
auf den Brief Rodsjankos schrieb:] Ich vermag die Maßnahmen der 
Polizei nicht als »Willkür« zu bezeichnen, durch die festgestellt 
wurde, daß 5 Mitglieder der Reichsduma — Verbrecher sind. Dem 
Dumapräsidenten mag dies unangenehm sein, aber es ist so. Nicht 
derartige »Handlungen« sind unerträglich, sondern unerträglich ist, 
daß schwere Verbrechen gegen den Gesamtstaat ungestraft unter der 
Flagge der »Abgeordneten«-Immunität verübt werden können. Die 
Unantastbarkeit der staatlichen Ordnung in Rußland ist wichtiger 
als alle Abgeordnetenprivilegien. Wenn die Mitglieder der Duma 
das Gesetz übertreten, werden sie immer und überall und ununter- 
brochen auf die von der Polizei bewachten Schranken treffen. Ver- 
wirrung stiften in den Gemütern nicht die Verwaltungsbehörden, 
die mit der revolutionären Bewegung kämpfen, sondern solche 
Leute, denen angesichts derartiger empörender Handlungen nichts 
Klügeres einfällt, als über die Willkür der Verwaltung zu schreien. 
Es ist Zeit, mit solch übler Angewohnheit aufzuhören. Die geheu- 
chelte Entrüstung ist hier schon recht zynisch und unangebracht. 
Den Polizeibeamten, die die Mitglieder der Duma überrascht und 
festgenommen haben, habe ich bereits gedankt und danke ich. 


[Krasnyj Archiv, Bd. 64, 1934, $. 46 f.] 


[9] Zar und Armee 


Dienstag, 27. April 1915 
Großfürst Nikolaj [Nikolajewitsch] und sein Generalstab haben den 
Kaiser während seines letzten Besuches an der Front begleitet. 
Allgemein ist die Gleichgültigkeit, ja sogar die Kälte aufgefallen, 
mit der der Kaiser von der Armee empfangen wurde: das Märchen, 
das um die Kaiserin und Rasputin gesponnen wurde, hat dem kaiser- 
lichen Ansehen sowohl unter den Soldaten als auch unter den Offi- 
zieren einen empfindlichen Schlag zugefügt. Man zweifelt nicht dar- 
an, daß der Palast von Zarskoje Selo einen Verratsherd in sich berge, 
und die Angelegenheit Mjasojedow! dient jedem Argwohn als 
Grundlage... 


[Maurice Pal&ologue, Am Zatenhof während des Weltkrieges, Bd. 1, S. 331] 


[10] Rasputins wachsender Einfluß 


Sonntag, 30. Mai 1915 
In Anbetracht des immer größer werdenden Einflusses Rasputins 
und seiner unheilvollen Einwirkung auf die russische Politik habe 
ich mich schon oft gefragt, ob die Alliierten nicht versuchen sollten, 
die mystischen und anderen Gaben des Wundertäters zu ihren Gun- 
sten auszunützen, indem sie ihn bestechen; wir würden auf diese 
Weise seine »Eingebungen« beliebig leiten, statt von ihnen gestört, 
geärgert, in unseren Vorsätzen gelähmt zu werden; ich gestehe, daß 
mich das Unternehmen gelockt hätte... wenn auch nur aus Lieb- 
haberei; ich mußte einsehen, daß es wirkungslos, kompromittierend, 
ja sogar gefährlich wäre... 


[Maurice Pal£ologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. I, S. 34:2] 


[11] Gespräch mit Putilow 


Mittwoch, 2. Juni 1915 
Ich speise heute abend im vertrauten Kreise mit dem bedeutendsten 


Metallindustriellen und Finanzmann Rußlands, dem steinreichen 
Putilow... 


1 Oberstleutnant Mjasojedow, mit dem Kriegsminister Suchomlinow befreundet, hatte sich für 
den deutschen Spionagedienst kaufen lassen, war entdeckt, verurteilt und am 10. März 1915 ge- 
henkt worden, Die Abneigung gegen Rasputin und die Zarin wurde weithin dadurch verstärkt, daß 
der vheiligea Schwindler den Krieg als Unglück für Rußland ansah. 
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Er ist einer der vier Industriellen, die in dem im Kriegsmini- 
sterium eingesetzten Obersten Rat für Munitionsfragen ihren Sitz 
haben. Seine ersten Eindrücke sind jammervoll. Es handelt sich 
nicht um ein technisches Problem, ein Problem der Arbeit und 
Erzeugung, das es zu lösen gilt: es ist der gesamte Verwaltungs- 
organismus Rußlands, den man von Grund auf erneuern müßte. 
Die Tafel geht zu Ende, ohne daß wir diesen Gesprächsstoff er- 
schöpft hätten. 

... Putilow läßt seinem Pessimismus freien Lauf; er gefällt sich 
darin, mir die unerbittliche Folge nahender Katastrophen, die 
dumpfe Arbeit des Zusammenbruchs und des Zerfalis, welche den 
russischen Bau unterwühlen, zu schildern... 


[Maurice Pal&ologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. I, S. 347] 


[12] Eine »Regierungsliste« wird diskutiert 


Meldung des Chefs der Moskauer Ochrana an den Direktor des Po- 
lizeidepartements 


4. (17.) August 1915 
... Es ist möglich, daß die Moskauer Stadtduma in Form einer Re- 
solution die Forderung nach einer völligen Erneuerung des gegen- 
wärtigen Kabinetts unter Vorlage einer fertigen Ministerliste an- 
nehmen wird. Daher war diese Liste, die zweifellos aus den gleichen 
Kreisen der Klasse von Moskauer Kaufleuten und Industriellen 
stammt, gestern in der Zeitung »Der Morgen Rußlands« abgedruckt 
(liegt bei). »Der Morgen Rußlands« wird von P. P. Rjabuschinskij! 
herausgegeben und dient den Interessen der genannten Klasse von 
Kaufleuten und Industriellen. 

Es bestehen weiterhin Bestrebungen, die von progressiven Krei- 
sen der Stadtduma und den Leitern des Städteverbandes getragen 
werden, durch die örtlichen Stadtdumen in den Provinzen unter 
Benützung der Verbindungen des Städteverbandes in ganz Ruß- 
land ähnliche Wllenskundgebungen der örtlichen Stadtdumen mit 
den gleichen Wünschen und der Forderung nach Erneuerung der 
Regierung zu organisieren... 

A. Martinow 


1 Textilfabrikane, Vorsitzender des Aufsichtsrats der Moskauer Bank, des Moskauer Börsen- 
komitees, Mitglied des Reicharats, Progressist. 
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Anlage 
»Der Morgen Rußlands«, 13. (26.) August 1915, Nr. 222 


»Verteidigungskabinett« 


Heute zirkulierte in den Wandelgängen der Duma folgende Liste 
von Personen, die von der Duma-Opposition für ein Verteidigungs- 
kabinett vorgesehen ist!: 

Premierminister- M. W. Rodsjanko, Innenminister - A. I. Gutsch- 
kow, Außenminister-P. N. Miljukow, Finanzminister - A. L Schin- 
garew, Verkehrswesen -— N. W. Nekrasow, Handel und Industrie — 
A.1. Konowalow, Leiter der Hauptverwaltung für Landwirtschaft 
und Landesausbau — A. W. Kriwoschein, Kriegsminister -— A. A. 
Polivanow, Marineminister - N. W. Sawitsch, Staatskontrolleur — 
I.N. Jefremow, Oberprokureur des Synod - W.N.Lwow, Justiz- 
minister - W. A. Maklakow, Volksbildungsminister - Graf P.N. 
Ignatjew. 

[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, S. zı £.] 


[13] Duma und Regierung 


Sonnabend, 14. August 1915 
Die heutige Dumasitzung war von einer ernsten pathetischen De- 
batte ausgefüllt. Man besprach die Einsetzung eines Munitions- 
komitees, das über das Kriegsministerium gestellt werden sollte. Die 
Debatte wurde nach und nach erweitert und verwandelte sich in eine 
Anklage gegen die Verwaltung. Einer der lebhaftesten Redner der 
»Kadettenpartei«, Adjemow, Abgeordneter von Nowotscherkask, 
warf den Funken ins Pulverfaß: »Seit Kriegsbeginn hat die öffent- 
liche Meinung den Charakter und die Größe des Kampfes erfaßt; sie 
hat verstanden, daß der Sieg ohne eine Organisierung des ganzen 
Landes unmöglich ist. Aber die Regierung hat es nicht verstanden, 
und als es ihr die öffentliche Meinung erklärte, hat sie sich geweigert, 
es zu verstehen, und verächtlich alle diejenigen zurückgewiesen, die 
ihr ihre Mitwirkung anboten. Denn der Kriegsminister hatte ja seine 
wohlbestallten Lieferanten; man schob einander en famille die Be- 
stellungen zu; es gab da ein ganzes System von Begünstigungen, Ge- 
fälligkeiten, Bevorzugungen. So hat man nicht nur versäumt, das 
Land zu organisieren, sondern man hat es noch in eine entsetzliche 


X Von den Genannten gehörten der ersten Provisorischen Regierung vom 28. Februar (13. März) 
1917an: Miljukow als Außenminister, Nekrasow als Verkehrsminister, Konowalow als Minister für 
Handel und Industrie, Gutschkow als Kriegs- und Marincminister, W. N. Lwow als Oberprokurcur 
des Hl. Synod, Schingarew als Landwirtschaftsminister,also von 13 vorgesehenen Ministern 6, d.h. 
(da Kriegs- und Marineministerium in eine Hand gelegt wurden) die Hälfte, 50 daB bereits im Au- 
gust 1915 ein »Schattenkabinert« der Reichsduma sich abzeichnete. 
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Verwirrung gestürzt... Heute sieht die Regierung endlich ein, daß 
unsere Armeen ohne die Mitwirkung sämtlicher sozialer Schichten 
nicht siegreich sein können; sie gesteht ein, daß eine vollkommene 
Reform nötig ist und daß diese Reform durch uns vollzogen werden 
muß. Das, meine Herren, ist ein Sieg für die öffentliche Meinung, 
und es ist auch die Lehre dieser furchtbaren Zeit. Herr Lloyd George 
sagte neulich im Unterhaus, daß die Deutschen die Ketten des rus- 
sischen Volkes brechen, indem sie unsere Soldaten mit Granaten 
überschütten. Das russische Volk ist fortan frei und wird sich für 
den Sieg organisieren |« 

Diese flammende Rede ruft auf den Bänken der Linken und der 
Mitte einen Beifallssturm hervor. 

Von dieser gewitterschwangeren Atmosphäre erregt, besteigt der 
sozialistische Abgeordnete Tschchenkeli hastig die Kanzel und 
schleudert den Bannfluch gegen die »Tyrannei des Zarismus, die 
Rußland in den Abgrund gestürzt hat«. Aber er läßt sich zu solchen 
Beschimpfungen hinreißen, daß ihm der Vorsitzende das Wort ent- 
zieht. Im übrigen haben seine Verwünschungen in den Parteien der 
Mitte und der Linken, deren Liberalismus monarchistisch bleibt, 
Unbehagen hervorgerufen. 

Die Debatte gewinnt wieder durch den großen Moskauer Rechts- 
anwalt Wassiliji Maklakow einen großzügigeren Anstrich. Mit 
machtvoller Dialektik weist er auf die Notwendigkeit hin, außer- 
halb des Kriegsministeriums ein Munitionskomitee einzusetzen und 
die oberste Führung der technischen Ämter einem Generaldirektor 
anzuvertrauen, der diesem Komitee Rechenschaft schuldig wäre; er 
greift somit die Allmacht der Bürokratie an, welche die Grundlage 
und die Lebensbedingung der Autokratie bildet. Nachdem er gezeigt 
hat, daß »Rußland das vollkommene Vorbild eines Staates bietet, in 
dem die Menschen nicht an ihrem Platz sind«, fährt er fort: »Der 
größte Teil der Ernennungen in der Verwaltung sind ein Skandal, 
sprechen der öffentlichen Meinung Hohn. Und wenn man manchmal 
den Irrtum einsieht, ist es unmöglich, ihn wiedergutzumachen: das 
Ansehen der Machthaber gestattet es nicht. Die neue Regierung, 
deren Aufgabe darin besteht, Deutschland zu besiegen, wird bald 
darauf kommen, daß es noch schwerer ist, die Beamten zu besiegen... 
In diesen ernsten Stunden, die wir jetzt erleben, muß das ein Ende 
nehmen. Das Land leistet an Opfern Unmögliches. Wir, seine Ver- 
treter, wir bringen auch große Opfer; wir halten mit unseren Be- 
schwerden zurück, wir dämmen unsere Zornesausbrüche ein. Wir 
vergessen unsere Rache und unseren berechtigten Haß, indem wir 
denjenigen, die wir einst bekämpften, unsere Mitwirkung leihen. 
Wir sind daher berechtigt zu fordern, daß unsere Regierung ebenso 
vorgehe, daß sie sich über alle Parteirücksichten und Gehässigkeiten 
hinwegsetze, um nur einem einzigen Wahlspruch zu huldigen: »The 
right men in the right places|I«« 


Sondersitzung der Stadtverordneten der Moskauer Duma 67 


Die sehr verlegene, aber doch patriotisch gesinnte Rechte muß 
schließlich zugeben, daß die Laster des Beamtentums Rußland zu- 
grunde richten, und spricht sich mit Mehrheit für die Schaffung eines 
Munitionskomitees aus. 

Von nun an ist zwischen der bürokratischen Kaste und der Na- 
tionalvertretung ein Zweikampf im Gange. Werden sie sich vom er- 
habenen Standpunkte gemeinsamen Interesses aus versöhnen?... 
Die ganze Zukunft Rußlands hängt davonab... 


[ Maurice Pal&ologue, Am Zarenbof während des Weltkrieges, Bd. I, S. 386 ff.) 


[14] Ochrana-Bericht über eine Sondersitzung der Stadtverordneten 
der Moskauer Duma 


Am 18. (31.) August um 6 Uhr abends begann im Gebäude der Mos- 
kauer Stadtduma eine geschlossene Sondersitzung der Stadtverord- 
neten über die Frage der Versorgung der Armee. Es nahmen nur 
Mitglieder der Stadtverwaltung und Stadtverordnete teil; vertreten 
waren alle politischen Gruppen... 

Die Stadtverordneten nahmen schließlich eine Resolution an, die 
in zwei Teile zerfällt: der eine betrifft die technischen Bedingungen 
der Versorgung der Armee, der zweite hebt die gesellschaftlichen 
Bedingungen hervor, unter denen die technische Arbeit zur Versor- 
gung der Armee fruchtbringend vor sich gehen kann. Dieser poli- 
tische Teil ist von der Gruppe der Kadetten formuliert und vertreten 
worden... 

.. . Die öffentliche Sitzung begann mit einer Rede Tschelnokowsl, 
... Er gab dann das Wort nach einem vorher ausgearbeiteten Plan 
an Nikolaj Iwanowitsch Gutschkow?, der in seiner Rede eine Reihe 
von politischen Wünschen äußerte, zu denen er die gesamte Mos- 
kauer Stadtduma zu überreden vermochte, so daß seine Vorschläge 
einstimmig angenommen wurden. 

Gutschkow begann mit dem Hinweis, daß Moskau seit alters her 
das Herz Rußlands darstelle und daß seine Stimme die Stimme des 
Volkswillens sei; daher müsse die Stimme Moskaus laut und un- 
überhörbar von Land zu Land erschallen und nicht nur in Rußland, 
sondern weit jenseits der Grenzen gehört werden. Zunächst müsse 
Moskau erklären, daß der Krieg bis zum siegreichen Ende geführt 


ı M. W. Tschelnokow, Ziegeleibesitzer, Moskauer »Stadthaupt« (= Oberhürgermelster), Haupt- 
bevollmächtigter des allrussischen Städteverbandes, Mitglied des Hauptkomitees des allrussischen 
Semstwo-Verbandes, stellv. Vorsitzender des Moskauer Kriegsindustrie-Komitees. 

A N.IL Gutschkow, Moskauer Industrieller, Vorsitzender des Zentralen Kriegsindustric-Komi- 
tees, Gründer der Partei der Oktobristen, Mitglied der ı. und 3. Reichsduma (in dieser führte er den 
Vorsitz), Mitglied des Reichsrates, Mitglied des Komitces des Rates der Vertreter von Industrie und 
Handel, Bruder des späteren Kriegsministers Alexander Gutschkow. 
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werden müsse und daß der Friede nicht eher geschlossen werden 
dürfe, als bis jene erhabenen Ziele erreicht seien, die die Alliierten 
im Namen der großen Aufgabe der Menschheit zu erreichen ver- 
suchen wollten. Zur Erreichung dieses erhabenen Zieles seien ver- 
schiedene Bedingungen die Voraussetzung, und die erste derselben 
sei die Einigung des ganzen Volkes, seine geistige Einheit; weiter- 
bin sei es unumgänglich, daß diejenigen, die Vertreter des Volks- 
willens seien, ebenfalls zu einer Einigung fänden und daß alle Partei- 
streitigkeiten aufhören müßten; die Arbeit der Reichsduma müsse 
sich unter den Bedingungen einer Einigung aller politischen Grup- - 
pen vollziehen. Möge die Stimme der Stadtverordneten Moskaus von 
den Volksvertretern gehört werden. Ferner sei es notwendig, daß die 
Volksvertretung sich mit der Regierung einige, aber mit einer sol- 
chen Regierung, die das uneingeschränkte Vertrauen des Landes be- 
säße. Endlich müsse an die Spitze einer solchen Regierung eine Per- 
sönlichkeit gestellt werden, die das Vertrauen der breiten Massen 
und der Volksvertretung genießt. Über alle diese nachdrücklichen 
Wünsche Moskaus und seine Sorgen müsse demjenigen Kenntnis 
gegeben werden, auf den sich in schwerer Zeit die Blicke des Volkes 
richteten, nämlich dem Monarchen... 
Für den Abteilungsleiter 
Rittmeister Snamenskij 
19. August (1. September) 1915 


[B- B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, S. 22] 


[15] Die Ziele der Sozialrevolutionäre 


Dienstag, 24. August 1915 
Einer meiner Kundschafter... ., den ich sehr stark verdächtige, der 
Ochrana anzugehören, der aber eigentlich dadurch nur noch besser 
unterrichtet wäre, meldet mir, daß der Anführer der »Arbeiter- 
gruppe«! in der Duma, der beredte und feurige Rechtsanwalt Alexan- 
der Feodorowitsch Kerenskij, neulich die Vertreter der anderen so- 
zialistischen Gruppen bei sich versammelt hat, um die tätige Rolle zu 
erörtern, die sich den Führern des Proletariats böte, wenn neuerliche 
militärische Katastrophen die kaiserliche Regierung zwängen, Frie- 
den zu schließen. 

Die Besprechung hat noch keinen praktischen Beschluß zur Folge 
gehabt. Aber sie hat zwei wichtige Punkte des Programms festge- 
stellt, das die sozialistische Partei auf ihre Fahnen schreiben wird, 
wenn die Stunde des Friedens geschlagen hat: ı. Sofortige Einfüh- 


1 Die »Trudowikic«. 
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rung des allgemeinen Wahlrechts in Rußland; 2. unbedingtes Selbst- 
bestimmungstecht für alle Völker. 


[Maurice Pal&ologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. I, S. 394] 


[16] Die Hetze der Zarin gegen den Höchstkommandierenden, 
Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch 


[a] Ars den Briefen der Zarin an den Zaren 


17. (30.) November 1914 
... Gut, daß Du eine grundsätzliche Aussprache mit Nikolascha 
hattest. Sage ihm Deine Meinung über einige Leute und gib ihm 
einige Deiner Ideen... 
21. Januar (3. Februar) 1915 
... Lieber, vergiß nicht, über die Offiziere verschiedener Regi- 
menter zu sprechen, damit sie nicht ihre Posten verlieren!, und sprich 
über alle diese verschiedenen Fragen mit Nikolascha. Vielleicht wilist 
Du in der Unterredung mit ihm auch über das Manifest sprechen ... 
22. Januar (4. Februar) 1915 
...Ich saß mit Anja? zusammen, die sich allmählich erholt. Sie 
bittet mich, Dir das zu bestellen, was sie gestern vergessen hat, von 
Unserem Freunde?, daß in keinem Falle der Name des Höchstkom- 
mandierenden in Deinem Manifest genannt werden darf; es muß 
ausschließlich von Dir an das Volk gerichtet sein... 
4. (17.) April 1915 
... Gott segne Deine Reise, mein Einziggeliebter, und möge sie 
ein Erfolg und Ermutigung für unsere Truppen bringen. Ich hofle, 
daß Du mehr siehst und Dich nicht auf die Stawka verläßt, und wenn 
Nikolascha etwas Wojejkow* gegenüber als Wunsch äußert, dann 
mache dem sofort ein Ende und zeige, daß Du der Herr bist. Ver- 
zeihe mir, mein Teuerster, aber ich weiß, daß Du zu gut und weich 
bist. Manchmal wirken eine recht laute Stimme und ein strenger 
Blick Wunder. Tu mir die Liebe, sei entschieden und selbstbewußt — 
Du weißt sehr gut, was richtig ist, und wenn Du nicht einverstanden 
bist und recht hast, bringe Deine Meinung vor und laß die anderen 
sich ihr beugen. Sie müssen besser begreifen, wer Du bist und daß 
sie sich zuerst an Dich wenden müssen. Dein Charme bezaubert je- 
den, aber ich will, daß Du sie durch Deinen Verstand und Deine Er- 


1 Die Zarin hatte in den vorhergehenden Briefen verschiedene Wünsche geäußert. 

% Frau Wyrubowa, geborene Tancjewa, Geliebte Rasputins und engste Vertraute der Zarin. 

® Rasputin, - Die Zarin schreibt »Unser Freund« im englischen Urtext stets groß. - Die Über- 
setzung versucht, den ungewöhnlich schlechten Briefstil wiederzugeben. 

* Der Kommandant des Kaiserlichen Hauptquartiers, 
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fahrung zum Gehorsam zwingst. Wenn auch Nikolascha so hoch- 
gestellt ist, so bist Du höher als er. Unser Freund und auch ich 
waren erschrocken darüber, daß Nikolascha Telegramme verfaßt, 
den Gouverneuren antwortet etc. in Deinem Stil -— er muß auch in 
anderen Dingen einfacher und bescheidener sein. Du wirst denken, 
daß ich mich in Deine Angelegenheiten mische und Dich langweile, 
aber eine Frau fühlt und sieht die Dinge mitunter klarer, als mein 
sehr bescheidenes Seelchen!. Demut ist Gottes größtes Geschenk — 
aber ein Souverän muß seinem Willen öfter Geltung verschaffen. Sei 
selbstbewußt und handele — fürchte Dich nicht, Du wirst auch nie 
etwas Törichtes sagen. Der liebe alte Fredericksz, möge es ihm gut 
gehen - ich fühle, daß er als einziger Dir zur Seite stehen wird, weil 
er allein Nikolascha widerspricht... 

6. (19.) April 1915 

... Nicht Nikolascha soil Dich begleiten, vergib mir, wenn ich 
das sage - Du sollst als Chef auftreten, wenn Du zum ersten Mal da- 
hin [in das von den Russen besetzte Lemberg und Przemysl] 
fährst... 

7. (20.) April 1915 

... Als Anja Ihm [Rasputin] insgeheim sagte, daß ich Seine be- 
sonderen Gebete für Dich erflehe, sagte er merkwürdigerweise das- 
selbe wie ich, daß Ihm das [die Reise nach Lemberg und Przemysl] 
insgesamt nicht gefalle. »Gott helfe ihm; aber es ist (zu früh) dorthin 
zu gehen, er [d. h. der Zar] wird nichts bemerken, sein Volk nicht 
sehen, es ist natürlich interessant [d. h. die Reise], aber besser nach 
dem Kriege zu fahren.« Ihm gefällt nicht, daß Nikolascha mit Dir 
fährt, er findet in jedem Falle, es sei besser, allein - und damit bin ich 
völlig einverstanden... 

10. (23.) Juni 1915 

... Du weißt, wie talentiert unser Volk ist, wie reichbegabt — aber 
es ist träge und ohne Initiative. Man muß sie nur antreiben, und sie 
tun alles, nur frage sie nicht, sondern gib direkt Befehle, sei energisch 
um Deines eigenen Staates willen. 

Ebenso [wie mit anderen Dingen, die vorher erwähnt werden] ist 
es mit einer Frage, die Unser Freund sich so zu Herzen nimmt und 
die die wichtigste von allen bezüglich des inneren Friedens ist — der 
Widerruf der Einberufung der Landwehr. Wenn der Befehl schon 
ergangen ist, sage Nikolascha, daß Du auf seinem Widerruf bestehst, 
daß er in Deinem Namen »verschoben« wird. Diese liebenswürdige 
Verfügung muß von Dir ausgehen — höre auf keine Einwände. (Ich 
bin überzeugt davon, daß das Ganze unbedacht und in Unkenntnis 
der Lage im Lande geschehen ist.) Daher fürchtet Unser Freund 
Deine Anwesenheit in der Stawka, da dort alle mit ihren Mitteilun- 
gen zu Dir kommen und Du ihnen unfreiwillig nachgibst, auch wenn 
Dein eigenes Gefühl durchaus richtig, aber für sie unbequem ist. 


1 So nennt die Zarin den Zaren öfters. 
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Denke daran, wie lange Du regiert hast und vie/ mehr Erfahrung hast 
als sie. Nikolascha kann nur an die Armee und an Erfolge denken - 
Du trägst die innere Verantwortung schon jahrelang. Wenn er Fehler 
macht - nach dem Kriege kehrt er ins Nichts zurück, aber Du mußt 
alles wiedergutmachen.... 

12./13. (25./26.) Juni 1915 

... Gott sei Dank, Nikolascha hat bezüglich der Landwehr be- 
griffen... Vergib mir, aber mir gefällt die Wahl des Kriegsministers 
nicht’. Du erinnerst Dich, wie Du gegen ihn warst, und wahrschein- 
lich war das richtig, und Nikolascha auch, so scheint mir... Ich 
fürchte die von Nikolascha vorgenommenen Ernennungen, Niko- 
lascha ist durchaus nicht klug, eigensinnig und wird von anderen ge- 
lenkt - gebe Gott, daß ich mich getäuscht habe und daß seine Er- 
nennung Gott wohlgefällig ist. Aber ich bin wie eine Krähe, die 
schnell über eine solche Sache ein Geschrei erhebt. Ist es möglich, 
daß dieser Mensch sich so gewandelt hat, hat er mit Gutschkow? ge- 
brochen? Und ist er nicht ein Feind Unseres Freundes? - das bringt 
immer Unglückl... 

16. (29.) Juni 1915 

...Ich erinnere mich immer daran, was Unser Freund sagt, und 
wie oft haben wir Seinen Worten nicht genügend Aufmerksamkeit 
geschenkt. 

Er war so sehr dagegen, daß Du in die Stawka fuhrst, weil Dich 
dort Leute umschmeicheln und Dich zu Dingen veranlassen, die bes- 
ser nicht getan würden. Hier in Deinem eigenen Hause ist die Atmo- 
sphäre gesünder, und Du würdest die Dinge richtiger sehen - wenn 
Du nur bald zurückkehren könntest. Ich spreche nicht aus egoisti- 
schen Gefühlen, sondern deswegen, weil ich fühle, daß ich Deinet- 
wegen ruhiger wäre, aber dort fürchte ich mich ständig, daß Dich 
jemand betrügt. Du siehst, ich habe gar kein Vertrauen zu Nikola- 
scha - ich weiß, daß er keineswegs klug ist, und da er gegen einen 
von Gott gesandten Menschen angegangen ist, können seine Hand- 
lungen Gott nicht gefallen... 

17. (30.) Juni 1915 

... Vergiß nie, daß Du bis? und bleiben mußt der autokratische 
Kaiser. Wir sind für eine konstitutionelle Regierung nicht reif. Das 
ist die Schuld von Nikolascha und Witte, daß überhaupt eine Duma 
existiert, und Dir hat sie mehr Sorgen, als Freude gebracht. Ach, mir 
gefällt es nicht, daß Nikolascha an allen diesen großen Sitzungen 
teilnimmt, auf denen innere Fragen besprochen werden. Er versteht 
unser Land so wenig, aber er imponiert den Ministern durch seine 
tiefe Stimme und seine Gestikulationen. Ich kann manchmal über 
seine falsche Stellung wild werden. Warum haben die Minister nicht 
darum gebeten, daß das geändert würde [d. h. der Beschluß, die 


1 Poliwanow. 
3 Führer der »Oktobristene, vgl. Dok. 19. 
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Duma einzuberufen], das wäre ihre Pflicht gewesen. Er [Nikolascha] 
hat nicht das Recht, sich in fremde Dinge einzumischen, und folglich 
müßte Dein Fehler verbessert werden und er lediglich aufmilitärische 
Fragen beschränkt werden - wie dies mit French und Geoffre [Joffre] 
geschehen ist. Niemand weiß, wer jetzt der Kaiser ist; Du mußt in 
die Stawka eilen und dort Deine Minister versammeln, als ob Du sie 
nicht hier allein versammeln könntest, wie es Mittwoch geschah. Es 
scheint so, als ob Nikolascha alles entscheidet, ernennt, entläßt. Dies 
macht mich ganz zerschlagen... Verzeih mir, daß ich dies alles 
schreibe, aber ich fühle mich unendlich unglücklich, und wahr- 
scheinlich geben Dir alle dumme Ratschläge und nützen Deine Gut- 
mütigkeit aus. Der Teufel hole diese Stawkal Von dort kann nichts 
Gutes kommen... 

24. Juni (7. Juli) 1915 

...Du zußt zeigen, daß Du Deine Entscheidungen fällst und 
Deinen Willen hast und daß Du nicht von Nikolascha und seinem 
Stab gegängelt wirst, die Deine Bewegungen lenken und bei denen 
Du um Erlaubnis bitten mußt, wenn Du irgendwohin fahren willst. 
Nein, fahre allein, ohne Nikolascha, ganz selbständig, bringe ihnen 
[d. h. den Soldaten] die Freude Deiner Anwesenheit... 

Verzeih, daß ich so offen spreche, aber ich leide recht viel. Ich 
kenne Dich und Nikolascha. Wenn Du zu den Truppen fährst, sage 
Nikolascha kein Wort. Du hast falsche Skrupel, wenn Du sagst, daß 
es nicht aufrichtig sei, ihm nichts zu sagen - seit wann ist er Dein 
Mentor und inwiefern störst Du ihn? Laß sie endlich sehen, daß Du 
nach Deinem eigenen Kopf handelst, der so viel wert ist, wie alle die 
ihrigen zusammengenommen ... 

25. Juni (8. Juli) 1915 

... Liebling, ich hörte, daß dieser scheußliche Rodsjanko und an- 
dere bei Goremykin waren mit der Bitte, die Duma einzuberufen. 
Ach, bitte, das ist nicht nötigl Das ist nicht ihre Sache, sie wollen 
Fragen erörtern, die sie nichts angehen und nur noch mehr Unzu- 
friedenheit hervorrufen. Ich versichere Dich, von ihnen kommt nur 
Böses, sie reden zu viel... 

Ach, mein Nicky, alles geschieht nicht so, wie es sollte, und darum 
hält Dich Nikolascha in der Nähe fest, um Dich zu zwingen, sich 
allen seinen Ideen und dummen Ratschlägen zu beugen. Glaubst Du 
mir immer noch nicht, mein lieber Junge? 

Kannst Du nicht verstehen, daß ein Mensch, der einfach zum Ver- 
räter an einem Gottesmann wurde, Gott nicht wohlgefällig sein 
kann und seine Dinge nicht gut sein können. Nun, meinetwegen, 
wenn er an der Spitze der Armee bleiben muß - es macht nichts, alle 
Mißerfolge kommen auf seinen Kopf -, aber für die inneren Fehler 
mußt Du bezahlen, denn wer glaubt schon, daß er neben Dir re- 
giert? 

Das ist so absolut falsch und dumm... 
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24. August (6. September) 1915 

Mein Geliebter, 

Gott sei Dank, daß alles vollendet ist und daß die Sitzung gut ver- 
laufen ist!. Ich segne Dich, mein Engel, und Deine richtige Entschei- 
dung, und möge sie durch Erfolge und Siege im Inneren und nach 
außen gekrönt werden. So aufregend war es, das Telegramm Nr. o1 
aus der »Zarskaja Stawka« zu erhalten. Ich bewahre sogar das Cou- 
vert auf, als Erinnerung an diesen denkwürdigen Tag... 


[Briefe der Kalserin Alexandra Peodorowna an Kalser Nikolaj II.] 


[b] Allerböchster Befehl an Heer und Flotte 


Mit dem heutigen Tage haben Wir das Höchstkommando über alle 
Land- und Seestreitkräfte, die sich auf dem Kriegsschauplatz befin- 
den, selbst übernommen. 

Im festen Glauben an Gottes Gnade und im unerschütterlichen 
Vertrauen auf den Endsieg werden Wir Unsere heilige Pflicht der 
Verteidigung der Heimat erfüllen und die Russische Erde nicht ent- 
ehren?. 

Nikolaj 

Kaiserliche Stawka, 23. August (5. September) 1915 
[Fürst W. N. Schnchowskoj, »Sic transit gloria mundie, 1893-1917, S. 125] 


[17] Die Ernennung Stürmers 


Aus den Briefen der Zarin an den Zaren 


Zarskoje Selo, 4. (17.) Januar 1916 
... Sweety, denkst Du nun ernstlich an Stürmer, ich glaube, es lohnt 
sich, daß man es trotz seines deutschen Namens mit ihm wagt, man 
weiß ja, was für ein redlicher Arbeiter er ist (ich glaube, Deine alte 
Korrespondentin? sprach von ihm), und er wird gut mit den neuen 
energischen Ministern arbeiten. Ich sehe, sie haben sich alle nach 
verschiedenen Richtungen umgesehen, um zu prüfen und die Dinge 
mit ihren eigenen Augen zu sehen - das ist gut —, auch daß die Mech- 
telei zwischen Moskau und Petrograd bald aufhören wird... 


1 Die Sitzung in der Stawka, auf der der Kaiser mittellte, daß er selbst den Posten des Höchst- 
kommandierenden übernehmen werde und der Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch als Vizekönig in 
den Kaukasus abgeschoben wurde. Der Zar war im Juli/August in Zarskoje Selo gewesen und dort 
zu dem Entschluß überredet worden. 

2 Der letzte Absatz ist vom Zaren eigenhändig geschrieben. 

4 So nennt sich die Zarin öfters in ihren Briefen. 


74  »Der großen Katastrophe entgegen« 


Zarskoje Selo, 7. (20.) Januar 1916 

«...Lovy, ich weiß nicht, aber ich würde immer noch an Stürmer 
denken, sein Kopf ist noch völlig frisch genug. Du siehst, daß Chwo- 
stow etwas darauf hofft, diese Stellung zu bekommen, aber er ist zu 
jung. Stürmer würde es für eine Weile tun, und dann später, wenn 
Du einen andern finden willst, kannst Du wechseln, nur laß ihn 
seinen Namen nicht ändern, das würde ihm mehr Schaden tun, als 
wenn er seinen alten ehrwürdigen behielte. Wie Du Dich erinnerst, 
sagte Grigori das - und er schätzt Grigori sehr, was sehr bedeutungs- 
voll ist... 

Zarskoje Selo, 8. (21.) Januar 1916 

.. . Könntest Du nicht Stürmer ruhig ins Hauptquartier kommen 
lassen - Du siehst so viele Leute — und eine ruhige Unterredung mit 
ihm haben, bevor Du etwas unternimmst? Wenn Du Dubensky 
siehst, frage ihn klug aus, damit er über den dicken Orlow spricht, 
und laß Dir Dinge über ihn erzählen — wenn er den Mut hat, die Feig- 
heit des Mannes aufzudecken, der andere aus dem alten Hauptquar- 
tier hineinzieht, die für ihn zu hoch gestellt sind — Fedorow, glaube 
ich, weiß es auch. Von mir sprach er immer als von »ona«! - und daß 
er sicher wäre, ich würde Dich nicht bald wieder ins Hauptquartier 
kommen lassen, nachdem ich Dir »meine« Minister aufgezwungen 
hätte. Frage ihn auch über Drenteln, der für mich zuletzt das Kloster 
in Aussicht genommen hätte. 

Dschunkowsky und Orlow sollten auf der Stelle nach Sibirien ver- 
schickt werden — nachdem der Krieg vorbei ist, solltest Du ein Straf- 
gericht vollziehen. Warum sollten sie frei ausgehen und in guten Stel- 
lungen bleiben, wenn sie alles vorbereitet hatten Dich abzusetzen 
und mich einzusperren; und die alles taten, niederträchtig gegen 
Deine Frau zu sein - sie gehen herum, und andere Leute denken, sie 
wären ungerecht weggeschickt, da sie straflos blieben. Es ist schau- 
derhaft, an die Falschheit der Menschheit zu denken, obgleich ich es 
lange wußte und Dir mein Empfinden über sie erzählte... 


Zarskoje Selo, 6. (19.) März 1916 

... Also Stürmer war beinahe eine Stunde bei mir. Wir sprachen 
über die Streiks — er meinte, die Fabriken müßten während des Krie- 
ges militarisiert werden, und dieser Entwurf sei seit langem bei der 
Duma, aber er gehe nicht durch, da sie dagegen sind. Er ist cher ge- 
gen den Wunsch des Fürsten Tumanow nach sehr strengen Mals- 
regeln und würde es vorziel:en, wenn Kuropatkin einen tüchtigeren 
Mann an seinen Platz stellt. - In der Tat bringt ihn das Lebensmittel- 
komitee zur Verzweiflung, und es gab eine ernste Debatte über die 
Absendung von Vertretern des Komitees nach London, als Rusin 
die Einladung brachte. Danach zu urteilen, wie sich jene Delegierten 
in Amerika benahmen, ist klar, daß man ihnen nicht erlauben kann zu 
reisen, da sie gegen die Regierung arbeiten. Poliwanow, Grigoro- 


2 Deutsch: »sie«. 
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witsch und Ignatiew (der Liberale) sind dafür - aber Grigorowitsch 
nur, weil Rusin die Einladung brachte. Poliwanow ist seine Verzweif- 
lung - er sehnt sich danach, daß Du ihn absetzt, doch sieht er ein, 
Du kannst es nicht tun, ohne einen guten Nachfolger zu haben. Er 
sagt, der eine seiner Gehilfen sei ein schlechter Mensch und tue 
solchen Schaden - ich habe seinen Namen vergessen, ein sehr ener- 
gischer Mann, aber nicht gut. Poliwanow direkt hochverräterisch 
in der Art, wie er alles, was im geheimen im Ministerrat besprochen 
wird, sofort ausplaudert -— es ist zu abscheulich! Er sprach von der 
verantwortlichen Regierung, die alle herbeiwünschten, selbst Gut- 
gesinnte, die nicht begreifen, daß wir durchaus noch nicht reif dafür 
sind. (Wie Unser Freund sagt, wäre es der völlige Ruin für alles.) 

Dann, wie schwach Obolensky ist. (Denke Dir, seine Frau, die ge- 
borene Prinzessin von Mingrelien, ist zu Grigori gegangen, um ihn 
zu bitten, daß ihr Mann nicht abgesetzt werden soll - beachte das, 
Lilis Schwägerin!) Wolkonsky findet er nicht gut an seinem Platz, 
auch mißbilligt er sein Herumstreichen hinter den Kulissen der 
Duma. 

In dieser Weise gingen wir alle Minister und seine Gehilfen durch. 
Gott stehe ihm in seinem großen Vorhaben bei, Dir und seinem 
Lande gut zu dienen - es macht ihn auch traurig, daß ein so fähiger 
Mann wie Chwostow solches Unrecht getan hat... 


[Die letzte Zarin, S. 143, 145f.] 


[18] Brief des Fürsten Lvow an aen Zaren 


3. (16.) Februar 1916 
Ew. Kaiserliche Majestät! 

Wir, die erwählten Vertreter des Semstwo! und der russischen 
Städte, sind beauftragt, Ihnen die Wahrheit zu sagen. 

Als das Ungewitter des Krieges über Rußland hereinbrach und 
von der Höhe des Thrones herab der Ruf erscholl zur Sammlung 
aller Kräfte, um den Feind abzuwehren, ist das russische Volk wie 
ein Mann aufgestanden zur Verteidigung der Unversehrtheit und 
Unabhängigkeit seiner Heimat und har alle inneren Unstimmigkei- 
ten und Streitigkeiten abgetan. Der Impuls, der damals ganz Ruß- 
land ergriff, entsprach der wirklichen Stärke des russischen Volkes. 

In den Tiefen des Volkes, Majestät, wachsen ständig neue Kräfte, 
und der Geist der Freiheit schwebt über uns. Die großen Reformen 
Ihres Großvaters, des unvergeßlichen Zar-Befreiers, haben in der 
Gesellschaft den Grund für fruchtbare eigene Tätigkeit gelegt. Seit- 
her sind die befreiten gesellschaftlichen Kräfte im Wachsen. Von 


1 Die Selbstverwaltung (s. Einleitung, S. 11). 
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Generation zu Generation wird der Schrei nach Freiheit weitergege- 
ben und Sie, Majestät, der Enkel des Zar-Befreiers, haben Ihren Un- 
tertanen die persönliche Würde der Bürger zugesichert und die Volks- 
vertretung zur »Umbildung des Staates« aufgerufen. Die Kräfte des 
Volkes sind in diesen Jahren schnell gewachsen und sind gut ge- 
diehen. Der Krieg hat die staatliche Macht des russischen Volkes voll 
sich entfalten lassen und unter den starken Schlägen ist diese Macht 
nur härter geworden. Das russische Volk hat gelernt, an seine Kräfte 
zu glauben, es weiß, daß in seiner Einheit seine Unbezwingbarkeit 
besteht, und der Angriff des schrecklichen Feindes hat es nicht weich 
werden lassen. In der Einheit der Kräfte war Rußland ruhig. Die ge- 
waltige und achtunggebietende Kraft dieser Einheit zeigte sich vor 
der ganzen Welt. Sie wurde von unseren Verbündeten und von un- 
seren Feinden gesehen, jedoch zu unserem Unglück nicht von un- 
serer eigenen Regierung. Sie allein hat nicht den Weg eingeschlagen, 
auf den wir alle von der Höhe des Thrones herab gewiesen worden 
waren. Sie allein stimmte nicht in den allgemeinen Chor ein, sie ver- 
einigte sich nicht mit dem Volk und beobachtete dessen begeisterte, 
selbstlose Arbeit zur Rettung der Heimat mit dem alten, tief einge- 
wurzelten Mißtrauen. Im Aufschwung aller seiner geistigen Kräfte 
zur Erringung des Sieges vergaß das Volk allen alten Haß und seine 
Unterdrückung und bemühte sich, der Staatsmacht zu helfen. Aber 
die Regierung änderte ihre Haltung nicht. In der Zeit, als unsere 
Armee ohne Munition genötigt war, sich vor dem Feind zurückzu- 
ziehen, indem sie ihm das mit ihrem teuren Blut gedüngte Land 
überließ, sah die Regierung mit unveränderten Mißtrauen in der 
patriotischen Bewegung des Volkes eine Gefahr für die Staatsord- 
nung, als ob es um diese und nicht um die Größe und Ehre Rußlands 
gegangen wäre, Die innere Staatswirtschaft ist in ein völliges Chaos 
gestürzt worden; dieser chaotische Zustand droht der Armee, droht, 
den Sieg zu verhindern; aber für die Regierung ist der Krieg an- 
scheinend nicht vorhanden. Indem sie das Allgemeinwohl verges- 
sen hat, hat sie dem russischen Staat die alte Wunde seines Kampfes 
gegen die Gesellschaft erneut aufgerissen. Nach unserem Gewissen 
und zur Rettung der Heimat müssen wir Ew. Majestät sagen: der 
innere Frieden in unserer teuren Heimat ist aufs schwerste bedroht. 
Die Isolierung der Staatsgewalt und die Entfremdung zwischen ihr 
und dem Volk ist gefährlich, verhängnisvoll. 

Die Hoffnung auf Einigung mit der Staatsgewalt ist im Volke ge- 
schwunden. Es wachsen Unzufriedenheit und Mißtrauen, es mehren 
sich die Gerüchte über Verrat und Betrug, es vermindert sich zur 
Freude des Feindes der Glaube an den Sieg. Rußland ist in großer 
Unruhe. Das Volk ist bereit zu jedem Opfer, es wird den Kriegnicht 
vor der völligen Zerschmetterung des Feindes, vor der Verjagung 
der feindlichen Truppen aus den Grenzgebieten des russischen 
Landes beenden. Bis zum letzten Mann sind alle in Rußland bereit zu 
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jeder Heldentat, alle arbeiten in dem Bewußtsein, daß der Sieg auch 
nationale Taten ohne Nachlassen der Kräfte hier, in der Heimat er- 
fordert. Die Opferbereitschaft ist groß, aber die Volkskräfte ver- 
langen nach Führung durch die Staatsmacht. Diese muß sich an die 
Spitze des siegesgewillten Volkes stellen. Sie muß das Land zum 
Siege führen, und dazu muß sie stark sein und das allgemeine Ver- 
trauen genießen. Sie muß dem Volksgeist entsprechen, sie muß aus 
ihm erwachsen wie eine lebendige Pflanze aus der Erde. 

Ew. Kaiserliche Majestät] Von Ihnen erwartet Rußland in diesen 
schweren Tagen eine Äußerung der Größe der obersten Gewalt in 
Übereinstimmung mit dem Volksgeist. Sjellen Sie die durch die Regie- 
rung verletzte geistige Einheit und die Eintracht des staatlichen Lebens wieder 
ber. Erneuern Sie die Staatsmacht. Erlegen Sie Personen, die das Ver- 
trauen des Landes genießen, schwere Lasten auf. Geben Sie den 
Volksvertretern Arbeit. Eröffnen Sie dem Volk den Weg zur Ein- 
heit mit der Staatsmacht und zu Ihnen, Majestät. Öffnen Sie dem 
Land diesen einzigen Weg zum Sieg, der durch die Verlogenheit der 
alten Regierungsmethoden versperrt ist. 

Weder uns noch Ihnen, Majestät, soll unser Leben um Rußlands 
willen teuer sein. In den heiligen Minuten der höchsten und reinsten 
Strebungen des Volkes glauben Sie ihm seine starke, große Liebe zur 
Heimat. Die Regierung hat Rußland in furchtbares Unglück gestürzt. 
In unserer Hand liegt seine Rettung. 


[B. B. Grawe, Dice Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, S. 59£.] 


[19] Absetzung Poliwanows 


Samstag, 2. (15.) April 1916 
Kriegsminister General Poliwanow ist seines Amtes enthoben und 
wird durch General Schuwajew ersetzt, der geradezu einfältig ist. 
Die Ungnade des Generals Poliwanow bedeutet für die Allianz! 
einen empfindlichen Verlust. Er hatte in die Ämter des Kriegsmini- 
steriums soviel Ordnung hineingebracht, als nur hineinzubringen 
war; er hatte die Irrtümer, die Nachlässigkeiten, Verschleuderungen, 
verräterischen Handlungen seines Vorgängers, des Generals Suchom- 
linow, so weit gutgemacht, als sie gutzumachen waren. Er war nicht 
nur ein vortrefflicher, ebenso sorgfältiger als geschickter wie ehrli- 
cher und wachsamer Verwalter gewesen. Er besaß in hohem Grade 
strategischen Sinn, und General Alexejew, der sich nicht gerne 
Ratschläge erteilen läßt, hielt auf die seinigen große Stücke. 
Von unantastbarem Loyalismus, aber freiheitlich gesinnt, zählte 
er viele Freunde bei der Duma, in den Reihen der Oktobristen und 


1 Das Bündnis mit Frankreich. 
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der Kadetten, die auf ihn große Hoffnungen setzten!. Er erschien wie 
eine Reserve in der Verwaltung dazu befähigt, sie gleichzeitig gegen 
den Irrsinn des Absolutismus und die Auswüchse der Revolution zu 
verteidigen. 

Das Vertrauen, das er der Duma einflößte, konnte ihm bei der 
Kaiserin nur schlechte Dienste leisten oder ihn sogar in Verruf brin- 
gen. Man deutete besonders die Beziehungen, die er mit dem Präsi- 
denten der Oktobristen, Gutschkow, unterhielt, dem »persönlichen 
Feinde Ihrer Majestäten«, zu seinem Nachteil aus, und der Kaiser 
hat wieder einmal aus Schwäche einen seiner besten Diener ge- 
opfert... 


[Maurice Pal&ologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, S. 84f.] 


[20] Bericht des Leiters der Petrograder Ochrana-Abteilung an das 
Polizeidepartement über die Bildung des »Progressiven Blocks« 


13. (26.) August 1916 
In Beantwortung der Anfragen des Polizeidepartements vom 7.(20.) 
November 1915, 23. Februar (5. März) und 5. (18.) August dieses 
Jahres habe ich die Ehre, dem Polizeidepartement das nachfolgende 
Material über die Bildung eines »Progressiven Blocks« in Petrograd 
zu übergeben, das meiner Abteilung durch Vermittlung einer Ge- 
heimagentur zugegangen ist. 

Die Verhandlungen über die Vereinbarung zwischen verschiede- 
nen Fraktionen der Reichsduma und des Reichsrates mit dem Ziel 
der Schaffung eines parlamentarischen Blocks begannen am ersten 
Tage der Sommersession der Reichsduma, am 19. Juli (1. August) 
1915. Die Initiatoren der Vereinbarung waren die Leiter der Fraktion 
der Progressisten, I. Jefremow? und A. Konowalow°. Der politische 
Grundgedanke der Initiatoren dieser Vereinbarung bestand in dem 
Wunsch, in Reichsduma und Reichsrat eine Mehrheit zu schaffen, die 
es verschiedenen gesellschaftlichen Organisationen ermöglichte, ihre 
Wünsche und Forderungen durchzusetzen. 

Nach langen Verhandlungen und Erörterungen über die Projekte 
zu einer solchen Vereinbarung, die den verschiedenen Organisatio- 
nen als annehmbar erschien, wurde zur Ausarbeitung eines allgemei- 
nen Programms des »Blocks« eine besondere Kommission gebildet, 


1 Poliwanow war auch im »Schattenkabinett« als Kriegsminister vorgesehen; vgl. Dok. 12. 
"N. Jefremow, Gutsbesitzer, Gründer und Vorsitzender einer Reihe von landwirtschaftlichen 
Vereinen, Mitglied der ı., 3. und 4. Reichsduma, Progtessist, gründete in der 1. Reichsduma zu- 
sammen mit dem Grafen P. A. Heyden die Partei der »friedlichen Erneuerunge, gehörte seit der 
3.Reichsduma zu den Progressisten. 
® A. I. Konowalow, Fabrikant, Mitglied der Moskauer Abteilung des Rates für Handel und Ge- 
werbe, stellv. Vorsitzender des Kriegsindustrickomitces, Progressist. 
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der folgende Personen angehörten: die Mitglieder der Reichsduma 
P. Miljukow, I. Jefremow, $. Schidlowskijl, N. Rostowzew? und 
A. Sawenko® und die Mitglieder des Reichsrates D. Grimm*, W. 
Gurko®, Fürst Obolenskij®, Graf Olsuwjew? und W. Meller-Sako- 
melskij®. Die Kommission arbeitete einen Programmentwurf aus, der 
einen Kompromiß darstellte entsprechend den Wünschen der ge- 
mäßigteren Elemente -— der Gruppe der Nationalisten. Am 25. Au- 
gust (7. September) 1915 wurde das Programm des parlamentari- 
schen Blocks in der Presse als Deklaration mit den Unterschriften 
der Vertreter aller dem Block angehörenden Fraktionen veröffent- 
licht. Das Programm des Blocks, das sich beim Sekretär der Reichs- 
duma, I. Dmitrjukow befindet, lautet folgendermaßen: 

»Die Unterzeichneten, Vertreter von Fraktionen und Gruppen der 
Reichsduma und des Reichsrates haben in der Überzeugung, daß nur 
eine starke, harte und tatkräftige Staatsmacht das Vaterland zum 
Siege führen kann und daß dies nur eine Macht sein kann, die sich 
auf das Vertrauen des Volkes stützt und die geeignet ist, die Mit- 
arbeit aller Bürger zu gewährleisten, den einmütigen Beschluß ge- 
faßt, daß die wichtigste und täglich neu zu bewältigende Aufgabe 
einer solchen Macht nicht verwirklicht werden kann ohne die Er- 
füllung der folgenden Bedingungen: 

1) Schaffung einer vereinigten Regierung aus Personen, die da: 
Vertrauen des Landes genießen und die in Übereinstimmung mit 
den gesetzgebenden Körperschaften in kürzester Frist ein konkretes 
Programm durchführen. 

2) Entschiedene Änderung der bisher geübten Regierungspraxis, 
die durch das Mißtrauen gegenüber jeder eigenen Tätigkeit der Ge- 
sellschaft gekennzeichnet ist, insbesondere: 

a) strenge Durchführung der Grundgesetze in der Verwaltung; 

b) Beseitigung des Nebeneinanders von ziviler und militärischer 
Gewalt in Fragen, die nicht unmittelbar mit der Kriegführung zu 
tun haben; 

c) Erneuerung der personalen Zusammensetzung der lokalen Ver- 
waltung; 


15.1. Schidlowskij, Großgrundbesitzer im Gouvernement Woronesch, Mitglied der z, und 
4.Rcichsduma, Oktobrist. 

"N. E. Rostowzew, Bankdirektor, Mitglied der 4. Reichsduma, Okcobrist. 

8 A. 1. Sawenko, ständiger Mitarbeiter der rechtsradikalen Zeitung »Kijewljanin« (Der Kiewer), 
Gründer und stellv. Vorsitzender des Kiewer Klubs der Nationalisten, Stadtverordneter in Kiew, 
Nationalist. 

*% D. Grimm, Professor an der Universität Moskau, Reichsratsmitglied. 

s W.I. Gurko, Gebilfe des Innenministers im Kabinett Stolypin, Mitglied des Reichsrates, Ver- 
treter der rechten Adelsfraktion in diesem Gremium, 

* Fürst A. D. Obolenskij, Mitglied des Komitees des Rates der Kongresse der Vertreter von 
Handel und Industrie, stellv. Vorsitzender der russisch-französischen Handelskammer, Mitglied des 
Rates der englisch-russischen Bank, Mitglied des Reichsrats. 

? Graf D. A. Olsuwjew, Kammerherr, Reichsratsmitglied, Mitglied der Moskauer Semstwo-Ver- 
sammlung. 

® W, Meller-Sakomelskij, Reichsratsmitglied. 
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d) verständige und folgerichtige Politik zur Erhaltung des inneren 
Friedens und Beseitigung der Gegensätze zwischen den Nationali- 
täten und Klassen. 

Zur Durchführung einer solchen Politik müssen auf dem Gebiete 
der Verwaltung und auf dem Gebiete der Gesetzgebung folgende 
Maßnahmen getroffen werden: 

1) Begnadigung durch einen monarchischen Gnadenakt aller jener 
Personen, die wegen rein politischer und religiöser Vergehen an- 
geklagt sind, mit Ausnahme aller derjenigen Vergehen, die all- 
gemeine Strafgesetze tangieren; Rückgabe des Rechts der Wahl in die 
Reichsduma, in die Semstwo- und städtischen Körperschaften usw. 
an diese Personen; Milderung der Strafen für alle übrigen, die wegen 
politischer und religiöser Vergehen verurteilt sind, mit Ausnahme 
der Spione und Verräter. 

2) Rückkehr aller aus politischen oder religiösen Gründen auf ad- 
ministrativem Wege Verbannten, 

3) Völlige und endgültige Einstellung aller Verfolgungen aus reli- 
giösen Gründen, mit welcher Begründung auch immer sie erfolgen 
mögen, und Widerruf aller dienstlichen Rundschreiben, die dem 
Sinne nach eine Einengung der Zusagen des Manifests vom 17. (30.) 
Oktober 1905! bedeuten. 

4) Entscheidung der russisch-polnischen Frage, insbesondere: 
Aufhebung aller rechtlichen Beschränkungen für die Polen im ge- 
samten Russischen Reich, unverzügliche Ausarbeitung eines Ge- 
setzesprojekts über die Autonomie des Zartums Polen und Vorlage 
in den gesetzgebenden Körperschaften und gleichzeitige Überprü- 
fung der gesetzlichen Bestimmungen über den polnischen Boden- 
besitz?. 

5) Einleitung der Aufhebung der Beschränkungen für die Juden, 
insbesondere weitere Schritte zur Aufhebung der Ansiedlungs- 
gebiete®, Erleichterung für den Eintritt in die Lehranstalten und Auf- 
hebung der Beschränkungen bezüglich der Berufswahl. Zulassung 
der jüdischen Presse. 

6) Politik des Ausgleichs in der finnländischen Frage, insbesondere 
Änderung der personalen Zusammensetzung von Verwaltung und 
Senat, Einstellung der Verfolgung gegen Amtspersonen. 

7) Zulassung der kleinrussischen Presse; unverzügliche Über- 
prüfung der Angelegenheiten der Bewohner Galiziens, die unter Be- 
wachung und in Lagern festgehalten werden, und Freilassung der- 
jenigen unter ihnen, die unschuldig verfolgt werden. 


ı Vgl. Einleitung, 5. 24. 

4 Der Erwerb von Land durch Polen war seit 1863/64 eingeschränkt; nicht nur um den polni- 
schen Großgrundbesitz zu behindern, sondern vor allem, um Russen in Polen anzusetzen. 

1 Den Juden waren nur bestimmte »Ansiedlungsgebietc« freigegeben: die Ukraine, Weißruß- 
land, Polen, Litauen, Kurland, während der Zuzug ins Innere Rußlands schon seit Katharina IL 
schr erschwert war. Außerdem durften sie verschiedene Berufe nicht ausüben. 1865 hatte Alexan- 
der II. gewisse Erleichterungen bewilligt, die Alexander III. 1882/ge widerrief. 


Bildung des »Progressiven Blocks« 81 


8) Zulassung der Tätigkeit von Gewerkschaften und Einstellung 
der Verfolgung der Arbeitervertreter in den Krankenkassen, die 
unter dem Verdacht stehen, einer illegalen Partei anzugehören. Zu- 
lassung der Arbeiterpresse. 

9) Einigung der Regierung mit den gesetzgebenden Körper- 
schaften über die sofortige Bearbeitung: 

a) aller Gesetzesprojekte, die mit der nationalen Verteidigung, der 
Versorgung der Armee, der Versorgung der Verwundeten, der Für- 
sorge für die Flüchtlinge und mit anderen durch den Krieg gegebe- 
nen Fragen zusammenhängen; 

b) des folgenden Programms von gesetzlichen Maßnahmen, die 
der Organisierung des Landes zur Erringung des Sieges und zur Er- 
haltung des inneren Friedens dienen sollen: 

Rechtliche Gleichstellung der Bauern mit den anderen Ständen. 

Einführung des Semstwo in den Rayons!. 

Änderung des Semstwo-Statuts von 18902. 

Änderung des Statuts für die Städte von 1892. 

Einführung der Semstwo-Körperschaften in den Grenzgebieten, 
in Sibirien, im Gouvernement Archangelsk, im Dongebiet, im Kau- 
kasus uswi, 

Gesetzesprojekt über die Genossenschaften. 

Gesetzesprojekt über den Urlaub der im Handel tätigen Personen. 

Aufbesserung der materiellen Lage der Bediensteten bei Post und 
Telegraph. 

Bestätigung des Alkoholverbots. 

Statut über Revisionen. 

Einführung des Friedensgerichts in denjenigen Gouvernements, 
in denen es aus finanziellen Gründen bisher nicht eingerichtet worden 
ist. 

Durchführung aller gesetzlichen Maßnahmen, die für die Verwal- 
tung notwendig sind, um die in dem obigen Programm vorgesehene 
Tätigkeit auszuüben.« 


ıD.h.in den kleinsten Verwaltungseinheiten, den »Wolostie, wie es im Text heißt. Hier ist da- 
für der Begriff »Rayon« gewählt worden. » Woloste ist etwa mit »Bauerschafta in Nordwestdeutsch- 
land zu vergleichen, d.h. einem Bezirk, zu dem Dörfer, kleine Weiler oder Einzelböfe gehören 
konnten. 

2 Die Revision des Semstwo-Statuts von 1890 verstärkte die Vertretung des grundbesitzenden 
Adels und vor allem der in den Gouvernements lebenden Beamten des Staates in den Scmstwo-Ver- 
sammlungen und verringerte die Zahl der Bauern. Zudem wurde ein Teilder Mitglieder nunmehr 
von den Gouverneuren, d.h. den Vertretern der Regierung, ernannt. Ganze Gruppen, z. B. die 
Angehörigen freier Berufe, die Juden, wurden von der Wahl zu den Semstwo-Versammlungen 
ausgeschlossen. 

® Die Abänderung der Bestimmungen über die Städte von 1892 verfolgte dieselben Absichten 
und stellte die Stadtverwaltungen unter die straffe Aufsicht des Innenministeriums. 

“In den aufgeführten Gebieten waren keine Sermstwo-Verwaltungen eingerichtet worden, wo- 
beiteils Gründe der Zweckmäßigkeit - z. B. in den dünn besiedelten Gebieten des Nordens -, z-T. 
jedoch das Mißtrauen gegenüber der ortsansässigen Bevölkerung (im Gebiet der Donkosaken be- 
stand obnchin eine eigene Selbstverwaltungsorganisation), vor allem in Sibirien und im Kaukasus, 
bestimmend waren. 
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Dieses Statut ist unterzeichnet: 

Für die progressive Gruppe der Nationalisten - von Graf W. Bo- 
brinskij, für die Gruppe des Zentrums - von W._Lwow, für die 
Fraktion der Semstwo-Oktobristen — von I. Dmitrjukow!, für die 
Gruppe »Verband des 17. Oktober« — von S. Schidlowskij, für die 
Fraktion der Progressisten — von I. Jefremow, für die Fraktion der 
Volksfreiheit? - von P. Miljukow, für die Gruppe des Zentrums im 
Reichsrat - von W. Meller-Sakomelskij, für die akademische Gruppe 
im Reichsrat - von D. Grimm. 

* In der Reichsduma gehören mehr als 300 Abgeordnete von ins- 
gesamt 442 zum parlamentarischen Block; im Reichsrat war die Zahl 
der Mitglieder des Blocks nicht genau festzustellen. Ausführendes 
Organ des parlamentarischen Blocks ist ein Büro unter Vorsitz des 
Reichsratsmitgliedes W. Meller-Sakomelskij. Diesem Büro gehören 
folgende 25 Vertreter derjenigen Fraktionen und Gruppen an, die im 
Block vereinigt sind... [es folgen die Namen; meist handelt es sich 
um diejenigen, die das Programm des Blocks unterschrieben haben.] 

Indem ich dieses dem Polizeidepartement mitteile, habe ich die 
Ehre zu versichern, daß die weitere Beobachtung der Tätigkeit des 
Blocks durch Agenten sichergestellt ist und über alles Wichtige so- 
fort nach Eintreffen von Nachrichten berichtet werden wird. 

Generalmajor: Unterschrift 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Febmuarsevolution, S. 26 ff.] 


[21] Buchanan über Stürmer 


.. , Erst Stürmers Ernennung veranlaßte mich, die innere Lage für 
wirklich ernst zu halten. Ich schrieb am (5.) 18. August dem Foreign 
Office folgendes: 

»Ich habe keine Hoffnung, zu einem Mann in vertrauliche Be- 
ziehungen treten zu können, dessen Wort man nicht trauen kann 
und der nur an seine eigenen Ambitionen denkt. Obgleich er im 
eigenen Interesse gezwungen ist, die auswärtige Politik seines Vor- 
gängers fortzusetzen, ist er nach allen Berichten im Herzen ein Ger- 
manophile. Als ausgesprochener Reaktionär begegnet er sich über- 
dies mit der Zarin in den Wunsche, die Autokratie ungeschmälert 
aufrechtzuerhalten ... Wenn der Zar seine gegenwärtigen reaktio- 
nären Ratgeber behält, wird, fürchte ich, eine Revolution unabwend- 
bar sein. Die Zivilbevölkerung hat genug von einem Verwaltungs- 
system, das sie dank seiner Unfähigkeit und schlechten Organisation 


11.1. Dmitrjukow, Leiter der Semstwo-Verwaltung im Gouvernement Kaluga, Mitglied der 3. 
und 4. Reichsduma, Sekretär der 4. Reichsduma, Oktobrist, 
® Anderer Name der »Kadetten«, 
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-in einem an natürlichen Ressourcen so reichen Lande wie Rußland - 
nicht einmal zu den höchsten Preisen mit den nötigen Lebensmitteln 
zu versorgen vermag. Die Armee andererseits wird nicht so leicht all 
das vergessen und vergeben, was sie durch diese Verwaltung gelitten 
hat. Sasonows Verabschiedung und Stürmers Ernennung haben auf 
das Land und die Armee einen ungeheuren Eindruck gemacht... .« 

... Anfang November [1916] hielt die eben unter dem Präsidium 
Rodsjankos wiedererstandene Anglo-Russian Society ihre Eröfl- 
nungssitzung in der Stadt-Duma [von Petrograd]. Da ich zu spre- 
chen hatte, ergriff ich die Gelegenheit, um zu beweisen, wie die deut- 
sche Partei in Rußland sich bemühte, die öffentliche Meinung in 
bezug auf Großbritannien zu vergiften; wie sie uns hinstellte, als 
hätten wir Rußland in den Krieg gezogen, und uns anklagte, wir 
wollten den Krieg nur verlängern, um die Welt beherrschen und 
Rußland ausbeuten zu können. Nachdem ich darauf hingewiesen 
hatte, daß alle diese Lügen nur zu dem Zwecke in Umlauf gesetzt 
würden, unser Bündnis zu untergraben und den Weg für einen ver- 
frühten Frieden zu bereiten, schloß ich: »Nicht auf den Schlacht- 
feldern Europas muß der Krieg bis zu einem siegreichen Ende ge- 
führt werden. Der Endsieg muß auch über den noch hinterlistigeren 
Feind innerhalb unserer eigenen Mauern erfochten werden.« 

Als die Duma einige Tage später zusammentrat, nannte Miljukow 
in einer historischen Rede Stürmer einen Verräter. Purischkewitsch, 
der noch vor zwei Jahren ultrareaktionär gewesen war, forderte die 
Minister leidenschaftlich auf, sich dem Zaren zu Füßen zu werfen, 
ihm zu sagen, daß die Dinge nicht so weitergehen könnten, und ihn 
anzuflehen, Rußland von Rasputin und allen okkulten Einflüssen, die 
es regieren und verraten, zu befreien ... Stürmer fiel, bevor der 
Sturm, den er heraufbeschworen hatte, ausbrach. Zarin Marie [die 
Zarin-Mutter] sprach während eines kurzen Besuches, den der Zar 
ihr in Kiew machte, mit ihm so ernst über die politischen Aussichten, 
daß sich Seine Majestät nach seiner Rückkehr in die Stawka [das 
Hauptquartier] gegen Ende November entschloß, Stürmer zu ver- 
abschieden. Zarin Alexandra, deren Intervention Stürmer angerufen 
hatte, versuchte vergebens, ihn zu retten. Es gelang ihr aber, einen 
radikalen Wechsel in der Politik aufzuhalten... 

Stürmers Nachfolger als Ministerpräsident wurde Trepow!, der 
Verkehrsminister, der, obgleich Reaktionär, für vernünftige Refor- 
men zu haben war. Pokrowskij wurde zum Minister des Äußeren er- 
nannt. Dieser war ein weitblickender, ehrlicher, intelligenter Mann 
mit gemäßigten Anschauungen, eine anerkannte Autorität in finan- 
ziellen und wirtschaftlichen Fragen. Er erwies sich als ein ausgezeich- 
neter Minister. So befriedigend auch diese und eine oder zwei be- 


1A. F. Trepow, Mitglied des Reichsrates, Senator, am 27. Dezember 1916 (9. Januar 1917) ent- 
lassen und durch den Fürsten N. D. Golitzyn ersetzt, einen Senator und Vorsitzenden der Gesell- 
schaft für Unterstützung der russischen Kricgsgefangenen. 
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deutungslose Ernennungen waren, konnte doch keine Regierung, 
die Protopopow! [Innenminister] zum Mitgliede hatte, hoffen, mit 
der Duma in Harmonie zu arbeiten. Den Oktobristen oder der ge- 
mäßigten liberalen Partei angehörend, war Protopopow Vizepräsi- 
dent der Duma und Führer der Delegationen dieser Kammer und des 
Staatsrates gewesen, die zu Anfang des Jahres Frankreich und Eng- 
land besucht hatten. Auf der Heimreise hatte er in Stockholm eine 
Zusammenkunft mit einem deutschen Finanzier namens Warburg ge- 
habt, die ihn ernstlich kompromittierte. Da seine Erklärungen die 
Duma nicht befriedigten und er allen Halt in der Kammer verloren 
hatte, beschloß er, sich der Hofpartei in die Arme zu werfen. Er 
wurde Rasputins und Pitirims Freund, Anläßlich einer Audienz zur 
Berichterstattung über die Reise der Delegation hatten seine gefälli- 
gen Manieren auf Zar und Zarin einen guten Eindruck gemacht. Er 
verdankte dem Einfluß der Zarin seine Ernennung zum Minister des 
Inneren. Sein Verstand, der niemals ganz normal gewesen war, 
wurde durch den plötzlichen Aufstieg zur Macht völlig aus dem 
Gleichgewicht gebracht. Er schlug eine ultrareaktionäre Politik ein, 
was ihn, verbunden mit dem Umstande, daß er ein politischer Rene- 
gat war, zur b&te noire der Duma machte. Trepow, der das wußte, 
hatte anläßlich seiner Ernennung zum Ministerpräsidenten versucht, 
den Zaren zur Verabschiedung Protopopows zu bewegen. Ohne das 
Eingreifen der Zarin hätte er es auch erreicht. Er bot darauf seine 
Demission an, die jedoch nicht angenommen wurde. 

... Der Name Trepow war übrigens mit den Ereignissen des Jah- 
res 1905 derart verknüpft, daß die Linke seine Ernennung nur als 
Wechsel der Person und nicht des Systems betrachtete und aus seiner 
Hand nichts annehmen wollte... 


[George Buchanan, Meine Mission in Rußland, $. 150-153] 


[22] Bericht Miljukows über eine Reise nach Moskau vor der Bud- 
getkommission der Reichsduma (Anfang Oktober 1916) 


. . „Ich hätte niemals geglaubt, wenn ich es nicht mit eigenen Ohren 
gehört hätte, daß Moskau in einer solchen Sprache zu reden begon- 
nen hat. Ich kenne Moskau seit einigen Jahrzehnten, und wenn mir 
jemand vor 20 Jahren gesagt hätte, daß in der Haltung Moskaus sich 
eine derartige Wandlung vollziehen werde, so hätte ich das für törich- 
tes Geschwätz gehalten. Selbst die ihrer Natur nach konservativsten, 
die reaktionärsten Kreise führten die Sprache unversöhnlicher Re- 
volutionäre. Man ist geneigt zu glauben, daß in dieser Hinsicht die 

ı A.D. Protopopow, Großgrundbesitzer aus dem Gouvernement Simbirsk an der Wolga, Mit- 


glied der 3. und 4. Reichsduma, stellv. Präsident der 4. Reichsduma, Oktobrist, übernahm den 
Posten des Innenministers 1916 gegen den Wunsch des progressiven Blocks. 
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Haltung Moskaus radikaler ist als die ganz Rußlands, denn zu den 
entscheidenden Folgerungen, zu denen man in Moskau gelangt ist, 
ist man weder in Petrograd, noch in der Provinz geneigt. Hinsicht- 
lich der Regierung ist die Anschauung, die man sich in Moskau ge- 
bildet hat, absolut ohne Hoffnung: man erwartet nichts mehr von 
ihr, man glaubt nicht mehr daran, daß es hier noch eine Einigung 
oder Versöhnung geben könnte. Die ununterbrochenen Eskapaden 
der Minister haben Moskau davon überzeugt, daß der Augenblick 
nahe ist, da es notwendig sein wird, über die Rettung des Reiches zu 
sprechen. Es war geradezu unheimlich, in dieser Beziehung Folge- 
rungen aus solchen Kreisen zu hören, wie aus dem der Moskauer 
Konservativen, unheimlich deswegen, weil sie in einer Sprache spre- 
chen, wie man sie bis zu den Jahren 1905/06 nur in Kreisen der 
Schweizer Emigranten hören konnte. Wenn die Vertreter der Re- 
gierung sie gehört hätten, dann hätte sie Furcht ergreifen müssen 
und dann hätten sie vielleicht verstanden, daß es nicht mehr zum 
Spaßen ist und was auf dem Spiel steht. Von den niederen Volks- 
schichten ist schon gar nicht zu reden: da handelt es sich um eine 
einzige eiternde Wunde. Man kann Angst vor dem morgigen Tag 
haben, denn wir wissen sehr wohl, wessen der Moskauer Pöbel 
fähig ist, wenn man ihn zur Verzweiflung treibt und er in Wut gerät. 
Es bedarf unglaublicher Anstrengungen und einer langen Zeit, um 
Moskau etwas zu beruhigen. In keinem Falle, dies läßt sich mit 
Sicherheit behaupten, wird Moskau zu seiner früheren Haltung zu- 
rückkehren; von den einstigen monarchistischen Gefühlen Moskaus 
ist nur eine schwache, kaum auffindbare Spur zurückgeblieben. Und 
Moskau will diese seine Ansichten demonstrativ zum Ausdruck 
bringen; es kann und es will nicht schweigen. Bisher waren die 
Chancen der Sozialdemokraten in Moskau sehr gering: außerhalb 
der Arbeiterkreise und einer kleinen Gruppe der Intelligentsia war 
die sozialdemokratische Partei für Moskau nicht vorhanden. Die 
neueste Tatsache aber ist, daß man in den patriarchalischen Kreisen 
im Samoskworezkij, Rogoschskij und Preboraschenskij Stastaw! 
über die Sozialdemokraten spricht. Dies klingt wie ein Märchen, aber 
der Sinn dieses Märchens ist für die Regierung bedeutsam genug. Es 
ist natürlich klar, daß alle diese Kreise eigentlich mit den Sozial- 
demokraten nichts gemein haben; hinsichtlich des Sozialprogramms 
der Sozialdemokraten bestehen unüberbrückbare Gegensätze, aber 
im politischen Programm der Sozialdemokraten gibt es einen Punkt, 
auf den sie die Regierung unmißverständlich hinweisen wollen?. 
Dieser Punkt sollte ihrer Meinung nach als offene Demonstration 
gegen die letzten Verrätereien, die ununterbrochenen Eskapaden der 
Regierung dienen... 


[Bericht des Moskauer Ochrana-Chefs an den Direktor des Polizeidepartements 12, 10. 1916. — 
B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, S. 14zE£.] 


1 Stadtteile, in denen die wohlhabenden Moskauer Kreise wohnten. 
4 Damit ist der Sturz des Zarismus gemeint. 
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[23] Brief des Hauptbevollmächtigten des allrussischen Semstwo- 
Verbandes Fürst G. J. Lwow an den Präsidenten der Reichsduma 
M. W. Rodsjanko 


Sehr verehrter Herr Michail Wladimirowitsch! 

Die Vorsitzenden der Semstwo-Verwaltungen der Gouvernements 
sind in Moskau am 25. Oktober (7. November) zusammengekom- 
men, um Fragen der Lebensmittelversorgung zu besprechen; sie 
haben dabei pflichtgemäß auch die alarmierende allgemeine politi- 
sche Lage des Landes erörtert. Im folgenden wird ihre einhellige 
Ansicht wiedergegeben. 

Vor einem Jahr haben die Bevollmächtigten der Semstwo-Ver- 
waltungen der Gouvernements auf ihrer Septembersitzung im Be- 
wußtsein ihrer Pflicht gegenüber dem Vaterlande auf die Gefährlich- 
keit der durch die Regierung hervorgerufenen Spannungen zwischen 
Staatsmacht und Volk hingewiesen. Die damals ausgesprochenen Be- 
fürchtungen haben sich inzwischen bewahrheitet und die Politik der 
Regierung hat ihre schlechten Früchte getragen. Die gewaltige 
patriotische Erhebung des Volkes ist von der Staatsmacht nicht aus- 
genützt worden, die Regierung hat sich nicht einmal zur Zusammen- 
arbeit mit der Reichsduma aufraffen können, die Widerhall in allen 
Ständen des Volkes gefunden und sie hätte einigen können. Seit 
Kriegsausbruch befindet sich die Regierung in einem zuerst offenen, 
dann verdeckten, aber nicht weniger deutlichen Kampf gegen die 
Volksvertretung und alle organisierten Kräfte der Gesellschaft. Das 
Feuer des Weltkrieges greift immer mehr um sich. Für Rußland er- 
wachsen neue und schwere Aufgaben. Das Land erleidet eine be- 
sonders schwere Krise auf dem Gebiet des Transportwesens, der 
Versorgung der Bevölkerung mit den notwendigsten Versorgungs- 
gütern und sogar mit Lebensmitteln. 

Die unzusammenhängenden, einander widersprechenden, jeden 
Plan und jede klare Konzeption vermissen lassenden Maßnahmen der 
Regierung erhöhen unablässig die allgemeine Zerrüttung des staat- 
lichen Lebens. In der Provinz erregen diese Maßnahmen Gefühle des 
Zweifels, der Gereiztheit, ja sogar der Empörung und der Wut. Alle 
Maßnahmen der obersten Gewalt scheinen darauf abzuzielen, die 
Lage des Landes weiter zu erschweren. Dazu gehören etwa die Maß- 
nahmen der obersten Verwaltung in Fragen der Lebensmittelversor- 
gung, die die Lage mehr und mehr verschärft und gefährdet haben. 
Die Verabsäumung einer ganzen Reihe von Maßnahmen, die der 
Krieg erfordert, führen ganz von selbst zu der Folgerung, daß die 
Regierung nicht nur ziellos, sondern sogar verbrecherisch Menschen 
und Material des Landes aufs Spiel setzt. Der ununterbrochene 
Ministerwechsel und der Wechsel in den höchsten Staatsämtern, 
jedenfalls unter den Umständen, unter denen er sich vollzieht, damit 
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zugleich ein ständiger Wechsel der Politik, führt zur Paralyse der 
staatlichen Macht. Davon wird nicht einmal die Außenpolitik ver- 
schont, die gegenwärtig Rußlands Schicksal bestimmt; gerade auf 
diesem Gebiet aber ist größte Hartnäckigkeit und Festigkeit, echte 
Hingebung an die Interessen des Vaterlandes, die keinerlei Zweifel 
aufkommen läßt, notwendig. Im Lande ist die Auffassung verbreitet, 
daß die an der Macht befindliche Regierung nicht in der Lage ist, den 
Krieg zu beenden und beim bevorstehenden Friedensschluß die 
wahren Interessen Rußlands zu vertreten. Der häufige Wechsel der 
Personen in der Regierung bringt keinen Wechsel des allgemeinen 
Kurses. Er führt lediglich zur vollständigen Desorganisation der 
Regierungsgewalt und beseitigt die letzten Reste ihrer Autorität. Das 
ist jedoch nicht alles. Quälende, entsetzliche Verdachtsmomente, 
schreckliche Gerüchte von Verrat und Betrug, von geheimen Kräf- 
ten, die zugunsten Deutschlands arbeiten und die versuchen, durch 
Zerstörung der Einigkeit des Volkes und durch Schürung von 
Zwietracht den Boden für einen schmählichen Frieden vorzubereiten, 
haben sich zu der Erkenntnis verdichtet, daß eine feindliche Hand 
insgeheim den Gang unserer Staatsgeschäfte lenkt. Es ist nur natür- 
lich, daß auf diesem Boden das Gerücht Nahrung findet, in den re- 
gierenden Kreisen habe man die Nutzlosigkeit weiteren Kampfes 
eingesehen, halte man die Zeit für eine Beendigung des Krieges und 
den Abschluß eines Separatfriedens für gekommen. Dies ist die tief 
erregende Erkenntnis, die sich bei der Beratung der Lage in Rußland 
allen in Moskau versammelten Vorsitzenden der Semstwo-Verwal- 
tungen der Gouvernements aufdrängte. Indem sie jeden Gedanken 
an einen ruhmlosen und für das künftige Geschick Rußlands ver- 
derblichen Frieden entrüstet von sich weisen, halten sie es für eine 
Pflicht der Ehre und ein Erfordernis der Rettung des Vaterlandes, 
den Krieg bis zum siegreichen Ende fortzusetzen, Hand in Hand mit 
den Völkern, welche zusammen mit uns für Recht und Freiheit 
kämpfen. Die Männer des Semstwo sind davon überzeugt, daß die 
heldenhaften Kämpfe der russischen Armee zuletzt den Sieg herbei- 
führen werden; aber sie sind sich bewußt, daß die große Gefahr der 
gegenwärtigen Lage und die Verantwortung für das Schicksal des 
Vaterlandes zum Ansporn für neue Anstrengungen aller Volkskräfte 
werden müssen, um das Vaterland zu retten. Der Kriegsbeginn und 
die Periode nach dem Rückzug in Galizien haben gezeigt, wessen 
das russische Volk fähig ist, wenn es Rußland in Gefahr weiß. Die 
Vorsitzenden der Semstwo-Verwaltungen in den Gouvernements 
sind einhellig zu der Überzeugung gelangt, daß die an der Macht be- 
findliche Regierung, die im Verdacht steht, von dunklen und Ruß- 
land feindlichen Kräften abhängig zu sein, das Land nicht zu leiten 
in der Lage ist und es auf den Weg des Untergangs und der Schande 
führt; sie haben mich bevollmächtigt, Ihnen mitzuteilen und damit 
den Mitgliedern der Reichsduma zur Kenntnis zu bringen, daß die 
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Semstwo-Verwaltungen in dem entscheidenden Kampf um die 
Schaffung einer Regierung, welche alle lebendigen Volkskräfte ver- 
eint und unser Vaterland zum Siege führt, an der Seite der Volks- 
vertreter stehen werden. 

Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung 

und Ergebenheit 

Fürst Lwow 

29. Oktober 1916 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisic am Vorabend der Februarrevolution, S. 144£.] 


[24] Die Zarin über die Großfürsten 


Aus einem Brief der Zarin an den Zaren 


Zarskoje Selo, 4. (17.) November 1916 
Mein einzig geliebter Engell 
Wärmsten Dank für Deinen eben erhaltenen lieben Brief. Ich lese 
von Nikolajl und bin im höchsten Grade empört. Du hättest ihn in 
der Mitte seiner Rede unterbrechen und ihm sagen sollen, daß, wenn 
er nur noch ein einziges Mal diesen Gegenstand oder mich hinein- 
zieht, Du ihn nach Sibirien schicken wirst -— da es an Hochverrat 
grenzt. Er hat mich immer gehaßt und seit 22 Jahren schlecht von 
mir geredet, auch im Klub (diese selbe Unterhaltung hatte ich in die- 
sem Jahre mit ihm) - aber im Kriege und in solchen Zeiten sich hinter 
Deine Mama und Deine Schwestern zu stecken und nicht tapfer (ob 
mit oder ohne Zustimmung) für seines Kaisers Weib einzutreten - 
ist scheußlich und verräterisch. Er fühlt, daß die Leute mit mir rech- 
nen, mich zu verstehen beginnen, und nach meiner Meinung fragen, 
und das kann er nicht vertragen. Er ist die Verkörperung alles dessen, 
was schlecht ist, alle ergebenen Leute hassen ihn, selbst die, die uns 
nicht sehr lieben, ekelt er mit seinen Reden an. - Und Fred. ist alt 
und nichts nutz, und kann ihn nicht einsperren und ihm den Kopf 
waschen, und Du, mein Lieb, bist viel zu gut und nachsichtig und 
weich - solch ein Mann muß in Furcht vor Dir gehalten werden - er 
und Nikolascha sind meine größten Feinde in der Familie, abgesehen 
von den schwarzen Weibern® — und Sergej®. - Er konnte einfach 
Anja® und mich nicht ertragen - nicht so sehr die kalten Zimmer, das 
versichere ich Dir. Ich mache mir nichts aus persönlicher Unanstän- 


3 Großfürst Nikolaj Michajlowitsch, Vetter des Zaren, auch als Historiker hervorgetreten. 

® Baron Fredericksz, 

8 Die montencgrinischen Prinzessinnen Miliza (1866-1961) und Anastasia (1867-1935), die erste 
mit dem Großfürsten Peter Nikolajewitsch verheiratet, einem Oheim des Zaren, die zweice mit 
dessen Bruder, dem Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch. 

4 Großfürst Sergej Michajlowitsch, Oheim des Zaren, 

s Frau Wyrubowa. 
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digkeit, aber als Dein erwähltes Weib - sie dürfen es nicht, mein 
Liebling. Du mußt für mich einstehen in Deinem und Babys Inter- 
esse. Hätten wir Ihn! nicht, wäre alles längst zu Ende, davon bin ich 
tief durchdrungen. — Ich sehe Ihn einen Augenblick vor Stürmer. 
Der arme alte Mann wird über die gemeine Art sprechen, in der sie 
mit ihm und über ihn in der Duma reden. — Miljukows Rede gestern, 
als er Buchanans Wort zitierte, daß Stürmer ein Verräter sei, und 
Buch.?, dem er sich in seiner Loge zuwendete, hielt den Mund - häß- 
liches Benehmen. Wir durchleben die härtesten Zeiten, aber Gott 
wird uns durchhelfen, ich bin furchtlos. Laß sie schreien — wir müs- 
sen zeigen, daß wir keine Furcht haben und fest sind. Dein Frauchen 
ist Deine Stärke und steht wie ein Fels hinter Dir. Ich werde Unse- 
ren Freund fragen, ob Er denkt, es sei empfehlenswert, daß ich in 
etwa einer Woche fahre, da Du nicht wegkommen kannst - oder ob 
ich hierbleiben soll, um dem »schwachen« Minister zu helfen. Sie 
haben Rodsjanko wiedergewählt, und seine Reden und das was er 
zu den Ministern sagt, ist ganz übel. 

Und Alexejew? krank - alles Ungemach zugleich — aber Gott wird 
Dich und unser geliebtes Land nicht verlassen dank der Gebete und 
der Hilfe Unseres Freundes ... 


[Die letzte Zarin, $. 205 £.] 


[25] Resolution über die politische Lage, angenommen vom Kon- 
greß des Städteverbandes am 9. (22.) Dezember 1916 


Die Reichsduma hat den Schleier vor den Geheimnissen gelüftet, die 
das Regime vor den Augen des Landes ängstlich gehütet hat, wel- 
ches Rußland in Elend und Schande führt. 

Die Erste Kammer“, die die alte Ordnung bisher geschützt hat, 
hat im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor dem Lande und in 
Sorge um das künftige Geschick Rußlands ihre Stimme erhoben und 
sich dem Aufruf der Reichsduma angeschlossen: »Achtung! Das 
Vaterland ist in Gefahr I« 

In Rußland ist allen Ständen, allen Klassen, jedem einzelnen unter 
den anständigen Bürgern vollkommen klar, daß die verantwortungs- 
losen Verbrecher, die von Furcht gejagten Verschwörer, die in Wor- 
ten Liebe zu Rußland heucheln, in Wahrheit dessen Niederlage, Zu- 
sammenbruch und Versklavung vorbereiten. 

Rußland sind endgültig die Augen aufgegangen, und es hat die 
schreckliche Wirklichkeit erkannt. 


2 Rasputin. 

® Buchanan, der britische Botschafter. 

® Der Chef des Stabes des Höchstkommandierenden. 
@ Der Reichsrat. 
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Das staatliche Leben ist durch die Maßnahmen der Regierung in 
seinen Grundfesten erschüttert; das Land steht vor einem wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch; die Versorgung von Armee und Bevölke- 
rung befindet sich in einer schweren Krise; die neuen Maßnahmen 
der Regierung vergrößern die Zerrüttung und beschwören die soziale 
Anarchie herauf. 

Es gibt nur einen Ausweg aus der gegenwärtigen Lage, die Ruß- 
land unzweifelhaft die Katastrophe bringen wird — das ist die Re- 
organisierung der Regierung, die Einsetzung eines verantwortlichen 
Ministeriums. , 

Die Reichsduma muß mit nimmermüder Energie und Kraft ihren 
Kampf gegen das feindliche Regime bis zum Ende durchfechten. In 
diesem Kampf wird ganz Rußland mit ihr sein. 

Der Städteverband ruft die Reichsduma auf, ihre Pflicht zu erfüllen 
und nicht nachzugeben, bis jene Hauptaufgabe — die Einsetzung 
einer verantwortlichen Regierung - erfüllt ist. 

Der Städteverband ruft auch alle organisierten Gruppen der Be- 
völkerung auf — die Städte, das Semstwo, die Landwirtschaft, den 
Handel, die Industrie, die Militärindustrie-Komitees, die Koopera- 
tive, die Arbeiter - sich vor allem zur Neuordnung der Lebensmittel- 
versorgung zusammenzufinden, deren Zusammenbruch Armee und 
Bevölkerung bedroht. Das organisierte Land muß auch die Reichs- 
duma in ihrem Kampf um die Rettung Rußlands unterstützen. 

Der Städteverband richtet sein Wort auch an die Armee, die Ehre 
und Würde Rußlands gegen einen zähen Feind verteidigt. Die 
Armee möge ihre große historische Aufgabe wahrnehmen und den 
Kampf bis zum siegreichen Ende führen. Das einige und organi- 
sierte Rußland wird sich bemühen, seinerseits alles zu tun, um das 
Hinterland in Ordnung zu bringen und die Armee in die Lage zu 
versetzen, ihre Verantwortung gegenüber Rußland und der Sache 
der Verbündeten auf dem Schlachtfelde wahrnehmen zu können. 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, $. 159] 


[26] » Wer leitet die russische Politik ?« 


Sonntag, ı0. Dezember 1916 
Daß die russische Politik von der Kamarilla der Kaiserin geleitet 
wird, daran ist nicht mehr zu zweifeln. Aber durch wen wird diese 
Kamarilla selbst verkörpert? Von wem erhält sie ihr Programm und 
ihre Richtung? Keinesfalls von der Kaiserin. Das Publikum, das ein- 
fache Gedankengänge und klar umrissene Vorstellungen liebt, be- 
urteilt die Rolle der Kaiserin nicht richtig; es übertreibt und entstellt 
sie. Alexandra Feodorowna ist zu triebhaft, zu unstet, mit einem 
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Worte: geistig zu wenig normal, um ein politisches System zu ent- 
werfen und dessen Nutzanwendung durchzuführen. Sie ist das poli- 
tische und allmächtige Werkzeug der Verschwörung, deren Vor- 
handensein ich unentwegt in meiner Umgebung wahrnehme; sie ist 
jedoch nicht mehr als ein Werkzeug. 

Ebenso sind alle Leute, die sich um sie drehen, Rasputin, die 
Wyrubowa, General Wojejkow, Tanejew, Stürmer, Fürst Andronni- 
kow usw., nur untergeordnete Statisten, gehorsame Intriganten oder 
Hampelmänner. Der Minister des Inneren, Protopopow, der eher 
wie eine Persönlichkeit wirkt, verdankt diesen täuschenden Anschein 
nur der krankhaften Erregbarkeit seiner Hirnhaut. Hinter seinen 
überschwenglichen Prahlereien und seiner geräuschvollen Tätigkeit 
steckt nur der psychopathische Zustand eines Kranken. Er wird von 
Zwangsvorstellungen verfolgt, und man wird ihn wohl sehr bald in 
ein Irrenhaus sperren müssen. 

Also durch wen eigentlich wird die Kamarilla in Zarskoje Selo ge- 
leitet? 

Ich habe vergeblich alle diejenigen gefragt, die meiner Meinung 
nach am ehesten imstande wären, meine Neugierde zu befriedigen; 
ich habe nur unklare oder widersprechende Antworten, Vermutun- 
gen, Voraussetzungen zu hören bekommen. 

Wenn ich nichtsdestoweniger Schlüsse ziehen müßte, würde ich 
sagen, daß die verhängnisvolle Politik, für welche die Kaiserin und 
ihre Sippschaft vor der Geschichte verantwortlich sein werden, ihnen 
von vier Männern eingegeben wird: von dem Vorsitzenden der 
äußersten Rechten im Reichsrate, Schtscheglowitow, dem Metropoli- 
ten von Petrograd, Hochwürden Pitirim, dem ehemaligen Leiter der 
Polizeiabteilung Belezkij, schließlich von dem Bankier Manus. 

Mit Ausnahme dieser vier Männer sehe ich nur ein Spielanonyrmner, 
gemeinsamer, zerstreuter, manchmal unbewußter Mächte, die viel- 
leicht einzig und allein die Jahrhunderte alte Wirksamkeit des Zaris- 
mus enthüllen, seinen Selbsterhaltungstrieb, überhaupt, was ihm 
noch an organischer Lebenskraft und an erworbener Schwungkraft 
geblieben ist. 

[Maurice Pal&ologuc, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, S. 28: £f.] 


[27] Politische Ratschläge der Zarin 


Aus den Briefen der Zarin an den Zaren 


Zarskoje Selo, 13. (26.) Dezember 1916 
Mein einziger, teuerster Engell 
Innigsten Dank für Deine liebe Karte. Bin so begierig (da Du keine 
Zeit zum Schreiben hast), von Deiner Unterredung mit diesem 


92 _»Der großen Katastrophe entgegen« 


schrecklichen Trepow! zu hören. Ich lese in der Zeitung, daß er jetzt 
Rodsjanko erzählt hat, daß die Duma vom 17. (30.) bis zur ersten 
Hälfte des Januar beschäftigt sein wird. Hat er ein Recht, dies zu 
sagen, bevor die offizielle Ankündigung durch den Senat erfolgt ist? 
Ich finde absolut nein, und man müßte ihm das sagen, und Rodsjanko 
müßte einen Tadel bekommen, weil er erlaubt, daß so etwas in die 
Zeitungen kommt. Und ich habe so inständig früher und länger ge- 
beten. Danke Gott, daß Du wenigstens kein Datum im Januar fest- 
gelegt hast und sie daher im Februar oder überhaupt nicht einberufen 
kannst. Sie arbeiten nicht, und Trepow kokettiert mit Rodsjanko, 
das wissen alle. Sie treffen sich zweimal täglich — das schickt sich 
nicht — warum versucht er, mit ihm (der so falsch ist) zusammen- 
zuarbeiten und nicht mit Protopopow (der treu ist)? - das charakte- 
risiert den Mann. Der alte Bobrinskij? kennt die Fehler der Tre- 
pows - und er ist Dir so grenzenlos ergeben, und darum hat ihn 
Trepow entfernt. Mein Engel, wir haben gestern bei Ania mit 
Unserem Freund gespeist. Es war so nett. Wir erzählten alle von 
unserer Reise, und Er sagte, wir hätten direkt zu Dir gehen sollen, 
da wir Dir eine große Freude bereitet und Segen gebracht hätten und, 
wie ich fürchte, Dich gestört hätten. Er beschwört Dich, fest zu bleiben, 
der Herr zu sein und nichtimmer Trepow nachzugeben. Du weißtalles 
viel besser als dieser Mann — und läßt noch immer ihn Dich leiten - 
und warum nicht Unseren Freund, der durch Gott lenkt. Vergiß 
nicht, warum ich unbeliebt bin — das zeigt, daß es richtig ist, fest und 
gefürchtet zu werden. Sei Du das gleiche, Du, ein Mann - nur glaube 
mehr Unserem Freund (anstatt Trepow), Er lebt für Dich und Ruß- 
land. Und wir müssen Baby® ein starkes Reich übergeben und dürfen 
seinetwegen nicht schwach sein. Sonst wird er eine noch schwerere 
Herrschaft haben, wenn er unsere Fehler gutmachen und die Zügel, 
die Du verloren hast, wieder anziehen muß. Du hast für Fehler zu 
büßen aus der Zeit Deiner Vorgänger, und Gott weiß, welche 
Schwierigkeiten Du bekämpfen mußt. Laß unsere Erbschaft für 
Alexej leichter werden. Er hat einen festen Willen und starren Kopf. 
Laß die Dinge nicht Deinen Fingern entgleiten, damit er nicht wieder 
alles aufzubauen hat. Bleibe fest, ich, Dein Schutzwall, bin hinter Dir 
und werde nicht nachgeben - ich weiß, Er führt uns gut - und Du 
hörst auf einen falschen Mann wie Trepow. Nur aus Liebe zu mir und 
Baby unternimm keine großen Schritte, ohne es mir zu sagen und 
über alles ruhig zu sprechen. Würde ich so schreiben, wenn ich nicht 
wüßte, daß Du so leicht Deinen Sinn änderst und was es kostet, Dich 
zu veranlassen, bei Deiner Ansicht zu beharren? Ich weiß, ich kann 
Dich verletzen, wenn ich so schreibe, und das ist mein Kummer und 


ı A. J. Trepow, nach der Entlassung Stürmers, 10. (23.) November 1916, Ministerpräsident. 

8 A. D. Protopopow, September 1916 bis Februar 1917 Minister des Inneren. 

° W. A_ Bobrinskij, Abgeordneter der Progressiven Nationalisten, einer Rechtspartei in der 
4. Reichsduma, führend im »Progressiven Block« (vgl. Dok. zo). 

4 Der Thronfolger Alexej. 
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meine Sorge - aber Du, Baby und Rußland sind mir viel zu teuer. 
Was ist mit Suchomlinow und Manuilow’?l Ich habe alles für Dich 
vorbereitet. Und Dobrowolsky?- ein sicherer Mann - und schneller 
weg mit Makarow®, der, glaube mir doch endlich, ein schlechter 
Mensch ist. Gott gebe mir Kraft, Dich zu überzeugen. Es ist schwe- 
rer, Dich stark zu erhalten, als den Haß der anderen zu ertragen, der 
mich kalt läßt. Ich verabscheue Trepows Hartnäckigkeit. Es waren 
viele Wetten in der Duma, Pitirim* würde fortgeschickt werden - 
jetzt hat er das Kreuz bekommen. Sie waren zerschmettert und klein 
geworden (Du siehst, wenn Du Dich selbst als Herr zeigst). - Du 
hast mir nie über Balaschew geantwortet, fürchte, daß Du nichts ge- 
tan hast, und Fredericksz ist alt und zu nichts gut, wenn ich nicht 
energisch mit ihm spreche - solch ein Fehler, die Duma nicht am 
14. (27.) zu schließen, und dann könnte Kalinind wieder an seine Ar- 
beit gehen, und Du würdest ihn sehen und mit ihm sprechen. Nur 
kein verantwortliches Kabinett, nach dem alle verrückt sind. Alles 
wird ruhiger und besser. Man wünscht nur, Deine Hand zu fühlen - 
wie viele Jahre hat man mir schon dasselbe erzählt - »Rußland 
wünscht die Peitsche zu fühlen« - das ist ihre Natur - zarte Liebe und 
dann die eiserne Hand, um zu strafen und zu führen — wie ich 
wünschte, ich könnte meinen armseligen Willen in Deine Adern er- 
gießen. Die Jungfrau ist über Dir, führt Dich, mit Dir, denke an das 
Wunder - die Vision unseres Freundes. 

Bald werden unsere Truppen in Rumänien stärker sein. Es ist 
warm, und es liegt dicker Schnee. Verzeihe diesen Brief, aber ich 
konnte heute nacht nicht schlafen, in Gedanken um Dich - verbirg 
mir nichts - ich bin stark — aber höre auf mich, das bedeutet auf 
Unseren Freund, und vertraue uns in allem - und hüte Dich vor 
Trepow - Du kannst ihn nicht lieben oder verehren. Ich leide um 
Dich wie um ein zartes, weichherziges Kind, das Führung braucht, 
aber auf schlechte Ratgeber hört, während ein Mann Gottes ihm 
sagt, was es tun soll. Süßester Engel, komme bald heim... 

Ach, Liebster, ich muß aufstehen. Weihnachtskarten den ganzen 
Morgen geschrieben. Herz und Seele brennen für Dich. Endlose 
Liebe. Ich liebe Dich zu tief und weine über Deine Fehler und freue 
mich über richtige Schritte. 

Gott segne und beschütze, behüte und führe Dich. Küsse ohne 
Ende 

Dein treuestes Frauchen. 


1 Der Kriegsminister W, A. Suchomlinow (entlassen 1915, vor Gericht gestellt 1916); Mamuilow 
(Manusewitsch), ehemals Reporter der Zeitung »Nowoje Wremja« (Neue Zeit), Gehilfe Stürmers, 
wegen Erpressung angeklagt. 

8 Senator, scit Dezember 1916 Justizminister, 

» Justizminister bis Dezember 1916. 

*% Erzbischof von Petersburg. 

® Deckname für Protopopow. 
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Zarskoje Selo, 14. (27.) Dezember 1916 
... Sei Peter der Große, Iwan der Schreckliche, Kaiser Paul - zer- 
malme sie alle unter Dir - nun lachst Du, Du Unartiger — aber es 
verlangt mich, zu schen, daß Du so mit all denen umgehst, die Dich 
zu regieren versuchen - und das Gegenteil muß sein. Die Gräfin 
Benckendorff war so empört über den Brief der Prinzessin W., daß 
sie der Reihe nach die älteren Damen in der Stadt besuchte, Prinzeß 
Lolo, Gräfin Woronzow usw., und ihnen ihre Meinung sagte und 
daß sie es eine Schande findet, bis wie weit die Gesellschaft herab- 
gekommen ist, alle Prinzipien vergessend ... Ich könnte Trepow 
für seine schlechten Ratschläge henken . . . Und jetzt diese gemeinen, 
äußerst revolutionären Vertreterversammlungen in Moskau ... 
Miljukow, Gutschkow und Poliwanow nach Sibirien! ... Es ist 
Krieg, und in solcher Zeit ist innerer Krieg Hochverrat. Warum 
siehst Du die Sache nicht so an? Das kann ich wirklich nicht ver- 
stehen. Ich bin nur eine Frau, aber meine Seele und mein Gehirn 
sagen mir, daß es die Rettung Rußlands sein wird — sie sündigen viel 
schlimmer, als die Suchomlinows jemals getan haben. — Verbiete 
Brusilow usw., irgendein politisches Thema zu berühren. Ein Narr, 
ver ein verantwortliches Kabinett verlangt, wie Georgie schreibt. 
Denke daran, daß sogar M. Philippe? sagte, man dürfe keine Ver- 
assung gewähren, da es Dein und Rußlands Ruin sein würde. Alle 
treuen Russen sagen dasselbe. Vor Monaten sprach ich mit Stürmer 
über Schwedow, er sollte Mitglied des Reichsrats werden. Auch der 
gute Maklakow - sie werden tapfer für uns eintreten. Ich weiß, ich 
belästige Dich - ach, würde ich Dir nicht viel viel, viel lieber nur 
Liebesbriefe und Zärtlichkeiten schreiben, von denen mein Herz so 
voll ist - aber meine Pflicht als Frau und Mutter und Rußlands Mut- 
ter zwingt mich, Dir alles zu sagen - gesegnet durch Unseren Freund. 
Geliebter, Sonnenlicht meines Lebens, wenn Du in der Schlacht dem 
Feind gegenüberzutreten hättest, Du würdest niemals zögern, son- 
dern wie ein Löwe vorgehen - sei auch jetzt ein Löwe in der Schlacht 
gegen die kleine Handvoll Bestien und Republikaner — sei der Herr, 
und alles wird sich vor Dir beugen. - Glaubst Du, ich würde mich 
fürchten? Ach nein. — Heute habe ich einen Offizier aus dem Ho- 
spital Maries und Anastasias entfernt, weil er sich erlaubte, sich über 
unsere Reise lustig zu machen, und behauptete, Protopopow habe 
das Volk bezahlt, damit es uns einen so guten Empfang bereite. Die 
Ärzte, die es hörten, rasten. Du siehst, Dein Sonnenschein ist im 
Kleinen energisch und im Großen so, wie Du es wünschst.— Gott hat 
uns auf einen Thron gesetzt, und wir müssen ihn festhalten und ihn 
unversehrt unserem Sohn übergeben — wenn Du daran immer denkst, 
wirst Du auch nicht vergessen, daß Du der Souverän bist - und wie 
3 Paul Miljukow, Führer der »Kadetten«; Alexander Gutschkow, Sprecher der »Oktobristene; 
Poliwanow, Kriegsminister 1915/16, 


hr Ein französischer »Wunderdoktore, der als Schwindler entlarvt wurde und Rußland verließ. 
Die Zarin bielt hartnäckig an seinen » Weisbeiten« fest. 
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viel leichter ist das für einen Autokraten als für einen, der eine Ver- 
fassung beschworen hat. 

Geliebter, hörc auf mich, ja, Du kennst Dein altes treues Mädchen. 
»Fürchte Dich nicht«, hat die alte Nonne gesagt, darum schreibe ich 
ohne Furcht an meinen armen Liebling. Jetzt wollen die Mädchen 
ihren Tee. Sie kamen erfroren von der Ausfahrt heim — ich küsse 
Dich und halte Dich fest an meine Brust gepreßt, liebkose Dich, 
liebe Dich, sehne mich nach Dir, kann ohne Dich nicht schlafen - 
segne Dich. 

Immer Dein einziges Frauchen. 
[Die letzte Zarin, S. 216] 


[28] Der Schritt der Großfürsten 


...Am darauffolgenden Tage, 15. (28.) November 1916, leisteten 
der Großfürst, ich und Wladimir! der Einladung Alexanders (des 
Großfürsten Alexander Michajlowitsch) Folge, welcher in Kiew als 
oberster Leiter des Flugwesens seinen Wohnsitz hatte. Er war von 
einem größeren Stabe von Offizieren, unter denen sich Prinz Michajl 
Murat befand, umgeben. Das Frühstück verlief sehr anregend; zum 
Schluß äußerte der Großfürst Alexander den Wunsch, mit meinem 
Manne und mir allein zu bleiben. Er sprach lange und gab seiner un- 
umstößlichen Überzeugung dahin Ausdruck, daß der Monarchie und 
in der Folge ganz Rußland schwere Gefahr drohe. Er erläuterte seine 
Beweggründe, die ihn gegen den Zaren und vor allen Dingen gegen 
die Zarin Stellung nehmen hießen. Rasputin, der zu dieser Zeit (einen 
Monat vor seinem Tode) allgewaltig war, war für Alexander die Ur- 
sache allen Unheils. Er berichtete uns von den Gerüchten, die über 
das skandalöse Gebaren des Starez im Umlauf waren; ferner, daß der 
General Djunkowskij in Ungnade gefallen war, weil er in richtiger 
Erkenntnis der Sachlage (Djunkowskij war oberster Polizeichef) 
dem Zarenhause die Augen öffnen wollte. Die Ernennung Stürmers 
an Stelle Sasonows?, welche auf die Protektion Rasputins hin erfolgt 
war, mußte die erregten Gemüter noch mehr aufpeitschen. Der bloße 
Name Stürmer war verhaßt, da er germanischen Ursprungs war und 
der nationale Chauvinismus zu jener Zeit seinen Höhepunkt erreicht 
hatte. Für den Großfürsten Paul enthielten diese Mitteilungen nichts 
Neues, dann, nachdem er aufmerksam zugehöfrt hatte, stellte er an 
den Großfürsten Alexander die Frage, wohin er mit diesem Gespräch 
ziele. Darauf gab ihm der Großfürst zur Antwort, daß die ganze Fa- 
milie ihre letzte Hoffnung auf zn als den nächsten und beliebtesten 

1 Paul, der jüngste Sohn Alexanders IL, seine 2. Frau, Prinzessin Olga Paley, beider Sohn Wladi- 


mir Paley (1918 erschossen). 
8» FalschI An Stelle Goremykins, der 1914 bis 1916 Ministerpräsident war. 
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Anverwandten sowie einzig überlebenden Onkel des Zaren gesetzt 
habe. 

»Du mußt«, sagte er, »gleich nach deiner Ankunft in Petersburg 
Ihre Majestäten aufsuchen und in aller Offenheit und herzlichst mit 
Ihnen sprechen. Auch mein Bruder Nikolaus Michajlowitsch wird 
mit dir noch des näheren die Sache besprechen. Du, meine Brüder 
und die Wladimirowitschs (die drei Söhne des verstorbenen Groß- 
fürsten Wladimir) müßt euch unbedingt zu einem Familienrat zu- 
sammentun, denn die Ereignisse spitzen sich immer mehr zu, und 
der Zeitpunkt ist nicht fern, wo wir sonst alle zusammen mit ins Ver- 
derben gerissen werden.« 

Wir beide, der Großfürst und ich, waren durch diese Unterredung 
mit dem Großfürsten Alexander, von der ich hier nur einen Bruch- 
teil wiedergebe, äußerst bestürzt. Wir fühlten schon seit langem, daß 
Gefahr im Anzug sei, ohne es uns selber eingestehen zu wollen. Nur 
allzuviel drohende Anzeichen bestätigten unsere Befürchtungen. Der 
Krieg hatte viele Unglückliche und Unzufriedene geschaffen. Nur zu- 
viel Blut war bereits geflossen und unsägliches Leid über die meisten 
Menschen gekommen, Die Ausgaben für den Lebensunterhalt stie- 
gen von Tag zu Tag. In der Armee waren die besten, die geschulte- 
sten und dem Zaren am treuesten ergebenen Leute 1914 in Ost- 
preußen, 1915 in den Karpaten und 1916 in Wolhynien gefallen. Die 
neuen Kontingente waren angekränkelt von revolutionären Ideen, 
deren Sämänner damals die »Kadetten« (konstitutionelle Demokra- 
ten) waren. Miljukow, Kerenskij, Gutschkow und andere ließen 
keine Gelegenheit vorübergehen, den Thron zu untergraben. Hat 
nicht Gutschkow geäußert: »Besser, Rußland verliert den Krieg, so- 
fern nur die Monarchie aufhört zu existierenl« Die viel gelästerte 
Anwesenheit Rasputins am Hofe war für sie ein willkommenes Agi- 
tationsmittel. Es gab keine Schauergeschichte oder Verleumdung 
über unsere unglückliche Kaiserin, welche man nicht verbreitet 
hätte. Sie selbst aber konnte und wollte nicht glauben, daß soviel In- 
famie möglich sei. Bis zur letzten Minute war Rasputin für sie ein 
unschuldig verfolgter Heiliger, ein Märtyrer, ähnlich den Heiligen 
der ersten Tage des erwachenden Christentums... 

. .. Ein Familienrat wurde bei dem Großfürsten Andreas am Eng- 
lischen Quai zusammenberufen. Dort beschloß man, dem Großfür- 
sten Paul, als dem ältesten und dem Zarenhause am nächsten stehen- 
den Mitglied der Familie, die schwere Aufgabe zu übertragen, im 
Namen aller zu sprechen. Ich sah es dem Großfürsten an, wie sorgen- 
voll ihn dieser Auftrag machte. Er war sich vollauf bewußt, mit 
welch schwieriger und undankbarer Aufgabe man ihn betrauen 
wollte, um so mehr, als er den negativen Erfolg vorausahnte. Trotz- 
dem suchte er am 3. (16.) Dezember, nachdem die Kaiserliche Familie 
nach Zarskoje zurückgekehrt war, um eine Audienz nach, die ihm 
noch am selben Tage um die Teezeit gewährt wurde... 
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... Kaum war der Tee getrunken, als der Großfürst begann, dem 
Zaren die ganze Sache in den trübsten Farben zu schildern. Er sprach 
von der feindlichen Propaganda, die immer mehr um sich greife und 
ihren zersetzenden Einfluß auf die Truppen nicht verfehle. Schon 
müsse man andauernd gegen aufrührerische Elemente einschreiten, 
unter denen sich häufig sogar Offiziere befänden. Dann schilderte er 
die Unzufriedenheit in der Petersburger und Moskauer Gesellschaft, 
wo immer schärfere und lautere Kritik an der Regierung geübt 
würde. Er sprach von der Erbitterung des Volkes, das seit Monaten 
anstehen müsse, um Brot zu bekommen, dessen Preis zudem um das 
Dreifache gestiegen sei. Zuletzt kam er auf den heikelsten Punkt zu 
sprechen, dessen Erörterung für den Großfürsten um so schwieriger 
war, als er als echter Patriot, nur das Beste für Rußland erstrebend, 
die Tradition seines Hauses und seine persönliche Überzeugung zum 
Opfer bringen mußte. Er teilte dem Zaren mit, daß ein Familienrat 
zusammengettreten sei, der ihn beauftragt habe, von Seiner Majestät 
respektvoll zu fordern, sie möge dem Staate eine Verfassung gewäh- 
ren, so lange dazu noch Zeit wäre. Dies solle der Beweis des Herr- 
schers dafür sein, daß er den Wünschen seines Volkes sogar zuvor- 
kommen wolle. »Gerade jetzt«, ereiferte sich der Großfürst, »bietet 
sich eine glänzende Gelegenheit dazu. In 3 Tagen, am 6. (19.) De- 
zember, ist St. Nikolausfest, laß an diesem Tage verkünden, du ge- 
währtest dem Volke eine Verfassung, Stürmer und Protopopow! 
seien abgesetzt, und du wirst sehen, mit welcher Begeisterung dein 
Volk dir zujauchzt.« 

Der Zar versank in Nachdenken. Dann aber, während gleichzeitig 
die Zarin verneinend den Kopf schüttelte, streifte er lässig die Asche 
von seiner Zigarette ab und sagte, mit erhobener Stimme: 

»Was du von mir verlangst, ist einfach unmöglich. Am Tage mei- 
ner Krönung habe ich das Gelübde zur unumschränkten Macht ge- 
leistet. Dieses Gelübde will ich unversehrt an meinen Sohn weiter- 
geben.« — Obschon der Großfürst die Aussichtslosigkeit seiner Mis- 
sion, etwas zu erreichen, erkannte, machte er dennoch einen letzten 
Versuch, indem er sagte: 

»Gut, wenn du dem Volke keine Verfassung geben kannst, so gib 
ihm wenigstens ein Vertrauensministerium, denn, ich wiederhole dir, 
Protopopow und Stürmer sind allen verhaßt.« 

Mit der ganzen Überredungskunst, die ihm zu Gebote stand, ver- 
anschaulichte er dem Zaren, wie unbeliebt diese beiden Minister 
seien, da sie ihre Stellungen Rasputin verdankten, und daß man von 
dem schädlichen Einfluß, den dieser ausübe, überzeugt sei. 

Der Zar rauchte nervös und hörte schweigend zu. Dagegen nahm 
jetzt die Zarin das Wort. Sie sprach lange und erregt, indem sie häu- 
fig die Hand ans Herz führte, denn sie war leidend. Für sie war Ras- 
putin ein unschuldig Verfolgter, ein Märtyrer, ein Opfer der Miß- 


1 Der Innenminister. 
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gunst derer, die an seiner Stelle sein wollten. Rasputin war für sie 
derjenige, welcher den Segen Gottes für sie und ihre Kinder erflehte. 
An eine Absetzung der beiden Minister, nur um dem Willen einiger 
Mißliebiger nachzugeben, sei nicht zu denken. Also erfuhr der Groß- 
fürst in jeder Richtung eine glatte Ablehnung ... 

... Am 6. (19.) Dezember, dem Namenstag Nikolaus’ II., wurde 
der Großfürst mit derselben Herzlichkeit wie früher empfangen, und 
es schien, als sei nicht das Geringste vorgefallen. Jener traurige und 
denkwürdige 6. (19.) Dezember, an dem so viele Hoffnungen ent- 
täuscht wurden, denn es hatte sich das Gerücht verbreitet, der Zar 
erlasse eine Erklärung an die Duma, um — wenn auch nicht die Ver- 
fassung zu geben - so doch ein Vertrauensministerium zu ernennen. 
Nichts von alledem geschah, und am 7. (20.) Dezember reisten der 
Zar und der Großfürst! nach dem großen Hauptquartier zurück ... 


[Erinnerungen aus Rußland (1916-1919) und die Macht des Bolschewismus von der Prinzessin Olga 
Paley, Wirwe des ermordeten Großfürsten Paul Alexandrowitsch Romanow, S. 7ff., 12-15) 


[29] Rasputins Ermordung 


[a] Brief der Zarin an den Zaren 


Zarskoje Selo, 17. (30.) Dezember 1916 

. . „In solcher Zeit getrennt zu sein, ist zeitweise, das versichere ich 
Dir, absolut zum Verzweifeln — wie viel leichter ist es, alles mitein- 
ander zu teilen und über alles zu sprechen, anstatt Briefe zu schrei- 
ben, die doch weniger Eindruck machen und Dich oft belästigt ha- 
ben müssen, mein armer, geduldiger Engel. Aber ich muß es ver- 
suchen und das Gegengift für das Gift der anderen sein. 

Ist Baby seinen »Wurm« vollständig losgeworden? Dann wird er 
dicker werden und weniger durchsichtig - der teure Jungel 

Wir sitzen zusammen - kannst unsere Gefühle verstehen — unsere 
Gedanken — Unser Freund ist verschwunden. Gestern hat ihn A. ge- 
sehen, und er sagte, Felix habe ihn gebeten, nachts zu kommen, ein 
Auto würde ihn abholen, um Irina zu sehen. - Ein Auto (Militär- 
wagen) mit zwei Zivilisten hat ihn geholt, und er ist abgefahren. 

Heute nacht großer Skandal in Jussupows Haus - große Gesell- 
schaft, Dmitrij?, Purischkewitsch? usw., alle betrunken. Polizei hörte 


Schüsse. Purischkewitsch rannte heraus und schrie der Polizei zu, 
Unser Freund sei getötet. 


1 Der kleine Thronfolger Alexej. 
9 Großfürst Dmitrij Pawlowitsch, Vetter des Zaren. 


% W.M. Purischkewitsch (s. Einleitung $. 26); Fürst Felix Jussupow, Gatte der Großfürstin 
Irina, einer leiblichen Nichte des Zaren. 
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Polizei, die suchte, und Gerichtsbeamte betraten Jussupows Haus- 
sie durften das vorher nicht, weil Dmitrij dort war. 

Der Polizeichef hat nach Dmitrij geschickt. Felix wünschte heute 
nacht in die Krim zu reisen. Er bat Kalinin!, ihn aufzuhalten. Unser 
Freund war die letzten Tage guten Muts, aber nervös, auch für 
A(nja), da Batiuschin wünschte, Material gegen Ania zu bekommen. 
Felix behauptet, er sei nie in das Haus gekommen, und er habe ihn 
nie gebeten. Scheint ein rechter Tölpel zu sein. Ich vertraue noch auf 
Gottes Güte, daß man ihn nur irgendwohin verschleppt hat. Kalinin 
tut, was er kann. Deshalb bitte ich um Wojeikow, wir Frauen sind 
allein mit unseren schwachen Köpfen. Ich will sie bei mir behalten - 
da sie sich jetzt an sie? als nächste machen werden. 

Ich kann und will nicht glauben, daß er getötet worden ist. Gott 
sei gnädig. Solch übergroße Pein (bin ruhig und kann es nicht 
glauben)... 

[Die letzte Zarin, S. 219£.] 


[b] Der Widerhall bei der Bevölkerung 


Dienstag, 2. Januar 1917 
..„.Als das Volk vorgestern den Tod Rasputins erfuhr, hat es ge- 
jubelt. Man umarmte einander auf der Straße; man zündete in [der 
Kathedrale] Unserer Heiligen Frau von Kasan Wachskerzen an. 

Als man hörte, daß sich Großfürst Dmitrij [Pawlowitsch] unter 
den Mördern befinde, hat man sich vor die Ikonen des heiligen 
Dmitrij gedrängt, um Wachskerzen anzuzünden. 

Die Ermordung Grigorijs ist der einzige Gesprächsstoff in den 
unendlichen Reihen der Frauen, die in Schnee und Wind an den 
Türen der Fleischhauer und Kolonialwarenhändler angestellt sind, 
um auf die Verteilung von Fleisch, Tee, Zucker usw. zu warten. Sie 
erzählen sich, daß Rasputin lebend in die Newka? geworfen wurde, 
und sie bringen durch folgendes Sprichwort ihre Zustimmung zum 
Ausdruck: »Sobake sobatschaja smertj -— dem Hunde ein Hunde- 
todi«... 


[Maurice Pal&ologue, Am Zarenhof während des Welckrieges, Bd. II, S. 302] 


1 Protopopow. 

9 Anja Wyrubowan. 

® Nebenarm der Newa, in der bei der Insel Krestowskij in der Nähe des Palastes der Fürsten 
Beloselskij die Leiche Rasputins am ı. Januar 1917 gefunden wurde. 
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[30] Aufzeichnung der Petrograder Ochrana-Abteilung über die Si- 
tuation der Bourgeoisie nach der Auflösung der Sitzungen der Ver- 
bände im Dezember 1916 


Im Laufe der Festwoche, vom 24. Dezember (6. Januar) bis zum 
3. (16.) Januar hat in Moskau eine Reihe von privaten Zusammen- 
künften der Vertreter der progressiven Industriellenkreise Moskaus, 
der Moskauer Kadetten und der progressiven Stadtverordneten der 
Moskauer Stadtduma stattgefunden. Diese Versammlungen fanden 
in den Wohnungen vonP. P. Rjabuschinskijl und A. I. Konowalow? 
und in den Räumen des literarisch-künstlerischen Zirkels statt... 

Besondere Aufmerksamkeit verdient eine Versammlung, die am 
30. Dezember (12. Januar) bei P. P. Rjabuschinskij stattfand... Der 
Stadtverordnete N. W. Teslenko? schilderte in einer sehr leiden- 
schaftlichen Rede die augenblickliche Lage und kennzeichnete sie als 
»Vorabend des offenen Konflikts«. Der Redner wies darauf hin, daß 
die Opposition in der Reichsduma, im Reichsrat und in den Resolu- 
tionen der gesellschaftlichen Organisationen alle Mittel »loyaler 
Bekämpfung einer Regierung, die das Land einem militärischen Zu- 
sammenbruch entgegenführt«, erschöpft habe. Jetztsei nach Meinung 
von Teslenko der Moment gekommen, aktiv »gegen Petrograd und 
Zarskoje Selo« vorzugehen. 

Bei Erörterung der künftigen Taktik des Kabinetts des Fürsten 
Golizyn wurde auf nahezu allen Versammlungen eine gleichlautende 
Resolution eingebracht, die in großen Zügen das Folgende enthält: 

1. Der Konflikt zwischen Regierung und Reichsduma ist unver- 
meidlich. 

2. Weder der »Progtessive Block«, noch das Präsidium der Reichs- 
duma werden sich auf irgendwelche Zugeständnisse oder private 
Abmachungen einlassen. 

3. Folglich wird die Reichsduma zweifellos entlassen werden. 

4. Im Falle der Auflösung der Reichsduma wird die vereinigte 
Mehrheit der Duma:diese als nicht bestehend ansehen, und die Sit- 
zungen der Reichsduma werden in Moskau im Privatgebäude eines 
der großen Moskauer Kaufleute stattfinden. Der Ort der Zusammen- 
kunft der Reichsduma wird streng geheimgehalten, doch gibt es 
Hinweise darauf, daß sie in einer der Villen in der Umgebung statt- 
finden werden (wahrscheinlich in der von Konowalow). 

$. Die in Moskau versammelte Reichsduma wird sich mit einem 
Aufrufan das Land wenden, in dem gesagt wird, daß die Regierung 


ı P. P, Rjabuschinskij, Textilindustrieller und Bankier, Mitglied des Reichsrates, Vorsitzender des 
Moskauer Börsenkomitees, Vorsitzender des Moskaucr Kriegsindustrie-Komiters, Progressist. 

2 A.I. Konowalow, Textilfabrikant, stellv. Vorsitzender des Zentralen Kriegsindustrie-Komi- 
tecs, 
“N. W. Teslenko, Kadett, bekannter Jurist, Vorsitzender der Scmstwo-Versammlung des 
Moskauer Gouvernements und zeitweilig stellv. Vorsitzender des ZK der Kadettenpartei. 
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Rußland ins Unglück führt, ein Bündnis mit Deutschland beabsich- 
tigt und mit seiner Hilfe die Reaktion im Lande und die endgültige 
Annullierung des Aktes vom 17. Oktober! durchführen will. 

Die Organisierung der Verbreitung dieses Aufrufes der Reichs- 
duma in der Armee hat A.I. Gutschkow übernommen... 
5. (18.} 1. 1917 
[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, 5. 164f.] 


[31] General Krymow berichtet über die Lage an der Front 


... Anfang Januar 1917 traf General Krymow von der Front ein und 
bat, ihm die Möglichkeit zu geben, in inoffizieller Weise den Mitglie- 
dern der Duma die katastrophale Lage der Armee und deren Stim- 
mung darzulegen. Zahlreiche Abgeordnete der Duma und des 
Reichsrats sowie Mitglieder der Sonderkonferenz hatten sich bei mir 
versammelt. In großer Erregung hörte man die Ausführungen des 
tüchtigen Generals an. Sein Bericht war traurig und furchtbar. Er 
erklärte, daß, solange die Regierung ihren Kurs nicht ändern würde 
oder nicht eine andere Regierung ans Ruder käme, keine Hoffnung 
auf Sieg bestehe. Vom Inneren des Landes aus würden die Opera. 
tionen an der Front behindert. Vorübergehende Erfolge hätten keine 
Bedeutung. General Krymow schloß seinen Bericht ungefähr mit 
folgenden Worten: 

»Die Stimmung in der Armee ist derart, daß die Nachricht von 
einem Umsturz von allen freudig begrüßt werden würde. Der Um- 
sturz ist nicht zu vermeiden, das weiß man auch an der Front. Wenn 
Sie sich entschließen, dieses äußerste Mittel anzuwenden, so werden 
wir Sie unterstützen. Ein anderes Mittel gibt es nicht mehr. Sie und 
viele andere haben ja alles Mögliche versucht, aber der verderbliche 
Einfluß der Kaiserin wirkt stärker als alles, was dem Kaiser von 
ehrenhaften Männern gesagt wird. Es ist keine Zeit zu verlieren |« 


[M. W, Rodzjanko, Erlanerungen, $. 200] 


[32] Verschiebung der Wiedereröffnung der Duma 


Über den Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Tätigkeit der Reichs- 
duma 


Persönlicher Allerhöchster Ukas an den regierenden Senat vom 5. 
(18.) Januar 1917 
2 Oktobermanifest, s. Einleitung, $. 24. 
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Auf Grund des Artikels 99 der Reichsgrundgesetze befehlen Wir: 
der in Unserem Ukas an den regierenden Senat vom ı5. (28.) Fe- 
bruar 1916 angegebene Termin für die Wiederaufnahme der Tätig- 
keit der Reichsduma wird abgeändert und statt dessen der 14. (27.) 
Februar 1917 dafür eingesetzt. 

Zarskoje Selo, 5. (18.) Januar 1917 Nikolaj 


[Sammlung von Verordnungen und Verfügungen der Regierung, I, 5, 1917, Nr. 4, 5. 32] 


[33] Rodsjanko warnt den Kaiser zum letzten Mal 


... Ich beschloß, mein Gesuch um eine Audienz beim Kaiser zu 
wiederholen, und schrieb ihm am 5. (18.) Januar 1917... 

Am Tage darauf erhielt ich Antwort und wurde am 7. (20.) Ja- 
nuar vom Zaren empfangen... . »Aus meinem zweiten Bericht wer- 
den Ew. Majestät ersehen haben, daß ich die Lage im Reich für ge- 
fährlicher halte als je zuvor. Die Stimmung ist derart, daß man die 
allerschlimmsten Erschütterungen erwarten muß. Es gibt keine Par- 
teien mehr, ganz Rußland fordert einstimmig eine andere Regierung 
und die Ernennung eines verantwortlichen Ministerpräsidenten, der 
das Vertrauen des Volkes genießt. Auf der Grundlage gegenseitigen 
Vertrauens müssen die gesetzgebenden Körperschaften und die öf- 
fentlichen Organisationen zusammen ans Werk gehen, um den Sieg 
zu erringen und im Lande Ordnung zu schaffen. Zu unserer Schande 
müssen wir eingestehen, daß bei uns allgemeiner Zerfall herrscht...« 

Bei Besprechung der Frontlage erinnerte ich den Kaiser daran, daß 
ich ihn schon im Jahre 1915 angefleht hatte, das Oberkommando 
nicht zu übernehmen, und daß man jetzt, nach den Mißerfolgen an 
der rumänischen Front, ihn, den Kaiser, voll dafür verantwortlich 
mache. »Bringen Sie es nicht dazu, Majestät«, sagte ich, »daß das 
Volk zwischen Ihnen und dem Vaterlande wählen muß Bis jetzt 
waren die Begriffe Zar und Vaterland unzertrennlich. In letzter Zeit 
beginnt man aber, die Begriffe auseinanderzuhalten I« 

Der Kaiser faßte sich mit beiden Händen an seinen Kopf und 
sagte leise: »Ich habe mich zweiundzwanzig Jahre lang bemüht, nur 
das Beste zu wollen, sollte ich mich zweiundzwanzig Jahre lang ge- 
irrt haben ?«.... 


[M. W. Rodzjanko, Erinnerungen, 5. 204-207] 


[34] Aufzeichnung des Fürsten Dolgorukij über die gegenwärtige 
Situation 


Der Inhalt der Aufzeichnung des Fürsten P. D. Dolgorukijt, die die 
Ansicht der Kadetten über die gegenwärtige politische Situation dar- 
legen will, läßt sich folgendermaßen zusammenfassen: 

1. Rußland muß ein verantwortliches Ministerium haben, denn 
nur ein solches kann das Land und den Thron vor verschiedenen un- 
verantwortlichen Einflüssen und dunklen Kräften schützen. 

2. Die Ermordung Rasputins ist ungeachtet ihrer positiven Seiten ' 
nicht als positives Ereignis anzusehen, da jederzeit an Stelle Raspu- 
tins Sidorow oder Iwanow? erscheinen können. 

3. Die Veränderungen in der Regierung zeigen, daß der Mord ge- 
radezu eine entgegengesetzte Wirkung gehabt hat, insofern als diese 
Veränderungen die Position der Feinde der Gesellschaft verstärkt 
haben und die edle Absicht der Mörder Rasputins, die zarische Fa- 
milie von dem ihr nachgesagten Schmutz zu reinigen, keinerlei posi- 
tive Resultate gezeitigt hat. 

4. Das Land und die Gesellschaft sind nach der Liquidierung jener 
Ereignisse, die man kurz als »Mord an Rasputin« bezeichnet, in die 
Ausgangsposition zurückgeworfen worden — und wir stehen vor 
einer neuen Operation im Kampf um ein verantwortliches Mini- 
sterium. 

5. Die Grundfrage ist lediglich die, ob der Zar ein solches Mini- 
sterium freiwillig zugestehen wird oder nicht. 

Die gesamte Geschichte der letzten Zeit hätte, so möchte man 
meinen, den Zaren davon überzeugen müssen, wie vorteilhaft es für 
ihn selbst gewesen wäre, aus eigenem Antrieb ein verantwortliches 
Ministerium zu gewähren: a) als Beispiel könnte ihm die glänzende 
Regierung König Georgs von England dienen, der so viel Gemein- 
sames mit unserem Zaren, sogar in der rein äußeren Ähnlichkeit, 
besitzt; b) ein verantwortliches Ministerium würde die Person des 
Zaren nicht nur aller Vorwürfe entheben, sie aus der Sphäre des po- 
litischen Kampfes hinausführen, sondern auch die Zarin Alexandra 
Feodorowna, da bei Vorhandensein eines verantwortlichen Mini- 
steriums die Versuche aktiver Germanophilie, deren man sie be- 
schuldigt, keine reale Bedeutung hätten. Natürlich denkt niemand 
daran, der Zarin Alexandra Feodorowna ihre Sympathien für ihre 
»unglücklichen Hessen« oder für die Deutschen insgesamt zum Vor- 
wurf zu machen. Diese Sympathien machen ihr nur Ehre, indem sie 
von ihrer Anhänglichkeit an die angestammte Nationalität Zeugnis 


1 Fürst P. D. Dolgorukij, Kadett, Vertreter des liberalen Semstwo, Gründungsmitglied und Mit- 
glied des ZK der Kadetten-Partei. 

® Deutsch: vMüller oder Meiere, 

® Georg V. von England war ein leiblicher Vetter des Zaren, seine Mutter war, wie die Zaria 
Maria Feodorowna, dänische Prinzessin. 
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ablegen. In der Tat, wie unzufrieden wären wir, wenn z.B. die Gat- 
tin Nikolajs von Griechenland, unsere russische Großfürstin Elena 
Wladimirownal, bei dem gegenwärtigen Zustande der griechischen 
Dynastie und Regierung sich von allem Russischen lossagen würde. 
Sympathien für die angestammte Nationalität, sofern sie nicht ak- 
tiven Charakter annehmen, sind nur natürlich. Das Unglück ist aber, 
daß man unsere Zarin Alexandra Feodorowna der aktiven Unter- 
stützung Deutschlands anklagt, und vor diesem schweren und aller 
Wahrscheinlichkeit nach unbegründeten Vorwurf kann sie nur ein 
verantwortliches Ministerium retten. 

6. Wenn der Zar nicht freiwillig sich zur Ernennung eines ver- 
antwortlichen Ministeriums entschließt, dann ersteht vor uns, wenn 
man nach dem Verhalten der Familie Romanow in letzter Zeit ur- 
teilt, die große Gefahr einer Palastrevolution seitens der Leute, die 
nicht unter der Herrschaft einer hysterischen, aber viel stärkeren 
Frau, als es der Zar ist, weiterleben wollen. Diese Gefahr einer Pa- 
lastrevolution ist um so realer, als jetzt nicht einmal unter den Rech- 
ten, denen dieser schreckliche Krieg die Augen über die Wirklich- 
keit unserer unverantwortlichen Regierung geöffnet hat, eine ge- 
schlossene Gegnerschaft gegen ein verantwortliches Ministerium 
vorhanden ist. Gegen ein verantwortliches Ministerium werden jetzt 
entweder nichtsnutzige Dummköpfe vom Typ Fredericksz? oder 
eigensüchtige Leute mit verdächtiger Moral vom Typ Wojejkow? 
kämpfen. 

7. Außerdem ist eine Palastrevolution nicht nur nicht wünschens- 
wert,sondern für Rußland geradezu verderblich, weil unter den An- 
gehörigen des Hauses Romanow nicht ein einziger ist, der unseren 
Zaren ersetzen könnte. Aus diesem Grund vermag eine Palastrevo- 
lution niemand zu bieten, der als Nachfolger der russischen Monar- 
chie auf dem russischen Throne allgemeine Anerkennung fände. 
Wenn dies aber so ist, dann würde eine Palastrevolution nicht eine 
Befriedung bringen, sondern umgekehrt uns, die überzeugten 
konstitutionellen Monarchisten, an die Seite der Verfechter einer re- 
publikanischen Ordnung treiben. 

8. Dies sind die düsteren Perspektiven, die Rußlands Zukunft 
birgt. Es erhebt sich daher die Frage: was sollen wir jetzt tun? Die 
Antwort auf diese Frage lautet nach Ansicht des Fürsten P. D. Dol- 
gorukij so: das russische Volk, die russische Armee und das Hinter- 
land zusammen müssen jetzt ein einziges Ziel anstreben — die Ret- 
tung und das Wohl Rußlands. 

Die Erreichung dieses Zieles ist auf zwei Wegen möglich: der 
erste Weg besteht in der siegreichen Beendigung des Krieges, der 
zweite in der Schaffung eines verantwortlichen Ministeriums. Nur 
auf diesen beiden Wegen eröffnet sich die Möglichkeit, ein großes 

X Eine Cousine des Zaren. 


8 Der Hofminister. 
® Sein Schwiegersohn, s. Dok. sı h. 
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und glückliches Rußland zu schaffen. Daraus ergibt sich unsere 
Pflicht: die Armee muß an der Front den Sieg über den Feind er- 
ringen, wir im Hinterland müssen ein verantwortliches Ministerium 
erkämpfen. Diese Aufgaben widersprechen einander nicht, sondern 
unterstützen und ergänzen einander. Notwendig ist nur, daß jeder 
im Hinterland und an der Front gewissenhaft und anständig seine 
Pflicht tut. 

16. (29.) 1. 1917 (Geheimbericht) 

[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, S. 163.) 


[35] Kokowzows letzter Besuch beim Zaren 


.„. Zur gewohnten morgendlichen Stunde, um 11 Uhr am 19. Ja- 
nuar (1. Februar) 1917 fuhr ich nach Zarskoje Selo und sah den Za- 
ren zum letzten Mal. Ich werde dieses unser letztes Wiedersehen nie 
vergessen und niemals die Eindrücke aus meinem Gedächtnis lö- 
schen, die mir dieses Wiedersehen hinterlassen hat. Ich war ein gan- 
zes Jahr lang nicht in dem Vorzimmer vor dem Kabinett gewesen, 
in dem ich 10 Jahre lang so viele Male während meiner häufigen Be- 
suche geweilt hatte. Nichts hatte sich während des Jahres verändert, 
während dessen ich nicht im Alexanderpalais gewesen war... 

Der Zar empfing mich sofort. Als ich in sein Kabinett hineinging, 
stand er am Fenster nahe der Eingangstür und blieb dort auch stehen, 
ging nicht, wie er dies stets zu tun pflegte, auf den Schreibtisch zu 
und bot mir Platz an, sondern unterhielt sich im Stehen mit mir. Ich 
hatte den Eindruck, daß die Tür vom Kabinett zum Ankleideraum 
halbgeöffnet war, was früher niemals der Fall gewesen war, und daß 
jemand hinter der Tür stand. Es kann dies natürlich nur eine Täu- 
schung meinerseits gewesen sein, aber während der ganzen Zeit un- 
serer kurzen Unterredung konnte ich mich von diesem Verdacht 
nicht frei machen. 

Der äußere Eindruck, den der Zar auf mich machte, erschütterte 
mich so, daß ich ihn nicht einmal nach seinem Befinden zu fragen 
vermochte. In dem einen Jahr, während dessen ich ihn nicht gesehen 
hatte, hatte er sich beinahe bis zur Unkenntlichkeit verändert; das 
Antlitz war eingefallen, abgemagert und von kleinen Fältchen be- 
deckt. Die Augen, bisher dunkelbraun und samten, erschienen wie 
gebleicht und wanderten hilflos von Gegenstand zu Gegenstand, 
während sie früher stets aufmerksam auf den gerichtet gewesen wa- 
ren, mit dem der Zar sprach. Die Augäpfel zeigten deutlich eine gelb- 
liche Färbung und die schwarzen Pupillen waren ganz hell geworden 
und wirkten fast leblos, 

Ich konnte mit Mühe meine Bewegung verbergen und fragte di- 
rekt nach seiner Gesundheit: »Eure Majestät, was fehlt Ihnen? Sie 
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sehen so müde aus, haben sich seit dem vorigen Januar, als wir uns 
zum letzten Mal sahen, so verändert, daß ich mir erlaube, Ihnen offen 
zu sagen, daß Sie an Ihre Gesundheit denken müssen. Die, welche 
Sie öfters sehen, bemerken natürlich die Veränderung nicht, aber sie 
geht sotief, daß Sieirgendeine ernste Krankheitergriffen haben muß.« 

Das Antlitz des Zaren war irgendwie hilflos. Das gezwungene, bit- 
tere Lächeln wich nicht von ihm, und mehrmals sagte er mir; »Ich 
bin völlig gesund und munter, ich muß nur sehr viel sitzen, und ich 
bin so an regelmäßige Bewegung gewöhnt. Ich wiederhole Ihnen, 
Wladimir Nikolajewitsch, daß ich ganz gesund bin. Sie haben mich 
einfach lange nicht gesehen, und ich habe vielleicht in dieser Nacht 
nicht gut geschlafen. Ich werde durch den Park gehen und sogleich 
wieder besser aussehen«... . 

Dann fragte ich den Zaren, ob es ihm recht sei, wenn ich ihm von 
der Angelegenheit berichte, die er mir aufgetragen habe, oder ob 
ihm ein anderer Zeitpunkt für meinen Vortrag recht sei. Bei einer 
solchen Frage, die mir sehr einfach erschien, da ich bei seinem vor- 
züglichen Gedächtnis nicht annehmen konnte, daß er sich auf das 
nicht mehr besinnen könnte, was ihm sein Außenminister vor zwei 
oder drei Tagen vorgeschlagen hatte, geriet der Zar in einen mir 
völlig unerklärlichen hilflosen Zustand: das schreckliche, ich würde 
sagen: unbewußte krankhafte Lächeln ohne jeden Ausdruck wich 
nicht von seinem Antlitz, und er sah mich an, als suche er irgendeinen 
Halt und wünsche, ich möchte ihm einen Hinweis geben auf das, 
was vollständig aus seinem Gedächtnis verschwunden war. Als ich 
ihm erklärte [um was es sich handelte], wurde der Zar sichtlich ver- 
legen und sah mich lange schweigend an, als sammle er seine Ge- 
danken oder versuche sich an etwas zu erinnern, das ihm völlig aus 
dem Gedächtnis geschwunden war. Nach langem Schweigen, das 
mir endlos erschien, und mit hilflosem Lächeln sagte er zu mir: 
»Ach ja, ich habe mit Pokrowskij [dem Außenminister] darüber ge- 
sprochen und wollte Ihnen meine Ansicht sagen, aber ich bin jetzt 
nicht vorbereitet auf diese Frage. Ich werde sie mir überlegen und 
Ihnen bald schreiben, und dann werden wir uns bei unserem näch- 
sten Wiedersehen ausführlich darüber unterhalten.« Hilflos lächelnd 
gab mir der Zar die Hand und öffnete die Tür zum Vorzimmer... 
Ich nahm die Überzeugung mit, daß der Zar schwer krank sei und 
daß diese Krankheit möglicherweise nicht nur die Nerven, sondern 
den Geist ergriffen habe. Dieser Überzeugung war ich auch noch 
ı8 Monate später, als mich am ıo. Juli 1918 im Gebäude der Pe- 
tersburger Tscheka Uritzkij verhörte und mir direkt die Frage stellte, 
ob ich den Zaren für psychisch gesund hielte und nicht auch glaubte, 
daß er schon seit der Zeit der Niederlage gegen Japan einfach ein 
kranker Mensch war ... 


[Graf W. N. Kokowzow, Aus meiner Vergangenheit. Erinnerungen aus den Jahren 1903-1919 
Bd. U, S. 40-44] 


[36] Bericht des Direktors des Polizeidepartements an den Innen- 
minister über die Lage am Vorabend der Revolution 


Die im Reich eingetretenen Schwierigkeiten der Lebensmittelversor- 
gung, eine Folge der Zerrüttung des Transportwesens und anderer 
Kriegsfolgen, haben sich mehr und mehr erhöht und drohen eine 
recht ernste Situation im Lande zu schaffen. 

In dieser Beziehung droht besondere Gefahr durch die infolge un- 
zureichender Lebensmittelversorgung in Petrograd eingetretene Lage. 

Verglichen damit waren noch unlängst, zu Ende des vergangenen 
Jahres, die Lebensbedingungen in der Hauptstadt ungeachtet der 
mehr oder weniger beträchtlichen Preiserhöhung bei Gütern des täg- 
lichen Bedarfs für die Mehrheit der Bevölkerung nicht außergewöhn- 
lich beschwerlich. Vorwürfe wegen der Teuerung wurden vor allem 
von den weniger besitzenden Schichten erhoben. 

In diesem Jahr sind allein im Monat Januar die Preise für Lebens- 
mittel in Petrograd so stark erhöht worden, daß das Leben in der 
Hauptstadt sogar für die wohlhabenden Schichten der Bevölkerung 
schwierig geworden ist. 

Der Hauptgrund für die Preissteigerung ist in der massenweisen 
Schließung kleiner Geschäfte wie Bäckereien, Fleischereien, Milch- 
läden und ähnlicher Unternehmen zu suchen, die infolge der unzu- 
reichenden Zufuhr der für sie notwendigen Güter nach Petrograc 
ihre Tätigkeit einstellen mußten. 

Zugleich stellte die Mehrheit der weiterbestehenden Geschäfte 
sich nicht auf eine Erweiterung ihres Betriebes, sondern im Gegen- 
teil auf einen Abbau desselben ein; dies war die Folge von Manipula- 
tionen der Großhändler. Diese halten den Warenumsatz klein, teils 
aus Furcht vor Requisitionen, teils infolge geringer Unterstützung 
durch die Kapitalbesitzer. 

In der Tat bemühen sich die Banken in Voraussicht der nahenden 
Krise, ihre Kapitalien aus den Handels- und Industriebetrieben her- 
auszuziehen, und erhöhen damit die Zerrüttung im Wirtschaftsleben 
des Landes. 

Es darf auch nicht vergessen werden, daß der nicht geringe Ein- 
fluß der ausländischen Händler und die allmähliche Verdrängung 
russischer Handelsfirmen vom inneren Markt die Preissteigerung 
bedingt haben. Indem die ausländischen Händler den Großhandel in 
ihre Hand brachten, wirkten sich die Schwankungen des Rubel- 
kurses sehr ungünstig auf die Bewertung der Waren aus, von denen 
viele in letzter Zeit, vor allem aus den oben angeführten Gründen 
um 5o bis 100 Prozent mehr kosten. 

Was speziell die Verteuerung der in der Hauptstadt erhältlichen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse anlangt, so ist sie hauptsächlich auf 
die jetzt überall in Rußland zu beobachtenden Versuche der Guts- 
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besitzer und der Bauern zurückzuführen, sich zu dem Zwecke zusam- 
menzuschließen, möglichst hohe Preise für die Erzeugnisse des Lan- 
des zu erzielen. 

Endlich ist die Entwicklung der Preissteigerung in der Haupt- 
stadt auch das Ergebnis der schädlichen Tätigkeit von Marodeuren 
unter den Kaufleuten, die in der Jagd nach Gewinn nicht selten zu 
verschiedenen unerlaubten Maßnahmen greifen. 

Insgesamt haben alle diese Umstände letzten Endes dazu geführt, 
daß zu Anfang des laufenden Jahres in Petrograd verschiedene Güter 
des täglichen Bedarfs überhaupt nicht mehr auf dem Markt erschie- 
nen, andere zwar verkauft wurden, aber in sehr begrenztem Um- 
fange und zu unerhört hohen Preisen. 

Außerdem ist das Publikum, das die aufgeführten Gründe für die 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten in der Hauptstadt nicht kennt, 
geneigt, den Zusammenbruch der Versorgung insgesamt der Un- 
fähigkeit der Behörden zuzuschreiben. Selbst in konservativen Krei- 
sen der Gesellschaft werden offen und dazu in sehr scharfer Form 
Vorwürfe gegen die Regierung erhoben; allgemein wird gesagt, daß 
die Versorgung, die sicherzustellen die Kräfte der Regierung nicht 
ausreichen, in andere Hände gegeben werden muß. 

Der »Progressive Block« versucht, die in der hauptstädtischen Be- 
völkerung infolge der schlechten Versorgung offen geäußerte Unzu- 
friedenheit auszunützen und als Vertreter allgemeiner Interessen auf- 
zutreten, wobei er mit besonderem Nachdruck die Notwendigkeit 
einer sofortigen Reorganisation des Versorgungswesens und dessen 
Übergabe in die Hände der Volksvertreter propagiert, die allein in 
der Lage seien, »Rußland vor der drohenden Hungersnot zu retten«. 

Zugleich versucht der Block in verstärktem Maße im Volke lügen- 
hafte Gerüchte zu verbreiten, daß alle Maßnahmen des Hofmeisters 
Rittich! zur Regelung der Versorgungsfrage infolge seiner germano- 
philen Tendenzen nicht dazu dienen sollten, die Versorgungsschwie- 
rigkeiten zu überwinden, sondern im Gegenteil weitere Komplika- 
tionen heraufzubeschwören; dies geschieht, um die Unzufriedenheit 
der breiten Massen mit der Regierung weiter zu schüren. 

Dieser vom »Progressiven Block« eingeleiteten Karnpagne gegen 
die Regierung haben sich sofort die weiter links stehenden Organi- 
sationen angeschlossen, die bereits begonnen haben, ihre Agitation 
in dem Sinne zu führen, daß das Problem der Versorgung unbedingt 
auf revolutionärem Wege gelöst werden müsse. 

Die Bemühungen der linksradikalen Gruppen, in Petersburg einen 
»Aufstand der Hungernden« herbeizuführen, dürfen nicht als ver- 
geblich angesehen werden, da die fortdauernde Erhöhung der Preise 
für Gegenstände des täglichen Bedarfs unter der hauptstädtischen 
Bevölkerung eine so nervöse Stimmung erzeugt hat, daß es in Petro- 


1 A. A. Rittich, Hofmelster, Senator, seit dem 29. November (12. Dezember) 1916 Leiter des 
Landwirtschaftsministeriums. 
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grad bei Vorliegen eines entsprechenden Anlasses in der Tat zu 
Massenausschreitungen kommen kann. 

Vorsorge gegen derartige Unruhen insbesondere in der Haupt- 
stadt ist im gegenwärtigen Augenblick um so mehr geboten, als die 
kleinsten Exzesse in dieser Richtung angesichts der angespannten 
Lage im Lande zum Ausbruch von gegen die Regierung gerichteten 
Unruhen im ganzen Reich führen könnten. 

Eine Beruhigung der durch den unangemessenen Preisanstieg er- 
regten Gesellschaft der Hauptstadt könnte in gewissem Maße ein- 
treten, wenn unverzüglich folgende Maßnahmen ergriffen werden: 

1. Schaffung eines zentralen Organs in Petrograd, zu dessen Auf- 
gaben es gehört, nach geeigneten Mitteln für eine gerechte Vertei- 
lung der Waren unter der hauptstädtischen Bevölkerung zu suchen, 
und sei es durch die Einführung von speziellen Versorgungskarten; 

2. entsprechende Organisierung der Zufuhr von Lebensmitteln 
nach Petrograd, die darauf gerichtet sein muß, daß in der Hauptstadt 
jene Waren erhältlich sind, welche wirklich als Güter des täglichen 
Bedarfs dienen und nicht Luxuswaren darstellen; 

3. Aufstellung eines genauen Verzeichnisses’ der in Petrograd im 
Handel befindlichen Waren und Einführung eines festen Preises 
dafür. 

Im Falle der Durchführung der oben genannten Maßnahmen kann 
man damit rechnen, daß die Bevölkerung, wenn sie ihrer größten 
Sorgen enthoben ist, nicht zu Ausschreitungen übergehen wird. 
Februar 1917 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrevolution, 5. 188£.] 


[37] Bericht des Direktors des Polizeidepartements an den Innen- 
minister über die voraussichtlichen Demonstrationen am 14. (27.) 
Februar 1917 


Die bevorstehende Wiedereröffnung der Dumasession am 14. (27.) 
Februar versetzt die Bevölkerung der Hauptstadt insgesamt, das 
oppositionelle Lager insbesondere in eine freudige Stimmung. 

Die progressiven Elemente der Reichsduma versuchen diesen für 
regierungsfeindliche Akte aller Art günstigen Moment auszunützen 
und haben beschlossen, in den ersten Dumasitzungen einen Protest 
gegen das gegenwärtige Kabinett oflen auszusprechen. 

Außerdem haben sich die Progressisten in dem Bemühen, mög- 
lichst breite Kreise der Gesellschaft und insbesondere der haupt- 
städtischen Arbeiterschaft hinter sich zu bringen, mit dem Vorschlag 
der Zusammenarbeit an die Arbeitergruppe des zentralen Kriegs- 
industrie-Komitees gewandt. 
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Diese, die in ihrer Tätigkeit ganz allgemein eine scharf revolu- 
tionäre Linie eingehalten hat, war natürlich nicht bereit, die Absicht 
des »Progressiven Blocks« zu unterstützen, und begann sofort mit 
den Vorbereitungen für eine Demonstration am Tage der Eröffnung 
der Reichsduma und rief die hauptstädtischen Arbeiter zu einem 
Marsch vor das Taurische Palais auf, um den Abgeordneten die 
Forderung nach »Schaffung einer Regierung der nationalen Ret- 
tung« vorzulegen. 

Infolgedessen wurde die genannte Arbeitergruppe am 27. Januar 
(9. Februar) liquidiert; hierzu lag eine Verfügung der Justizbehör- 
den zur vorläufigen Festnahme der Mitglieder der Gruppe wegen 
der Zugehörigkeit zu einer Vereinigung, die den Umsturz der be- 
stehenden Staatsordnung bezweckt, vor, d.h. wegen Verbrechen 
nach $ 102 des Strafgesetzbuches. 

Ungeachtet dessen, daß der Vorsitzende des zentralen Kriegs- 
industrie-Komitees seinerzeit davon in Kenntnis gesetzt worden war, 
daß die genannte Gruppe im Verdacht stehe, eine solche verbreche- 
rische Richtung eingeschlagen zu haben, hat A. I. Gutschkow nicht 
nur seinerseits nichts gegen die regierungsfeindliche Tätigkeit der 
Gruppe unternommen, sondern nach der Liquidierung derselben 
sich beeilt, die örtlichen Arbeiterorganisationen davon zu benach- 
richtigen, offensichtlich mit dem Ziel, die Arbeitermassen aufzu- 
hetzen. 

Nach einiger Zeit verbreitete das zentrale Kriegsindustrie-Komi- 
tee als Antwort auf die Mitteilung der Regierung über die Verhaf- 
tung der genannten Arbeiter-Gruppe unter den Mitgliedern des 
Reichsrates, der Reichsduma, der Arbeitergruppen und anderer ge- 
sellschaftlicher Organisationen eine eigene Darstellung, in der darauf 
hingewiesen wurde, daß die Gruppe im Komitee sachliche Arbeit 
geleistet habe zur Verhinderung von Streiks unter den Arbeitern in 
den Rüstungsbetrieben, wobei sich die Gruppe »entschieden gegen 
alle Exzesse ausgesprochen habe, zu denen zuweilen einige Elemente 
die Arbeitermassen aufrufen«, daß die Gruppe sich darum bemüht 
habe, die Mängel in der Versorgung der arbeitenden Massen zu be- 
heben, und daß ihre Tätigkeit nicht nur keinen revolutionären Cha- 
rakter getragen habe, sondern im Gegenteil »darauf abzielte, Bedin- 
gungen für die ruhige Arbeit in der Rüstungsindustrie zu schaflen«, 
und wenn in letzter Zeit sich die politische Tätigkeit der Gruppe 
verstärkt habe, so »sei der Hauptgrund dafür die in der Bevölkerung 
sich festigende Meinung, daß das bestehende politische Regime das 
Land nicht zum Siege, sondern ins Verderben führe«. Indem die 
Mitteilung der Regierung, daß das Endziel der Tätigkeit die Um- 
wandlung Rußlands in eine sozialdemokratische Republik gewesen 
sei, zurückgewiesen wird, erklärt sich das zentrale Industrie-Komi- 
tee mit der Arbeitergruppe solidarisch »sowohl hinsichtlich der Be- 
urteilung des gegenwärtigen politischen Regimes und des Regie- 
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rungskurses als auch in der Erkenntnis, daß die gegenwärtige Regie- 
rung unfähig dazu ist, Rußland zum Sieg über den äußeren Feind zu 
führen«. 

Die oben angeführte »Erklärung«, die vor allem die Aufgabe 
hatte, breite Kreise der Gesellschaft und der Arbeiterschaft in dem 
Sinne zu beeinflussen, daß sie ihren Protest gegen die Regierung 
äußern sollten, hat zum Teil ihr Ziel erreicht, indem die Budgetkom- 
mission der Reichsduma bereits beschlossen hat, wegen der Ver- 
haftung der Arbeitergruppe eine Anfrage an die Regierung zu 
richten. 

In jedem Falle setzen die Anhänger der Arbeitergruppe deren 
Vorschläge in die Tat um und können in dieser Hinsicht bereits den 
Erfolg buchen, daß die Arbeitermassen ohne Zweifel am 14. (27.) 
Februar den Versuch unternehmen werden, zum Taurischen Palais 
zu marschieren, ungeachtet dessen, daß es in einem solchen Falle zu 
Zusammenstößen mit Polizei und Militär kommen muß. 

Die revolutionären Organisationen, die diese Stimmung der Ar- 
beitermassen in Betracht ziehen, haben ihrerseits beschlossen, in 
Petrograd am 10. (23.) Februar, dem Jahrestag der Verurteilung der 
ehemaligen Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion der Reichs- 
duma, in Petrograd den Streik auszurufen. Die Initiatoren dieser Ab- 
sicht hoffen, daß sie sich, wenn der Streik bis zum 14. (27.) Februar 
andauert, an die Spitze der Bewegung stellen und sie entsprechend 
den Auffassungen ihrer Partei leiten können. 

Hierzu muß darauf hingewiesen werden, daß die die Arbeiterbe- 
wegung leitenden Revolutionäre sich nicht nur bemühen, die Ar- 
beiter auf den Weg offener Demonstrationen zu führen, sondern es 
sogar zu bewaffneten Auseinandersetzungen mit der Polizei kommen 
zu lassen... 

Februar 1917 
[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarsevolution, $. 179f.] 


IH. Kapitel: Die Februarrevolution 


Brotmangel in der Hauptstadt - und in den anderen großen 
Städten des Landes, insbesondere in Moskau - treibt die Massen 
der Bevölkerung im Februar 1917 zu Gewalttaten (Dok. 38, 42). 
Drohungen der Militärgewalten (Dok. 39), beruhigende Auf- 
rufe des Dumapräsidenten (Dok. 40) und die Verschiebung der 
Wiedereröffnung der Duma auf — praktisch - unbestimmte Zeit 
(Dok. 41) schüren das aufglimmende Feuer. Die Appelle an den 
Zaren verhallen ungehört (Dok. 42 a, e, h, 1, n), die Duma, 
anfänglich gar nicht zum selbstständigen Handeln entschlossen, 
wird zum Ungehorsam geradezu getrieben (Dok. 429, 43); 
aber gleichzeitig entsteht der Petersburger Sowjet der Arbeiter- 
und Soldatendeputierten (Dok. 44). Während die Reichsduma 
sich in Aufrufen an die Bevölkerung wendet (Dok. 45), erläßt 
der Petersburger Sowjet den verhängnisvollen Befehl Nr. ı 
(Dok. 48), der die in Petersburg selbst eingetretene Ver- 
brüderung zwischen streikenden Arbeitern und meuternden 
Soldaten gleichsam sanktioniert, zugleich aber verheerende 
Auswirkungen auf die Kampfkraft der gesamten russischen 
Armee haben muß (Dok. 54). Währenddessen geht in einer 
seltsam unwirklichen Atmosphäre das Ringen um die Abdan- 
kung des Zaren vor sich (Dok. 49, 5 1), dessen letzte Amtshand- 
lungen die Beauftragung des Fürsten Lwow mit der Bildung 
einer neuen Regierung und des Großfürsten Nikolaj Nikolaje- 
witsch mit dem Höchstkommando sind (Dok. 50). So großen 
Wert die Legalisierung der neuen Regierung für deren rechts- 
stehende Angehörige und Anhänger haben mußte - sie bedeu- 
tete auch eine Belastung; insbesondere die Ernennung des 
Großfürsten zum Höchstkommandierenden mußte annulliert 
werden (Dok. 54c, d), sollten nicht neue Spannungen zum 
eigentlichen Machtträger, dem Petersburger Sowjet, herauf- 
beschworen werden. Während der Zar von der geschichtlichen 
Bühne abtrat, hatte die neue Regierung Mühe, sich zu behaup- 
ten (Dok. 52), war sie doch vom Petersburger Sowjet vorerst 
lediglich toleriert, nicht mitgetragen (Dok. 52f), mußte sich 
im Auslande durch Zusicherung der Einhaltung aller Verpflich- 
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tungen Vertrauen verschaffen (Dok. 53) und sah, daß die ersten 
von ihr getroffenen Maßnahmen wirklicher Durchschlagskraft 
ermangelten (Dok. 55, 57), daß ihre Außenpolitik mit den 
Friedensabsichten des Petersburger Sowjets nicht zu verein- 
baren war (Dok. 56, 59, 61). In dieser Situation kehrte neben 
anderen Emigranten und Exilierten auch Lenin zurück 
(Dok. 58a) und begann das vorhandene Mißtrauen sofort zu 
schüren (Dok. 59, 61i, k). Schließlich wurde durch den Rück- 
tritt des Kriegsministers Gutschkow und das Ausscheiden des 
Außenministers Miljukow (Dok. 61d, 62) eine Umbildung des 
Kabinetts notwendig. 


[38] Bericht der Petrograder Abteilung der Ochrana über die be- 
ginnende Revolution 


13. (26.) Februar 1917 
Seit dem Morgen des 13. (26.) Februar kursierten in Petrograd be- 
ängstigende Gerüchte über die Möglichkeit großer Unruhen; gegen 
ı Uhr mittags wurde in den Fabrikvierteln (Narwaer, Kolomnaer 
und Alexander-Newskij-Rayon) bekannt, daß die Anhänger eines 
Streiks am 14. (27.) Februar in allen Fabriken die Oberhand über die 
Gegner dieses Schrittes und eines Protests über den Krieg gewonnen 
hätten. Ungefähr um 2 Uhr mittags begannen an vielen Stellen Un- 
ruhen, die von heute einberufenen Soldaten angezettelt wurden; 
Haufen von bis zu 500 Menschen zogen unter Absingen der Marseil- 
laise durch die Straßen und schrien: »Nieder mit dem Krieg, nieder 
mit der Polizei, schlagt die Marodeure!« Auf dem Lermontow-Pro- 
spekt wurden in einem Teegeschäft die Scheiben eingeschlagen, fer- 
ner in einer Bäckerei, in einem Uhrengeschäft usw., auf dem Usa- 
tschewsij pereulok und in der Sadowaja-Straße wurden die Polizisten 
von ihren Posten verjagt, am Sagorodnyj-Prospekt wurde ein Beam- 
ter zusammengeschlagen, der versucht hatte, den Volkshaufen zu 
beruhigen. Bis 7 Uhr abends wurde überall - in der Straßenbahn, in 
den Geschäften, den Lehranstalten usw. — erzählt von einer Menge 
von Zusammenstößen zwischen Arbeitern und Polizei im Putilow- 
Werk; es wurde bekannt, daß der Streik am 14. (27.) Februar eine 
Mehrheit unter den Arbeitern aller Fabriken finden würde. Alle Ver- 
suche, die Arbeiter in der Hinsicht zu beeinflussen, daß der Streik 
abgelehnt würde, waren vergeblich; obgleich viele Flugzettel er- 
schienen, auf denen gesagt war, »streiken« bedeute, »sich zu einer 
Provokation hinreißen lassen«, weigerten sich um 7 Uhr abends in 
vielen Fabriken des Narwaer Rayons die Arbeiter, die Nachtschicht 
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anzutreten. Beim Verlassen der Fabriken sangen die Arbeiter »Ewiges 
Andenken« und die Marseillaise. 

Um 6 Uhr gab es in den kleinen Läden und Bäckereien kein Brot 
mehr: das Publikum hatte sich aus Angst vor dem Streik für mehrere 
Tage versorgt; es kam zu zahlreichen Auseinandersetzungen zwi- 
schen der Volksmenge und den kleinen Ladenbesitzern, weswegen 
viele Geschäfte, insbesondere die jüdischen, vorzeitig schlossen und 
die Fenster vernagelten. 

Die Stimmung im Publikum ist sehr erregt; überall wird offen da- 
von gesprochen, daß Protopopow! sofort entlassen werden müsse; 
für den 14. (27.) Februar werden große Unruhen und Repressalien 
befürchtet; viele sprechen von den Maßnahmen der Polizei (Schlie- 
Bung von 14 Toren und Zufahrten usw.). 

Die Mehrheit ist überzeugt davon, daß die Regierung wird nach- 
geben müssen... 


Bei den Demonstrationen des 14. (27.) Februar auf dem Newskij- 
Prospekt zog vor allem die, wenn man sich so ausdrücken darf, 
»massenhafte« Beteiligung von Offiziersgraden, vor allem von Fähn- 
richen, die Aufmerksamkeit auf sich; sie sangen mehr als eifrig ge- 
meinsam mit den Studenten die Marseillaise. Um 4% Uhr nachmit- 
tags, als der Versuch gemacht wurde, eine neue Demonstration zu 
organisieren (bereits die dritte), spielte bei der Vorbereitung dieser 
neuen Demonstration irgendein Offizier im Range eines Leutnants 
(drei Sternchen auf den Schulterstücken mit den Buchstaben »20Sb«, 
jung, mittelgroß, mager, Pickel im Gesicht) die Hauptrolle; er führte 
angeregte und lebhafte Unterhaltungen mit den anderen aktiven Teil- 
nehmern der Demonstration über die Frage der »Richtung der- 
selben«. 

Überhaupt muß man anmerken, daß Offiziere, sogar von recht 
soliden [I] Rangstufen, überall sich in die Maßnahmen und Hand- 
lungen der Polizei eingeschaltet und lauter als das zivile Publikum 
an die Adresse der Polizeivertreter geschrien haben: »Man sollte 
euch deportieren, ihr wohlgenährten Teufel, und an die Front schik- 
ken, aber nicht hier kämpfen lassen.« 

In den Räumen der Redaktion der »Russkaja Woljac, wo in einem 
der Zimmer der Stab der studentischen Organisationsgruppe sich 
niedergelassen hatte, zeigte sich, als diese führende Gruppe aus- 
einanderging, daß sich in ihrer Mitte auch zwei Offiziere, Leutnants, 
»angesiedelt« hatten, die beim Weggang laut über den Innenminister 
sprachen und wie absichtlich mehrfach wiederholten, daß »man ihn 
beseitigen müsse«. 

Außer den Herren Offizieren nahmen an der Demonstration teil 
als Organisatoren Studenten des Polytechnikums, des Konservato- 


1 Der Innenminister. 
% D,h. Volkswille - Zeitung der Sozialrevolutionäre. 
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riums sowie Psycho-Neurologen; sehr wenig Studenten der Universi- 
tät waren dabei; besonders groß war die Teilnchmerschaft aus den 
mittleren Lehranstalten, insbesondere aus den Real- und Handels- 
schulen, die als erste die Marseillaise sangen. 

In der Redaktion der »Russkaja Wolja« nahmen an der Bespre- 
chung über die Organisierung der Demonstration teil unter anderen 
1) ein gewisser »Matwej«, ein Sozial-Revolutionär, der 1906/07 im 
Zentralrayon der Hauptstadt gearbeitet hat, und 2) ein gewisser 
»Michail«, ebenfalls ein Sozial-Revolutionär, der in der gleichen Zeit 
im gleichen Rayon gearbeitet hatte. Der erste von den Genannten ist 
von Beruf Droschkenkutscher, der zweite — ebenfalls Arbeiter, je- 
doch ist nicht festzustellen, welcher Art. 


[B. B. Grawe, Die Bourgeoisie am Vorabend der Februarrerolution, Nr. 83] 


[39] Bekanntmachung des Kommandeurs des Petersburger Militär- 
bezirks über den Brotmangel 


Die folgende Bekanntmachung des Kommandeurs der Truppen des 
Petrograder Militärbezirks wurde in den Straßen von Petrograd an- 
geschlagen: 

»In den letzten Tagen ist weniger Weizenmehl an die Bäckereien 
geliefert und weniger Brot in Petrograd gebacken worden als vorher. 
Dies sollte nicht zu einer Brotknappheit in den Läden führen. Wenn 
in einigen Läden nicht ausreichend Brot vorhanden ist, so tragen die 
vielen Menschen daran die Schuld, die aus Furcht vor Brotknappheit 
sich Reserven für den Notfall angelegt haben. 

Roggenmehl ist in Petrograd in ausreichender Menge vorhanden 
und die Zufuhr dieses Mehls hält unvermindert an. 

Der Kommandant der Truppen des 
Petrograder Militärbezirks 
Generalleutnant Chabalow.« 


[Nowoje Wremja, Nr. 14717, 24. Februar (9. März) 1917, 5. 5] 


[40] Erklärung des Präsidenten der Duma, Rodsjanko, am (24. Fe- 
bruar) 9. März 1917 


... Die in Petersburg und zahlreichen anderen Städten vorgekom- 
menen Unruhen haben einen solchen Umfang erreicht, daß sie eine 
ernste Wendung zu nehmen drohen. Solche Vorgänge sind in der 
jetzigen kritischen Zeit besonders bedauerlich und können nicht ge- 
duldet werden. Abgesehen von anderen Ursachen beruhen derartige 
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Symptome hauptsächlich auf dem Fehlen einer zielbewußten Organi- 
sation des Versorgungswesens. Die Lage erfordert rasche Maßnah- 
men zur Beruhigung der Bevölkerung. Auf meinen Antrag findet 
heute unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten eine Sonderbera- 
tung statt, an der die mit der Leitung der vier Verteidigungskommis- 
sionen beauftragten Minister, ferner die Präsidenten, Vizepräsiden- 
ten und Sekretäre des Reichsrates und der Reichsduma sowie je ein 
Vertreter des Petersburger Gouvernements und der Semstwoverwal- 
tung teilnehmen. Ich bitte das Haus, überzeugt zu sein, daß sein Prä- 
sidium bei dieser Beratung die von der Reichsduma vertretenen An- 
schauungen über die Ordnung der Versorgungsfrage vertreten 
wird... 


[Schultheß’ Europäischer Geschichtskalender, Jg. 33, 1917, 2. Teil, 5. 65 1f.] 


[41] Verschiebung der Wiedereröffnung der Dumasitzungen 


Über die Unterbrechung und den Wiederbeginn der Tätigkeit der Reichs- 
duma 


Ukas an den regierenden Senat 


Auf Grund des Artikels 99 der Reichsgrundgesetze befehlen Wir: 
die Tätigkeit der Reichsduma vom 26. Februar (11. März) dieses Jah- 
res an zu unterbrechen und unter Berücksichtigung der außerge- 
wöhnlichen Umstände einen Termin für die Wiederaufnahme der- 
selben nicht später als April 1917 zu bestimmen. 

Der regierende Senat wird diesen Befehl unverzüglich ausführen. 
Zarskoje Selo, 25. Februar (10. März) 1917 Nikolaj 
[Sammlung von Verordnungen und Verfügungen der Regierung, I, 1, 1917, Nr. 52, S. 328] 


[42] Beginn der Revolution in Petersburg 


[a] Telegramm des Kommandanten des Petrograder Militärbezirks, General 
Chabalow, an den Stabschef des Höchstkommandierenden, General Alexejew 


Abgesandt 25. II. (10. II.) 17 Uhr 40 Min. 
Empfangen 25. II. (10. III.) 18 Uhr 8 Min. 
Ich melde, daß infolge des Brotmangels am 23. und 24. Februar (8. 
und 9. März) in vielen Fabriken ein Streik ausgebrochen ist. Am 
24. Februar (9. März) streikten etwa 200000 Arbeiter, die gewaltsam 
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die Arbeitenden vertrieben. Der Straßenbahnverkehr wurde von den 
Arbeitern unterbrochen. Am 23. und 24. Februar (8. und 9. März) 
mittags brach ein Teil der Arbeiter zum Newskij[Prospekt] durch, 
von wo er vertrieben wurde. Gewalttätigkeiten äußerten sich in dem 
Einschlagen der Fenster an verschiedenen Geschäften und an den 
Straßenbahnen. Die Truppen machten nicht von der Wafle Ge- 
brauch; vier Polizeibeamte erlitten ungefährliche Verletzungen. 
Heute, am 25. Februar (10. März), wurden die Versuche der Arbeiter 
bis zum Newskij durchzudringen, erfolgreich verhindert. Ein durch- 
gestoßener Haufe wurde von Kosaken auseinandergetrieben. Mor- 
gens wurden dem Polizeimeister des Wiborger Rayons! die Hände 
gebrochen und mit einer stumpfen Waffe eine Kopfverletzung bei- 
gebracht. Gegen drei Uhr mittags wurde auf dem Snamenskaja-Platz 
der Wachtmeister Krylow bei der Auseinandertreibung eines Hau- 
fens getötet. Der Haufe wurde auseinandergetrieben. An der Nieder- 
werfung des Aufruhrs beteiligten sich außer der Petrograder Garnison 
fünf Schwadronen des 9. Reserve-Kavallerie-Regiments aus Krasnoje 
Selo, eine Hundertschaft des Leibgarde-Kosakenregiments aus Paw- 
lowsk, und fünf Schwadronen des Garde-Reserve-Kavallericregi- 
ments sind nach Petersburg befohlen. 

Chabalow 


[Krasoyj Archiv, Bd. 2t, 1927, S. 4 f.] 


[b] Telegramm des Zaren an den Kommandanten des Petersburger Militär- 
bezirks, General Chabalow 


Hauptquartier, 25. Februar (10. März) 1917 
Wir befehlen, schon morgen die Unruhen in der Hauptstadt zu liqui- 
dieren, da sie in der schweren Zeit des Krieges mit Deutschland und 
Österreich nicht geduldet werden können. 
Nikolaj 
[M. Smilg-Benario, Der Zusammenbruch der Zarenmonarchic, $. 140] 


[c] Telegramm des Generals Chabalow an General Alexejen? 


Abgesandt 26. I. (11. III.) 13 Uhr 5 Min. 

Empfangen 26. II. (11. III.) 13 Uhr 4o Min. 

Ich melde, daß im Verlauf der zweiten Tageshälfte des 25. Februar 
(10. März) Haufen von Arbeitern, die sich auf dem Snamenskaja- 
Platz und an der Kasaner Kathedrale versammelt hatten, unverzüg- 
lich von Polizei und Militär auseinandergetrieben wurden, Gegen 17 
Uhr sangen die Demonstranten am Gostinny Dwor? revolutionäre 


X Arbeiterbezirk. 
® Vermerk Alexejews: »Dem Zaren vorgelegt.« 
9 Bazar. 
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Lieder und zeigten rote Fahnen mit der Aufschrift: »Nieder mit dem 
Kriegl« Da sie annahmen, daß auf sie geschossen werden würde, 
fielen aus der Menge einige Revolverschüsse, von denen einer einen 
Soldaten des 9. Reserve-Kavallerieregiments am Kopf verletzte. Ein 
Zug Dragoner eröffnete sofort das Feuer auf die Menge, wobei drei 
Menschen getötet und 10 verletzt wurden. Der Haufe lief sofort aus- 
einander. Gegen 18 Uhr wurde gegen eine Abteilung berittener Gen- 
darmen eine Handgranate geworfen, durch die ein Gendarm und ein 
Pferd verwundet wurden. Der Abend verlief verhältnismäßig ruhig. 
Am 25. Februar streikten 240000 Arbeiter. Ich habe eine Bekannt- 
machung erlassen, die alle Volksaufläufe auf den Straßen untersagt 
und der Bevölkerung versichert, daß jede Ausschreitung mit Waffen- 
gewalt verhindert werden wird, Heute, am 26. Februar, ist es mor- 
gens in der Stadt ruhig. 

Chabalow 


[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 5] 


[d] Telegramm des Dumapräsidenten Rodsjanko an General Alexejew 


Abgesandt 26. II. (11. III.) 21 Uhr 53 Min. 

Empfangen 26. II. (11. III.) 22 Uhr 22 Min. 
Die Unruhen, die in Petrograd begonnen haben, nehmen elementaren 
Charakter und gefährliche Ausmaße an. Ihr Grund ist die ungenü- 
gende Versorgung mit gebackenem Brot und die unzureichende Zu- 
fuhr von Mehl, aber hauptsächlich das vollkommene Mißtrauen ge- 
genüber der Regierung, die nicht in der Lage ist, das Land aus der 
schweren Situation zu führen. Dies ist unzweifelhaft die Ursache für 
die Ereignisse; man kann sie zeitweilig aufhalten, indem man das 
kostbare Blut friedlicher Bürger vergießt, aber man wird ihrer im 
Wiederholungsfalle nicht Herr werden. Die Bewegung kann auf das 
Eisenbahnnetz übergreifen, und in der gleichen Minute wird das Le- 
ben des Landes ersterben. Die Fabriken, die in Petrograd für die 
Rüstung arbeiten, werden aus Mangel an Brennstoff und Rohmaterial 
stilliegen, die Arbeiter werden ohne Tätigkeit sein, und die hungernde 
arbeitslose Masse wird unaufhaltsam elementarer Anarchie verfallen. 
Das Eisenbahnwesen ist in ganz Rußland vollkommen zerrüttet. Im 
Süden arbeiten von 63 Hochöfen nur 28, weil es an Brennstoff und 
notwendigem Material fehlt. Im Ural sind von 92 Hochöfen 44 still- 
gelegt, und die Produktion von Stahl, die täglich sinkt, droht eine 
starke Beschränkung der Produktion von Munition zu verursachen. 
Die Bevölkerung liefert in Erwartung unkluger Verordnungen der 
Regierung kein Getreide auf den Markt, legt damit die Mühlen still, 
und die drohende Gefahr von Mangel an Mehl bedroht Armee und 
Bevölkerung. Die Regierung befindet sich in voller Auflösung und 
ist gänzlich außerstande, die Ordnung wiederherzustellen. Rußland 
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drohen Vernichtung und Schande, da der Krieg unter solchen Be- 
dingungen nicht siegreich beendet werden kann. Ich halte für den 
unumgänglichen und einzigen Ausweg aus der gegenwärtigen Situa- 
tion die sofortige Berufung einer Persönlichkeit, der das ganze Land 
vertrauen kann und die eine Regierung bilden müßte, welche das Ver- 
trauen der gesamten Bevölkerung genießt. Einer solchen Regierung 
würde ganz Rußland folgen, würde damit den Glauben an sich selbst 
und an seine Führer wiedergewinnen. In dieser schrecklichen und 
durch die drohenden Folgen nie dagewesenen Stunde gibt es keinen 
anderen Ausweg, und ich flehe Eure Exzellenz an, diese meine tiefste 
Überzeugung S$. Majestät mitzuteilen, damit eine mögliche Kata- 
strophe vermieden werde. Es darf nicht mehr gezögert werden; 
Zögern bedeutet den Tod. In Ihren Händen, Exzellenz, ist die Ent- 
scheidung über Ruhm und Sieg Rußlands. Es wird sie nicht geben, 
wenn nicht meine Vorschläge unverzüglich angenommen werden. 
Helfen Sie durch Ihre Tatkraft, Rußland vor der Katastrophe zu ret- 
ten. Ich flehe Sie von ganzem Herzen an. 
Der Vorsitzende der Reichsduma 
Rodsjanko 


[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 5f.] 


[e] Erstes Telegramm des Dumapräsidenten an den Zaren 


Petrograd, 26. Februar (11. März) 1917 
Die Lage ist ernst. In der Hauptstadt ist Anarchie. Die Regierung ist 
gelähmt. Verkehr, Versorgung und Heizung sind in voller Verwir- 
rung. Die allgemeine Unzufriedenheit wächst. Auf den Straßen wird 
ordnungslos geschossen. Truppenteile beschießen sich gegenseitig. 
Es ist unumgänglich nötig, sofort einer Persönlichkeit, die das Ver- 
trauen des Landes genießt, die Bildung einer neuen Regierung anzu- 
vertrauen. Eine Verzögerung ist unmöglich. Jedes Zaudern wäre der 
Tod. Ich bete zu Gott, daß in dieser Stunde keine Verantwortlich- 
keit auf den Träger der Krone falle. 
Rodsjanko 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. ı, 27. Februar (12. März) 1917, S. ı] 


[f] Telegramm des Ministerpräsidenten Fürst Goliz_yn an den Zaren 


27. Februar (12. März) 1917 
Pflichtgemäß teile ich Ew. Majestät alleruntertänigst mit, daß ent- 
sprechend den mir von Ew. Majestät erteilten Vollmachten und ent- 
sprechend einem Beschluß des Ministerrates vom heutigen Tage an 
die Tätigkeit des Reichsrates und der Reichsduma unterbrochen ist 
und der Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Arbeiten im Zusam- 
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menhang mit den außergewöhnlichen Umständen für nicht später 

als April dieses Jahres vorgesehen ist. Entsprechende Ukase, die am 

25. Februar (10. März) in der kaiserlichen Stawka unterschrieben 

worden sind, werden morgen am 27. Februar (12. März) veröffent- 
licht werden. 

Der Ministerpräsident: 

Fürst Golizyn 


[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S.7 £.] 


[g] Telegramm des Generals Chabalow an den Zaren 


Abgesandt 27. U. (12. IH.) ız Uhr ıo Min. 
Empfangen 27. U. (12. III.) ı2 Uhr zo Min. 
Ew. Kaiserlichen Majestät melde ich gehorsamst, daß am 26. Februar 
(11. März) eine Kompanie Reservisten des Reserve-Bataillons des 
Pawlowsker Leibgarderegiments dem Kompaniechef erklärte, sie 
würde nicht auf das Volk schießen. Die Kompanie wurde entwaffnet 
und interniert. Eine Untersuchung ist eingeleitet. Der Bataillons- 
kommandeur Exten ist von einem Unbekannten aus dem Haufen ver- 
wunder worden. Heute am 27. Februar (12. März) hat sich das Aus- 
bildungskommando des Reservebataillons des Wolhynischen Leib- 
garderegiments geweigert, gegen die Aufständischen auszurücken; 
der Leiter desselben hat sich deshalb erschossen; darauf zog ein Teil 
des Kommandos zusammen mit einer Kompanie Reservisten des 
gleichen Bataillons teils zur Kaserne des Litauischen Leibgarderegi- 
ments und teils zum Reserve-Bataillon des Preobraschensker-Leib- 
garderegiments, wo sich ihnen die Reservisten-Kompanie des letzt- 
genannten Bataillons anschloß. Ich unternehme alles, was ich ver- 
mag, um den Aufstand zu unterdrücken. Ich halte es für unumgäng- 
lich, daß sofort zuverlässige Truppenteile von der Front in Marsch 
gesetzt werden. 
Generalleutnant Chabalow 
[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 8] 


[h] Zweites Telegramm des Präsidenten der Duma an den Zaren 


Petrograd, 27. Februar (12. März) 1917 
Die Lage verschlimmert sich. Es müssen sofort Maßnahmen getrof- 
fen werden, denn morgen wird es zu spät sein. Die letzte Stunde ist 
angebrochen, in der das Schicksal des Vaterlandes und der Dynastie 
sich entscheidet, 
Rodsjanko 
Nachrichten’ des Revolutionswoche, Nr. ı, 27. Februar (12. März) 1917, 5. ı] 
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[i] Telegramm des Kriegsministers an General Alexejew 


Abgesandt 27. I. (12. IU.) 19 Uhr 22 Min. 
Empfangen 27. 1. (12. IIL.) 19 Uhr 35 Min. 
Die Lage in Petrograd wird sehr ernst. Der militärische Aufruhr 
kann mit den wenigen Truppen, die ihrer Pflicht treu geblieben sind, 
nicht unterdrückt werden; im Gegenteil, viele Einheiten gehen all- 
mählich zu den Rebellen über. Brandstiftungen haben begonnen, 
und es gibt keine Mittel, sie zu bekämpfen. Es ist unumgänglich, daß 
wirklich zuverlässige Truppen hierher geschickt werden, dazu in ge- 
nügender Anzahl, um für gleichzeitige Aktionen in verschiedenen 
Stadtteilen zur Verfügung zu stehen. 
Beljajew 
[Krasny] Archiv, Bd. zı, 1927, S. 9] 


[k] Telegramm General Alexejews an General Beljajew 


27. Februar (12. März) 1917 
Auf allerhöchsten Befehl ist Generaladjutant Ivanow zum Komman- 
deur des Petrograder Militärbezirks mit außerordentlichen Voll- 
machten ernannt worden. Am 28. Februar (13. März) werden zu- 
sammen mit dem Generaladjutanten Iwanow aus der Stawka drei 
Kompanien des georgischen Bataillons in Marsch gesetzt. Von der 
Nordfront wird eine Brigade der 15. Kavallerie-Division und eine 
Brigade Infanterie entsandt. Von der Westfront wird eine Brigade 
der Uralkosaken oder eine Brigade der 2. Kavallerie-Division und 
eine Brigade Infanterie in Marsch gesetzt. Ich bitte dringend für Ge- 
neraladjutant Iwanow einen Stab aus Mitgliedern der Hauptverwal- 
tung des Generalstabs und des Militärbezirksstabs zu formieren. Von 
der West- und Nordfront werden außerdem je ein gepanzertes Ma- 
schinengewehrkommando abgeordnet werden. 
General Alexejew 


[Krasnyj Archiv, Bd. zt, 1927, S. t0f.] 


l) Teiegramm des Präsidenten der Reichsduma an den Zaren 


Petrograd, 27. Februar (12. März) 1917 
Die Sitzungen der Reichsduma sind auf Anordnung Ew. Majestät bis 
zum April unterbrochen worden. Das letzte Bollwerk der Ordnung 
ist beseitigt. Die Regierung ist völlig machtlos und kann der Unord- 
nung nicht Herr werden. Die Truppen der Garnision sind unzuver- 
lässig. Die Reservebataillone der Garderegimenter sind vom Geist 
der Revolte angesteckt. Sie töten ihre Offiziere. Sie schließen sich 
dem Pöbel und der Volksbewegung an und marschieren auf das Ge- 
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bäude des Innenministeriums und der Reichsduma. Der Bürgerkrieg 
hat begonnen und flammt auf. Geben Sie sofort Anweisung, eine 
neue Regierung auf der Basis einzuberufen, wie ich sie gestern in 
meinem Telegramm an Ew. Majestät skizziert habe. Geben Sie den 
Befehl zum Widerruf Ihres Befehls und berufen Sie die gesetzgeben- 
den Kammern wieder ein. Verkünden Sie diese Maßnahmen sogleich 
durch ein Allerhöchstes Manifest. Zögern Sie nicht, Majestät. Wenn 
die Bewegung auf die Armee übergreift, triumphiert der Deutsche 
und der Fall Rußlands und damit der Dynastie wird unvermeidlich. 
Ich beschwöre Ew. Majestät im Namen ganz Rußlands, diese Vor- 
schläge zu verwirklichen, Die Stunde, die Ihr Schicksal und das des 
Vaterlandes entscheiden wird, hat geschlagen. Morgen kann es be- 
reits zu spät sein. 
Der Präsident der Reichsduma: 
Rodsjanko 
(Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, 5. 6f.] 


[m] Aus einem Telepbongespräch zwischen General Alexejew und dem Groß- 
Jfürsten Michail Alexandrowitsch, dem Bruder des Zaren, am 27. Februar 
(12. März) 1917 gegen 22/2 Uhr 


...Am Apparat ist Großfürst Michail Alexandrowitsch. Ich bitte 
Sie, in meinem Namen dem Kaiser folgendes vorzutragen: um die 
bereits große Ausmaße annehmende Bewegung unverzüglich zum 
Stillstand zu bringen, ist es meiner Ansicht nach notwendig, den ge- 
samten Ministerrat zu beurlauben, was mir auch Fürst Golizyn be- 
stätigt. Im Falle der Beurlaubung des Kabinetts müssen zugleich 
Stellvertreter ernannt werden. Unter den gegenwärtigen Umständen 
halte ich es für das einzig mögliche, eine Persönlichkeit zu wählen, 
die das Vertrauen S. Majestät genießt und in breiten Kreisen geach- 
tet wird; eine solche Persönlichkeit müßte zum Ministerpräsidenten 
ernannt werden und allein S. Kaiserlichen Majestät verantwortlich 
sein. Man müßte ihr die Zusammenstellung des Kabinetts nach eige- 
ner Auffassung überlassen. Angesichts der ungewöhnlich ernsten 
Lage wäre es zweckmäßig, wenn S. Kaiserliche Majestät mich be- 
auftragen würden, sofort im Namen $. Majestät eine solche Ernen- 
nung vorzunehmen, wobei ich meinerseits der Ansicht bin, daß im 
gegenwärtigen Augenblick eine solche Persönlichkeit der Fürst 
Lwow sein könnte... 

[Alexejew:] Ist Seine Kaiserliche Hoheit Großfürst Michail Alexan- 
drowitsch am Apparat? Der Kaiser hat mir befohlen, Ew. Kaiserlichen 
Hoheit in seinem Namen zu danken und Ihnen folgendes mitzuteilen: 
1.Angesichts der ungewöhnlichen Umstände hält der Kaiser es nicht 
für geraten, seine Abreise aufzuschieben, und wird morgen um halb 
drei Uhr mittags [von hier] abreisen; 2. Alle Maßnahmen, die einen 
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Wechsel des Personalbestandes bezwecken, verschiebt S. Kaiserliche 
Majestät bis zum Eintreflen in Zarskoje Selo; 3. Morgen reist der Gene- 
raladjutant Iwanow als Kommandeur des Petrograder Militärbezirks 
nach Petrograd, der ein zuverlässiges Bataillon mitbringt. 4. Von 
morgen an werden von der Nord- und Westfront 4 Infanterie- und 
4 Kavallerieregimenter zuverlässiger Truppen nach Petrograd mar- 
schieren. Erlauben Sie am Schluß, die persönliche Bitte auszuspre- 
chen, daß Ew. Kaiserliche Hoheit die Gedanken, die Sie S. Majestät 
in dem vorhergegangenen Gespräch unterbreiten ließen, sowohl hin- 
sichtlich eines Wechsels der Mitglieder des gegenwärtigen Minister- 
rates als auch hinsichtlich der Wahl eines neuen Kabinetts, im per- 
sönlichen Vortrag S. Majestät vortragen; möge Gott Ew. Kaiser- 
lichen Hoheit bei dieser wichtigen Sache beistehen. 

Meinerseits möchte ich hinzufügen, daß ich befürchte, es möchte 
bis zur Rückkehr S. Majestät zu viel Zeit verlorengehen, da unter 
den gegenwärtigen Umständen buchstäblich jede Stunde kostbar ist. 
[Krasoyj Archiv, Bd. zs, 1927, $. 1ı£.] 


[n] Telegramm des Oberkommandierenden der Nordfront, General Russkij, 
an den Zaren 


27. Februar (12. März) 1917 21 Uhr 
Ich halte es für meine Pflicht, Ew. Majestät von einem Telegramm 
des Präsidenten der Reichsduma Mitteilung zu machen, in dem auf 
die drohende Situation in der Hauptstadt und im Landesinneren hin- 
gewiesen wird, das Sorge um das Schicksal der Heimat erregt hat. 
Die Armee ist von dem Bewußtsein ihrer Pflicht und dem Wunsch, 
den Krieg siegreich zu beenden, ganz erfüllt. Nichtsdestoweniger 
beginnt sie die unmittelbaren Folgen der Unordnung im Versor- 
gungs- und Eisenbahnwesen zu spüren, und die an die Front drin- 
genden Nachrichten von der schweren Krise und den Unruhen in 
Petrograd, die die Bevölkerung erlebt, können in der Zukunft sehr 
unerfreuliche Auswirkungen haben. Gegenwärtig umfaßt die Armee 
in ihren Reihen Vertreter aller Klassen, Berufe und Überzeugungen; 
infolgedessen spiegelt sie die Situation im Lande wider. Daher wage 
ich es, Ew. Majestät alleruntertänigst um sofortige Maßnahmen zu 
bitten, welche die Bevölkerung beruhigen und in ihr das Vertrauen 
und die Zuversicht, den Glauben an sich selbst und ihre Zukunft 
stärken könnten. Diese Maßnahmen, jetzt unternommen, unmittel- 
bar vor einer Belebung der Kampftätigkeit an der Front, müssen der 
Armee und dem Volk neue Kraft zum Kampf gegen den Feind zu- 
führen. Ich erlaube mir der Ansicht zu sein, daß unter den gegen- 
wärtigen Umständen Repressalien die Situation nur verschärfen 
können, anstatt eine dauerhafte Beruhigung zu bringen. 


Generaladjutant Russkij 
[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, 5. 14] 
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[0] Telegramm des Generals Chabalow an General Alexejew 


Abgesandt 27. II. (12. III.) 20 Uhr ıo Min. 
Empfangen 28. II. (13. II.) o Uhr 55 Min. 
Ich bitte Ew. Majestät melden zu dürfen, daß ich den Befehl zur 
Wiederherstellung der Ordnung in der Hauptstadt nicht ausführen 
kann. Die Mehrheit der Truppen hat nach und nach den Gehorsam 
verweigert und will nicht gegen die Aufständischen kämpfen. An- 
dere Truppen haben sich mit den Aufständischen verbrüdert und 
ihre Waffen gegen die Ew. Majestät treuen Truppen gerichtet. Die 
treugebliebenen Truppen haben den ganzen Tag über gegen die Auf- 
ständischen gekämpft und große Verluste erlitten. Gegen Abend be- 
herrschten die Aufständischen den größten Teil der Stadt. Die ihrem 
Eid treu gebliebenen geringen Teile verschiedener Regimenter ha- 
ben sich unter dem Befehl des Generalmajors Sankewitsch im Win- 
terpalais verschanzt; mit diesen werde ich den Kampf fortsetzen. 
Generalleutnant Chabalow 
[Krasayj Archiv, Bd. z1, 1927, 5. 25 £.] 


[p] Telegramm des Oberstieutnants Lauvergne an General Janin, den fran- 

zösischen Vertreter in der Stawka 
28. Februar (13. März) 1917 
Alle Petrograder Truppen sind auf die Seite der Aufständischen über- 
gegangen. Bisher haben die Truppen wenig Ausschreitungen began- 
gen, das Eigentum wird geachtet, sie töten oder zerstören nur als 
Repressalie oder aus Unkenntnis. Einige Fabriken arbeiten. Die Ge- 
fängnisse sind geöffnet. Das Bezirksgericht und das Haus des Gene- 
rals Fredericksz sind verbrannt. Ein Komitee aus Dumamitgliedern 
hat sich konstituiert und hat die Leitung der Geschäfte übernommen. 
Übersetzt und bestätigt: Generalmajor 
(Unterschrift) 

[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 30] 


[9] Telegramm Rodsjankos an General Alexejem 


1. (14.) März 1917 
Das Provisorische Komitee von Mitgliedern der Reichsduma teilt 
Euer Exzellenz mit, daß der gesamte ehemalige Ministerrat abgesetzt 
und die Regierungsgewalt zur Zeit auf das Provisorische Komitee 

der Reichsduma übergegangen ist. 
Der Präsident der Reichsduma 
; Rodsjanko 

[Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 36] 


[43] Bildung des Dumakomitees am 27. Februar (12. März) 1917 


[a] Resolution der Reichsduma 


Der Senioren-Konvent! hat eine Sondersitzung abgehalten und sich 
mit dem Ukas über die Vertagung [der Duma; vgl. Dok. 41] be- 
schäftigt; er beschließt: 

Die Reichsduma wird nicht auseinandergehen. 

Alle Abgeordneten sollen auf ihrem Posten bleiben. 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. 1, 27. Februar (12. März) 1917, 8. 1] 


[b) Erste Delegation der revolutionären Truppen in der Reichsduma 


Gegen ı Uhr mittags erschien eine Delegation von 25 000 aufständi- 
schen Soldaten in der Reichsduma, um sich über die von den Volks- 
vertretern cingenommene Haltung zu unterrichten. 

M. W. Rodsjanko informierte die Delegation über den einstim- 
mig gefaßten Beschluß des Senioren-Konvents. 

Die wichtigste Aufgabe im gegenwärtigen Augenblick ist die Be- 
seitigung des alten Regimes und die Errichtung eines neuen an seiner 
Stelle. Die Reichsduma wird daran aktiven Anteil nehmen, aber um 
das Vorhaben durchzuführen, muß zuerst überall Ruhe und Ord- 
nung wiederhergestellt sein... 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr, 1, 27. Februar (12. März) 1917, S. 1] 


[e] Revolutionäre Truppen in der Reichsduma 


Gegen 2 Uhr mittags näherte sich eine starke Abteilung revolutio- 
närer Truppen, begleitet von bewafineten Zivilisten, dem Gebäude 
der Reichsduma. Die revolutionären Truppen wurden von folgen- 
den Mitgliedern der Reichsduma empfangen: N. S. Tschcheidse, A. 
F. Kerenskij, A. I. Skobelew und einigen anderen. Das Erscheinen 
der Abgeordneten und vor allem derer, die bei den Massen populär 
sind, wurde mit lautem »Hurra« begrüßt. Tschcheidse, Kerenskij 
und Skobelew hielten Ansprachen an die Truppen. 

Die Führer der aufständischen Truppen entfernten die Wachen 
aus dem Taurischen Palais, übernahmen die Verantwortung für den 
Schutz der Reichsduma, besetzten das Postamt und das Telegraphen- 
amt im Gebäude der Reichsduma und stellten Wachen für die Tele- 
phoneinrichtung. 

[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. ı, 27. Februar (12. März) 1917, S. ı} 


1 Dem Senloren-Konvent gehörten alle Parteiführer an; als Vertreter der Linken Tschcheidse und 
Kescaskij, 


ı26 Die Februarrevolution 


[d] Die Zusammensetzung des Provisorischen Dumakomitees 


Am 27. Februar (12. März) um Mitternacht wurde das Vollzugs- 
komitee der Reichsduma endgültig gebildet. Es wird aus folgenden 
Mitgliedern bestehen: Michail Wladimirowitsch Rodsjanko, A.F. 
Kerenskij, N. S. Tschcheidse, W. W. Schulgin, P. N. Miljukow, M. 
A. Karaulow, D. I. Konowalow, 1.1. Dmitrjukow, W. A. Rschew- 
skij, S. J. Schidlowskij, N. W. Nekrasow, W. N. Lwow, Oberst En- 
gelhardt!. 

Einem Ersuchen des Vollzugskomitees der Reichsduma nach- 
kommend, hat B. A, Engelhardt, Oberst im Generalstab und Mit- 
glied der Reichsduma, die Pflichten eines Kommandanten der revo- 
lutionären Petrograder Garnison mit Wirkung von ı Uhr morgens 
übernommen. 

[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. z, 28. Februar (13. März) 1917, S. 1) 


[e] Resolution der Vertreter der gesellschaftlichen Organisationen 


Die Vertreter folgender gesellschaftlicher Organisationen hielten am 
Abend des 27. Februar (12. März) ein Meeting ab: des Kriegsindu- 
strie-Komitees, des Semstwo und des Städteverbandes, Mitglieder 
der Petrograder Stadt-Duma, Vorsitzende der Hospital-Verwaltun- 
gen und karitativer Organisationen usw. 

Nach einem kurzen Meinungsaustausch wurde die folgende Reso- 
lution einstimmig angenommen: 

»Die Vertreter der gesellschaftlichen Organisationen, die sich auf 
einer Konferenz am 27. Februar (12. März) trafen, begrüßen die Re- 
solution der Reichsduma, nicht auseinanderzugehen und ihre Ent- 
scheidung, die vollziehende Gewalt in die Hand zu nehmen. 

Das Provisorische Komitee, das aus Mitgliedern der Reichsduma 
besteht und sich auf die Truppen des verantwortungsbewußten Teils 
der Armee und auf die Arbeiter und die Bevölkerung stützt, wird von 
den gesellschaftlichen Organisationen unterstützt werden und wird 
schließlich Rußland den vollständigen Sieg über seine äußeren und 
inneren Gegner bringen.« 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. 3, 1. (14.) März 1917, 5. 1] 


[f] Appell der geistlichen Abgeordneten an den Klerus 


Die geistlichen Mitglieder der Reichsduma, die einmütig an der Wahl 
des Provisorischen Vollzugskomitees der Reichsduma teilgenom- 


1 Der Parteizugehörigkelt nach waren von den 13 Mitgliedern des Vollzugskomitees: z Nationa- 
listen (Schulgin und Lwow), ı Angehöriger der Gruppe des Zentrums (Engelhardt), 3 Oktobristen 
(Rodsjanko, Dmitrjukow, Schidlowskij), 3 Progressisten (Karaulow, Konowalow, Rschewskij), 2 
Kadetten (Miljukow, Nekrasow), ı Trudowik-Sozlalcevolutionär (Kerenskij), ı Sozialdemokrat 
(Tschcheidse). Das Verbältnis sah also so aus: 3 Rechte, 8 Liberale, 2 Linke. 
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men haben, wenden sich an den orthodoxen Klerus ganz Rußlands 
mit dem brüderlichen Appell, unverzüglich die Autorität des Voll- 
zugskomitees anzuerkennen und in flammenden Hirtenworten dem 
Volk zu erklären, daß der Übergang der Macht zu seinem Guten 
dient und nur unter diesen Bedingungen das Land zu Glück, Ge- 
deihen und Wohlfahrt geführt werden kann. 

Es dürfen keine Unterschiede zwischen einzelnen Nationalitäten 
und Klassen gemacht werden. Unsere Aufgabe als Hirten ist, jeden 
zu Einigkeit und gegenseitiger brüderlicher Liebe aufzurufen, wie 
sie uns von Unserem Erlöser aufgetragen ist. 

Die geistlichen Mitglieder der Reichsduma 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr, 9, 4. (17.) März 1917, 5. ı] 


[44] Die Bildung des Petersburger Arbeiter- und Soldatenrates 


[a] »Der Sonyjet der Arbeiter-Depntierten« 


Am Nachmittag [des 27. Februar (12. März)] hielten die Repräsen- 
tanten der Arbeiter und Soldaten und verschiedene bürgerliche Füh- 
rer im Gebäude der Reichsduma ein Meeting ab. Ein Sowjet der Ar- 
beiter-Deputierten wurde organisiert, der beschloß, sich mit einem 
Aufruf an die Bevölkerung zu wenden. 

[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. 4, 27. Februar (12. März) 1917, S. ı] 


[b] Proklamation des Provisorischen Exekutivkomitees 


Bürger! Die Vertreter der Arbeiter, der Soldaten und der Einwohner 
von Petrograd, die in der Reichsduma versammelt sind, geben be- 
kannt, daß die erste Sitzung der Vertreter um 7 Uhr abends im Ge- 
bäude der Reichsduma stattfindet. Alle jene Truppen, die sich auf 
die Seite des Volkes gestellt haben, sollen unverzüglich ihre Vertre- 
ter wählen, für jede Kompanie einen Mann. Die Fabrikarbeiter wäh- 
len einen Deputierten auf je tausend Mann. Fabriken mit weniger als 
eintausend Arbeitern entsenden jeweils einen Deputierten. 

Das Provisorische Exekutivkomitee 

des Sowjets der Arbeiterdeputierten 


[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. ı, 27. Februar (12. März) 1917, $, ı] 
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[e] Wahl des Exekutivkomitees 


Das Exekutivkomitee wurde auf dem ersten Meeting des Sowjet am 
27. Februar (12. März) gewählt. Am gleichen Tage fand die erste 
Sitzung des Exekutivkomitees statt. 

. „Die folgenden Themen wurden behandelt: ı. die Einrichtung 
des Bickuinkomiters; 2. die Organisation in den Stadtbezirken; 
3. die Bewaffnung der Arbeiter; 4. die Wahl von Vertretern bei der 
Militärkommission des Komitees der Reichsduma ... 


[A. Kerensky - R. P. Browder, The Russian Provisional Government 1917, Bd. I, S. 76] 


[d] Aufruf des Arbeitersowjets an die Bevölkerung vom 28. Tirdnher 
(13. März) 1917 


Das alte Regime hat das Land ruiniert und der Bevölkerung die Hun- 
gersnot gebracht. Es war unmöglich, dies länger zu ertragen, und 
die Bewohner von Petrograd gingen auf die Straße, um ihrem Un- 
willen Ausdruck zu geben. Sie wurden mit Gewehrsalven empfan- 
gen. Anstelle von Brot gaben ihnen die Minister des Zaren Karten. 

Aber die Soldaten wollten nicht gegen das Volk handeln und 
wandten sich gegen die Regierung. Zusammen mit dem Volk nah- 
men sie Waffen, Arsenale und die wichtigen Regierungsgebäude in 
Besitz. 

Der Kampf hat begonnen und muß bis zu Ende durchgekämpft 
werden. Das alte Regime muß vollständig beseitigt und der Weg für 
eine Volksregierung frei gemacht werden. Das ist die Rettung für 
Rußland. Um in diesem Kampf um die Demokratie erfolgreich zu 
sein, muß das Volk sein eigenes Regierungsorgan wählen. Gestern, 
am 27. Februar (12. März), wurde in der Hauptstadt ein Sowjet der 
Arbeiter-Deputierten gebildet, der aus Vertretern der Fabriken, der 
W erkstätten, der meuternden Truppen und aus demokratischen und 
sozialistischen Parteien und Gruppen besteht. Der Sowjet, der seinen 
Sitz in der Duma hat, hat sich selbst zur Aufgabe gemacht, die Volks- 
kräfte zu organisieren und für die Sicherstellung der politischen Frei- 
heit und eine Volksregierung zu kämpfen. 

Der Sowjet hat Kommissare ernannt, um die Autorität des Volkes 
in den Stadtbezirken von Petrograd durchzusetzen. Wir fordern die 
gesamte Bevölkerung der Hauptstadt auf, sich um den Sowjet zu 
scharen, Lokalkomitees in ihren Bezirken zu organisieren und die 
Verwaltung der lokalen Angelegenheiten in die eigene Hand zu 
nehmen. 

Alle zusammen wollen wir vereint mit unseren Truppen die alte 
Regierung vollständig vernichten und eine Konstituierende Ver- 
sammlung auf der Grundlage allgemeiner, gleicher, direkter und ge- 
heimer Wahlen einberufen. 


[lswestija, Nr. 1, 28. Februar (13. März) 1917, S. 2] 


'[45] Aufrufe der Reichsduma 


[a] An die Bevölkerung Petersburgs 


Am 28. Februar (13. März) um 2 Uhr früh hat das Vollzugskomitee 
der Reichsduma folgende Aufrufe erlassen: 


I 
Das Provisorische Komitee der Reichsduma ruft die Bevölkerung 
von Petrograd auf, im Interesse der Allgemeinheit den Staat und die 
öffentlichen Institutionen und Einrichtungen, wie den Telegraph, 
die Wasserwerke, die Elektrizitätswerke, die Straßenbahnen, die Re- 
gierungsgebäude und Ämter zu schützen. Ebenso bittet das Komitee 
der Reichsduma die Bürger, die Fabriken und die Mühlen zu schüt- 
zen, welche für die Verteidigung oder für die allgemeine Versorgung 
arbeiten. Es muß darauf hingewiesen werden, daß die Beschädigung 
oder Zerstörung von Institutionen oder öffentlichem Eigentum nie- 
mand nützt und Staat und Volk insgesamt enormen Schaden bringen 
kann, da jedermann in gleicher Weise Wasser, Licht usw. benötigt. 
Ebenso können Angriffe auf Privateigentum, physische Gewalttaten 
und Mordversuche nicht geduldet werden. Blutvergießen und die 
Zerstörung von Eigentum fallen letzten Endes auf die Urheber zu- 
rück und können außerdem der gesamten Bevölkerung der Haupt- 
stadt unabsehbares Unglück bringen. 
Michail Rodsjanko 
Präsident der Reichsduma 


U 
Unter den schwierigen Umständen des inneren Chaos, in die uns die 
Maßnahmen des alten Regimes gestürzt haben, hat sich das Provi- 
sorische Komitee der Reichsduma verpflichtet gefühlt, selbst die Ver- 
antwortung für die Wiederherstellung der nationalen und öffent- 
lichen Ordnung zu übernehmen. Im Bewußtsein der schweren Ver- 
antwortung, die das Komitee damit übernommen hat, spricht es die 
Erwartung aus, daß die Bevölkerung und die Armee ihm bei der 
schwierigen Aufgabe helfen werden, eine neue Regierung zu schaf- 
fen, die den Hoffnungen der Bevölkerung entspricht und deren Ver- 
trauen rechtfertigt. 
Michail Rodsjanko 

Präsident der Reichsduma 
27. Februar (12. März) 1917 
[Nachrichten der Revolıtionswoche, Nr. 2, 28. Februar (13. März) 1917, S. 1] 
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[b] Ar die Eisenbahner \ 


Eisenbahner! Die bisherige Regierung, die einen Zusammenbruch 
aller Zweige der staatlichen Verwaltung herbeigeführt hat, ist ent- 
machtet. Die Reichsduma hat die Aufgabe der Schaffung einer neuen 
Regierung in ihre Hand genommen. Im Namen des Vaterlandes 
wende ich mich an Euch: von Euch hängt jetzt die Rettung der Hei- 
mat ab; sie erwartet von Euch mehr als nur die Erfüllung Eurer 
Pflicht, sie erwartet Taten. Der Eisenbahnverkehr muß ohne Unter- 
brechung mit verdoppelter Energie durchgeführt werden. Die 
Schwäche und technische Unzulänglichkeit des russischen Eisen- 
bahnnetzes müssen durch Eure unbeugsame Energie, Liebe zur Hei- 
mat und das Bewußtsein der Bedeutung des Transports für den 
Krieg und die Versorgung der Etappe überwunden werden. 
Der Vorsitzende der Reichsduma, 
Rodsjanko 
28. Februar (13. März) 1917 


Als Mitglied Eurer Familie glaube ich fest daran, daß Ihr auf 
diesen Aufruf reagieren und die in Euch gesetzten Hoffnungen un- 
serer Heimat erfüllen werdet. Alle Beamten haben auf ihrem Posten 
zu bleiben. 

28. Februar (13. März) 1917, ı3 Uhr 5o Minuten 
Das Mitglied der Reichsduma, 
Bublikow 


[Nachrichten der Revolutionswocbe, Nr. z, 28. Februar (13. März) 1917, S. 1] 


[46] Die Revolution greift auf das Land über 


[a] Telegramm des Kommandeurs des Moskauer Militärbezirks, General 
Mrosowskij, an General Alexejew 


1. (14.) März 1917 
Einige tausend Artilleristen der ı. Reserve-Brigade auf dem Cho- 
dynıka-Felde [bei Moskau] haben sich der Waffen und der Aus- 
rüstungsschuppen bemächtigt, ein Teil ist den Revolutionären über- 
geben worden. Eine große Zahl von Institutionen fordert Bewa- 
chung an; große Haufen von Streikenden, die großen Entfernungen 
und der Mangel an zuverlässigen Truppen verhindern die Entwaff- 
nung der Aufständischen. Die Zahl der Soldaten, die zu den Revo- 
lutionären übergehen, wächst stetig. Bitte bestätigen Sie gütigst den 
Empfang dieses Telegramms. 


Mrosowskij 
[Krasnyj Archiv, Bd. zi, 1927, 5. 43] 
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[b] Telegramm des Generals Mrosowskij an General Alexejew 


1. (14.) März 1917 (ı Stunde später) 
In Moskau ist Revolution. Die Truppen gehen zu den Revolutio- 
nären über. Mrosowskij 


[Krasayj Archiv, Bd. zı, 1927, S. 45] 


[c] Telegramm des Generalgquartiermeisters beim Höchstkommandierenden, 
General Lukomskij, an General Danilow 


1. (14.) März 1917 
Auf Befehl des Chefs des Stabes des Höchstkommandierenden teile 
ich für Vortrag beim Oberkommandierenden der Nordfront mit, zu- 
gleich mit der Bitte des Generaladjutanten Alexejew, den Zaren zu 
unterrichten: 1. In Kronstadt sind Unruhen. Die Truppen ziehen mit 
Musik durch die Straßen. Vizeadmiral Kurosch teilt mit, daß er mit 
den Mannschaften, die sich in der Garnison befinden, die Ruhe nicht 
wiederherstellen kann, da er sich auf keinen einzigen Truppenteil zu 
verlassen vermag. 2. General Mrosowskij meldet, daß Moskau vom 
Aufstand erfaßt ist und die Truppen auf die Seite der Aufständischen 
übergehen. 3. Admiral Nepenin meldet, daß er nicht in der Lage war, 
sich gegen den Aufruf des Provisorischen Komitees der Reichsduma 
zu wenden, und daher die Baltische Flotte das Provisorische Komitee 
anerkannt hat... 
Lukomskij 


[Krasayj Archiv, Bd. z1, 1927, S. 45f.] 


[47] Befehle der Militärkommission der Duma 


Nr. ı 
Oberst Masimow von der Militärkommission des Provisorischen 
Komitees der Reichsduma besetzt den Bahnhof von Zarskoje Selo, 
das Elektrizitätswerk der Belgischen Insel, die Sparkasse und be- 
wacht den gesamten Raum zwischen der Nikolajewskij-Straße, dem 
Sagorodnyj- und Wladimirskij-Prospekt, am Technologischen In- 
stitut und den angrenzenden Bezirk. 

Der Kommandant des Taurischen Palais! 

Jurewitsch 

8 Uhr früh, 28. 2. (13. 3. 1917) 


3 Sitz der Duma. 


132 Die Februarrevolution 


Nr. 2 
Das Leibgarderegiment Preobraschenskij besetzt die Staatsbank, die 
Telephonstation (Morskaja 22), stellt Posten an die Eremitage und 
das Museum Alexanders II. 

Der Vorsitzende der Militärkommission 


B. Engelhardt 
8 Uhr 10 Min, 28. 2. (13. 3.) ; 


Nr. 4 
Der Oberst A. W. Bobinskij, Kommandeur des elektrotechnischen 
Reservebataillons, besetzt die Zentrale Telephonstation (Morskaja 
22), um das Telephonnetz zu bedienen; dazu setzt der Oberst Leute 
an die Apparate, die der Ingenieur Tollotschko als Leiter der Station 
anleiten wird. 
Der Vorsitzende der Militärkommission 
des Prov. Komitees der Reichsduma 


B. Engelbardt 
8 Uhr 4o Min. 28. 2. (13. 3.) 


Nr. 5 
Der Unterleutnant Stanislaw Schimanskij wird laut empfangener Be- 
fehle den ehemaligen Ministerpräsidenten Boris Stürmer verhaften 
und ihn in ein Zimmer der Reichsduma bringen. Darauf wird er die 
Leitung des Flugplatzes übernehmen. 
Der Vorsitzende der Militärkommission 
des Prov. Komitees der Reichsduma 


{i. V.]/Oberleutnant V. Fillippovskij 
8 Uhr 45 Min. 28. 2. (13. 3.) 


Nr. 16 
Zwei Kompanien des Wolhynischen Regiments marschieren mit 
Maschinengewehren sofort zum Nikolaj-Bahnhof. Nachrichten be- 
sagen, daß auf dem Bahnhof Truppen ausgeladen werden. Sofort 
Nachricht an die Militärkommission der Reichsduma senden. 

Für den Vorsitzenden der Kommission 

S. Dimitriew 

28.2. (13. 3.) 1917, 11 Uhr 
(um ı2 Uhr 25 Min. nochmals wiederholt) 


Nr. 102 


Dem Stadtverordneten Kryschanowskij wird befohlen, laut Anwei- 
sung der gesellschaftlichen Organisationen Petrograds eine städtische 
Miliz zur Aufrechterhaltung der Ordnung auf den Straßen zu bilden. 
Die Miliz hat die Räume der Stadtverwaltung, die Polizeireviere, die 
Kinematographen und verschiedene andere Einrichtungen zu über- 
nehmen. . 

ı Uhr 15 Min. nachts 28. 2. (13. 3.) 

[Krasayj Archiv, Bd. 41/42, 1950, 5. BE 


[48] Befehl Nr. ı des Petersburger Sowjets 


Den ı. (14.) März 1917 
An die Garnison des Petrograder Militärbezirksl An alle Soldaten 
der Garde, der Armee, der Artillerie und der Flotte zur unverzüg- 
lichen und genauen Ausführung, an die Arbeiter Petrograds zur 
Kenntnisnahme 
Der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendelegierten hat beschlossen: 
1. In allen Kompanien, Bataillonen, Regimentern, Batterien, Schwa- 
dronen, in allen Dienststellen der verschiedenen militärischen Ver- 
waltungen sowie auf den Schiffen der Kriegsflotte sind unverzüglich 
Komitees aus gewählten Vertretern der Mannschaften der oben auf- 
gezählten Truppenteile zu wählen. 

2. Alle Truppeneinheiten, die ihre Vertreter in den Sowjet der 
Arbeiterdelegierten noch nicht gewählt haben, sollen auf jede Kom- 
panie einen Vertreter wählen. Diese Vertreter haben mit einer 
schriftlichen Bestätigung am 2. (15.) März, um zehn Uhr morgens, 
im Dumagebäude zu erscheinen. 

3. In allen politischen Angelegenheiten untersteht jeder Truppen- 
teil dem Sowjet der Arbeiter- und Soldatendelegierten und seinen 
Komitees. 

4. Die Befehle der militärischen Kommission der Reichsduma sind 
nur in den Fällen auszuführen, wenn sie zu den Befehlen und Be- 
schlüssen des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendelegierten nicht 
in Widerspruch stehen. 

5. Alle Arten von Waffen, wie Gewehre, Maschinengewehre, 
Panzerautos usw., müssen sich in den Händen und unter der Kon- 
trolle der Kompanie- und Bataillonskomitees befinden und dürfen 
unter keinen Umständen den Offizieren ausgeliefert werden, auch 
wenn sie dies verlangen. 

6. Bei Ausübung ihres Dienstes müssen die Soldaten die strengste 
militärische Disziplin einhalten, aber außerhalb des Dienstes dürfen 
die Soldaten in ihrem politischen, bürgerlichen und privaten Leben 
in denjenigen Rechten keineswegs beeinträchtigt werden, die alle 
übrigen Bürger genießen. Der militärische Gruß außerhalb des 
Dienstes wird abgeschafft. 

7. Ebenso wird das Titulieren der Offiziere: Exzellenz, Wohlgeboren 
usw. abgeschafft und durch Wendungen wie: Herr General usw. er- 
setzt. Grobes Verhalten, unter anderm das Duzen gegenüber den Sol- 
daten, wird verboten. Von jeder Übertretung dieser Anordnung sowie 
über alle Mißverständnisse zwischen Offizieren und Soldaten sind 
letztere verpflichtet ihre Kompaniekomitees in Kenntnis zu setzen. 

Dieser Befehl ist in allen Kompanien, Bataillonen, Regimentern, 
Batterien und anderen militärischen Einheiten zu verlesen. 

Der Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendelegierten 
IM. Smilg-Benario, Der Zusammenbruch der Zarenmonarchie, 5. zı8f.] 
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[49] »Zu spätl« 


[a] Der Generaladjutant Alexejew an den Zaren 


Die jede Minute sich vergrößernde Gefahr einer Ausdehnung der 
Anarchie auf das ganze Land, die weitere Zerrüttung der Armee und 
die Unmöglichkeit, den Krieg in dieser Situation fortzusetzen, ver- 
langen gebieterisch den Erlaß eines Allerhöchsten Aktes, der geeig- 
net ist, die Gemüter zu beruhigen; dies kann nur durch die An- 
erkennung eines verantwortlichen Ministeriums und die Beauftra- 
gung des Präsidenten der Reichsduma mit der Zusammenstellung 
desselben geschehen. Die einlaufenden Nachrichten lassen die be- 
rechtigte Hoffnung zu, daß die Duma-Politiker unter Führung von 
Rodsjanko noch in der Lage sind, den allgemeinen Zusammenbruch 
aufzuhalten, aber der Verlust jeder Stunde verringert die letzten 
Chancen für die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung der Ord- 
nung und begünstigt die Machtergreifung durch ganz linksgerich- 
tete Elemente. Angesichts dieser Tatsachen beschwöre ich Ew. 
Kaiserliche Majestät, das folgende Manifest unverzüglich aus dem 
Hauptquartier veröffentlichen zu lassen: 

Wir geben allen Unseren treuen Untertanen bekannt: Der grausame 
und harte Feind setzt die letzten Kräfte zum Kampf gegen unsere Hei- 
mat ein. Die Stunde der Entscheidung ist nahe. Das Schicksal Ruß- 
lands, die Ehre unserer heldenhaften Armee, die Wohlfahrt des Vol- 
kes, die gesamte Zukunft unseres teuren Vaterlandes verlangen die 
Fortsetzung des Krieges mit allen Mitteln bis zum siegreichen Ende. 

Um alle Kräfte des Volkes zu einem schnelleren Siege stärker zu- 
sammenzufassen, habe ich es für notwendig gehalten, ein den Volks- 
vertretern verantwortliches Ministerium zu berufen; mit der Schaf- 
fung desselben aus Personen, die sich des Vertrauens ganz Rußlands 
erfreuen, habe ich den Vorsitzenden der Reichsduma, Rodsjanko, 
beauftragt. Ich vertraue darauf, daß alle treuen Söhne Rußlands sich 
enger um den Thron und die Volksvertretung scharen und kamerad- 
schaftlich der stolzen Armee helfen werden, den großen Sieg zu er- 
ringen. 

Im Namen unserer vielgeliebten Heimat rufe ich alle russischen 
Menschen zur Erfüllung ihrer Pficht ihr gegenüber auf, damit sich 
erneut erweise, daß Rußland ebenso unerschütterlich ist wie bisher 
und daß keine Ränke des Feindes es überwinden können. Gott der 
Herr helfe uns. 

Generaladjutant Alexejew 
1. (14.) März 1917 
[Krasnyj Archiv, Bd. a1, 1927, 5. 53f.] 
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[b] Telegramm des Zaren an General Alexejew 


2. (15.) März 1917 

Das vorbereitete Manifest kann mit dem Vermerk »Pskow«l ver- 
öffentlicht werden. 

Nikolaj 


[Krasayj Archiv, Bd, zı, 1927, $. 62] 


[c] Telegramm des Generals Danilow an General Alexejew 


2. (15.) März 1917 
Auf Befehl des Oberkommandierenden der Nordfront [General 
Russkij] teile ich kurz den Inhalt des Gesprächs zwischen General- 
adjutant Russkij und dem Präsidenten der Reichsduma mit. Er sagte 
seine Reise nach Pskow ab und teilte mit: ı. die Echelons, die nach 
Petrograd entsandt wurden, haben gemeutert, sind in Luga aus dem 
Zug gestiegen, haben sich der Reichsduma unterstellt und beschlos- 
sen, alle zu entwaffnen und niemand durchzulassen, nicht einmal 
Güterzüge. 2. er kann angesichts der aufgewühlten Leidenschaften 
der Volksmassen [die Hauptstadt] nicht verlassen, da vorerst ihm 
allein geglaubt und seine Befehle durchgeführt werden. General- 
adjutant Russkij teilte dem Präsidenten der Reichsduma den end- 
gültigen Entschluß des Zaren mit, den Wünschen der gesetzgeben- 
den Körperschaften und des Volkes entgegenzukommen, ein den 
gesetzgebenden Kammern verantwortliches Ministerium zu gewäh- 
ren und den Präsidenten der Reichsduma zu beauftragen, ein Kabi- 
nett zu bilden und, wenn der Wunsch S, Majestät Widerhall findet, 
dann das projektierte Manifest, heute, am 2. März, mit dem Vermerk 
»Pskow« zu veröffentlichen. Der Präsident der Reichsduma bat, das 
Manifest jetzt schon mitzuteilen, und erklärte, daß offensichtlich 
$. Majestät und Sie sich nicht im klaren darüber seien, was geschehen 
sei, daß eine der schrecklichsten Revolutionen erfolgt sei und daß 
auch er, der Präsident der Reichsduma, leider in keiner Weise in der 
Lage sei, die Volksbewegung aufzuhalten. Die Truppen seien end- 
gültig demoralisiert, der Haß gegen die Zarin habe die äußerste 
Grenze erreicht und das, was jetztangeboten werde, reiche schon nicht 
mehr aus und die Frage der Dynastie stehe auf des Messers Schneide. 
Generaladjutant Russkij antwortete, daB angesichts der eingetre- 
tenen Situation der Heimat auf lange hinaus Anarchie drohe und 
daß diese vor allem auf den Ausgang des Krieges sich auswirken 
werde, und bat, sich dazu genauer zu äußern. Der Präsident der 
Reichsduma antwortete, daß die Menge und die Truppen beschlos- 
sen hätten, den Krieg bis zum siegreichen Ende fortzusetzen, aber die 


ID. b.: Der bürokratische Zar will den Vermerk, daß das Manifest in Pskow (Pleskau) ausgefer- 
tigt sei, aufgenommen wissen. 
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Abdankung zugunsten des Sohnes unter der Regentschaft von Mi- 
chail Alexandrowitsch verlangten. Außerdem sprach der Präsident 
der Reichsduma davon, daß sofort die Entsendung von Truppen 
nach Petrograd eingestellt werden müsse. General Russkij antwortete, 
daß bereits Befehle ergangen seien, um die Truppen zurück an die 
Front zu bringen, und daß im Interesse der Heimat und des verant- 
wortungsvollen Krieges, den wir führen, es wünschenswert sei, daß 
die Anregung des Zaren bei denen Widerhall fände, die in der Lage 
seien, den Brand zu löschen. Dann wurde der Text des Manifests ver- 
lesen [vgl. Dok. 49a]. Der Präsident der Reichsduma erklärte den 
Inhalt des Manifests für überholt und meinte, daß er am Platze ge- 
wesen wäre, wenn ernach Absendung seines Telegramms an $S. Maje- 
stät vom 27. Februar (12. März) [vgl. Dok. 42h] bekanntgegeben 
worden wäre. Da der Oberkommandierende der Nordfront den 
Inhalt des Gesprächs dem Zaren nicht vor 10 Uhr mitteilen kann, 
schlägt er vor, vorsichtshalber das Manifest nicht zu veröffentlichen 
und weitere Befehle $. Majestät abzuwarten. 

2. (15.) März 5 Uhr 30 Min. Danilow 
[Krasayj Archiv, Bd. zı, 1927, $. 6zf.) 


[50] Zwei Befehle Nikolajs II. an den regierenden Senat 


Wir ernennen Fürst Georgij Jewgenjewitsch Lwow zum Vorsitzen- 
den des Ministerrates. 

Nikolaj 

Generaladjutant Graf Fredericksz 


Minister des kaiserlichen Hofes 
Stadt Pskow, 2. (15.) März 1917 14 Uhr 


Wir ernennen unseren Statthalter im Kaukasus, S. Kaiserl. Hoheit 
Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch, zum Höchstkommandierenden. 
; Nikolaj 
Generaladjutant Graf Fredericksz 
Minister des kaiserlichen Hofes 
Stadt Pskow, 2. (15.) März 1917 14 Uhr 
[General A, Lukomskij, Erinnerungen. In: Archiv der Russ, Revolution, Bd. II, S, 265 


[st] Die Abdankung des Zaren 


[a] Die Abdankungsurkunde 


Hauptquartier, 2. (15.) März 1917 
An den Chef des Stabes 
In den Tagen des großen Kampfes gegen den äußeren Feind, der 
sich seit drei Jahren bemüht, unser Vaterland zu unterjochen, hat 
Gott Rußland eine neue schwere Prüfung gesandt. Innere Schwierig- 
keiten drohen eine verhängnisvolle Rückwirkung auf den endgülti- 
gen Ausgang des erbarmungslosen Krieges auszuüben. Das Schicksal 
Rußlands, die Ehre unserer heldenmütigen Armee, das Wohl des 


- 


Volkes und die ganze Zukunft unseres teuren Vaterlandes fordern, 


daß der Krieg um jeden Preis bis zum siegreichen Ende weitergeführt 
wird. Der grausame Feind unternimmt seine letzten Anstrengungen, 


und der Augenblick ist nicht mehr fern, da unser ruhmreiches Heer ° 
gemeinsam mit unseren glorreichen Verbündeten den Feind end- 


gültig zu Boden werfen wird. In diesen für das Leben Rußlands ent- 
scheidenden Tagen hielten Wir es für Unsere Gewissenspflicht, Unse- 
rem Volk den engsten Zusammenschluß und die Organisierung aller‘ 
seiner Kräfte erleichtern zu sollen, damit ein schneller Sieg verwirk- 
licht werden kann. Deshalb haben Wir im Einvernehmen mit der 
Reichsduma für gut befunden, der Krone des Russischen Reiches zu 
entsagen und die oberste Gewalt niederzulegen. Da Wir uns nicht 
von Unserem geliebten Sohne trennen wollen, übertragen Wirdie 
Erbfolge auf Unseren Bruder, den Großfürsten Michail Alexan- 
drowitsch, dem Wir bei der Besteigung des Thrones des Russischen 
Reiches Unseren Segen erteilen. Wir geben Unserem Bruder den 


Befehl, in voller Übereinstimmung mit den Volksvertretern in den 4 
gesetzgebenden Körperschaften die Regierung zu führen auf den 


Grundlagen, die von ihnen festgesetzt werden, und auf sie einen un- 
verletzlichen Eid zu leisten. Im Namen der heißgeliebten Heimat 
rufen Wir alle treuen Söhne des Vaterlandes auf, ihre heilige Pflicht 
gegenüber diesem zu erfüllen, dem Zaren in dem schweren Augen- 
blick nationaler Prüfungen zu gehorchen und ihm gemeinsam mit 
den Volksvertretern zu helfen, das Russische Reich auf den Weg des 
Sieges, der Wohlfahrt und des Ruhmes zu führen. Möge Gott der 
Herr Rußland schützen! 
Stadt Pskow, 3. (16.) März 1917, 15 Uhr 5 Minuten (gez.) Nikolaj 
Der Minister des Kaiserlichen Hofes 
Generaladjutant (gez.) Graf Fredericksz 


[Sammlung von Verordnungen, I, s, Nr. 344] 
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[b] Telegramm von Gutschkow und Schulgin an Rodsjanko 


3. (16.) März 1917 
Der Kaiser hat eingewilligt, dem Thron zugunsten des Großfürsten 
Michail Alexandrowitsch zu entsagen mit der Auflage für diesen, 
einen Eid auf die Verfassung abzulegen. Fürst Lwow ist mit der Bil- 
dung der neuen Regierung betraut worden. Gleichzeitig ist Groß- 
fürst Nikolaj Nikolajewitsch zum Höchstkommandierenden ernannt 
worden. Ein Manifest wird sogleich folgen. Teilen Sie unverzüglich 
die Lage in Petersburg nach Pskow mit, 
Gutschkow. Schulgin 
[Krasayj Archiv, Bd. zz, 1924, S. 15f.] 


[c) Telegramm des Chefs des Stabes der Nordfront an General Alexejew 


3. (16.) März 1917 -Nr. 1244/B. 
Kopie an den Kommandeur des 42. Korps, die Kommandeure der 
12.,5. und ı. Armee. 
An den Oberkommandierenden der Westfront, an den Komman- 
danten der Flotte. 
Erhalten 3. März, ı Uhr 28 Minuten! 
S. Majestät hat die Ukase an den regierenden Senat über die Er- 
nennung des Fürsten Georgij Jewgenjewitsch Lwow zum Vorsitzen- 
den des Ministerrates und S. Kaiserl. Hoheit, des Großfürsten Niko- 
laj Nikolajewitsch zum Höchstkommandierenden unterzeichnet. 
S. Majestät der Kaiser hat weiterhin geruht, die Abdankung und die 
Übertragung des Thrones an den Großfürsten Michail Alexandro- 
witsch zu unterzeichnen. S. Majestät wird sich heute gegen z Uhr für 
einige Tage über Dünaburg in das Hauptquartier begeben. Das Mani- 
fest und die Ukase werden später telegraphisch mitgeteilt werden. 
3. (16.) März ı Uhr nachmittags. Danilow 
[Krasoyj Archiv, Bd. 23, 1927, S. 16] 


[d] Aus Denikins Erinnerungen 


Am Morgen des 3. (16.) März wurde mir ein Telegramm »zur per- 
sönlichen Unterrichtung« übergeben, in dem mitgeteilt wurde, daß 
in Petrograd ein Aufstand ausgebrochen, die Macht an die Reichs- 
duma übergegangen und daß die Veröffentlichung wichtiger Mittei- 
lungen der Staatsgewalt zu erwarten sci. Nach einigen Stunden wur- 
den die Manifeste des Zaren Nikolaj II. und des Großfürsten Michail 
Alexandrowitsch telegraphisch durchgegeben. Anfänglich wurde 


3 Empfängemotiz, 
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befohlen, sie zu verbreiten, dann zu meiner nicht geringen Verwun- 
derung (die Telephone verbreiteten bereits die Nachricht überall hin), 
sie aufzuhalten, endlich aufs neue, sie zu verbreiten. 

[General Denikin, Skizzen aus der Zeit der russischen Wirren, I, :, S. 60] 


[e] An Seine Kaiserliche Majestät, Michail 


Pskow, 3. (16.) März 1917 
Die Ereignisse der letzten Tage haben mich zu diesem unwiderruf- 
lichen Schritt genötigt. Vergib mir, wenn ich Dich betrübt habe und 
daß ich nicht in der Lage war, das zu verhindern. Ich bleibe stets 
Dein getreuer und ergebener Bruder. Ich kehre in das Hauptquartier 
zurück und hoffe in einigen Tagen nach Zarskoje Selo fahren zu 
können. Inbrünstig bete ich zu Gott um Hilfe für Dich und Dein 
Land. 
Nicky 
[Nachrichten der Revolutionswoche, Nr, 7, 3. (16.) März 1917] 


[f) Abdankungsurkunde des Großfürsten Michail Alexandrowitsch 


Eine schwere Aufgabe ist mir durch den Willen meines Bruders an- 
vertraut worden, der mir den kaiserlichen Thron übergab, während 
eines unerhörten Krieges und in einer Zeit voll von Wirren. Von 
denselben Gedanken wie das ganze Volk beseelt, daß das Wohl des 
Vaterlandes allem vorangeht, bin ich fest entschlossen, die höchste 
Gewalt nur dann anzunehmen, wenn es dem Willen unseres ganzen 
Volks entspricht. Dieser soll sich durch seine Vertreter in der Kon- 
stituierenden Versammlung kundgeben, die die Regierungsform und 
die neuen Grundgesetze des russischen Staates festsetzen muß. Indem 
ich um den Segen Gottes flehe, bitte ich also alle Bürger Rußlands, 
sie mögen sich der Provisorischen Regierung, die die Duma gebildet 
hat und die mit allen Vollmachten ausgestattet ist, unterwerfen, bis 
in möglichst kurzer Frist auf Grundlage des allgemeinen, geheimen, 
direkten und gleichen Wahlrechts eine Konstituierende Versamm- 
lung gebildet werden kann, die dann ihre Entscheidung über die 
Regierungsform treffen und den Willen des Volkes ausdrücken wird. 
3. (16.) März 1917 Michail 
[Sammlung von Verordnungen, I, 1, Nr. 345] 


[g]) Russkijs und Danilows Darstellung der Abdankung 
...»Als ich um 10 Uhr morgens den kaiserlichen Salonwagen be- 


trat«, erzählte General Russkij, »bat ich S. Majestät, ihn mit dem 
Inhalt meiner nächtlichen Unterredung mit M. W. Rodsjanko be- 
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kannt machen zu dürfen; bei diesen Worten überreichte ich dem 
Kaiser die mit den telegraphischen Schriftzeichen bedeckten Papier- 
streifen [Dok. 49c]. Er nahm sie und las sie aufmerksam durch. 
Dann erhob er sich, trat ans Wagenfenster und blickte nachdenklich, 
mit angespanntem Ausdruck, hinaus. Ich hatte mich gleichfalls er- 
hoben. Nach einigen drückenden Augenblicken des Schweigens 
wandte sich der Kaiser mir zu und begann mit verhältnismäßig ruhi- 
ger Stimme die entstandene Lage einer Prüfung zu unterziehen, wo- 
bei er verschiedene Momente erwähnte, die ihn daran hinderten, dem 
ihm nahegelegten Wunsch nachzukommen .. .« 

Jedoch in diesem Augenblick wurde General Russkij ein Brief- 
umschlag überreicht mit einem von General Alexejew an die Ober- 
kommandierenden sämtlicher Fronten gerichteten ergänzenden 
Telegramm, das ich kurz zuvor empfangen und sofort weitergeleitet 
hatte... In diesem Telegramm wurde die allgemeine Lage geschil- 
dert, wie Rodsjanko sie in seiner Unterredung mit General Russkij 
dargestellt hatte, und die Ansicht des Dumapräsidenten zum Aus- 
druck gebracht, daß die Ruhe im Lande, folglich auch die Möglichkeit 
einer Fortsetzung des Krieges nur dann erreicht werden könne, wenn 
Kaiser Nikolaj II. zugunsten seines Sohnes, der bis zu seiner Voll- 
jährigkeit unter der Regentschaft des Großfürsten Michail Alexan- 
drowitsch zu stehen hätte, dem Thron entsage. 

»Die Lage läßt offenbar ein weiteres Hinauszögern der Angelegen- 
heit als inopportun erscheinen«, fügte General Alexejew von sich 
aus hinzu. »Es ist unbedingt notwendig, die Armee vor dem völligen 
Zusammenbruch zu bewahren, den Krieg mit dem äußeren Feinde 
fortzusetzen, die Unabhängigkeit Rußlands und das Schicksal der 
Dynastie zu rettenl Diese Erwägungen sind in erster Reihe zu be- 
rücksichtigen, wenn auch um den Preis schwerwiegender Konzes- 
sionen. 

Wenn Sie meinen Standpunkt teilen«, hieß es in dem Appell des 
Stabschefs des Höchstkommandierenden an die Oberkommandie- 
renden der Fronten weiter, »dann ersuche ich Sie, Ihre allerunter- 
tänigste Bitte dem Kaiser unverzüglich telegraphisch zu unterbreiten. 
Ich bitte Sie, die erwähnte Eingabe über das Hauptquartier zu leiten.« 

... Durch dieses Telegramm hatte General Alexejew die Frage 
über die Notwendigkeit der Abdankung Kaiser Nikolajs II. den 
Oberkommandierenden der Fronten zur Begutachtung anheim- 
gestellt. Jeder von ihnen sollte, unter Zurückstellung aller persön- 
lichen Rücksichten, reiflich überlegen, ob im Fall eines ablehnenden 
Standpunkts seinem in jenem Telegramm ausgesprochenem Ge- 
danken gegenüber und des sodann aller Wahrscheinlichkeit nach zu 
erwartenden Bürgerkrieges auf eine Fortführung des Krieges noch 
zu rechnen wäre... 

Angesichts dieser neuen Wendung der Angelegenheit erklärte sich 
der Kaiser mit dem Vorschlag General Russkijs, vor endgültiger Be- 
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schlußfassung die Antwort der Oberkommandierenden abzuwarten, 
einverstanden. Im Lauf des Vormittags liefen im Stabe der Nord- 
front eine Reihe äußerst beunruhigender Meldungen ein... 

Ferner war die Nachricht eingelaufen, daß der Großfürst Kyrill 
Wladimirowitsch, wie es in dem betreffenden Telegramm hieß, den 
Wunsch geäußert hätte, »in Verhandlungen mit dem Vollzugskomi- 
tee einzutreten«. Endlich hatte der Kaiser ein Telegramm von Gene- 
ral Alexejew erhalten, das von entscheidender Bedeutung sein mußte. 
Es übermittelte in wörtlicher Wiedergabe den Inhalt der Antwor- 
ten der Oberkommandierenden: der kaukasischen Front — des 
Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch, der Südwestfront — General 
Brusilows, und der Westfront - General Ewerts. Alle drei Personen 
baten den Kaiser in verschiedenen Wendungen, dem vom Vorsitzen- 
den der Reichsduma zum Ausdruck gebrachten Wunsch Folge zu 
leisten, indem sie nur in diesem Fall noch die Möglichkeit erblickten, 
Rußland, die Dynastie und die Armee zu retten. 

Nach Wiedergabe dieser Telegramme richtete auch der Stabschef 
des Kaisers an Nikolaj II. seinerseits die inständige Bitte, dem von 
allen Seiten geäußerten Wunsch, dem Thron zu entsagen, nach- 
zukommen, da, wie er sich ausdrückte, »nur dann ein friedlicher und 
günstiger Ausweg aus der mehr als ernsten Lage denkbar ist«. 

Ein wenig später liefen die Telegramme des Oberkommandieren- 
den der rumänischen Front, Generals Sacharoff, und des Oberkom- 
mandierenden der Baltischen Flotte, Vizeadmirals Nepenin, ein... 

... Somit hatten sich sämtliche befragten Personen für die Thron- 
entsagung Kaiser Nikolajs II. ausgesprochen, wobei als herrschendes 
Motiv das Bestreben zum Ausdruck kam, nichts zu unterlassen, was 
Rußland eine siegreiche Beendigung des Krieges gewährleistete ... 

... Nach dem im Hause des Oberkommandierenden eingenom- 
menen Mittagessen wandte sich General Russkij an mich und den 
Armeeversorgungschef General Sawitsch mit der Bitte, ihm bei 
seinem Vortrag beim Kaiser zu assistieren. 

»Ihre, meiner nächsten Mitarbeiter, Ansichten sind für mich als 
Bestätigung meiner Argumente von größtem Wert. — Der Kaiser ist 
bereits unterrichtet, daß Sie mich begleiten werden .. .« 

Eine Ablehnung war ausgeschlossen, und um %3 Uhr nachmit- 
tags betraten wir drei bereits den Salonwagen des Kaisers. 

Kaiser Nikolaj erwartete uns in jenem bekannten grünen Salon. 
Er schien äußerlich völlig ruhig, sah aber bleicher als sonst aus, und 
auf der Stirn zwischen den Augen zogen sich zwei tiefe Furchen, die 
deutlichen Zeugen einer schlaflos verbrachten Nacht. Der Kaiser 
trug seine gewöhnliche Uniform — den kaukasischen Beschmet mit 
den Achselstücken des Plastunbataillons seines Namens; umgürtet 
war er mit einem schmalen schwarzen Lederriemen mit silberner 
er Vorn am Riemen hing ein gleichfalls mit Silber eingelegter 

olch. 
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Nach liebenswürdiger Begrüßung bat uns der Kaiser Platz zu nch- 
men, jedoch der General Sawitsch und ich blieben in Erwartung der 
bevorstehenden, von höchster Verantwortlichkeit getragenen Unter- 
redung unwillkürlich auch weiterhin stehen. Der Kaiser selbst und 
der von allem Vorhergegangenen furchtbar mitgenommene Ober- 
kommandierende setzten sich einander gegenüber an den Tisch, wor- 
auf General Russkij begann, langsam und mit deutlicher Betonung 
jedes Wortes über alle während der letzten Stunden erhaltenen Nach- 
richten Meldung zu erstatten... 

»Ew. Majestät«, sagte General Russkij, sich erhebend, »ich bitte 
Sie noch, die Ansicht meiner Mitarbeiter anzuhören«, damit wies er 
auf uns. »Es sind unabhängige und geradlinige Männer, die Rußland 
grenzenlos lieben; außerdem führt sie ihr Dienst mit einem größeren 
Kreise von Personen zusammen als mich. Ihre Ansicht dürfte für 
Ew. Majestät von Nutzen sein.« 

»Gut«, erwiderte der Kaiser, »ich bitte aber um völlige Offenheit.« 
Wir befanden uns in großer Aufregung. Der Kaiser wandte sich zu- 
erst an mich. 

»Ew. Kaiserliche Majestät«, sagte ich. »Ich kenne die Stärke Ihrer 
Liebe zu Rußland. Und ich bin überzeugt, daß Sie um dieser Liebe, 
um der Rettung der Dynastie und um der Möglichkeit willen, den 
Krieg bis zu einem günstigen Abschluß fortzusetzen, das Opfer brin- 
ben werden, welches die Lage von Ew. Majestät fordert. Ich selie 
keinen anderen Ausweg als den, auf welchen der Dumapräsident hin- 
gewiesen hat und der von den obersten Chefs der Armee gutgeheißen 
worden istl.. .« 

»Und welcher Ansicht sind Sie?« wandte sich der Kaiser an meinen 
Nachbar, General Sawitsch, der sichtlich nur mit größter Anstren- 
gung seiner furchtbaren Erregung Herr werden konnte. 

»... Ich...ich... bin ein offenherziger Mensch ... von dem 
Ew. Majestät vermutlich schon durch General Dedjulin gehört 
haben werden, den Sie stets Ihres Vertrauens in so hohem Maß ge- 
würdigt haben ... Ich schließe mich vollkommen dem an, was 
General Danilow Ew. Majestät gesagt hatl .. .« 

Grabesschweigen trat ein... 

Der Kaiser stand auf und starrte, scheinbar ohne zu wissen, was er. 
tat, auf das verhängte Fenster. Sein sonst so unbewegtes Antlitz er- 
hielt durch ein bisher von mir noch niemals beobachtetes Ausein- 
anderzichen der Mundwinkel einen verzerrten Ausdruck. Man sah, 
daß sich in seiner Seele ein furchtbarer Kampf abspielte ... 

Plötzlich wandte sich Kaiser Nikolaj mit einer scharfen Wendung 
uns zu und sagte mit fester Stimme: 

»Ich habe mich entschlossen .. . Ich habe mich entschlossen, dem 
Thron zugunsten meines Sohnes Alexej zu entsagen .. .« 

... Als wir den Eisenbahnwagen verließen, war es gegen 4 Uhr 
nachmittags. Auf dem Bahnsteig wurde General Russkij ein vom 
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Stabe herübergesandtes Telegramm überreicht mit der uns alle über- 
raschenden Nachricht, daß an demselben Tage noch zwei angesehene 
Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften aus Petersburg hier 
eintreffen würden: das Mitglied des Reichsrates A.IL. Gutschkow 
und der Dumaabgeordnete W. W. Schulgin ... 

... Gegen 10 Uhr abends erhielt ich die Nachricht, daß der Zug 
mit den Abgeordneten demnächst einlaufen würde, und begab mich 
deshalb wieder auf den Bahnhof. Ich traf General Russkij in seinem 
Wagen und gerade dabei, sich vom Kommandanten der Stadt Pskow 
Meldung erstatten zu lassen... . Dann erzählte er mir, was sich wäh- 
rend meiner Abwesenheit zugetragen hatte. »Nachdem ich mir die 
Lage«, sagte General Russkij, »wieder und immer wieder vergegen- 
wärtigt und in Erwägung gezogen hatte, daß W. W. Schulgin (wie 
uns gesagt worden war, ein überzeugter und loyaler Monarchist) her- 
kommt, kam mir der Gedanke - ob nicht die Dinge in der Haupt- 
stadt eine Wendung genommen haben könnten, welche die Abdan- 
kung des Kaisers unnötig erscheinen und die Möglichkeit offen lie- 
Ben, daß das Land sich mit der Schaffung eines verantwortlichen 
Ministeriums begnügen würde.« »Das beweist vor allem, daß Ihr 
Rat an den Kaiser richtig war — das Telegramm über die Abdankung 
nicht eher abzusenden, als bis wir die Abgeordneten gehört haben«, 
erwiderte ich. »Ja. Ich glaube aber, daß man im kaiserlichen Zuge 
wieder zu schwanken beginnt. Ich ersehe es daraus, daß der Kaiser 
Naryschkin zu mir gesandt hat, um die mir zur Aufbewahrung über- 
gebenen Telegramme wieder zurückzuholen.« »Und was taten Sie, 
Nikolaj Wladimirowitsch?« fragte ich. »Ich sagte Naryschkin, ich 
würde in dieser Angelegenheit dem Kaiser persönlich Vortrag halten, 
und begab mich dann auch in der Tat zu S. Majestät. Der Kaiser er- 
klärte mir sein Verlangen, die Telegramme zurückzuerhalten, mit 
dem Wunsch, daß dieselben bis zu einer neuen Verfügung nicht ab- 
gesandt werden möchten. Ich konnte ihn in dieser Beziehung völlig 
beruhigen, und die Telegramme blieben bei mir. - Ich entnehme 
aber aus all dem«, fügte General Russkij hinzu, »daß man im kaiser- 
lichen Zuge wieder schwankend geworden ist... .« Erst später ge- 
lang es mir in Erfahrung zu bringen, daß der Kaiser zu jener Zeit eine 
lange und eingehende Besprechung mit dem Leibchirurgen Prof. 
Feodorow gehabt hatte. Das Thema bildete das Leiden des Thron- 
folgers. Nachdem der Kaiser aufs neue von der Unheilbarkeit jenes 
Leidens überzeugt worden war, hatte er offenbar bei derselben Ge- 
legenheit schon beschlossen, dem Thron nicht nur persönlich, son- 
dern auch für seinen Sohn zu entsagen; dem General Russkij jedoch 
hatte er nicht für nötig gehalten, von diesem seinem neuen Entschluß 
Mitteilung zu machen... 

-.. A.I. Gutschkow und W. W. Schulgin hatten sich freiwillig 
der verantwortungsvollen Aufgabe unterzogen, Kaiser Nikolaj II. 
über die Ansicht des Dumakomitees - daß der einzige Ausweg aus 
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der entstandenen Lage die Abdankung sei - zu informieren. Beide 
Herren, die, wie ich wußte, zur monarchistischen Partei gehörten, 
hatten angenommen, daß die Ausfertigung des Aktes über die 
Thronentsagung Kaiser Nikolajs zugunsten seines Sohnes noch 
keineswegs den Sturz der Monarchie in Rußland überhaupt und der 
Dynastie im besonderen bedeuten würde. Allerdings gehörte A.I. 
Gutschkow zu denjenigen im öffentlichen Leben stehenden Per- 
sonen, welche man am Hof nicht liebte, indem man sie für die Führer 
der Opposition und Feinde des »heiligen Pilgers« [Rasputins] hielt. 
Das wollte nun allerdings nicht viel besagen, denn man vertrat hier 
nun einmal den naiven Standpunkt, daß überhaupt jede Opposition 
schädlich sei und den Keim der Revolution in sich trage. Jedenfalls 
aber hätte sich der Akt der Abdankung wesentlich anders abgespielt, 
wenn an den Besprechungen im kaiserlichen Salonwagen Vertreter 
der linken Parteien teilgenommen hätten, worüber im Taurischen 
Palais eine Zeitlang die Rede ging. - »Ich wußte wohl, warum ich 
hinfuhr«, erzählt W.W. Schulgin in seinen Erinnerungen. »Ich fühlte, 
daß es ein Ding der Unmöglichkeit war, dem Kaiser Tschcheidse 
gegenüberzustellen. Die Angelegenheit der Abdankung mußte in die 
Hände der Monarchisten gelegt werden, um die Monarchie zu 
rettenl.. .« 

... Gegen ıo Uhr abends näherte sich der Zug mit den beiden 
Jeputierten Pskow und machte am Ende des langen Bahnsteigs halt. 
Seneral Russkij und ich waren im Glauben, daß die Herren entspre- 
chend unserer Bitte zuerst uns aufsuchen würden, im Salonwagen des 
Oberkommandierenden geblieben, es vergingen aber einige Minuten, 
und niemand zeigte sich. Schließlich ging ich hinaus auf den Bahn- 
steig, um Näheres zu erfahren, und erblickte von weitem im Dunkeln 

die hinkende Gestalt A.I. Gutschkows in Pelzmantel und Pelzmütze; 
neben ihm ging Schulgin. Beide waren umringt von einem ganzen 
Stabe Eisenbahnbeamter, die beordert waren, die Gäste aus der 
Hauptstadt zu empfangen. Vor der auf den kaiserlichen Zug zu- 
gehenden Gruppe jedoch ging der diensttuende Flügeladjutant, ich 
glaube Oberst Mordwinow oder der Herzog von Leuchtenberg. Mir 
war sofort klar, daß aus dem kaiserlichen Zug an die Abgeordneten 
die Aufforderung ergangen war, sich unmittelbar nach ihrer Ankunft 
zum Kaiser zu begeben; deshalb kehrte ich, nachdem ich die Gruppe 
vorübergelassen hatte, wieder zu unserm Wagen zurück, um General 
Russkij meine Beobachtung mitzuteilen. »Nun, wenn schon«, sagte 
letzterer, »wir haben nicht den geringsten Anlaß, den Versuch zu 
machen, die von oben festgesetzte Empfangsordnung zu durch- 
kreuzen. Ich glaube allerdings, es wäre im Interesse der Sache rich- 
tiger gewesen, wenn die Herren Abgeordneten zuerst uns aufgesucht 
. hätten. Jetzt wollen wir hier warten, bis man uns holen wird... .« 
Nach einiger Zeit erhielten wir -ich entsinne mich jetzt nicht mehr, 
durch wen - die Aufforderung des Kaisers, in seinen Wagen zu kom- 
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men. Im kleinen Garderoberaum hingen am Kleiderrechen zwei mir 
bekannt erscheinende Zivilmäntel; ihr Vorhandensein hier an die- 
sem Ort wirkte fremdartig, ungewohnt. »Sie sind bereits hier«, 
schoß es mir durch den Kopf... Und in der Tat! - Im grünen Salon, 
am kleinen, viereckigen, an die Wand gerückten Tisch, saßen der 
Kaiser und ihm gegenüber, mit dem Gesicht zur Tür - A. I. Gutsch- 
kow und W. W. Schulgin. Ein wenig abseits saß oder stand - ich 
weiß es nicht mehr genau - wie ein Gespenst der 78jährige Hof- 
minister Graf Fredericksz. Der Kaiser trug wieder den grauen Besch- 
met, und am Riemen hing der lange Dolch. Die Abgeordneten 
waren einfach, für die Reise gekleidet und sahen angegriflen und er- 
schöpft aus... Ihre Gesichter trugen deutlich die Spuren schlafloser 
Nächte und schwerer innerer Kämpfe ... Einen besonders abge- 
spannten Eindruck machte Schulgin, der zudem sich scheinbar weni- 
ger in der Gewalt hatte als sein Gefährte. General Russkij und ich 
machten beim Eintreten eine Verbeugung. Der Oberkommandie- 
rende setzte sich an den Tisch und ich - ein wenig weiter entfernt - 
auf den Eckdiwan. Sämtliche Möbel des Wohngemachs waren von 
ihren gewohnten Plätzen fort und an die Wände gerückt worden, so 
daß sich in der Mitte ein ziemlich großer, freier Raum gebildet hatte. 
Gutschkow beendete gerade seinen Vortrag. — Mit seiner ruhigen, 
weichen Stimme sprach er leise, aber mit Nachdruck die verhängnis- 
vollen Worte von der Unvermeidlichkeit des Thronverzichts des 
Kaisers zugunsten des Thronfolgers Alexej und bis zu dessen Voll- 
jährigkeit der — Regentschaft des Großfürsten Michail Alezandro- 
witsch ... . » Wozu dieses wieder«, dachte ich, nicht bedenkend, daß 
die Abgeordneten von dem bereits am Tage, viele Stunden vor ihrer 
Ankunft gefaßten Entschluß des Kaisers ja nichts wissen konnten, 
In diesem Augenblick wurde die fließende Rede Gutschkows vom 
Kaiser unterbrochen. »Heute um drei Uhr nachmittags habe ich be- 
teits meinen Willen kundgetan abzudanken, und mein Entschluß ist 
unwiderruflich. Ich hatte zuerst beschlossen, den Thron meinem 
Sohn Alexej zu übergeben, dann aber, nachdem ich die Lage über- 
dacht, habe ich meinen Entschluß geändert und will sowohl für mich 
als auch meinen Sohn zugunsten meines Bruders Michail dem Thron 
entsagen ... Ich will meinen Sohn bei mir behalten, und ich bin 
gewiß«, hier begann seine Stimme zu vibrieren, »ich bin gewiß, daß 
Sie die Gefühle, die mich hierbei bewegen, verstehen werden .. .« 
Der Inhalt der letzten Worte war für General Russkij und mich eine 
völlige Überraschungl Wir tauschten einen Blick, aber selbst- 
verständlich konnten weder er noch ich in die Unterhaltung eingrei- 
fen, die zwischen dem Kaiser und den Vertretern der gesetzgebenden 
Körperschaften geführt wurde und der wir lediglich in der Eigen- 
schaft von Zeugen beiwohnten. Zu meinem nicht geringen Erstau- 
nen hielten weder Gutschkow noch Schulgin es für nötig, gegen den 
Beschluß des Kaisers zu protestieren. Nach kurzem allgemeinem 
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Schweigen stand der Kaiser auf und schritt langsam hinaus. Auch 
wir hatten uns erhoben und verfolgten stumm, mit ehrfurchtsvollen 
Blicken den sich entfernenden Monarchen ... Gutschkow und 
Schulgin hatten sich in eine Ecke zurückgezogen und begonnen, mit 
halber Stimme sich über irgend etwas zu beraten. Nachdem ich eine 
Weile gewartet hatte, trat ich zu Gutschkow, den ich aus der Zeit 
unserer gemeinsamen Tätigkeit in der Landesverteidigungskommis- 
sion der Reichsduma ziemlich gut kannte. »Sagen Sie doch, Alex- 
ander Iwanowitsch«, fragte ich, »inwiefern stimmt der Entschluß 
Kaiser Nikolajs, dem Thron nicht nur für sich, sondern auch für 
seinen Sohn zu entsagen, mit unsern Grundgesetzen überein? ... 
Lassen sich nicht daraus schwere Folgen für die Zukunft erwarten?« 
»Ich glaube nicht«, entgegnete Gutschkow. »Wenn Sie aber an 
dieser Frage ein tieferes Interesse nehmen, dann wenden Sie sich am 
besten an W. W. Schulgin, der für solche staatsrechtliche Fragen 
sachverständig ist«, und mit diesen Worten machte mich Gutschkow 
auch schon mit Schulgin bekannt, »Sehen Sie«, sagte der Abgeord- 
nete, nachdem er mich angehört hatte, »zweifellos liegt hier eine 
juristische Unregelmäßigkeit vor. - Jedoch vom praktischen Ge- 
sichtspunkt aus, auf den es hier vor allem ankommt, kann ich nicht 
ımhin, mich für den gefaßten Entschluß auszusprechen. Beim Re- 

gierungsantritt des Thronfolgers Alexej wird es sehr schwer halten, 
ihn vom Einfluß seines Vaters und noch mehr seiner in Rußland so 
verhaßten Mutter fernzuhalten. Demnach würden die früheren Ein- 
flüsse unverändert bestehen bleiben, und der Verzicht der Eltern des 
minderjährigen Kaisers wäre nichts anderes als eine Fiktion; es ist 
kaum anzunehmen, daß sich das Land damit zufriedengeben würde. 
Wenn man aber den Knaben seinen Eltern fortnehmen wollte, würde 
seine erschütterte Gesundheit noch mehr darunter leiden, ganz ab- 
gesehen davon, daß die Art seiner Erziehung dann eine unnormale 
wäre. Es wäre für alle drei ein furchtbarer Schlag! .. .« 

« . „ Endlich erschien der Kaiser, in der Hand einige mit Maschinen- 
schrift bedeckte weiße Blätter: der Text des Manifests. Soweit ich 
mich entsinne, war es der im Hauptquartier aufgesetzte Entwurf, 
vielleicht mit einigen wenigen Abänderungen. Nachdem die Ab- 
geordneten den Inhalt des Manifests aufmerksam durchgelesen 
hatten, baten sie darum, einige ihnen notwendig dünkende Worte in 
den Text einfügen zu dürfen; der Kaiser war sofort bereit, ihre Bitte 
zu erfüllen. Hierauf entwarf der Kaiser, am kleinen Tisch sitzend, 
den Text zweier Ukase an den dirigierenden Senat: einen — über die 
Ernennung des Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch zum Höchst- 
kommandierenden, und den andern - über die Bestätigung des Für- 
sten Georgij Jewgenjewitsch Lvow zum Vorsitzenden des Minister- 
rats [vgl. Dok. 50]. Die, soviel ich weiß, von General Russkij an- 
ernpfohlene Wahl des Höchstkommandierenden wurde wider- 
spruchslos bewilligt; was die zweite Ernennung anbetrifft, so war 
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der Kaiser damit einem ausdrücklich geäußerten Wunsch der Ab- 
geordneten nachgekommen. Nachdem der Kaiser sich noch einige 
Augenblicke lang unterhalten hatte, nahm er Abschied; er drückte 
uns allen warm die Hand... dann fiel die Tür hinter ihm zu. Ich habe 
den Kaiser nicht wiedergesehen.... 

fl. N. Danilow, Dem Zusammenbruch entgegen, S. 172-183] 


[h] Wojejkows Darstellung der Abdankung 


[Noch in der Nacht -vom 28. Februar (13. März) zum ı. (14.) März 
1917 - fuhr der Hofzug von Mohilew ab, gelangte aber nur bis Ma- 
laja Wischera; hier wurde mitgeteilt, daß die Strecke nach Petersburg 
von revolutionären Truppenteilen blockiert sei. Der Zug fuhr nach 
Dno weiter; hier erreichte ein Telegramm Rodsjankos den Zaren, 
der bat, ihn in Dno zu erwarten. Er werde sobald als möglich dort- 
hin kommen. Da sich Rodsjankos Abreise verzögerte, befahl der 
Zar, bis Pskow (Pleskau) zu fahren.] 

... Auf dem Bahnhof von Pskow (Pleskau) traf Seine Majestät den 
Generaladjutanten Russkij und die Rangältesten des Stabes. Der Zar 
lud Russkij und die Generäle Danilow und Sawitsch zu Tisch. Nach 
dem Mittag begab sich der Zar in seinen Waggon.... 

... Als General Russkij weggegangen war, rief mich der Zar zu 
sich und übergab mir ein von ihm verfaßtes Telegramm an Rods- 
janko, in dem Seine Majestät seinen monarchischen Willen kundtat, 
ein verantwortliches Ministerium zu schaffen, in dem die Minister 
für Heer und Marine ihm allein als dem Obersten Chef der Armee 
und Flotte verantwortlich sein sollten, ebenso der Außenminister für 
alle Fragen der Außenpolitik. Der Zar befahl mir, dieses Telegramm 
sofort über die direkte Leitung an Rodsjanko zu senden, um mög- 
lichst schnell von ihm eine Antwort und Nachrichten über alles, was 
in Petersburg geschehe, zu erhalten. 

Ich begab mich von Seiner Majestät in den Waggon der Suite; 
dorthin war General Danilow gegangen; ich bat ihn, mir den Appa- 
rat der direkten Leitung zur Verfügung zu stellen, um das Tele- 
gramm des Zaren durchzugeben. 

Russkij, der sich nach dem Vortrag bei Seiner Majestät in das Ab- 
teil des Hofministers begeben hatte, trat auf den Gang heraus, 
mischte sich in das Gespräch und erklärte, das sei unmöglich. Ich er- 
widerte ihm, es handle sich um einen Befehl des Zaren, ich hätte ihn 
lediglich auszuführen. General Russkij wandte sich an den Hof- 
minister Graf Fredericksz und sagte, daß er eine solche »Beleidi- 
gung« nicht hinnehmen könne: er sei hier der höchstkommandie- 
rende Generaladjutant; die Mitteilungen des Zaren könnten nicht 
ohne seine Unterrichtung seinen Stab passieren, und er hielte es nicht 
für möglich, daß in solch alarmierender Lage Wojejkow den Apparat 
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seines Stabes benutze. Der Hofminister hörte Russkij an, ging dann 
mit mir zu Seiner Majestät und machte ihm von der Auseinander- 
setzung Mitteilung. Der Zar wunderte sich über die Forderung 
Russkijs, nahm mir jedoch, um jede Unstimmigkeit zu vermeiden, 
das Telegramm aus der Hand und gab es Graf Fredericksz mit der 
Aufforderung, es Russkij zur Weiterleitung zu übergeben. 

Mit frohem Ausdruck im Gesicht ging General Russkij in seinen 
Stab; er hinterließ einen niederschmetternden Eindruck bei denjeni- 
gen Personen der Suite, die bereits seine Ansicht teilten, daß der ein- 
zige Ausweg für den Zaren sei, sich auf Gnade oder Ungnade dem 
Sieger zu ergeben [der Sieger war in ihren Augen die Reichsduma, 
die unmittelbar von ihrem Vorsitzenden M. W. Rodsjanko geführt 
wurde]... 

Die Umstände waren so, daß seit dem Eintreffen des kaiserlichen 
Zuges in Pskow General Russkij und dessen engste Untergebene das 
einzige Bindeglied zwischen dem Zaren und der Armee darstellten... 

[Russkij hatte am 2. (15.) März eine längere Unterredung mit dem 
Zaren. Wojejkow wurde vom Zaren befohlen, mit Russkij zu spre- 
chen. Dieser unterrichtete Wojejkow von dem Gespräch mit Rods- 
ianko (vgl. Dok. 49c).] 

.. . Als ich zu Seiner Majestät zurückkehrte, erschütterte mich die 
Veränderung, die in so kurzer Zeit im Antlitz des Zaren vor sich ge- 
gangen war. Es hatte den Anschein, als habe er sich nach den schwe- 
ren Erlebnissen in das Unvermeidliche gefügt und sein schweres Los 
auf sich genommen. Ich hatte nach dern Gespräch mit Russkij keine 
Möglichkeit mehr, Seiner Majestät etwas Tröstendes zu sagen, so lie- 
bend gerne ich es getan hätte, 

Bald war Zeit zum Frühstück; danach erschien erneut Gene- 
raladjutant Russkij zum Vortrag; diesmal hatte er die Generäle 
Danilow und Sawitsch bei sich und teilte mit, daß Gutschkow und 
Schulgin aus Petersburg abgereist seien, da Rodsjanko selbst nicht 
kommen könne. Der Zar ging mit den Herren in den Salonwagen 
und begab sich nach einer sehr kurzen Unterredung mit Russkij in 
seinen eigenen Waggon. 

Nach Beendigung des Vortrages von Russkij begab sich der Hof- 
minister Graf Fredericksz zu Seiner Majestät. 

Während Graf Fredericksz beim Zaren war, versammelten sich in 
meinem Abteil im Waggon der Suite die Herren der kaiserlichen 
Suite und äußerten Befürchtungen über den Einfluß, den Russkij 
durch seine Vorträge Auge in Auge mit dem Zaren möglicherweise 
auf diesen ausüben könne. Er wurde allgemein abgelehnt, und die 
Mehrheit äußerte sich in dem Sinne, daß es völlig unzulässig sei, 
Seine Majestät irgendwelche Beschlüsse auf Grund der Vorträge des 
»Fuchses« (so nannten sie Russkij) fassen zu lassen. 

Als der Hofminister vom Zaren in sein Abteil zurückkehrte, gingen 
wir zu ihm und trugen ihm unsere Befürchtungen vor, daß Seine 
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Majestät möglicherweise bewogen werden könnte, dem Thron zu 
entsagen. Der Graf erwiderte darauf: »Ja, das ist schon geschehen.« 
Mich traf diese Nachricht wie ein Donnerschlag, weil ich auf Grund 
der Unterhaltung mit dem Zaren nicht annehmen konnte, daB Seine 
Majestät sich schon seit längerem mit einer solchen Absicht getragen 
habe. Ich lief zum Waggon des Zaren, betrat ohne Anmeldung sein 
Abteil und fragte: »Ist es wahr, was der Graf sagt, daß Ew. Majestät 
die Abdankungsurkunde unterzeichnet haben? Und wo ist sie?« Dar- 
auf erwiderte der Zar, indem er mir ein Paket von auf seinem Tisch 
liegenden Telegrammen gab: »Was soll ich anderes tun, wenn alle 
mich verraten? Zuerst Nikolascha ... Lesen Sie.« (Ich merkte, daß 
der Zar sehr aufgeregt war, weil er im Gespräch mit mir den Groß- 
fürsten Nikolaj Nikolajewitsch so genannt hatte.) Auf meine aber- 
malige Frage: »Wo ist die Abdankungsurkunde«, sagte der Zar, er 
habe sie Russkij gegeben, der sie Alexejew übermitteln solle. Ich 
wandte ein, daß meiner Ansicht nach keine endgültigen Beschlüsse 
gefaßt werden könnten, ehe nicht Gutschkow und Schulgin einge- 
troflen seien, die sich unterwegs hierher befänden. Der Zar war ein- 
verstanden, seine Abdankung von Russkij zurückzuverlangen. Er 
sagte nur: »Gehen Sie zu Russkij und nehmen Sie von ihm die Ab- 
dankungsurkunde zurück.« Ich erwiderte, es sei besser, diese Auf- 
gabe General Naryschkin zu übertragen, da eine Unterredung mei- 
nerseits mit Russkij lediglich zu neuen, völlig unnötigen Auseinander- 
setzungen führen werde. Der Zar sagte darauf: »Ich gebe Ihner 
gleich die Telegramme zu lesen, aber jetzt rufen Sie mir Narysch- 
kin.« Ich ging zu Naryschkin, dem der Zar den Befehl gab, Russkij 
aufzusuchen und ihm die unterschriebene Abdankungsurkunde ab- 
zunehmen. 

Während wir auf das Ergebnis der Aktion Naryschkins im Abiteil 
des Zaren warteten, gab mir Seine Majestät die Telegramme, die ich 
auch las... . [Sämtliche Oberbefehlshaber und Flottenchefs sprachen 
sich für die Abdankung des Zaren aus.] 

... General Naryschkin kehrte nach einigen Minuten zurück und 
teilte dem Zaren mit, daß der Generaladjutant Russkij sich geweigert 
habe, ihm die Abdankungsurkunde auszuhändigen, und gesagt habe, 
er werde sie sofort selbst Seiner Majestät bringen. Es vergingen un- 
gefähr zehn quälende Minuten, bis Russkij, ohne sich zu beeilen, zum 
kaiserlichen Zug kam. Er wurde vom Zaren in einer kurzen Audienz 
empfangen und gab ihm die unterschriebene Abdankungsurkunde 
zusammen mit zwei Telegrammen, die die Abdankung betrafen, 
zurück ..u 

Die Delegierten der Duma - Gutschkow und Schulgin - verspäte- 
ten sich und trafen statt zwischen 4 und 5 Uhr nachmittags erst um 
9 42 Uhr abends ein. Als der Zug mit Gutschkow und Schulgin auf 
dem Pskower Bahnhof einlief, schickte der Zar den diensttuenden 
Flügeladjutanten Mordwinow zu ihnen und ließ ihnen ausrichten, 
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daß er sie erwarte, Mordwinow führte sie direkt in den Salonwagen 
des Zaren, wo sie vom Hofminister erwartet wurden. Auf dem Weg 
zum kaiserlichen Zuge umringte das auf dem Bahnhof befindliche 
Publikum die Delegierten der Reichsduma und begrüßte sie mit 
»Hurral« 

Als einer meiner Kanzleibeamten seinem Unmut über diese wilde 
und unpassende Szene vor dem kaiserlichen Zug Luft machte, sagte 
der neben ihm stehende Stadtkommandant von Pskow, General- 
leutnant Uschakow, mit selbstzufriedenem Lächeln: »Man muß sich 
daran gewöhnen... Jetzt haben andere Zeiten begonnen .. .« 

... Während der Zar die Delegierten Gutschkow und Schulgin 

empfing, begannen die sie begleitenden Delegierten des Rates der 
Petersburger Soldaten- und Arbeiter- (oder, wie wir sie nannten, 
»Hunde«-) Deputierten mit der Verteilung von allerleirevolutionären 
Flugblättern und führten mit dem Publikum aufrührerische Reden. 
Seine Majestät trat in den Salon, begrüßte die Deputierten, lud sie 
ein, Platz zu nehmen, und fragte sie, was sie ihm zu sagen hätten. Zu 
Anfang dieser Unterredung befanden sich im Salonwagen außer dem 
Zaren, Gutschkow und Schulgin nur Graf Fredericksz und General 
Naryschkin, der letztgenannte führte Protokoll. Nach einiger Zeit 
sam Russkij hinzu. Beim Eintreten wandte er sich an die Ordonnanz 
mit den Worten: »Überall herrscht Unordnung, wenn Befehle nicht 
ausgeführt werden... Habe ich nicht klar befohlen, die Deputierten 
direkt zu mir zu führen? Warum ist das nicht geschehen? Immer die- 
ser Ungehorsam !« 

Ich bat den Zugkommandanten Gomsin, während der Audienz der 
Deputierten stets im Speisewagen zu bleiben, um niemand die Mög- 
lichkeit zu geben, den Inhalt der Unterredung mit anzuhören. Ich 
selbst blieb am Eingang des Waggons stehen, so daß ich alles sehen 
und alles hören konnte. Beinahe die ganze Zeit über sprach Gutsch- 
kow, er sprach gleichmäßig und sehr ruhig und schilderte die letzten 
Ereignisse in Petersburg. 

Der Zar hörte aufmerksam zu; auf seine Frage, was Gutschkow 
für wünschenswert hielte, erwiderte dieser: »Die Abdankung Ew. 
Kaiserlichen Majestät zugunsten des Thronfolgers, des Zarewitsch 
Alexej Nikolajewitsch.« Bei diesen Worten stand Russkij auf und 
sagte: » Alexander Iwanowitsch, das ist bereits geschehen.« Der Zar 
gab sich den Anschein, als habe er Russkijs Worte nicht gehört, und 
fragte, zu Schulgin und Gutschkow gewandt: »Meinen Sie, daß ich 
durch meine Abdankung eine Beruhigung erreiche?« Gutschkow 
und Schulgin antworteten zustimmend. Darauf sagte der Zar: »Um 
drei Uhr mittags habe ich mich entschlossen, dem Thron zugunsten 
meines Sohnes Alexej Nikolajewitsch zu entsagen. Aber jetzt habe 
ich es mir überlegt und bin zu dem Schluß gekommen, daß ich mich 
nicht von ihm trennen kann. Ich übergebe den Thron meinem Bruder 
Michail Alexandrowitsch.« Gutschkow und Schulgin meinten; » Wir 
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sind darauf nicht vorbereitet. Erlauben Sie, daß wir uns das über- 
legen.« Der Zar antwortete: »Überlegen Sie«, und verließ den Salon- 
wagen. An der Tür wandte er sich zu mir mit den Worten: »Äber 
Gutschkow war sehr anständig ....; ich hatte von ihm etwas ganz 
anderes erwartet... Haben Sie aber das Verhalten von Russkij be- 
merkt?« Der Gesichtsausdruck des Zaren sagte mir besser als Worte, 
welchen Eindruck sein Generaladjutant auf ihn gemacht hatte. Der 
Zar rief General Naryschkin und befahl ihm, die bereits unterzeich- 
nete Abdankungsurkunde mit der Änderung, daß er den Thron sei- 
nem Bruder, dem Großfürsten Michail Alexandrowitsch, übergebe, 
neu zu schreiben... 

Nach einiger Zeit war das Manifest mit Schreibmaschine geschrie- 
ben. Der Zar unterzeichnete es in seinem Abteil und sagte mir: » War- 
um sind Sie nicht hereingekommen?« Ich erwiderte: »Ich hatte dort 
nichts zu tun.« »Nein, kommen Sie herein«, sagte der Zar... 

Als der Zar sich von Gutschkow und Schulgin verabschiedete, 
sagte er, er habe den Wunsch, nach Zarskoje Selo zu seiner Familie 
zurückzukehren und dann mit ihr, wenn die Kinder wieder gesund 
seien, nach Livadia zu fahren, um dort für dauernd Wohnung zu 
nehmen. Gutschkow und Schulgin antworteten, daß sie das mög- 
lichste tun würden, um diese Wünsche zu erfüllen, und daß sie hoff- 
ten, dabei nicht auf Schwierigkeiten zu stoßen... Als Gutschkow 
und Schulgin den kaiserlichen Zug verlassen hatten, wurden sie auf- 
gefordert, zu Russkij in dessen Zug zu steigen. Sie blieben dort einc 
Weile; dann fuhren sie nach Petersburg zurück. Gleich darauf fuhr 
der kaiserliche Zug nach Mohilew, wo er am Abend des nächsten 
Tages, 3. (16.) März, eintraf... 


[W. N. Wojejkow, Mit dem Zaren und ohne Zar. Die Erinnerungen des letzten Kommandanten 
des Zarenhofes, S. 207 ff.] 


[52] Die Provisorische Regierung 


[a] Neue Regierung [ Plakat] 


Das Vollzugskomitee der Reichsduma gibt folgende Liste der neuen 
Regierung bekannt: 

1. Fürst G. J. Lwow, Vorsitzender des Ministerrates und Minister 
des Inneren (ehem. Mitglied der 1. Reichsdurma, Vorsitzender des 
Hauptkomitees des allrussischen Semstwo-Verbandes) 

2.P.N. Miljukow, Minister des Auswärtigen (Abgeordneter der 
Reichsduma für die Stadt Petrograd) 

3. A. F. Kerenskij, Justizminister (Abgeordneter der Reichsduma 
für das Gouvernement Saratow) 
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4. N. W. Nekrasow, Verkehrsminister (stellvertretender Präsident 
der Reichsduma) 

5. A. I. Konowalow, Minister für Handel und Industrie (stellvertre- 
tender Vorsitzender des zentralen Industrie-Komitees und Mit- 
glied der Reichsduma für das Gouvernement Kostroma) 

6. Professor A. A. Manujlow, Minister für Volksbildung (ehemali- 
ges Mitglied des Reichsrates, ehemaliger Rektor der Universität 
Moskau) 

7. A.I. Gutschkow, Kriegs- und Marineminister (Mitglied des 
Reichsrates, Vorsitzender des Kriegsindustrie-Komitees) 

8. A. I. Schingarew, Landwirtschaftsminister (Mitglied der Reichs- 
duma für Petrograd) 

9. M. 1. Tereschtschenko, Finanzminister 

10.1. W. Godnew, Staatskontrolleur (Mitglied der Reichsduma für 
das Gouvernement Kasan) 

11.W. I. Lwow, Oberprokureur des Hl. Synod (Mitglied der 
Reichsduma für das Gouvernement Simbirsk) 

Diese Regierungsliste ist nach Beratungen des Vollzugskomitees 
der Reichsduma mit dem Vollzugskomitee des Rates der Arbeiter- 
delegierten aufgestellt worden. 


[M. Smilg-Benario, Der Zusammenbruch der Zarenmonarcbie, Tafel 24 (Faksimile)] 


[b] Erklärung der Provisorischen Regierung 


Bürger! Das Vollzugskomitee von Mitgliedern der Reichsduma hat 
nunmehr mit der wohlwollenden Hilfe der Truppen und der haupt- 
städtischen Bevölkerung eine derartige Überlegenheit über die fin- 
steren Mächte des alten Regimes errungen, daß es an die festere Or- 
ganisierung der Exekutivgewalt gehen kann. 

Zu diesem Zweck ernennt das Vollzugskomitee der Reichsduma 
zu Ministern des ersten der Öffentlichkeit verantwortlichen Kabinetts 
die folgenden Personen, die sich durch ihre gesellschaftliche und po- 
litische Tätigkeit in der Vergangenheit das Vertrauen des Landes er- 
worben haben: Vorsitzender des Ministerrates und Innenminister — 
Fürst G. J. Lwow, Außenminister - P.N. Miljukow, Kriegs- und 
Marineminister -— A. I. Gutschkow, Verkehrsminister - N. W. Ne- 
krasow, Minister für Handel und Industrie - A. I. Konowalow, Fi- 
nanzminister -— M.]. Tereschtschenko, Volksbildungsminister - A. 
A. Manujlow, Oberprokureur des Hl. Synod -— Wladimir Lwow, 
Landwirtschaftsminister -— A, I. Schingarew, Justizminister - A. F. 
Kerenskij. 

Bei seiner Tätigkeit wird sich das Kabinett von folgenden Prin- 
zipien leiten lassen: . 

1. Vollständige und sofortige Amnestie aller politischen und reli- 
giösen Vergehen einschließlich terroristischer Angriffe, militärischer 
Revolten, Verbrechen in der Landwirtschaft usw. 
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2. Freiheit der Rede, der Presse, Vereins-, Versammlungs- und 
Streikfreiheit und Ausdehnung der politischen Freiheit auf Personen, 
die im Militärdienst stehen, soweit es die militärische Technik zu- 
läßt. 
3. Abschaffung aller benachteiligenden Unterschiede infolge der 
Zugehörigkeit zu bestimmten Ständen, Religionsgemeinschaften und 
Nationalitäten. 
4. Sofortige Vorbereitungen zur Einberufung einer Konstituieren- 
den Versammlung auf der Grundlage des allgemeinen, gleichen, ge- 
heimen und direkten Wahlrechts, welche die Verwaltungs- und Ver- 
fassungsform des Landes bestimmen soll. 
5. Ersetzung der Polizei durch eine Volksmiliz mit gewählter Ti 
tung, die den Organen der lokalen Selbstverwaltung untersteht. 
6. Wahlen zu den Organen der lokalen Selbstverwaltung auf der 
Grundlage allgemeiner, direkter, gleicher und geheimer Wahlen. 
7. Die militärischen Einheiten, die an der revolutionären Bewe- 
gung teilgenommen haben, nicht zu entwaflnen und aus Petrograd 
zu entfernen. 
8. Unter Aufrechterhaltung strenger militärischer Disziplin an der 
Front und im Militärdienst Befreiung der Soldaten von allen Be- 
schränkungen allgemeiner Rechte, deren sich die anderen Bürger er- 
freuen. 
Die Provisorische Regierung erachtet es als ihre Pflicht, zu be- 
tonen, daß sie nicht beabsichtigt, militärische Umstände zu einer 
Hinausschiebung der oben angedeuteten Reformen und anderen 
Maßnahmen auszunützen. 
Der Präsident der Reichsduma: M. Rodsjanko 
Der Vorsitzende des Ministerrates: Fürst Lwow 
Die Minister: Miljukow, Nekrasow, Manujlow, 
Konowalow, Tereschtschenko, W. Lwow; Schin- 
garew, Kerenskij 

[Iswestija vom 3. (16.) März 1917] 


[C] Manifest der Provisorischen Regierung an das Volk 


Mitbürger! Das große Werk wurde mit mächtigem Schwung voll- 
endet. Das russische Volk stürzte die alte Regierungsform. Ein er- 
neuertes Rußland ist aus diesem Staatsstreich geboren, das lange 
Kampfjahre nicht erreichen konnten, Unter dem Druck der erwach- 
ten Volkskräfte verhieß der Akt vom 17. (30.) Oktober 1905 Ruß- 
land verfassungsmäßige Freiheiten, die jedoch nicht in die Wirklich- 
keit umgesetzt wurden. Die erste Duma, die Trägerin der Forderun- 
gen der Nation, wurde aufgelöst. Die zweite hatte dasselbe Los. Die 
Regierung, unfähig, den Volkswillen zu ersticken, beschloß dem 
Volke durch den Akt vom 3. (16.) August 1907 einen Teil der Ge- 
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setzgebungsrechte, die ihm versprochen worden waren, wieder zu 
entziehen. Während der zehn folgenden Jahre nahm die Regierung 
dem Volke allmählich alle Rechte, welche es erobert hatte, wieder ab 
und hat das Land von neuem in den Abgrund der unumschränkten 
Willkür einer rein administrativ handelnden Regierung gestürzt. 
Alle Versuche, der Vernunft bei der Regierung Gehör zu verschaffen, 
waren vergeblich. Der große Weltkrieg, in den das Vaterland hin- 
eingezogen wurde, konfrontierte dieses mit dem moralischen Ver- 
fall einer mit dem Volke uneinigen, der Zukunft des Vaterlandes ge- 
genüber gleichgültigen, in Schande und Laster verstrickten Regie- 
rung. Die heldenhaften Anstrengungen der Armee, welche unter 
dem Druck grauenhafter Unordnung im Innern unterlag, und die 
Stimme der Volksvertretung, die angesichts nationaler Gefahr zu- 
sarmmentrat, waren unfähig, den ehemaligen Kaiser und seine Re- 
gierung auf den Weg des Zusammengehens mit dem Volke zu brin- 
gen. Als daher Rußland durch ein gesetzwidriges und unheilvolles 
Handeln der Regierung sich vor dem größten Unglück sah, verstand 
es das Volk, die Macht in eigene Hände zu nehmen. Der revolutio- 
näre Schwung eines ganzen, der Ernsthaftigkeit des Augenblickes be- 
wußten Volkes und der feste Wille der Reichsduma schufen die Pro- 
visorische Regierung, welche es als heilige Pflicht ansieht, die 
Wünsche des Volkes zu erfüllen und das Land auf den lichten Weg 
freier bürgerlicher Organisation zu führen. Die Regierung glaubt, 
daß der Geist hoher Vaterlandsliebe, den das Volk im Kampf gegen 
die alte Regierungsform bewies, auch die tapferen Soldaten auf den 
Schlachtfeldern beseelen wird. Die Regierung ihrerseits wird ihr 
möglichstes tun, um der Armee alles Notwendige zu sichern, damit 
sie den Krieg zu einem siegreichen Ende führen kann. Die Regie- 
rung wird alle uns mit den anderen Mächten verbindenden Bünd- 
nisse treu bewahren. Indem die Regierung die unumgänglich not- 
wendigen Maßregeln für die Verteidigung des Landes gegen den 
auswärtigen Feind ergrifl, sah sie es als erste Pflicht an, dem Volke 
den Ausdruck des Willens hinsichtlich der politischen Regierungs- 
form in jeder Weise zu erleichtern. Sie wird baldmöglichst eine kon- 
stituierende Versammlung auf Grund des allgemeinen Wahlrechts 
berufen, wobei sie den tapferen Vaterlandsverteidigern einen Anteil 
an den Parlamentswahlen sichern wird. Die Konstituierende Ver- 
sammlung wird auch ein Grundgesetz veröffentlichen, welches dem 
Lande die unantastbaren Rechte der Freiheit und Gleichheit sichern 
wird. 

Unter dem Eindruck des ganzen Schwergewichts der politischen 
Unterdrückung, welche auf dem Lande gelastet und die freien 
schöpferischen Kräfte des Volkes während der quälenden Jahre der 
Prüfung für das Volk behindert hat, hält die Provisorische Regie- 
rung es für notwendig, noch vor der Berufung der Konstituierenden 
Versammlung dem Lande sofort feste Grundsätze zu geben, die die 
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politische Freiheit und Gleichheit sichern, um allen Bürgern die Gel- 
tendmachung ihrer geistigen Kraft und ihrer schöpferischen Arbeit 
zum Wohle des Landes zu sichern. Die Regierung wird auch Sorge 
tragen, Grundsätze auszuarbeiten, die allen Bürgern die Teilnahme 
an den Gemeindewahlen sichern sollen, die auf Grund des allge- 
meinen Stimmrechtes stattfinden sollen. 

Im Augenblick der Befreiung des Volkes denkt das ganze Land 
mit frommer Dankbarkeit an diejenigen, die im Kampfe für poli- 
tische und religiöse Gedanken als Opfer der Rachsucht der alten Re- 
gierung gefallen sind, und die Provisorische Regierung wird mit 
Freuden alle, die für das Wohl des Landes gelitten haben, aus der 
Verbannung und aus den Gefängnissen zurückberufen. Indem die 
Provisorische Regierung an der Lösung dieser Fragen arbeitet, 
glaubt sie, daß sie den Willen des Volkes ausführt und daß das ganze 
Volk sie unterstützen wird bei ihren Bemühungen, die Wohlfahrt 
Rußlands zu sichern. 

[Deutscher Geschichtskalender, Jg. 33. I. Bd., ı. Hälfte, Januar-März 1917, 5. 648 f.] 


[d] Erklärung des Vollzugskomitees des Sonjets der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten 


Genossen und Bürger! 

Die neue Regierung, entstanden aus den sozial aktiven, gemäßig- 
ten Gesellschaftsschichten, hat heute alle jene Reformen verkündet, 
die zum Teil noch im Kampf gegen das alte Regime, zum Teil nach 
seiner Beendigung ausgeführt werden müssen. Unter diesen Refor- 
men dürften einige von weiten demokratischen Kreisen begrüßt wer- 
den: die politische Amnestie, die Übernahme der Vorbereitungen 
zur Konstituierenden Versammlung, die Verwirklichung bürger- 
licher Freiheiten und die Beseitigung der nationalen Diskriminie- 
rung. Und wir glauben, daß in dem Maße, in dem die neuentstehende 
Regierung auf die Verwirklichung dieser Verpflichtungen und den 
Kampf mit der alten Macht hinarbeitet, sie von der Demokratie un- 
terstützt werden muß. 

Genossen und Bürger! Der völlige Sieg des russischen Volkes 
über das alte Regime rückt nahe. Aber für diesen Sieg bedarf es noch 
unerhörter Anstrengung, außergewöhnlicher Disziplin und Festig- 
keit. Uneinigkeit und Anarchie können nicht geduldet werden. Un- 
ruhen, Plünderungen, Einbrüche in Privatwohnungen, Diebstahl und 
Vernichtung jeder Art von Besitz, die sinnlose Besetzung öffentlicher 
Einrichtungen müssen sofort unterbunden werden. Der Niedergang 
der Disziplin und die Anarchie zerstören die Revolution und die 
Freiheit des Volkes. 

Noch ist die Gefahr einer militärischen Bewegung gegen die Re- 
volution nicht vorüber. Um sie zu verhüten, ist es sehr wichtig, die 
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Zusarnmenarbeit zwischen den Soldaten und Offizieren zu sichern. 
Jene Offiziere, die die Interessen der Freiheit und die fortschrittliche 
Entwicklung des Vaterlandes hochschätzen, müssen mit aller Ener- 
gie mit den Soldaten gemeinsame Sache machen. Sie werden die per- 
sönliche und bürgerliche Würde des Soldaten respektieren und auf 
das Ehrgefühl des Soldaten Rücksicht nehmen. Die Soldaten ihrer- 
seits werden daran denken, daß eine Armee nur dann stark ist, 
wenn sich ihre Soldaten und Offiziere darin einig wissen, daß es nicht 
angeht, das ganze Offizierskorps für das schlechte Verhalten einiger 
Offiziere zu brandmarken, Um des Erfolges des revolutionären 
Kampfes willen sollen Toleranz und Nachsicht bei kleineren Ver- 
stößen gegen die Demokratie gewahrt werden, die von jenen Offi- 
zieren begangen werden, die sich dem entscheidenden und endgülti- 
gen Kampf angeschlossen haben, den ihr mit dem alten Regime führt. 

Vollzugskomitee des Rates 

der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
[swestija vom 3. (16.) März 1917] 


[e] Aufruf des Zentralkomitees der Partei der konstitutionellen Demokraten 


(Kadetten) im Zusammenhang mit der Gründung der Provisorischen Regie- 
rung 


Die alte Obrigkeit ist verschwunden. Die Reichsduma hat die Unter- 
schiede der verschiedenen Parteianschauungen hintangestellt, sich zur 
Rettung der Heimat in Einigkeit zusammengeschlossen und die Er- 
richtung der neuen Macht auf sich genommen. 

Bürger, vertraut alle ohne Ausnahme dieser Macht, vereinigt Eure 
Kräfte, ermöglicht es der von der Reichsduma gebildeten Regierung, 
die große Sache der Befreiung Rußlands von dem äußeren Feind und 
die Errichtung des Friedens im Innern des Landes auf den Grund- 
sätzen des Rechts, der Gleichheit und der Freiheit zu vollbringen. 

Unsere tapfere Armee und Flotte, die mehr als alle anderen die 
Last des von der alten Ordnung herbeigeführten Ruins tragen muß- 
ten, die Armee und die Flotte, die schweigend ihre großartigen Hel- 
dentaten auch auf dem Schlachtfeld vollbracht haben, erfüllten in 
dieser für die Heimat schwersten Minute ihre bürgerliche Pflicht, in- 
dem sie sich wie eine unbezwingbare Mauer um die Volksvertretung 
scharten und zusammen mit dieser jetzt neue Grundlagen des neuen 
Rußlands legen. 

Alle Unterschiede zwischen den Parteien, den Klassen, den Stän- 
den und den Nationalitäten sollen im Lande vergessen werden. In 
dem großen Aufbruch soll das einige russische Volk aufstehen und 
die Bedingungen der friedlichen Existenz aller Bürger schaffen. Die 
Ordnung soll sich festigen, in der jede Klasse, jeder Stand und 
jede Nationalität ihre Anschauungen frei äußern und die Ver- 
wirklichung ihrer Wünsche erreichen kann. Die Hauptparole ist jetzt 
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»Organisation und Einigkeit«, die Organisation und die Einigkeit 
für den Sieg über den äußeren Feind, die Organisation und die Einig- 
keit für den inneren Aufbau. In allen Herzen soll die Hoffnung er- 
wachsen, daß es diesmal gelingen wird, die vernichtende Spaltung zu 
verhindern. 

Die Morgenröte der Freiheit leuchtete über unserer Heimat in der 
Stunde der schwersten Prüfungen. Diese Prüfungen verpflichten 
uns, größte Selbstbeherrschung zu üben und — mit dem naheliegen- 
den Ziel vor Augen, die neue Macht zu festigen — mit allen 
Mitteln die Ruhe zu bewahren, damit die alte Ordnung keine Mög- 
lichkeit erhält, eine eventuelle Verwirrung in unseren Reihen auszu- 
nutzen. 

Bürger! Die Partei der Volksfreiheit ruft Euch alle auf, jeden auf 
seinem Platz, alle Bemühungen zum Schutze der neuen Ordnung zu 
unternehmen. 

Jeder soll nach Maßgabe der eigenen Kräfte der auferstehenden 
Heimat sein Opfer bringen. Jeder Landmann, der Bauer und der 
Gutsbesitzer, soll unserer Armee und der städtischen Bevölkerung 
Brot bringen, in der festen Überzeugung, daß dieses Brot zur Er- 
nährung der wirklich Hungernden verwendet wird und nicht in 
fremde raubgierige Hände gerät. Der Händler soll seine Lager öff- 
nen, überzeugt, daß es keine Korruption und keine Erpressung ge- 
ben wird, die bisher straflos für die einen blieben und die anderen 
mit unerträglichen Abgaben belasteten, Das werktätige Volk soll mit 
verdoppelter Energie an die Arbeit gehen, überzeugt davon, daß jetzt 
die Regierung die Versorgung derjenigen zu ihrer vordringlichsten 
Sorge macht, die mit ihrer Arbeit die Heldentaten der Krieger er- 
leichtern, die den Feind mit ihrer Brust abwehren, wie auch des Bau- 
ern, der für sie Brot erzeugt. Im allgemeinen Aufbruch sollen die 
alten Streitigkeiten vergessen sein und nie wieder aufleben. Die Hei- 
mat soll aus den schweren Prüfungen glücklich, frei, geeint durch 
die Bande der Liebe und der allgemeinen Brüderlichkeit hervor- 
gehen. 

Das Zentralkomitee der Partei der Volksfreiheit 


[Nachrichten der"Revolutionswoche, Nr. 7, 3. (16.) März 1917, 5. ı] 


[f] Resolution der Konferenz der Petrograder Sozialrevolutionäre über das 
Vertrauen zur Provisorischen Regierung 


Die Konferenz der Petrograder Revolutionäre hat in ihrer Sitzung 
vom 2. (15.) März 1917 nach Beratung der augenblicklichen politi- 
schen Bedingungen beschlossen: 

1. Da die Gefahr der Konterrevolution noch nicht beseitigt ist, 
besteht die vordringlichste augenblickliche Aufgabe in der Festi- 
gung der politischen Errungenschaften der Revolution; die Konfe- 
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renz hält die Unterstützung der Provisorischen Regierung für drin- 
gend notwendig, sofern diese Regierung das von ihr verkündete po- 
litische_ Programm erfüllen wird, das in der Verwirklichung der 
Amnestie, der Bürgerrechte, der Beseitigung der ständischen, kon- 
fessionellen oder nationalen Diskriminierungen und in der Vorberei- 
tung der Konstituierenden Versammlung besteht; sie behält sich 
aber das Recht vor, ihr Verhalten gegenüber der Provisorischen Re- 
gierung zu ändern, falls diese von der Erfüllung des vorgesehenen 
Programms abweicht. Gleichzeitig hält die Konferenz den Kampf 
gegen jegliche Versuche für dringend notwendig, die geeignet sind, 
die organisatorische Tätigkeit der Provisorischen Regierung bei der 
Verwirklichung der aufgestellten politischen Prinzipien zu behin- 
dern. 

2. Indem sie die Kontrolle über die Tätigkeit der Provisorischen 
Regierung seitens der werktätigen Massen für notwendig erachtet, 
begrüßt die Konferenz den Eintritt von A. F. Kerenskij in die Pro- 
visorische Regierung in der Eigenschaft des Justizministers als eines 
Vorkämpfers für die Interessen des Volkes und dessen Freiheit und 
drückt der von ihm eingenommenen Haltung in den Tagen der Re- 
volution, die durch richtiges Verständnis der Bedingungen des Au- 
genblicks möglich war, ihre volle Sympathie aus. 

3. Zur Festigung der politischen Errungenschaften der Revolu- 
tion und zur weiteren Mehrung der sozialpolitischen Rechte des 
Volkes ruft die Konferenz alle Mitglieder der Partei der Sozialrevo- 
lutionäre auf, tätigen Anteil bei der Organisation der Volksmassen 
zu nehmen durch Mitwirkung in den Sowjets der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten, durch Errichtung bäuerlicher Vereine und anderer 
Organisationen, die dem Ziel der Verteidigung der Interessen des 
Volkes dienen. 

4. Indem die Konferenz die Provisorische Regierung bei der Ver- 
wirklichung ihres politischen Programms unterstützt, erachtet sie es 
gleichzeitig für notwendig, energische Arbeit zur Vorbereitung der 
Konstituierenden Versammlung durch Propagierung der republika- 
nischen Staatsform.und aller sozialpolitischen Forderungen, die in 
dem Minimum-Programm der Partei der Sozialrevolutionäre aufge- 
stellt sind, zu leisten. 


[Delo Naroda, Nr. 1, 15. (28.) März 1917, S. ı] 


[g] Manifest der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (Men- 
schewiki) 


Mitbürger! Die Hauptstadt befindet sich in den Händen des Volkes, 
ein Teil der Truppen hat sich den Aufständischen angeschlossen. 
Das revolutionäre Proletariat und die Revolutionsarmee werden das 
Reich vor dem ihm durch die Zarenregierung bereiteten endgültigen 
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Untergang retten. Die Arbeiterklassen und die Revolutionsarmee 
werden die Provisorische Regierung bilden, die Leitung des Auf- 
baues des neuen republikanischen Staatsgebäudes übernehmen, pro- 
visorische Gesetze schaffen, die Volksrechte stützen, die Konfiska- 
tion des Grundbesitzes der Klöster, Gutsbesitzer, der Regierung und 
der Distrikte sowie dessen Verteilung an das Volk in die Wege lei- 
ten, den Achtstundentag einführen, eine auf Volksabstimmung ge- 
gründete gesetzgebende Versammlung einberufen. Die Proviso- 
rische Regierung betrachtet als ihre Aufgabe, die Bevölkerung und 
die Armee schleunigst mit Lebensmitteln zu versorgen durch Be- 
schlagnahme der von der vorigen Regierung und den Stadtverwal- 
tungen angehäuften Vorräte. Noch kann der Drache Reaktion sein 
Haupt erheben. Des Volkes Aufgabe ist es, alle volksfeindlichen un- 
republikanischen Absichten zu ersticken. Es ist die feste Absicht der 
zeitweiligen Revolutionsregierung, sofort mit den Proletariern aller 
kriegführenden Länder in Verbindung zu treten, um den Kampf der 
Völker gegen die Völkerschlächterei sofort zu beendigen. Fabrik- 
arbeiter, Truppen! Wählt Vertreter in die unter dem Schutz des re- 
volutionären Volkes und Heeres zusammenberufene Regierung! 
Mitbürger, Soldaten, Frauen, Mütterl Auf zum Kampf gegen die 
zarische Regierungsmacht und deren Helfershelfer | 


[Frankfurter Zeitung vom (7.) 20. März 1917] 


[53] Die neue Regierung und das Ausland 


[a] Ruflands Verpflichtung, keinen Sonderfrieden zu schließen (» Londoner 
Protokoll«) 


(23. August) 5. September 1914 
Die durch ihre entsprechenden Regierungen gebührend ermächtig- 
ten Unterzeichneten geben folgende Erklärung ab: 

Die russische, die britische und die französische Regierung ver- 
pflichten sich gegenseitig, im Laufe des jetzigen Krieges keinen Son- 
derfrieden zu schließen. 

Die drei Regierungen kommen dahin überein, daß, wenn eine Er- 
örterung der Friedensbedingungen stattfinden wird, keine der ver- 
bündeten Mächte Friedensbedingungen stellen kann, ohne vorherige 
Vereinbarung mit jedem der anderen Verbündeten. 

Urkundlich dessen haben die Unterzeichneten die vorliegende Er- 
klärung unterschrieben und mit ihrem Siegel versehen. 

Geschrieben zu London in dreifachem Original, den (23. August) 
5. September 1914 
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(Siegel Benckendorfls) Benckendorff! 
.  Außerordentlicher und bevollmächtigter 
Botschafter $. Majestät des Kaisers von 


Rußland 
(Siegel Greys) Grey? 
Minister des Auswärtigen $. Britischen 
Majestät 
(Siegel Cambons) P. Cambon? 


Außerordentlicher und Leyalimähhteter 
Botschafter der Französischen Republik 


[Die Internationalen Beriehungen im Zeitalter des Imperialiamus, Reihe I, Bd. 6, t. Halbbd., 
S. 167] 


[b] Depesche des Außenministers Miljukow an alle Auslandsvertreter 
Rußlands 


Petersburg, 4. (17.) März 1917 
Die von der Petersburger Telegraphenagentur übermittelten Nach- 
richten haben Ihnen schon die Ereignisse der letzten Tage und den 
Fall des alten politischen Regimes Rußlands bekanntgegeben, das 
kläglich vor der [Revolutionsbewegung] durch seine Sorglosigkeit, 
seine Mißbräuche und seine sträfliche Kurzsichtigkeit zusammen- 
brach. Die Einmütigkeit des Grolls, welche die heute gestürzte 
Staatsordnung unter allen gesunden Elementen der Nation hervor- 
gerufen hat, hat die Krise merklich erleichtert und sie abgekürzt. Da 
alle diese Elemente sich mit bewunderungswürdiger Begeisterung 
um die Fahne der Revolution scharten und die Armee ihnen schnelle, 
wirksame Unterstützung brachte, trug die nationale Bewegung in 
knapp acht Tagen einen entscheidenden Sieg davon. Diese Schnellig- 
keit der Durchführung gestattete es glücklicherweise, die Zahl der 
Opfer so zu beschränken, wie dies in den Annalen der Umwälzungen 
von ähnlicher Weite und solcher Bedeutung unerhöftt ist... 

Die Zusammensetzung der Provisorischen Regierung und ihr po- 
litisches Programm sind bekanntgegeben und dem Ausland übermit- 
telt worden. Die Regierung, die im Augenblick der schwersten 
äußeren und inneren Krise, die Rußland im Laufe seiner Geschichte 
durchzustehen hatte, die Macht übernimmt, ist sich der ungeheueren 
Verantwortlichkeit, die ihr zufällt, vollkommen bewußt. Sie wird 
sich zu allererst bemühen, den niederdrückenden Fehlern abzuhel- 
fen, welche ihr die Vergangenheit hinterlassen hat, um die Ordnung 
und Ruhe im Lande zu sichern und endlich die notwendigen Bedin- 
gungen vorzubereiten, damit der Wille der souveränen Nation frei 
über ihr zukünftiges Geschick entscheiden kann. 

1 Alexander Konstantinowitsch Graf Benckendorff, russischer Botschafter in London 1903-1917. 
3 Sir Edward Grey, englischer Außenminister 1905-1916. 
® Paul Cambon, französischer Botschafter ın London 1898-1920. 
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Auf dem Gebiet der äußeren Politik wird das Kabinett, in dem 
ich das Portefeuille des Außenministers übernommen habe, die in- 
ternationalen Verpflichtungen Rußlands achten, die von dem ge- 
fallenen Regime übernommen worden sind. Wir werden sorgfältig 
die Bezichungen pflegen, die uns mit anderen befreundeten und ver- 
bündeten Nationen verbinden, und wir vertrauen darauf, daß diese 
Beziehungen noch inniger und dauerhafter werden unter dem neuen 
Regime in Rußland, das entschlossen ist, sich leiten zu lassen von den 
demokratischen Grundsätzen der Achtung, die man kleinen und 
großen Völkern schuldet, der Freiheit und ihrer Entwicklung, des 
guten Einvernehmens unter den Nationen. 

Aber die Regierung wird keine Minute lang die schwierigen äuße- 
ren Umstände vergessen, unter denen sie die Macht übernommen 
hat. Rußland hat den Krieg nicht gewollt, der die Welt seit fast drei 
Jahren mit Blut befleckt. Dennoch will es als Opfer eines lange ge- 
planten und vorbereiteten Angriffs wie bisher gegen die aggressiven 
Pläne einer räuberischen Rasse kämpfen, welche von dem Traum der 
Errichtung einer unerträglichen Hegemonie über alle benachbarten 
Völker beseelt ist und welche versucht, das Europa des zwanzigsten 
Jahrhunderts zu zwingen, unter der schändlichen.. Herrschaft des 
preußischen Militarismus zu leben. 

Unter gewissenhafter Einhaltung der Verträge, die Rußland wie 
ein unzerreißbares Netz an seine siegreichen Alliierten binden, wird 
es mit allen Mitteln versuchen, eine Zeit des Friedens zwischen den 
Völkern durch Errichtung einer internationalen Organisation zu er- 
ringen, die dauerhaft ist und die Achtung vor Recht und Gerechtig- 
keit garantiert. Schulter an Schulter mit ihnen wird es gegen den ge- 
meinsamen Feind unermüdlich und unablässig bis zum Ende kämp- 
fen. Die Regierung, der ich angehöre, will alle ihre Energie der Er- 
ringung des Sieges widmen und jede Anstrengung unternehmen, so 
schnell als möglich die Irrtümer der Vergangenheit zu korrigieren, 
welche durch den Enthusiasmus und den Opfergeist des russischen 
Volkes schon unwirksam geworden sind. Die Regierung ist fest da- 
von überzeugt, daß die große Begeisterung, die die ganze Nation 
erfüllt, ihre Kräfte verdoppeln und sie der Stunde des endgültigen 
Triumphes eines erneuerten Rußland und seiner glorreichen Ver- 
bündeten näherbringen wird. 

Ich bitte Sie, dem Minister des Äußeren den Wortlaut dieser De- 
pesche mitzuteilen. 

Miljukow 


[A. Kerensky - R.P. Browder, The Russian Provisional Government 1917, Bd.I, S. 104zf., 
2. T. nach dem Urtext korrigiert] 
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[c] Brief des Generals Alexejew an Fürst Lwow 


7. (20.) März 1917 
Verehrter Herr, Fürst Georgij Jewgenjewitsch, 
der Leiter der französischen Militärmission in Rußland, General 
Janin, hat sich an den Kriegsminister Frankreichs mit dem Vor- 
schlag gewandt, daß dieser Verbindung mit den französischen so- 
zialistischen Organisationen in der Frage aufnehmen möge, ob die 
letztgenannten nichtandie entsprechenden russischen Organisationen 
einen Appell richten könnten, den Krieg bis zum siegreichen Ende 
fortzusetzen. 

Soeben hat General Janin vom französischen Kriegsminister die 
Antwort erhalten, daß die französischen sozialistischen Organisatio- 
nen sich mit einem Aufruf an die entsprechenden russischen Organi- 
sationen gewandt haben, den Krieg bis zum Ende fortzusetzen... 


[Krasnyj Archiv, Bd. 22, 1927, 5. 67] 


[d] Telegramm des französischen Kriegsministers an General Janin 


9. (22.) März 1917 
Entsprechend Ihrem Vorschlage haben sich unsere sozialistischen 
Organisationen an die entsprechenden russischen Organisationen im 
Sinne einer Fortsetzung des Krieges bis zum Ende gewandt. 
Der Kriegsminister 
[Krasoyj Archiv, Bd. zz, 1927, $. 67] 


[e] Telegramm der Herren Jules Guesde, Marcel Sembat und Albert Thomas 
an den Justizminister Kerenskij 


Paris, den (5.) 18. März 1917 
Wir senden dem sozialistischen Minister des zu neuem Leben er- 
weckten Rußland unsere Glückwünsche und den Ausdruck unserer 
brüderlichen Gefüble. 

Wir begrüßen mit tiefer Rührung den Regierungsantritt der Ar- 
beiterklasse und des russischen Sozialismus zur freien Verwaltung 
ihres Landes. 

Wie unsere Vorfahren in der großen Revolution seid ihr abermals 
berufen, die Unabhängigkeit des Volkes und die Verteidigung des 
Vaterlandes zugleich zu gewährleisten. 

Durch den Krieg, den wir bis zum Ende fortführen wollen, durch 
die heldenhafte Disziplin der freiheitstrunkenen Soldaten müssen wir 
jetzt vereint das letzte und furchtbarste Bollwerk des Absolutismus, 
den preußischen Militarismus, niederwerfen. 
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In froher Zuversicht gedenken wir hier der neuerlichen, ganz und 
gar dem Kriege geweihten Kraftanstrengung des russischen Volkes. 
Es ist der Sieg, den unsere vereinte Begeisterung schon morgen er- 
ringen wird, welcher der Welt den Frieden schenken und ihr gleich- 
zeitig für immer Wohlfahrt und Freiheit verbürgen wird. 


(Maurice Pal&ologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, 5. 420, Anm. 1] 


[fJ] Der amerikanische Botschafter Francis an den Außenminister der USA 


Petrograd, den (5.) 18. März 1917 
Die sechs Tage zwischen dem letzten Sonntag und heute sind Zeuge 
der erstaunlichsten Revolution gewesen. Eine Nation von zoo Mil- 
lionen Menschen, die über tausend Jahre lang unter einer absolu- 
tistischen Herrschaft gelebt haben und die nun in den größten Krieg, 
der jemals geführt wurde, verwickelt sind, haben ihren Kaiser ge- 
zwungen, für sich und seinen Erben abzudanken. Sie haben seinen 
Bruder, dem er die Kaiserwürde übertragen hat, veranlaßt, sie nur 
unter der Bedingung anzunehmen, daß eine Konstituierende Ver- 
sammlung des Volkes ihn darum ersucht, und wenn er sie ange- 
nommen hat, ihre Aufgaben nur unter der durch die Versammlung 
repräsentierten Staatsgewalt wahrzunehmen. Dies ist die offizielle 
Information, die ich heute persönlich durch inoffizielle Anrufe von 
Rodsjanko aus seinem Amt und von Miljukow, dem Außenminister, 
aus seinem Ministerium erhalten habe. Es gab keine Opposition ge- 
gen die Provisorische Regierung, d. h. den Ministerrat, der sich aus 
einem Komitee von zwölf Personen zusammensetzt, die die Duma 
bestimmt hat. Es herrscht hier und in ganz Rußland, so weit bekannt 
ist, absolute Ruhe. Rodsjanko und Miljukow versichern mir beide, 
daß die gesamte Armee die Autorität der Provisorischen Regierung 
anerkennt und daß alle äußeren Anzeichen und Meldungen dies be- 
stätigen. Der Plan der Provisorischen Regierung ist es, eine ständige 
Versammlung oder einen Konvent zu schaffen, deren Mitglieder vom 
ganzen Volk gewählt werden und die ermächtigt sind, eine gute Re- 
gierungsform zu schaffen. Ob diese eine Republik oder eine konsti- 
tutionelle Monarchie sein wird, ist noch nicht entschieden, aber die 
Beschlüsse der Versammlung werden allgemein angenommen und 
ihre Durchführung von Heer und Flotte erzwungen werden. Kein 
einheitliches Vorgehen in der diplomatischen Konferenz; keine Zu- 
sammenkunft wird abgehalten oder einberufen. Gewöhnlich kamen 
der britische, französische und italienische Botschafter im Außen- 
ministerium zusammen. Sie riefen Miljukow am Freitag, gestern und 
heute an, aber sie haben formell die Provisorische Regierung nicht 
anerkannt. Miljukow erzählt vertraulich, daß Buchanan das Recht 
zur Anerkennung von seiner Regierung erhalten habe, aber warte, 
bis der französische und italienische Botschafter ebenfalls dazu be- 
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rechtigt sind. Ich ersuche Sie höflich, mir sofort die Vollmacht zu 
geben, die neue Regierung anzuerkennen, da diese erste Anerken- 
nung von jedem Gesichtspunkt aus wünschenswert ist. Diese Revo- 
lution ist die praktische Verwirklichung des Regierungsprinzips, 
das wir verteidigt haben, ich meine eine Regierung durch den Willen 
der Regierten. Unsere Anerkennung wird eine erstaunliche mora- 
lische Wirkung haben, besonders wenn sie zuerst ausgesprochen 
wird. Rodsjanko und Miljukow versichern mir beide, daß die Pro- 
visorische Regierung nachdrücklich den Krieg weiterführen wird; 
weiterhin hängt Rußlands Erfolg gegen die Mittelmächte nur vom 
Sieg der Revolution und dem weiteren Fortbestand der Regierung, 
die sie schafft, ab. Der dritte der acht Grundsätze des Manifests, das 
die Ernennung des neuen Ministeriums verkündet und das vom 
Präsidenten der Duma und allen Ministern unterzeichnet wurde, ist 
»die Abschaffung aller Klassen, aller religiösen und nationalen 
Schranken«. Francis 


[Papers selating to the Foreign Relations of the United States, 1917, $. 1207f.] 


[g] Der amerikanische Botschafter Francis an den Außenminister der USA 


Amerikanische Botschaft 

Petrograd, den (9.) 22. März 1917 
Um 4.30 Uhr nachmittags wurde ich in Begleitung des Botschafts- 
personals vom Ministerrat empfangen. Nach der Einführung von 
Miljukow sagte ich folgendes: 


»Herr Ministerpräsident! Ich habe die Ehre, als amerikanischer 
Botschafter und als akkreditierter Vertreter der Regierung der Ver- 
einigten Staaten in Rußland entsprechend den mir erteilten Anwei- 
sungen zu bestätigen, daß die Regierung der Vereinigten Staaten die 

‚neue Regierung Rußlands anerkennt und daß ich als Botschafter der 
Vereinigten Staaten mich freue, die Verbindung mit Rußland auch 
unter der neuen Regierung weiterführen zu dürfen. Mögen die herz- 
lichen Beziehungen, die zwischen unseren beiden Ländern bestehen, 
weiterhin erhalten bleiben und mögen sie sich zu beiderseitiger Zu- 
friedenheit und bei gegenseitigem Wohlwollen entwickeln.« 

Alle Minister waren anwesend mit Ausnahme des Kriegsmini- 
stersl, der außerhalb der Stadt weilte. Miljukow antwortete, drückte 
seine große Zufriedenheit aus und sagte, daß dies die erste formelle 
Anerkennung der neuen Regierung sei. Dies werde in höchstem 
Maße anerkannt und von großer moralischer Wirkung sein usw. In- 
zwischen habe ich erfahren, daB der britische und französische Bot- 
schafter die Regierung in einer Note, die um 3 Uhr nachmittags ins 
Außenministerium geschickt wurde, ebenfalls anerkannt haben, aber 


1 Alexander Gutschkow. 
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ich hatte diese Anerkennung bereits vorher in einer Unterredung mit 
Miljukow um 11 Uhr vormittags ausgesprochen. Francis 
[Papers relating to the Foreign Relations oftbe United States, 1917, $. 1211] 


[h] Bo/schaft von Lloyd George an den Fürsten Lwow 


Mit dem Gefühl der größten Befriedigung haben die Völker Groß- 
britanniens und der Britischen Dominien über See erfahren, daß ihr 
großer Verbündeter Rußland jetzt mit den Nationen, welche ihre 
staatliche Ordnung auf eine verantwortliche Regierung stützen, in 
einer Reihe steht. 

So sehr wir die loyale und feste Zusammenarbeit mit dem letzten 
Kaiser und den Armeen Rußlands während der letzten zweieinhalb 
Jahre begrüßt haben, so glaube ich doch, daß die Revolution, durch 
welche das russische Volk sein Schicksal auf den sicheren Boden der 
Freiheit gegründet hat, den größten Dienst darstellt, den es den Völ- 
kern der Alliierten seit dem August 1914 erwiesen hat. 

Es bestätigt sich die fundamentale Wahrheit, daß dieser Krieg im 
Grunde ein Kampf für Volksregierung und für die Freiheit ist. Es 
zeigt sich, daß während des ganzen Krieges das Prinzip der Freiheit, 
der einzige sichere Garant für den Frieden in der Welt, bereits einen 
weithin widerhallenden Sieg errungen hat. Dies ist ein sicheres An- 
zeichen dafür, daß die preußische Militärautokratie, die den Krieg 
begonnen hat und noch immer das einzige Hindernis für den Frieden 
darstellt, über kurz oder lang sich zugrunde richten wird. 

Freiheit ist die Vorbedingung für den Frieden, und ich zweifle 
nicht daran, daß als Ergebnis der Errichtung einer stabilen konsti- 
tutionellen Regierung innerhalb seiner Grenzen das russische Volk 
in seinem Entschluß bestärkt werden wird, diesen Krieg weiterzu- 
führen, bis der letzte Hort der Tyrannei auf dem europäischen Kon- 
tinent vernichtet ist und die freien Völker aller Länder sich vereini- 
gen können, um für sich und für ihre Kinder den Segen der Brüder- 
lichkeit und des Friedens zu sichern. 


[The Times vom (10.) 23. März 1917] 


[i] Paleologue über den Besuch von Albert Thomas in Petersburg 


Sonntag, (9.) 22. April 1917 
Heute nacht um elf Uhr trifft Albert Thomas! mit einem großen Ge- 
folge von Offizieren und Schreibern am Finnländischen Bahnhof ein. 


1 Albert Thomas, der französische Sozialistenführer, war Minister für Bewaffnung und Munition. 
Er überbrachte Paltologue das Abberufungsschreiben und versuchte, vor allem mit Kerenskij in 
Füblung zu kommen und seine Stellung zu stärken. Auf scinen Einfluß ist die Note Miljukows zu- 
sückzuführen, die zur Umbildung der Regierung und einem Ruck nach links führte. Nur in einer 
Linksregierung glaubten die französischen Sozialisten einen sicheren Garanten dafür zu haben, daß 
Rußland im Kriege blieb. 
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Demselben Zuge entsteigen etwa zwanzig bekannte Verbannte, 
die aus Frankreich, England und der Schweiz kommen!. Daher 
ist der Bahnhof mit roten Fahnen geschmückt. Eine dichte Volks- 
menge drängt sich an allen Zufahrten. Zahlreiche Abordnun- 
gen, die rote Banner tragen, sind beim Ausgang der Halle versam- 
melt... Sowie der Zug erscheint, bricht dröhnender Beifall los... . 
Miljukow, Tereschtschenko und Konowalow sind mit mir zum Emp- 
fang der französischen Abordnung erschienen. Nach den offiziellen 
Begrüßungen führe ich Albert Thomas unter allgemeiner Huldigung 
zu meinem Wagen. Dieser, von alledem, was er im Monat Mai 1916 
sah, so verschiedene Anblick packt ihn bei seiner revolutionären 
Fiber. Er sieht mit blitzenden Augen um sich. Mehrmals sagt er: 
»Aber das ist ja die Revolution in ihrer ganzen Größe, in ihrer gan- 
zen Schönheit!«... 

Sonnabend, (15.) 28. April 1917 

... Wie es mir Miljukow vorgestern voraussagte, haben die fran- 
zösischen Sozialisten, Albert Thomas an der Spitze, hier schöne Sa- 
chen angestellt! 

Über die beleidigende Kälte, in welcher der Sowjet ihnen gegen- 
über verharrt, aus der Fassung gebracht, glauben sie, ihn durch Ge- 
fälligkeiten, Verbeugungen, Schmeicheleien zu ködern... 

Donnerstag, (zo. April) 3. Mai 1917 

... Unter dem Druck des Sowjets, Kerenskijs und leider auch Al- 
bert Thomas’ hat sich Miljukow entschlossen, den alliierten Regie- 
rungen den am 9. April veröffentlichten Erlaß zur Kenntnis zu brin- 
gen [vgl.Dok.61a]... Ich habe den ganzen Tag über den beklagens- 
werten Irrtum nachgedacht, den Albert Thomas begeht, wenn er 
Kerenskij gegen Miljukow unterstützt... 


[Maurice Palöologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, S. 470f., 481, 491.) 


154] Provisorische Regierung und Armee 


[a] Befehl Nr. 2 


5. (18.) März 1917 
An die Streitkräfte des Petersburger Bezirkes, an alle Soldaten der 
Garde, der Armee, der Artillerie und der Flotte zur genauen Beach- 
tung; an die Arbeiter von Petrograd zur Kenntnisnahme. 

Zur Erläuterung und Ergänzung des Befehls Nr. ı [vgl. Dok. 48] 
hat das Vollzugskomitee des Rates der Arbeiter- und Soldatendepu- 
tierten beschlossen: 

1. Der Befehl Nr. ı des Rates der Arbeiterdeputierten machte 
allen Kompanien, Bataillonen und anderen Truppenteilen den Vor- 

1 Ein weiterer Schub von Heimkebrerm, vgl. Dok. Nr. 58 
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schlag, für jede Einheit verantwortliche Komitees (der Kompanie, des 
Bataillons usw.) zu wählen, aber der »Befehl«machtenicht zur Pflicht, 
daß diese Komitees Offiziere für jeden Truppenteil wählten. Diese 
Komitees sollten gewählt werden, damit die Soldaten der Petro- 
grader Garnison organisiert seien und durch die Vertreter der Komi- 
tees am allgemeinpolitischen Leben des Landes teilnehmen und vor 
allem den Rat der Arbeiter- und Soldatendeputierten von ihrer Auf- 
fassung über die Notwendigkeit, diese oder jene Maßnahme zu er- 
greifen, unterrichten. Die Komitees sollten außerdem die allgemeinen 
Sorgen jeder Kompanie oder eines anderen Truppenteiles sich zu 
eigen machen. 


Die Frage danach, in welchem Umfange die Interessen der militä- f 


rischen Organisationen mit dem Recht der Soldaten, ihre Vorgesetz- ' 


ten zu wählen, vereinbar seien, wurde zur Überprüfung und Beratung 


einer speziellen Kommission zugewiesen. 

2. Jede bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt vorgenommene Wahl 
von Offizieren, die von der militärischen Führung bestätigt worden 
ist oder ihr zur Bestätigung vorliegt, soll in Kraft bleiben. 


Bis zu dem Zeitpunkt, da die Frage der gewählten Vorgesetzten 


endgültig ist, erkennt der Rat den Komitees der einzelnen Truppen- 
teile das Recht des Einspruchs gegen die Ernennung des einen oder 
anderen Offiziers zu; Einsprüche dieser Art sollen dem Vollzugs- 
komitee des Rates der Arbeiterdeputierten zugesandt werden; von 
dort aus werden sie der Militärkommission vorgelegt, in der neben 
anderen gesellschaftlichen Organisationen auch der Rat der Arbeiter- 
und Soldatendeputierten durch seine Vertreter mitarbeitet. 

3. Im Befehl Nr. ı ist die Bedeutung des Rates der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten als Institution bezeichnet, der alle politischen 


Kundgebungen der Petrograder Soldaten leitet. Diesern von ihnen | 


gewählten Organ haben sich die Soldaten in ihrem gesellschaftlichen 


und politischen Leben unterzuordnen. 

Was die militärische Gewalt angeht, so haben die Soldaten sich 
allen Befehlen der militärischen Vorgesetzten unterzuordnen, soweit 
sie den Militärdienst betreffen. 

4. Um die Gefahr einer bewaffneten Konterrevolution zu vermei- 
den, hat der Rat der Arbeiter- und Soldatendeputierten die Forde- 
rung erhoben, die Petersburger Garnison, welche Rußland die poli- 
tische Freiheit erkämpft hat, nicht aufzulösen. 

Auch die Provisorische Regierung hat die Pflicht übernommen, 
eine solche Auflösung nicht zuzulassen, worüber sie in ihrer Deklara- 
tion spricht. 

In Übereinstimmung mit dieser Regierungsdeklaration sind die 
Kompanie- und Bataillonskomitees gehalten, darauf zu achten, daß 
den Petrograder Soldaten nicht ihre Waflen weggenommen werden; 
dies war auch im Befehl Nr. ı gesagt. 

5. Das Vollzugskomitee bekräftigt die in den Paragraphen 6 und 7 
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des Befehls Nr. ı erhobenen Forderungen, von denen einige in- 
zwischen von der Provisorischen Regierung erfüllt worden sind. 
Dieser Befehl ist in allen Kompanien, Bataillonen, Regimentern, 
Schwadronen, Batterien und anderen Kommandoeinheiten an der 
Front und im Hinterland zu verlesen. 
Das Vollzugskomitee des Petrograder Rates 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten. 
[A. Kerensky -R. P. Browder, The Russian Provisional Government 1917, Bd. II, S. 852£.] 


[b] Befebl des Kriegsministers 


Ich befehle: 

1. Die Abschaffung der Bezeichnung »Mannschaften« und die Er- 
setzung derselben durch die Bezeichnung »Soldaten«. 

2. Die Abschaffung des Gebrauchs von Ehrenbezeichnungen! in 
der Anrede und die Ersetzung derselben durch die Anrede: »Herr 
General, Herr Oberst, Herr Hauptmann usw.« 

3. Den Gebrauch der zweiten Person des Plurals bei der Anrede an 
alle Soldaten im Dienst und außerhalb des Dienstes?. 

4. Die Abschaffung aller Einschränkungen für die »Mannschaften« 
wie Rauchverbot auf der Straße und auf öffentlichen Plätzen, Besuch 
von Klubs und Meetings, Benützung der Straßenbahnen?, Mitglied- 
schaft in allen Vereinigungen und Gesellschaften mit politischer Ziel- 
setzung usw. 

Ich beauftrage die Zentralverwaltung des Generalstabes, sobald 
als möglich die entsprechenden Artikel des Militärreglements mit 
diesem Befehl in Einklang zu bringen. Ich beauftrage die gleiche 
Verwaltung, alle Fragen und Mißverständnisse, die sich mit dem In- 
krafttreten dieses Befehls ergeben könnten, zu klären. 

Dieser Befehl soll in allen Kompanien, Schwadronen, Kosaken- 
einheiten, Batterien und in allen’ kämpfenden und nichtkämpfenden 
Militäreinheiten verlesen werden. 

5. (18.) März 1917 A. Gutschkow, Kriegsminister 
(Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 2, 7. (z0.) März 1917, S. ı] 


[ec] Telepbongespräch General Alexejews mit Fürst Lwow und Gutschkow 


6. (19.) März 1917 abends 

[Lwow:] Erlauben Sie, daß ich Ihnen über die allgemeine Lage im 
Inneren des Reiches berichte. In den Hauptstädten ist es ruhig ge- 
worden, die Ordnung unter der Bevölkerung und den Truppen hat 

8 »Euer Wohlgeborene, »Euer Hochwoblgeboren« usw.; es gab eine schr streng eingebaltene 
Staflelung dieser Anreden, 

® Mannschaftsdienstgrade wurden von den Ofkizieren geduzt. 

® Soldaten durften nur auf der Plattform stehen, nicht im Wageninseren Platz nehmen. 
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sich gefestigt. Aus den anderen Städten des Reiches treffen beruhi- 
gende Nachrichten ein. Die in den Hauptstädten [Petrograd und 
Moskau] vorgefallenen Ereignisse haben die übrigen Städte vor 
schweren Unruhen bewahrt. Alle Ihre Telegramme, die von einem 
drohenden Umsichgreifen revolutionärer Tendenzen in der Armee 
berichten, haben folgende Entscheidungen der Provisorischen Re- 
gierung bewirkt: Heute nacht fahren offizielle Deputierte der Duma 
an alle Fronten, gestern sind offizielle Verlautbarungen der Proviso- 
rischen Regierung an die Zivilbevölkerung gedruckt worden, heute 
wird ein solcher Aufruf an die Truppen gedruckt. Ich bitte zu be- 
denken, daß es unmöglich war, eine solche stürmische Entwicklung 
aufzuhalten, daß vielmehr die Ereignisse uns tragen und nicht wir sie 
leiten... 

Hier erhebt sich eine sehr schwierige Frage — der Großfürst [Niko- 
laj Nikolajewitsch; vgl. Dok. 50] wünscht unter Beibehaltung der 
Statthalterschaft im Kaukasus zugleich Höchstkommandierender zu 
sein. Mehr als eine Woche versuche ich mit allen Kräften, die Dinge 
zu seinen Gunsten zu wenden. Die Mehrheit der Provisorischen Re- 
gierung hält seine Anerkennung als Höchstkommandierender für schr 
wichtig. Die Frage der Statthalterschaft entfällt vollständig, die 
Frage des Höchstkommandos ist ebenso riskant wie die einstige Lage 
von Michail Alexandrowitsch. Es ist der allgemeine Wunsch, daß der 
Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch angesichts der drohenden Situa- 
tion die Haltung gegenüber dem Hause Romanow in Betracht zieht 
und selbst auf das Höchstkommando verzichtet. Es ist der all- 
gemeine Wunsch, daß Sie das Höchstkommando übernehmen und 
damit die Gefahr neuer Unruhen verhindern. Das Mißtrauen gegen 
die Provisorische Regierung in dieser Frage ist so groß, daß keinerlei 
Zusicherungen genügen. Angesichts der allgemeinen Lage des Lan- 
des halte ich einen solchen Ausweg [den freiwilligen Verzicht Niko- 
lajs] für unvermeidlich, habe aber dem Großfürsten darüber noch 
nichts mitgeteilt, ehe ich nicht mit Ihnen gesprochen habe. Bis zum 
heutigen Tage habe ich ihn als den Höchstkommandierenden an- 
gesehen ... 

[Alexejew:] . . . Zur Wiederherstellung der Ordnung in der 
Armee brauchen wir die moralische Unterstützung der Regierung 
in Form ihres Appells, daß für Rußland, für sein Wohl und die 
Erringung des Sieges die Armee diszipliniert sein muß, daß in aus- 
nahmslos allen Truppenteilen strenge Ordnung und Unterordnung 
unter ihre Führer, die von der Provisorischen Regierung bestimmt 
sind, eingehalten werden muß. Für uns wird dies das moralische 
Mittel sein, mit dessen Hilfe die Kommandeure die Möglichkeit 
haben, den Leuten klarzumachen, was die Heimat und ihre neue Re- 
gierung von ihnen erwartet... Ich gehe zu der delikatesten Frage 
über. Der Charakter des Großfürsten [Nikolaj Nikolajewitsch] ist so, 
daß, wenn er einmal erklärt hat, sich auf die Seite der neuen Ord- 
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nung zu stellen, er in dieser Beziehung keinen Schritt zurückweichen 
und die übernommene Aufgabe durchführen wird. Unzweifelhaft 
glaube ich, daß er für die Provisorische Regierung ein willkommener 
Höchstkommandierender istund eine Autoritätinder Armee darstellt, 
die bereits von seiner Ernennung weiß und Befehle und Mitteilun- 
gen von ihm erhält... Ich kann nur nochmals wiederholen, daß er 
für die Provisorische Regierung ein Helfer und kein Gegner sein 
wird... 

[Lwow:].... Ich bitte Sie zu glauben, daß es hier nicht um unser 
Vertrauen oder Mißtrauen Nikolaj Nikolajewitsch gegenüber geht, 
sondern um etwas ganz anderes. Alle Ihre Mitteilungen wären einen 
Monat früher entscheidend gewesen, aber die Dinge stehen jetzt 
anders. Es ist bereits ein Jahr her, seit die Beziehungen zwischen ' 
Hinterland und Armee sich verändert haben, und das Schicksal unse- 
rer großen Aufgabe hängt jetzt mehr vom Hinterland als von der 
Armee ab; jetzt, da sich der ungeheure Umschwung vollzogen hat, 
dessen Ausmaße niemand erwartete, entscheidet sich im Hinterland 
alles: die Ereignisse werden von der Psychologie der Massen, nicht 
vom Willen der Regierung bestimmt. Wir glauben, daß die Entfer- 
nung des Großfürsten in dieser oder jener Form nicht den vollstän- 
digen Zusammenbruch bedeuten wird, aber seine Ernennung kann 
einen solchen Eindruck im Hinterland machen, daß dadurch das 
Schicksal der Armee und unserer Angelegenheiten entschieden wird. 
Denken Sie daran, daß der edle Entschluß des Großfürsten Michail 
Alexandrowitsch [dem Thron zu entsagen] ihm die Sympathien der 
breiten Massen eingetragen hat und für die Zukunft neue Horizonte 
eröffnet und ihn und uns vor einem neuen Sturm bewahrt hat. Indem 
wir daran denken, glauben wir nicht an ein Risiko und möchten mei- 
nen, daß der beste Ausweg ein ebenso großherziger Akt von seiten 
des Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch wäre. ... Es wäre dies der 
erste Schritt von seiner Seite, uns zu helfen, die neue Ordnung zu 
festigen, und würde seine Popularität noch steigern ... 

[Gutschkow:] ... Die Ereignisse rollen mit einer solchen Ge- 
schwindigkeit ab, daß diese Ernennung [des Großfürsten] jetzt das 
gefährliche Mißtrauen gegen eine Konterrevolution verstärkt, und 
dieses Mißtrauen ist das gefährlichste Element und versetzt die Mas- 
sen in Kampfstimmung. Ich persönlich bin der Überzeugung, daß 
der Großfürst der neuen Ordnung loyal gegenübersteht, aber ich 
- halte es für absolut notwendig, daß der Großfürst zu Ihren Gunsten 
dem Höchstkommando entsagt ... 


[Krasnyj Archiv, Bd. 2z, 1927, S. 59f.] 
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[d] Die Absetzung des Höchstkommandierenden Nikolaj Nikolajewitsch 


Die »Times« berichtet aus Petersburg: Die Provisorische Regierung 
hat sich genötigt gesehen, den revolutionären Empfindungen Kon- 
zessionen zu machen. Der Zar hatte in der Akte, mit der er den 
Thronverzicht aussprach, gleichzeitig den Großfürsten Nikolaj 
[Nikolajewitsch] zum Oberbefehlshaber ernannt. Trotz der Popula- 
rität des Großfürsten Nikolaj sah sich die Provisorische Regierung 
genötigt, der nicht wohlwollenden Propaganda ein Ende zu machen 
und die Ernennung zu annullieren und gleichzeitig zu verfügen, daß 
alle Mitglieder des Hauses Romanow vom obersten Heeresbefehl aus- 
geschlossen werden. 


[Frankfurter Zeitung vom (7.) zo. März 1917] 


[e] Briefwechsel zwischen dem Kriegsminister A.T. Gutschkow und dem 
Höchst kommandierenden M. W. Alexejew 


Geheim, persönlich zuzustellen 9. (22.) März 1917 


Lieber Michail Wassiljewitsch: — 

Wir müssen beide die gegenwärtige Lage der Dinge verstehen, 
wobei wir nur mit der strengen Realität rechnen und alle Illusionen 
beiseite lassen. Nur wenn wir zu einem solchen gemeinsamen Stand- 
punkt gelangen, kann es uns vielleicht gelingen, einige praktische 
Maßnahmen zur Rettung der Armee und des Staates zu ergreifen. In 
allen operativen Plänen, die wir in Gemeinschaft mit den alliierten 
Armeen vorbereiten, müssen wir von der Grundlage der tatsächlich 
gegebenen Bedingungen ausgehen. Wollen Sie bitte glauben, daß es 
sich mit der gegenwärtigen Situation wie folgt verhält: 

1. Die Provisorische Regierung hat keine wirkliche Streitmacht 
zu ihrer Verfügung, und ihre Anweisungen werden nur in dem Maß 
ausgeführt, wie es der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
zuläßt, der die wichtigsten Elemente der wirklichen Macht, Truppen, 
Eisenbahnen, Post- und Telegraphenverbindung, auf seiner Seite hat. 
Man kann geradezu sagen, daß die Provisorische Regierung nur so 
lange existiert, als es der Sowjet erlaubt. Besonders auf militärischem 
Gebiet lassen sich jetzt nur solche Befehle erteilen, die nicht in strik- 
tem Widerspruch mit den Anordnungen des oben erwähnten So- 
wjets stehen. 

2. Die Demoralisation der Reserveeinheiten der Provinzen im 
Inneren des Reiches hat begonnen und schreitet weiter fort. Die Re- 
kruten dieser Einheiten können daher auf lange Zeit hinaus (ich ver- 
mute nicht unter drei oder vier Monaten) nicht zur Verstärkung der 
Armee herangezogen werden. Die Reserveeinheiten besitzen hierfür 
nicht genügend moralisches und militärisches Training. Es kann daher 
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keine Rede davon sein, der Armee während der nächsten Monate 
eine nennenswerte Verstärkung zuzuführen, 

3. Genauso aussichtslos ist das Problem, die Armee mit Pferden 
zu versorgen. Die Requisitionen von Pferden in den Bezirken, so- 
wohl jene, die bereits begonnen haben, als auch jene, die geplant 
sind, mußten eingestellt werden und können erst dann wieder auf- 
genommen werden, wenn sich die Nachschub- und Transportbedin- 
gungen derart gebessert haben, daß jede Beunruhigung unter der 
Bevölkerung vermieden und die rechtzeitige Aussaat nicht gestört 
wird, besonders da eine Mobilisierung von Pferden angesichts der 
gegenwärtigen Transportbedingungen und des Futtermangels nur 
zu einer sinnlosen Hinopferung der Pferde an den Mobilisierungs- 
orten führen würde, 

4. Die unter Punkt 2 und 3 ausgeführten Umstände machen die 
Aufstellung neuer Artillerie und anderer Formationen innerhalb der 
festgesetzten Zeit unmöglich. 

Die Einzelheiten der gegenwärtigen Situation werden Ihnen durch 
die Obersten Satterup und Fürst Tumanow mitgeteilt, die von mir 
entsandt sind und genau über den gegenwärtigen Stand der Armee- 
verstärkung und die Einzelheiten der Lage in Petrograd Bescheid 
wissen, weil beide Stabsoffiziere von den ersten Tagen der Revolu- 
tion an in der Reichsduma engen Kontakt sowohl mit den Mitglie- 
dern der Provisorischen Regierung als auch mit dem Sowjet der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten hatten. Wollen Sie bitte meine 
größte Hochachtung und Ergebenheit entgegennehmen. 

A. Gutschkow, 
Amtierender Höchstkommandierender, Hauptquartier 


Geheim, Kopie 12. (25.) März1917 


Lieber Alexander Iwanowitsch: — 

Ich habe Ihren Brief Nr. 33 vom 9. (22.) März erhalten. Ich muß 
Sie meinerseits davon informieren, daß die materielle Situation der 
Heere im Felde schlechter geworden ist, weil trotz meiner in Sewasto- 
pol ausgesprochenen Bedenken im Januar mit großen organisatori- 
schen Veränderungen begonnen wurde. Alle Infanterieregimenter 
werden auf einer Drei-Bataillonenbasis organisiert, und aus den be- 
reits bestehenden Infanteriedivisionen werden sechzig neue gebildet. 
Da kein Zuzug von Verstärkungen und Pferden stattfindet, sieht 
sich ein großer Teil der Divisionen, sowohl der alten wie auch der 
neuen, in der hochwichtigen Frühjahrsperiode nicht auf ihre volle 
Stärke gebracht und einem Mangel an Gepäckzügen ausgesetzt. Es 
ist klar, daß alle Neubildungen von Infanterieeinheiten ohne Artille- 
rie die Anzahl der Kanonen auf je tausend Soldaten ständig verrin- 
gern, während dieses Verhältnis auf seiten des Feindes im Wachsen 
ist. Wir werden die Anzahl der Maschinengewehre kaum auf acht 
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pro Regiment bringen können, und das noch ohne richtige Aus- 
rüstung. Es scheint jetzt so zu sein, daß wir nicht einmal die vor- 
geschriebene Anzahl von Gewehren erhalten werden. Ein Teil der 
Truppen, besonders an der rumänischen Front, wird daher un- 
bewaffnet bleiben, ganz zu schweigen von der Tatsache, daß wir 
überhaupt über keinen Gewehrvorrat im Fall unvermeidlicher Ver- 
luste in der Schlacht verfügen. Vielleicht werden wir uns wieder in 
der hofinungslos schwierigen Situation von 1915 befinden. Die 
moralische Verfassung der Armee ist noch immer ungewiß, was eine 
Folge der bisherigen Ereignisse ist, die von den Offizieren und Sol- 
daten noch nicht geistig verarbeitet worden sind, aber auch der Ver- 
breitung von Ideen, die eine seit Generationen bestehende militä- 
rische Ordnung unterhöhlen. Gebe Gott, daß die Armee mehr oder 
minder erfolgreich aus dieser ernsten Krise hervorgehe. Wir müssen 
aber zumindest zeitweilig mit einem Absinken der Kampfkraft der 
Armee rechnen, was beim allgemeinen Verlauf der Dinge für Ruß- 
land höchst gefährlich ist, Denn natürlich wird der gutunterrichtete 
Feind diesen Umstand zu schätzen wissen und unsere Schwäche dazu 
ausnützen, um uns einen vernichtenden Schlag zu versetzen. Es läßt 
sich nicht sagen, wer in der allgemeinen Meinung der Armee dann 
für die Niederlage verantwortlich gemacht werden wird. 

Was die »operativen Pläne« betrifft, die von mir in Zusammen- 
arbeit mit den Alliierten Heeren vorbereitet wurden, so ist es jetzt 
für eine Diskussion darüber bereits zu spät, weil die Beschlüsse auf 
der Konferenz vom Februar 1917 gefaßt wurden. Auf diesen Kon- 
ferenzen nahmen wir definitive Verpflichtungen auf uns, und jetzt 
handelt es sich darum, wie man diese Verpflichtungen aufschieben 
oder gänzlich umgehen kann, ohne in den Augen der Alliierten im 
mindesten an Ansehen zu verlieren. 

Diese Verpflichtungen sind folgende: Die russischen Heere unter- 
nehmen es, den Feind nicht später als drei Wochen nach Beginn der 
alliierten Offensive entscheidend anzugreifen. Wir mußten bereits er- 
klären, daß aktive Operationen nicht eher als in den ersten Maitagen 
beginnen können, infolge der organisatorischen Vorbereitungen und 
des Zusammenbruchs des Transportes und der Reserven. 

Die in Ihrem Brief mitgeteilten Tatsachen weisen darauf hin, daß 
wir nicht einmal diese veränderte Verpflichtung erfüllen können. Es 
ist gar nicht daran zu denken, irgendeine großangelegte Operation 
ohne Verstärkung zu beginnen. Wir müssen den Alliierten mitteilen, 
daß sie auf uns nicht vor Juli zählen können, was mit glaubhaften 
Ausreden erklärt werden muß. Ich werde das tun, kann aber nicht 
die Verantwortung für die Folgen übernehmen, die durch unsere 
Ablehnung, übernommene Verpflichtungen zu erfüllen, entstehen 
werden. Wir sind materiell und finanziell derart von den Alliierten 
abhängig, daß eine Verweigerung aliiierter Hilfe unsere jetzigen 
Schwierigkeiten noch mehr vergrößert. 
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Ich glaube, daß die Provisorische Regierung sich um den Ab- 
schluß eines entsprechenden Abkommens bemühen muß. 

Die Macht der Umstände führt uns zu dem Schluß, daß unsere 
Armcen während der nächsten vier Monate passiv bleiben müssen 
und keine Operationen von entscheidendem und umfangreichem 
Charakter unternehmen können. 

Aber im Krieg muß man nicht nur mit seinen eigenen Wünschen, 
sondern auch mit dem Willen des Feindes rechnen. Wenn der Feind 
uns angreift, müssen wir einen zähen und langwierigen Kampf füh- 
ren, um einer Niederlage zu entgehen, die sowohl für die Armee als 
auch für Rußland fatale Folgen haben würde. 

Diesem Umstand muß von der Regierung Rechnung getragen 
werden, was immer auch »die wirklichen Bedingungen der gegen- 
wärtigen Situation« sein mögen. Verteidigungskämpfe sind von 
großen menschlichen und materiellen Verlusten und dern Verbrauch 
von Munition begleitet. Ohne Verstärkungen, ohne einen frischen 
Nachschub von Kanonen, Kugeln und Granaten können wir keinen 
Kampf bestehen, in den wir vom Feinde gegen unseren Willen ver- 
wickelt werden. Einige Maßnahmen erweisen sich als unmittelbar 
notwendig. Wenn die Reserveeinheiten demoralisiert sind, müssen 
die besten Elemente ausgewählt und in die Armee geschickt werden, 
wo an Regimenter angeschlossene Sonderbataillone gebildet werden 
sollen. Obgleich die allgemeine Stimmung der Armee noch ungewiß 
ist, werden die Nähe des Feindes und die größere Anzahl von Offizie- 
ren für die moralische und militärische Vorbereitung der Verstär- 
kungen ein günstigeres Klima schaffen, als es bei den Reserveregi- 
mentern der Bezirke im Inneren besteht. Dann müssen energische 
Maßnahmen ergriffen werden, um jene zahlreichen Menschen wieder 
in den Dienst zurückzubringen, die die Reserveregimenter verlas- 
sen haben und ohne Erlaubnis nach Hause gegangen sind oder 
sich einer »friedlichen Beschäftigung« in den Städten zuwandten. 
Es ist besonders notwendig, die konfus gemachten Rekruten der 
letzten Aushebung auszusuchen, denn sie stellen das beste Kampf- 
material dar und können noch vor Demoralisation bewahrt wer- 
den. Aus diesen Rekruten lassen sich zuverlässige Einheiten her- 
stellen, die zum Teil an die Front gebracht werden können. In einem 
Wort, für die Armee müssen zumindest einige hunderttausend neue 
Rekruten sichergestellt werden, da wir sonst unsere Kader ver- 
nichten. 

Die Armee laboriert an einem besonders akuten Versorgungs- 
mangel. In Zeiten der Moralkrise wird die Versorgungsfrage beson- 
ders wichtig. Der gut versorgte Soldat sieht in der Tatsache, daß er 
gut zu essen hat, den Beweis für das Interesse seiner Vorgesetzten 
und wird der Stimme der Vernunft, die ihn zur Ordnung und Folg- 
samkeit ruft, zur Bewahrung der moralischen Kraft von Kompanie 
und Regiment, bereitwilliger Gehör schenken. Im Augenblick sind 
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wir aus der Ernährungskrise noch nicht heraus, sondern leben von 
der Hand in den Mund. 
Mit der Versicherung meiner Hochachtung und Ergebenheit 
Mich, Alexejew 
Unterschrift bestätigt von Oberstleutnant Tichobrasow 
vom Generalstab 


[Chambkerlin, Die Russische Revolution, Bd. I, 5. 4031.) 


[fJ Bericht aus Petersburg 


London, (11.) 24. März. (W.B.) Der Korrespondent der »Times« 
meldet aus Petersburg: Seit gestern hat sich die Lage in Petersburg 
beträchtlich gebessert. Der Korrespondent besuchte im Laufe des 
Nachmittags Gutschkow im Kriegsministerium. Aus seinen Worten 
war zu entnehmen, daß es bei den Verhandlungen zwischen der 
Regierung und dem Komitee der Arbeiter- und Soldatenabgeordne- 
ten eine schwierige, verantwortungsvolle Aufgabe sei, zu einem 
Vergleich zu kommen, durch den sowohl die Ordnung in der Stadt 
wiederhergestellt als auch die Disziplin unter den Truppen gewahrt 
wird. Der Vertreter der Duma, General Potapow, wußte das Ver 
trauen des Komitees der Arbeiter- und Soldaten-Abgeordneten zı 
erwerben. Seinem Einfluß ist es zu danken, daß das Komitee schließ- 
lich zustimmte, einen Aufruf an die Armeen an der Front zu erlassen, 
in welchem Offiziere und Mannschaften aufgefordert werden, Schul- 
ter an Schulter dem gemeinsamen Feinde Widerstand zu leisten. Das 
Exekutivkomitee dieser Abgeordneten, das eine Proklamation zu- 
nächst mit Gutschkow aufsetzte, teilte den Armeen an der Front zu- 
gleich mit, daß sich die Befehle über die Disziplin und Organisation 
der Truppen nur auf die Petersburger Garnison bezögen. Die Kom- 
missare der Duma reisten zu den verschiedenen Armeen an die Front 
ab. Man kann erwarten, daß mit ihrer Hilfe die bewaffnete Macht 
Rußlands keine Schwächung erfährt. Der Ministerpräsident Fürst 
Lwow teilte gestern russischen Journalisten mit, daß mit Ausnahme 
einiger Exzesse an der nördlichen Front sich alle Armeen loyal ver- 
halten hätten und fester als je entschlossen seien, den Deutschen 
einen entscheidenden Schlag zu versetzen. Der Korrespondent 
wohnte gestern einer Versammlung von Matrosen im Marinemini- 
sterium bei, bei der auch zahlreiche Offiziere anwesend waren. Aus 
den gehaltenen Reden sprach Begeisterung und Treue gegenüber 
der neuen Regierung. 


[Frankfurter Zeitung vom (11.) 24. März 1917] 
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[g] General Lukomskij an den Oberkommandierenden der VIII. Armee, 
General Kaledin, vom 20. März (2. April) 1917 


Geheim. Persönlich. 


... Das Leben selbst verlangte die Bildung der neuen Regierung, 
welche die Ruhe wiederherstellen konnte, aber dazu war die Mithilfe 
der organisierten Massen notwendig, und als solche erwiesen sich 
die Arbeiter, die sich am frühesten zu organisieren verstanden hatten. 

Die Macht ging in die Hände der Arbeiter über, denen sich auch 
die Vertreter der revolutionären Truppen anschlossen, und so ent- 
stand der Verband [gemeint: der Sowjet] der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten, auf den nach Anschluß der Rüstungswerke, aller Eisen- 
bahnen, der Post und des Telegraphs die faktische Macht im Land 
überging. 

Gleichzeitig mit der Entstehung des Verbandes der Arbeiter- 
deputierten wurde das Exekutivkomitee der Reichsduma geschaffen, 
das eine Provisorische Regierung ernannte, welche sich nicht mit 
dem oben genannten Verband der Arbeiterdeputierten überwerfen 
konnte, da sie in der ersten Zeit ihres Bestehens keinerlei Kräfte in 
der Hand hatte, auf die sie sich hätte stützen können; sie war daher 
durch den Verlauf der Dinge selbst dem Verband der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten zwar nicht unterstellt, aber von ihm abhängig. 

Auch im gegenwärtigen Augenblick wäre eine offene Opposition 
oder die Ergreifung irgendwelcher Maßnahmen gegen den Verband 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten völlig absurd, und die Pro- 
visorische Regierung muß ihre Entscheidungen dem gegenwärtigen 
Augenblick anpassen. 

Unzweifelhaft können die Maßnahmen der Provisorischen Regie- 
rung hinsichtlich der gegenseitigen Beziehungen zwischen Offizieren 
und Soldaten, die so schwer in die ewigen Gesetze des inneren Lebens 
der Armee eingreifen, nicht ohne böse Folgen auf diese sein. 

Die Aufgabe des gegenwärtigen Augenblicks besteht darin, daß 
dieser Krankheitsprozeß in der Armee ruhig abläuft, ohne gewalt- 
same Eingriffe und in Übereinstimmung mit dem neuen staatlichen 
Regime. 

Sehr zweckmäßig auch im Sinne des richtigen Verständnisses und 
der Aufklärung über den gegenwärtigen Augenblick des staatlichen 
Lebens wäre die Organisierung besonderer Komitees aus gewählten 
Offizieren und Soldaten, in denen die Offiziere den nötigen Kontakt 
mit den Soldatenmassen in Gestalt von deren gewählten Vertretern 
aufnehmen, sich nicht scheuen, gemeinsam über die in diesem Augen- 
blick notwendige Disziplin zu beraten, und dadurch auf natürlichem 
Wege Einfluß auf die Soldaten gewinnen und in vollem Umfange 
die Kraft ihrer moralischen, geistigen und rein militärischen Autori- 
tät zur Geltung bringen. 
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In der gegenwärtigen Übergangszeit, angesichts der bevorstehen- 
den Operationen und des unruhigen Hinterlandes, irgendwelche 
gegen die Provisorische Regierung gerichtete Parolen zu verbreiten, 
wäre ein Akt politischen Wahnsinns und würde lediglich zeigen, daß 
die Lage, wie sie jetzt im Lande gegeben ist, unklar bleibt. 

Alle scharfen Maßnahmen und Forderungen können in der gegen- 
wärtigen Zeit alles vernichten und lediglich einen blutigen Bürger- 
krieg und als Folge die Unterwerfung durch Deutschland bewirken. 

Jetzt muß sehr vorsichtig zu Werke gegangen und die Armee 
durch moralischen Einfluß beruhigt werden. Nur dadurch kann sie 
und mit ihr die Ehre und die Zukunft Rußlands gerettet werden. 

Besonders schwer haben es jetzt die Kommandeure; aber es ist not- 
wendig, durch eine Reihe von klugen Maßnahmen jetzt das Ver- 
trauen der Soldaten zu den Offizieren wiederherzustellen und ent- 
schlossen an die Festigung der neuen Ordnung zu gehen. Wenn das 
Gewitter sich verzogen hat, dann wird es natürlich notwendig sein, 
Maßnahmen zur Festigung der Disziplin in der Armee zu ergreifen, 
aber jetzt muß alle Kraft aufgewandt werden, damit die Armee die 
schwere Krankheit überwindet und nicht gänzlich zerfällt. 

Die Provisorische Regierung und insbesondere der Kriegsminister 
[Gutschkow] verstehen die Situation ausgezeichnet und tun, wenn 
sie in das innere Leben der Armee eingreifen, lediglich das, was jetzt 
unausweichlich ist... 


[Krasny] Archiv, Bd. 35, 1929, S. zt4£.] 


[bh] Der Kommandierende General der Fünften Armee, Dragomirow, an den 
Kommandierenden General der Nordfront, Russkij 


29. März (11. April) 1917 Nr. 2606 Geheim 
Lieber Nikolai Wladimirowitsch: - 

Die allgemeine Stimmung in der Armee wird mit jedem Tag ge- 
spannter. Eine gewisse Beruhigung, die in den ersten Tagen nach 
Einberufung einer allgemeinen Deputiertenversammlung aus allen 
Einheiten und Abteilungen der Armee eingetreten war, hat den 
Äußerungen eines ungemein gefährlichen Geistes Platz gemacht. 

Die Verhaftungen von Offizieren und Kommandierenden hören 
nicht auf. Seit kurzem kommen zu den Anklagen, daß kommandie- 
rende Offiziere Anhänger des alten Regimes seien oder sich un- 
gerecht gegenüber den Soldaten verhielten, Klagen, daß die Kom- 
mandeure die Ordnung bei den Truppenentsendungen an die Front- 
linien nicht einhielten, Leute in den sicheren Tod schickten, um Ge- 
fangene zu machen. Es gab Fälle von Weigerungen, an die Front zu 
gehen, aus dem Grund, weil das Regiment voriges Jahr zu Ostern 
in den Schützengräben war und es deshalb ungerecht wäre, wenn es 
vor Ostern wieder in die Schützengräben müßte, und andere Be- 
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schwerden der gleichen Art. Zur Illustration der von den Truppen 
erhobenen Forderungen und der unglaublichen Schwierigkeit, die 
Truppen in Zaum zu halten, füge ich den Bericht des Kommandie- 
renden der 182. Infanteriedivision, General Popows, bei, aus dem 
hervorgeht, daß die Soldaten sich bereits in Fragen der Truppen- 
verteilungen an die Front und für die Reserven einzumischen begin- 
nen und den Erklärungen und Argumenten ihrer Kommandeure nur 
sehr widerwillig Gehör schenken. 

Drei Tage hintereinander kamen zu mir Regimenter, die in der 
Reserve waren, und erklärten ihre Bereitwilligkeit, den Krieg bis 
zum Ende zu führen, erklärten sich einverstanden, überall hinzu- 
gehen und auf mein Wort hin ihr Leben für das Vaterland zu opfern. 
Aber gleichzeitig reagieren sie schr unwillig auf jeden Befehl, in die 
Schützengräben zu gehen, und es finden sich für keinerlei Kampf- 
handlungen die nötigen Freiwilligen, selbst für die einfachste Er- 
kundigungsexpedition nicht; und zwingen läßt sich niemand dazu. 
Der Kampfgeist ist gesunken. Nicht nur, daß der Soldat keine An- 
griffslust zeigt, sogar die einfache zähe Abwehr ist derart schwach 
geworden, daß der Ausgang des Krieges gefährdet ist. Alle Gedan- 
ken der Soldaten sind dem Hinterland zugewandt. Jedermann denkt 
nur daran, ob er bald für die Reserve zurückgestellt wird, und jeder 
träumt davon, nach Dwinsk (Dünaburg) zu kommen. Während der 
letzten Tage leben die Soldaten in der Vorstellung, daß sie genug ge- 
kämpft hätten und es nun an der Zeit wäre, sie abzulösen und in die 
Etappe zu schicken, während an ihre Stelle die Truppen Petrograds 
und anderer großer Städte treten sollten. 

Die Forderung nach gewählten Kommandeuren wird immer mehr 
von unbekannten Agitatoren unter den Soldaten verbreitet, und es 
sind bereits Proklamationen über das Verprügeln von Offizieren er- 
schienen. Die früheren Fälle von Generälen und Offizieren, die von 
Soldaten verhaftet wurden, endeten alle mit der Beseitigung der un- 
erwünschten Kommandierenden. Da die Soldaten nicht bestraft 
wurden, sind wir bei einem Zustand angelangt, in dem die Soldaten 
jedermann beseitigen können - sie brauchen nur Drohungen gegen 
die Person des Kommandierenden auszusprechen. Die Kommandie- 
renden haben rein physisch nicht die Möglichkeit, sich der Unter- 
stützung durch das Gesetz zu versichern, und es sieht so aus, als ob 
es noch lange dauern würde, bis die Kriegsgerichte wieder ihre völlig 
verlorene Autorität erlangen können. 

Natürlich sahen wir alle voraus, was sich jetzt ereignet. Angesichts 
des Feindes war es unstatthaft, eine derartige Zwietracht in die 
Armee hineinzutragen, wie das durch sämtliche Befehle des Sowjets 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten geschehen ist. Außerdem hat 
die Politik, die alle Dienstgrade in der Armee in ihrem Banne hielt, 
ganz ungewollt das Interesse an der Front erlahmen lassen und den 
Vorgängen in Petrograd zugewandt. Die ganze Masse der Soldaten 
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versteift sich auf einen einzigen Wunsch: den Krieg zu beenden und 
nach Hause zu gehen. 

Alle Kommandierenden erkennen klar, wie fatal eine solche Stim- 
mung ist, und sie konzentrieren alle ihre Energien auf die Erhaltung 
der Kampfbereitschaft. Sie bemühen sich, den Soldaten ein Beispiel 
von ihrer Entschlossenheit zu geben, den Krieg würdig zu beenden; 
doch sind diese Bemühungen bis jetzt noch ohne wirklich nützliche 
Resultate geblieben. Die Moral ist anhaltend auf einen solchen Tief- 
stand gesunken, daß die einfache Ablösung einer Fronteinheit durch 
eine andere eine riskante Operation geworden ist, weil niemand 
sicher ist, daß sich die neue Einheit nicht im letzten Moment weigert, 
in die Schützengräben zu gehen, 

[Chamberlin, Die Russische Revolution, Bd. I, 5. 406f.] 


[55] Erste Regierungsmaßnahmen 


Paris, (10.) 23. März. (Priv.-Tel.) Die Petersburger Telegraphen- 
Agentur verbreitet unterm (10.) 23. März aus Petersburg folgende 
offizielle Mitteilung, die natürlich eine einseitige Beleuchtung der 
Sachlage im Interesse der Revolutionsregierung gibt: 

... Nach approximativen Schätzungen hat tatsächlich dieser 
Staatsstreich Rußland, das ı80 Millionen Einwohner zählt, nur 
2000 Verwundete und Tote gekostet. Diese Zahl ist im Verhältnis zu 
den Opfern der durch die Geschichte bekannten Revolutionen an- 
derer Länder nur ein unbedeutender Bruchteil. Aus eben diesem 
Grunde hat Rußland oder vielmehr Petersburg, wo höchstens eine 
Woche lang Unruhen herrschten, sein normales Leben fast gänzlich 
aufgenommen, da sich jedermann sofort an die neue Regierung ge- 
wöhnte. Die Zeit, da noch der Zar und seine Trrabanten das Land be- 
drängten, erscheint nur noch als ein im Lichte der politischen Frei- 
heit verschwindendes Alpdrücken. 

Rußland kostet diese Freiheit um so ausgiebiger aus, als die neue 
Regierung ihr möglichstes tut, um die Grundsätze, die sie schon am 
ersten Tage ihres Amtsantritts in ihrem Manifest verkündigte, in die 
Tat umzusetzen. Die vollständige Amnestie, die vollständige Wieder- 
herstellung der Verfassung Finnlands und alle übrigen freiheitlichen 
Maßnahmen militärischer und ziviler Natur bilden hierfür den besten 
Beweis. 

Die Ereignisse dieser letzten Tage nun sind besonderer Erwäh- 
nung wert. Die neue Regierung hat mit der Billigung und Unter- 
stützung der Bevölkerung diejenigen Gouverneure abgesetzt, die 
als eingefleischte Anhänger des früheren Regimes bekannt waren. 
Sie wurden verhaftet und der lokalen Verwaltung zugeführt. Um 
das Land gegen jeden Versuch einer Gegenrevolution und gegen die 
monarchistische Propaganda zu sichern, hat die Regierung den Zaren 
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und die Zarin ihrer Freiheit beraubt und sie im Palast von Zarskoje 
Selo isoliert. 

Justizminister Kerenskij hat dem Ministerrat eine Vorlage betref- 
fend Abschaffung der Todesstrafe unterbreitet und hat eine Ver- 
fügung hinsichtlich der Zulassung der Frauen zu den Wahlen in die 
Konstituierende Versammlung getroffen. Weiter ordnet er an, daß 
die Rückkehr der Ausgewanderten und der aus politischen Gründen 
Verbannten mit allen Mitteln zu erleichtern sei. 

In den meisten Städten ist die frühere käufliche Polizei durch eine 
Miliz ersetzt worden, die sich aus Ortsbewohnern zusammensetzt 
und die überall vollkommen Ordnung hält. Eine gleiche Miliz ist 
auch in Petersburg tätig, und die nicht mehr unter der Zensur ste- 
henden Blätter erscheinen’ seit acht Tagen wieder. Eine freudig be- 
wegte Menge verkehrt in den Straßen und füllt die Kaufläden. Zahl- 
reiche politische Zusammenkünfte und Versammlungen, welche die 
frühere bürokratische Verwaltung niemals geduldet hätte, finden 
fortgesetzt statt und gestalten das öffentliche Leben der Hauptstadt 
außerordentlich animiert. Die Theater werden wieder geöffnet und 
die Kinematographen bereiten sensationelle Filme vor mit Darstel- 
lungen der revolutionären Ereignisse. 

Eins nur erinnert noch an die großen, soeben erlebten Tage: die 
roten Flaggen, die Wahrzeichen der Freiheit, welche die meisten 
Häuser schmücken, sowie die große rote Fahne auf dem Dach des 
Winterpalastes, der kraft eines Regierungsbeschlusses der Sitz der 
nächsten Konstituierenden Versammlung sein wird. Aus der Pro- 
vinz wird die Freude der Bevölkerung gemeldet, die vom Joche des 
Zarismus befreit ist, ebenso die feste Entschlossenheit des Landes, 
nie mehr unter dieses Joch zurückzukehren. 


Petersburg, (10.) 23. März. (W.B.) Meldung der Petersburger Tele- 
graphenagentur. Mit Rücksicht auf die schwierige materielle Lage der 
durch die Amnestie befreiten politischen Gefangenen und der Aus- 
wanderer hat der Ministerrat beschlossen, den durch die Amnestie 
befreiten politischen Gefangenen freie Eisenbahnfahrt zu gewähren, 
und den Minister des Äußeren ermächtigt, den Auswanderern, die 
aus der Fremde nach Rußland zurückkehren wollen, Geldbeihilfe zu 
gewähren. Gleichzeitig hat der Ministerrat die Grenzbehörden an- 
gewiesen, wegen der Ausweispapiere keine Schwierigkeiten zu 
machen. - Der Justizminister Kerenskij befahl dem Militärgouver- 
neur von Irkutsk und dem Gouverneur des Jenissej-Gebietes die un- 
verzügliche Freilassung der in Verbannung befindlichen sozialisti- 
schen Dumamitglieder [vgl. Dok. 6]. In Tiflis und Baku wurden be- 
reits alle politischen Gefangenen freigegeben. Kerenskij hat auch die 
Absicht, die Todesstrafe abzuschaffen. 

— Das Mitglied des Vollziehungsausschusses Karaulow erließ fol- 
gende Bekanntmachung: »Leider sind außer den politischen Gefan- 
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genen auch viele Verbrecher aus den Gefängnissen befreit worden, 
die in Soldatenuniform unter dem Vorwand der Haussuchung in die 
Wohnungen eindringen, Raub und Gewalttaten verüben und so die 
Stadt in Schrecken versetzen. Alle derartigen Personen sind zu ver- 
haften und einer strengen Bestrafung zuzuführen, erforderlichenfalls 
sofort zu erschießen.« 


[Frankfurter Zeitung vom (10.) 23. März 1917] 


[56] Die Haltung des Petrograder Sowjets zum Krieg 


[a] Appel! des Petrograder Sowjets an die Wölker der ganzen Welt vom 
14. (27.) März 1917 


Genossen — Proletarier und Werktätige aller Länder! 

Wir, die russischen Arbeiter und Soldaten, die im Petrograder So- 
wjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten vereinigt sind, entbieten 
Euch unsere flammenden Grüße und machen Euch Mitteilung von 
einem großen Ereignis: Die russische Demokratie hat den alten Des- 
potismus des Zaren gestürzt und tritt nun ebenbürtig in Eure Fami- 
lie ein, um ihre ganze Kraft in dem Kampf für unsere allgemeine Be- 
freiung einzusetzen. Unser Sieg ist ein großer Sieg für die Freiheit 
und Demokratie der ganzen Welt. Die Hauptstütze der Weltreaktion 
und der »Gendarm von Europa« gehören der Vergangenheit an. 

Möge die Reaktion tief begraben bleiben! Es lebe die Freiheit! Es 
lebe die internationale Solidarität des Proletariats und seines Kampfes 
um den endgültigen Sieg 

Noch haben wir unsere Sache nicht völlig gewonnen. Die Schatten 
der alten Ordnung haben sich noch nicht ganz verflüchtigt, und nicht 
wenige Feinde rüsten zum Kampf gegen die russische Revolution. 
Dennoch sind unsere Errungenschaften groß. Die Völker Rußlands 
werden ihren Willen in einer Konstituierenden Versammlung zum 
Ausdruck bringen, die in Bälde auf der Grundlage einer allgemeinen, 
direkten, gleichen und geheimen Wahl einberufen werden soll. Und 
es kann bereits zuversichtlich vorhergesagt werden, daß die demo- 
kratische Republik in Rußland triumphieren wird. Das russische 
Volk besitzt völlige politische Freiheit, es kann jetzt sein gewichtiges 
Wort bei der internen Selbstbestimmung des Landes und seiner aus- 
wärtigen Politik mitsprechen, 

Wir wenden uns an alle Völker, die in diesem ungeheuerlichen 
Krieg von Ausrottung und Ruin heimgesucht wurden, und sagen 
ihnen, daß die Zeit gekommen ist, mit den räuberischen Bestrebun- 
gen der Regierungen aller Länder aufzuräumen. Die Zeit ist gekom- 
men, in der die Völker die Entscheidung über Krieg und Frieden in 
ihre eigenen Hände nehmen. 
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Im Bewußtsein ihrer revolutionären Macht bekräftigt die russische 
Demokratie ihren Willen, mit allen Mitteln gegen die Eroberungs- 
politik ihrer eigenen Herrscherklasse zu kämpfen, und ruft die 
Völker Europas zur Entscheidungsschlacht für den Frieden auf. 

Wirappellieren auch an unsere proletarischen Brüder von der öster- 
reichisch-deutschen Koalition und vor allem an das Proletariat 
Deutschlands. Von den ersten Kriegsjahren an redete man Euch ein, 
daß Ihr im Kampf gegen das autokratische Rußland die europäische 
Kultur gegen den asiatischen Despotismus verteidigen würdet. Viele 
von Euch erblickten darin die. Rechtfertigung für ihre kriegerische 
Unterstützung. Nun aber entfällt diese Rechtfertigung; das demo- 
kratische Rußland wird die Freiheit und die Zivilisation nicht be- 
drohen. 

Wir werden unsere Freiheit energisch gegen jeden reaktionären 
Angriff von innen und von außen verteidigen. Die russische Revolu- 
tion wird nicht vor den Bajonetten der Eroberer zurückweichen und 
sich durch fremde Streitkräfte unterkriegen lassen. 

Aber wir rufen Euch zu: Befreit Euch vom Joch Eures halb- 
autokratischen Regimes, wie sich das russische Volk von der zaristi- 
schen Autokratie befreit hat. Weigert Euch, zum Werkzeug der Er- 

oberung und Gewalttätigkeit in den Händen von Königen, Grund- 
besitzern und Bankiers zu werden, und wir werden in gemeinsamer 
Anstrengung der fürchterlichen Schlächterei ein Ende bereiten, die 
eine Schande für die Menschheit ist und den Anbruch der russischen 
Freiheit verdüstert. 

Arbeiter aller Länder! Wir reichen Euch brüderlich die Hand über 
Berge von gefallenen Brüdern, über Ströme von Tränen und un- 
schuldigem Blut, über die rauchenden Ruinen der Städte und Dörfer, 
über die Schutthaufen der Kultur und fordern Euch auf, die inter- 
nationale Einigkeit wiederherzustellen und zu stärken. Darin liegt 
die Garantie unserer zukünftigen Siege und der völligen Befreiung 
der Menschheit. 

Proletarier aller Länder, vereinigt Euch! 

Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
[Iswestija vom 135. (28.) März 1917] 


[b] Bericht aus Petersburg 


London, (17.) 30. März. (Priv.-Tel.) »Daily Telegraph« meldet aus 
Petersburg: Die Haltung des Petersburger » Ausschusses der Arbei- 
ter und Soldaten« zeigt, daß man einen Verteidigungskrieg im Ge- 
gensatz zu einem Angriflskrieg will. Diese Haltung ergibt sich wei- 
terhin aus einem Artikel der »Rabotschaja Gaseta«, des gemäßigten 
Organs der Sozialdemokraten. Dieses Blatt widersetzt sich lebhaft 
dem Gedanken einer Einverleibung Konstantinopels durch Rußland. 
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Über die Hauptsache jedoch, die Notwendigkeit einer energischen 
Fortsetzung des Krieges, besteht keine Meinungsverschiedenheit. 
Man streitet sich allein um die Kriegsziele. Aber wenn auch die so- 
zialdemokratischen Parteien alle Angriffspläne aufgeben, so bedeutet 
das doch nicht, daß sie durchaus den Status quo in Europa wieder- 
herstellen wollen. In der gleichen Versammlung, in der beschlossen 
wurde, daß eine Botschaft an das polnische Volk gesandt werde, 
wurde auch gesagt, daß Polen eine unabhängige demokratische Re- 
publik werden müsse, Die Gründung einer polnischen Republik 
schließe in sich ein, daß Polen und Westgalizien für die Zentral- 
mächte verlorengehen. Ferner spricht der Korrespondent des ‚Daily 
Telegraph< von einer Bewegung der ukrainischen Demokraten, die 
in Kiew ihren Mittelpunkt hat und die ebenfalls darauf hinausläuft, 
die Ukrainer zu vereinen und ihre Volksgenossen unter Österreichs 
Verwaltung mit in diese Einheit einzubeziehen. 

[Frankfurter Zeitung vom (17.) 30. März 1917] 


[57] Die polnische Frage 


[a] Pro&lamation der Provisorischen Regierung an die Polen 


Petersburg, (19. März) ı. April 1917 
Polen! Das frühere politische Regiment Rußlands, die Quelle Eurer 
Knechtschaft und unserer Uneinigkeit, ist nun für immer gestürzt. 
Das befreite Rußland, personifiziert durch seine mit allen Vollmach- 
ten ausgestattete Provisorische Regierung, beeilt sich, Euch seinen 
brüderlichen Gruß zu entbieten. Es ruft Euch zum Leben und zur 
Freiheit auf. Das alte Regime hatte Euch heuchlerische Versprechun- 
gen gemacht, die es wohl halten konnte, aber nicht halten wollte. Die 
Zentralmächte haben seine Fehler benutzt, um Euer Land zu be- 
setzen und zu verheeren. In der ausschließlichen Absicht, gegen Ruß- 
land und seine Verbündeten zu kämpfen, haben sie Euch illusorische 
politische Rechte verliehen, die sie nicht auf das ganze polnische 
Volk, sondern bloß auf einen Teil des vorübergehend von ihnen be- 
setzten Polen ausgedehnt haben. Und um diesen Preis wollten sie das 
Blut eines Volkes erkaufen, das noch nie für die Erhaltung des Des- 
potismus gekämpft hat. Auch jetzt wird die polnische Armee nicht 
kämpfen wollen für die Sache der Unterdrückung der Freiheit und 
für die Zerstückelung ihres Vaterlandes unter dem Oberbefehl ihres 
Erbfeindes. 
Polnische Brüder! Auch für Euch schlägt die Stunde der großen 
Entscheidung. Das freie Rußland ruft Euch in seine Reihen zum 
Kampfe für die Freiheit des Volkes. Das russische Volk, welches das 
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Joch abgeworfen hat, erkennt auch für sein polnisches Brudcervolk 
dessen volles Recht an, sein Los aus eigenem Willen zu bestimmen. 
Getreu dem Abkommen mit den Alliierten, getreu dem gemein- 
samen Plan des Kampfes gegen das streitsüchtige Germanentum hält 
die Provisorische Regierung die Schaffung eines unabhängigen pol- 
nischen Staates, gebildet aus allen jenen Gebieten, deren Bevölke- 
rung in der Mehrheit aus Polen besteht, für das Pfand eines dauer- 
haften Friedens in dem künftigen neuerstandenen Europa. 

Mit Rußland durch eine freie Militärunion verbunden, wird der 
polnische Staat einen festen Wall bilden gegen den Druck der Zen- 
tralmächte auf die slawischen Nationen. Das befreite und vereinigte 
Polenvolk wird sich seine Regierungsform selber bestimmen, indem 
es seinen Willen in einer konstituierenden Versammlung zum Aus- 
druck bringt, die auf der Grundlage des allgemeinen Wahlrechts in 
der polnischen Hauptstadt zusammenberufen werden wird. Rußland 
ist der Meinung, daß die durch Jahrhunderte gemeinsamen Lebens 
mit Polen vereinigten Völkerschaften auf solche Weise eine sichere 
Gewähr ihrer bürgerlichen und nationalen Existenz erhalten werden. 
Die konstituierende russische Versammlung (Sobranie) wird die neue 
brüderliche Union endgültig zu befestigen haben. Sie wird ferner 
ihre Zustimmung zu den Gebietsveränderungen des russischen Staa- 
tes erteilen müssen, die unerläßlich sind für die Bildung eines Polen, 
das frei ist in allen, freilich gegenwärtig noch getrennten Teilstücken. 

Polnische Brüder! Ergreift die Bruderhand, die das freie Rußland 
Euch darreicht. Ihr treuen Wächter der großen Traditionen der Ver- 
gangenheit erhebt Euch jetzt, um die Epoche der Wiederaufrich- 
tung Polens zu beginnen. Möge der künftigen Einheit unserer Staaten 
die Einheit unserer Gefühle und unserer Herzen vorangehen. Möge 
der Appell der glorreichen Vorläufer Eurer Befreiung mit erneuter 
Kraft bei Euch widerhallen. Vorwärts zum Kampf, Schulter an 
Schulter und Hand in Hand für Eure wie für unsere Freiheitl... 
[Es folgen die Unterschriften sämtlicher Minister.] 


[Frankfurter Zeitung vom (19, März) ı. April 1917; abgedruckt auch in der Zeitschrift »Polen«, 
3. Jg-, Nz. 120, S. 37] 


[b] Antworz des ‚polnischen Staatsrats 


Warschau, (30. März) ı2. April 

Der provisorische Staatsrat ” in seiner letzten Plenarsitzung am 
(24. März) 6. April nach Prüfung des Aufrufes der provisorischen russi- 
schen Regierung an Polen einstimmig folgende Erklärung angenommen: 
Der europäische Krieg hat die polnische Frage als großes Problem 
der internationalen Politik auf den Weltplan gerückt. Unsere Nation 
fühlte, daß ihre jahrhundertelangen Bestrebungen in Erfüllung gehen 
könnten. Die opferwillige Teilnahme der freiwillig und selbstlos sich 
zum Kampfe um die Unabhängigkeit Polens stellenden Legionen war 
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der lebendige Ausdruck dieser Bestrebungen. Die polnische Frage 
konnte nur durch Schaffung eines polnischen Reiches gelöst werden. Diese ge- 
schichtliche Notwendigkeit erkannten zuerst die Regierungen der Mittel- 
mächte. Der Akt vom 5. November 1916 rief einen unabhängigen 
polnischen Staat ins Leben, wenn er auch die Landesgrenzen noch 
nicht bezeichnete. 

Nunmehr anerkennt auch die provisorische russische Regierung 
die Unabhängigkeit unseres Vaterlandes und stellt so fest, daß die 
Wiedererstehung Polens eine unabweisbare geschichtliche Notwen- 
digkeit ist. Die neue russische Regierung bietet jedoch Polen Länder 
an, die nicht ihrer Herrschaft unterstehen, überträgt die Festlegung der 
Grenzen des polnischen Staates der russischen Konstituante und 
sieht überdies von vornherein die militärische Vereinigung beider 
Machte vor. 

Jede uns aufgezwungene Verbindung beschränkt das Wesen der Unab- 
hängigkeit und widerspricht der Ehre einer freien Nation. Wir müssen uns 
überhaupt gegen jede Bedingung verwahren, die unseren freien na- 
tionalen Willen fesselt. Der provisorische Staatsrat, das einzige pol- 
nische Staatsorgan, begrüßt mit Genugtuung den Strahl der Freiheit 
in dem Dunkel der Knechtschaft, worin die Völker des russischen 
Reiches lebten, und stellt mit Befriedigung fest, daß die neue nussi- 
sche Regierung die Unabhängigkeit Polens anerkennt. Gleichzeitig 
betont er aber, daß der jahrhundertelange polnisch-russische Streit 
um.die ausgedehnten ethnographisch zwischen Polen und Rußland 
liegenden, in alter Schicksalsbeziehung zu Polen stehenden Länder 
durch die Kundgebung der russischen Regierung nicht entschieden 
ist. Die Erledigung dieses Streites können wir nicht einer einseitigen 
Entscheidung der russischen Konstituante überlassen. Das Schicksal 
dieser Länder muß im Sinne der staatlichen Interessen des unabhän- 
gigen Polen unter Berücksichtigung des Willens der sie bewohnen- 
den Völker entschieden werden. 

Der provisorische Staatsrat sieht seine Ziele klar vor sich: Konsti- 
£utionelle Monarchie, starke Regierung, starkes Heer, das sind Aufgaben, 
die wir lösen werden. Besonders die Bildung einer eigenen Wehr- 
macht als einer wirksamen Bürgschaft der unabhängigen staatlichen 
Existenz ist eine Pflicht, von deren Erfüllung uns nichts abzuhalten 
vermag. Mit dem russischen Reiche wünschen wir freundnachbarliche Be- 
ziebungen zu pflegen, müssen uns aber gegen die Zumutung verwahren, Krieg 
gegen die Mittelmächte zu führen, deren Monarchen unsere Unabhängigkeit 
verbürgten. Nicht einen längeren Krieg, sondern Frieden ersehnen die 
blutenden Völker Europas. Der durch den Akt vom 5. November 
1916 verkündete, nunmehr durch die Regierung des neuauflebenden 
Rußland anerkannte unabhängige polnische Staat soll die Grundlage bilden 
für den Beginn der Friedensverhandlungen und die Festigung normaler 
Lebensbedingungen in Europa, 

[Zeitschrift »Polen«, Jg. 3, $. 121] 
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[58] Rückkehr der Emigranten und Verbannten 


[a] Lenins Eintreffen in Rußland 


Auf der Straße, auf einem Panzerauto stehend, begrüßte Genosse 
Lenin das revolutionäre russische Proletariat und die revolutionäre 
russische Armee, die nicht nur Rußland vom zaristischen Despotis- 
mus zu befreien vermocht hätten, sondern zugleich den Anfang für 
eine soziale Revolution in internationalem Maßstabe gemacht hät- 
ten; er betonte, daß das Proletariat der ganzen Welt voll Hoffnung 
die mutigen Schritte des russischen Proletariats verfolge. Die ge- 
samte Menschenmenge begleitete das Auto bis zum Palais der 
Kschesinskaja, wo das Meeting fortgesetzt wurde. 


[Prawda vom $. (18.) April 1917] 


[b] T'schernows Rückkehr nach Rußland 


... Alle ergriff es wie ein Fieber: nach Hause, nach Hause! Eine 
Menge langwieriger und langweiliger Laufereien um Erlaubnisse, 
um Ausreise-, Durchreise- und Einreisevisen. Und endlich — ein 
schmaler Frachtdampfer, der von einem »geheimgehaltenen« Hafen 
des nördlichen Schottland aus unter Bewachung von zwei Minen- 
suchern die stürmische Nordsee durchquert... 

Was erwartet uns? In London konnte man den ersten Blick in die 
kurzen Informationsbulletins aus den ersten Tagen der Revolution 
werfen. In Stockholm gibt es die ersten zufällig hierher gelangten 
Nummern der Petrograder Zeitungen. In ihnen zieht der mir so 
wohlbekannte Name Abram Goz! die Aufmerksamkeit auf sich... - 
Jetzt erfahre ich aus den Petrograder Zeitungen, daß auf der Petro- 
grader Konferenz Goz gegen eine Gruppe kämpft, die B. Kamkow? 
anführt. Dies ist einer meiner Schüler, der mir durch seine Leiden- 
schaftlichkeit und das Fehlen jeden Gefühls für Maß bekannt ist. 

In Torneo? weht von »jenseits« der schwedisch-russischen Grenze 
die rote Fahne herüber. In der Zollhalle aber ist die Leibesvisitation 
bei mir strenger als irgendwo während des Krieges. Dann - die 
Berge, Flüßchen, Seen Finnlands: der Zug rattert schnell durch die 
Landschaft. Für uns fährt er natürlich viel zu langsam... Zwischen 
Helsingfors und Wyborg erwarten uns die Korrespondenten ver- 
schiedener Zeitungen: in den Augen Neugier, aber auch irgendeine 


1 Abram Rafailowitsch Goz (Gotz), Sozialrevolutionär, Mitglied des ZK der Partei der Sozlal- 
revolutionäre, des Allrussischen Zentralexekutirkomitees der Räte der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten und des Petersburger Sowjets, seit seiner 1936 erfolgten Verhaftung verschollen, 

® VgL Dok. Nr. 93, das von B, D, Kamkow (Katz), der 1918 verhafter wurde und später 
emigrierte, verfaßt ist. 

% Die schwedisch-finnische (bzw. russische) Grenzstation. 
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Furcht. Sie erzählen, daß in Petrograd alles zu einem »entsprechen- 
den Empfang« gerüstet sei. Der Sinn dieses Wortes ist uns noch ab- 
solut unbekannt. 

Und dann - Petrograd. Als erstes fällt die Figur von Abram Goz 
auf. Er hat sich scheinbar überhaupt nicht verändert. Seine Hand- 
lungen sind wie früher schnell, genau und sachgemäß, aber von 
einem ungewöhnlichen Selbstvertrauen. Alles ringsum erwartetseine 
Befehle. Ist er schon Bürgermeister von Petrograd? Oder ist die 
Macht in Petrograd von den Sozialrevolutionären übernommen? 

Wir hatten kaum Zeit, uns zu umarmen und zu begrüßen, als Goz 
sich beeilte, das genau ausgearbeitete Zeremoniell durchzuführen. 
Er nahm mich an der Hand und führte mich über den Bahnsteig. 
Rechts und links, den ganzen Bahnsteig entlang, waren rote Trans- 
parente mit den Losungen in Goldbuchstaben »Land und Freiheit«4, 
»Im Kampfe wirst du dein Recht gewinnen .. .«2, die Namen aller 
möglichen Parteigruppen angebracht. Truppenabteilungen mit prä- 
sentiertem Gewehr. Der Schall von Militärkapellen, ohrenbetäuben- 
der Lärm der Begrüßungen, Zurufe, Töne der »Marseillaise«. Reden 
im Begrüßungssaal, Reden vor der Volksmenge, Reden auf improvi- 
sierten Tribünen, von Lastautomobilen, sogar von Panzerautos an 
verschiedenen Stellen des Platzes, wo nichts zu sehen war außer einem 
Meer von Köpfen... 

Als wir uns endlich aus diesem ganzen Chaos von Lärm, Bunt- 
farbigkeit und Großartigkeit gerettet hatten und das Automobil von 
Goz durch die Straßen fliczte, überschüttete ich ihn mit Fragen. 
Gierig hörte ich zu und hätte ohne Ende hören können, was Goz 
mir von den Metamorphosen erzählte, die sich in der Heimat voll- 
zogen hatten. Fast die ganze Nacht unterhielten wir uns in der Woh- 
nung von Goz. Beim Morgendämmern legten wir uns für ein paar 
Stunden nieder. Nach langer Trennung meine erste, unvergeßliche 
und wahrscheinlich nie wiederkehrende Nacht in der Heimat. Wie 
sehr wollte ich glauben, wie stark glaubte ich an das Gute und Un- 
verlierbare alles dessen, was sich ereignet hatte... 

Bald nach meiner Ankunft in Petrograd begab ich mich natürlich 
zum Taurischen Palais, wo der Rat der Arbeiter- und Soldatendepu- 
tierten seinen Sitz hatte. Nach einer Begrüßungsrede durch den Vor- 
sitzenden des Rates, N. S. Tschcheidse, und meiner Antwortrede 
wurde ich zum stellvertretenden Vorsitzenden des Petrograder Rates 
und später auch des Allrussischen Sowjets der Arbeiter- und Solda- 
tendeputierten gewählt... 

[Viktor M. Tscheroow, Vor dem Sturm. Erinnerungen, 5, 311-314] 


1 »Semljai Wolja« war die Losung der sozialrevolutionären Bewegung der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, 
* Parole der Sozlalrevolutionäre. 
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[ec] Zereteli über seine Rückkehr nach Petersburg 


... Wir fuhren in einem Sonderwagen im Zuge von Irkutsk nach 
Petrograd. Auf vielen Stationen begrüßten uns lebhafte Arbeiter- 
haufen und örtliche Einwohner, und hier und da eine Abteilung von 
Soldaten. Die Masse wollte die aus der Verbannung zurückkehren- 
den Angehörigen der zweiten Dumal hören; sie erwartete eine Auf- 
klärung über die Ereignisse, Hinweise, wie man sich zu verhalten 
habe; was man erwarten dürfe. Jedes einfache Wort meiner Ge- 
nossen wurde mit Enthusiasmus begrüßt. Man hatte den Eindruck, 
daß das Volk nach Führern suchte, bereit war, jedem Vertrauen zu 
schenken und Kredit zu gewähren, der früher gegen das zarische 
Regime gekämpft hatte. Die Massen erwarteten Reden über die Frei- 
heit, über das neue Leben, über die endgültige Vernichtung des alten 
Regimes. Die Begegnung mit den Revolutionären schien ihnen Ver- 
trauen in die eigenen Kräfte und die Eignung der Führer zu einem 
neuen Leben zu geben... 


1. G. Zereteli, Erinnerungen an die Februarrevolution, Bd. 1, 5. 27] 


[59] Lenins Aprilthesen (vorgetragen in einer Sitzung der sozial- 
demokratischen Fraktion der Allrussischen Konferenz der Arbeiter- 
und Soldatenräte am 4. [17.] April 1917) 


1. In unserer Stellung zum Krieg, der von seiten Rußlands auch unter 
der neuen Regierung Lwow u. Co,, infolge des kapitalistischen Cha- 
rakters dieser Regierung, unbedingt ein imperialistischer Raubkrieg 
bleibt, ist auch das kleinste Zugeständnis an das »revolutionäre 
Oboronzentum«? unzulässig. 

Einem revolutionären Kriege, der die revolutionäre Vaterlands- 
verteidigung wirklich rechtfertigen würde, kann das klassenbewußte 
Proletariat zustimmen nur unter der Bedingung: a) des Übergangs 
der Macht in die Hände des Proletariats und der sich ihm anschlie- 
Benden ärmsten Teile der Bauernschaft; b) des Verzichts in Taten und 
nicht nur in Worten auf alle Annexionen; c) des tatsächlichen und 
völligen Bruchs mit allen Interessen des Kapitals. Die breiten Schich- 
ten der Anhänger des revolutionären Oboronzentums in der Masse, 
die es zweifellos ehrlich meinen und den Krieg nur als notwendiges 
Übel gelten lassen, nicht aber weil sie Eroberungen wollen, die je- 
doch von der Bourgeoisie betrogen werden, muß man besonders 
gründlich, beharrlich und geduldig über ihren Fehler aufklären. Man 
muß ihnen den untrennbaren Zusammenhang zwischen Kapital und 

! Zercteli war zusammen mit anderen Sozialdemokraten 1907 bei der gewaltsamen Schließung 


der z. Reichsduma festgenommen und verbannt worden. 
® Vaterlandsverteidiger. 
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imperialistischem Krieg klarmachen, man muß ihnen beweisen, daß 
die Beendigung des Krieges durch einen wahrhaft demokratischen 
Frieden, nicht durch einen Gewaltfrieden, ohne den Sturz des Kapi- 
tals unmöglich ist. 

Organisierung der breitesten Propaganda dieser Auffassung unter 
den Fronttruppen. 

Verbrüderung. 

2. Die Eigenart der gegenwärtigen Lage in Rußland besteht in 
dem Übergang von der ersten Etappe der Revolution, die infolge 
des ungenügend entwickelten Klassenbewußtseins und der mangel- 
haften Organisiertheit des Proletariats die Bourgeoisie an die Macht 
brachte, zur zweiten Etappe, die die Macht in die Hände des Prole- 
tariats und der armen Schichten der Bauernschaft legen muß. 

Dieser Übergang wird charakterisiert einerseits durch ein Höchst- 


maß von Legalität (Rußland ist zur Zeit das freiste von allen krieg- 
führenden Ländern), andererseits durch das Fehlen einer Gewalt- ;!,, 


herrschaft über die Massen und endlich durch die blinde Vertrauens- 
seligkeit der Massen gegenüber der Regierung der Kapitalisten, der 
ärgsten Feinde des Friedens und des Sozialismus. 

Diese Eigenart verlangt von uns die Fähigkeit, uns den besonderen 
Bedingungen der Parteiarbeit unter den ungeheuren, eben erst zum 
politischen Leben erwachten Massen des Proletariats anzupassen. 

3. Keinerlei Unterstützung der Provisorischen Regierung, Auf- 
deckung der ganzen Verlogenheit aller ihrer Versprechungen, be- 
sonders der des Verzichts auf Annexionen. Entlarvung an Stelle der 
unzulässigen, Ilusionen erweckenden »Forderung«, diese Regierung, 
die Regierung der Kapitalisten, solle aufhören imperialistisch zu Sein. 

4. Anerkennung der Tatsache, daß in den meisten Arbeiterdepu- 
tiertenräten unsere Partei in der Minderheit ist, vorläufig sogar in 
einer schwachen Minderheit gegenüber dem Block aller kleinbürger- 
lichen, opportunistischen, dem Einflusse der Bourgeoisie unterlege- 
nen und diesen Einfluß im Proletariat zur Geltung bringenden Ele- 
mente, von den Volkssozialisten und Sozialrevolutionären bis zum 
Organisationskomitee (Tschcheidse, Zereteli usw.) Steklow usw. usf. 

Aufklärung der Massen darüber, daß die Arbeiterdeputiertenräte 
die einzig mögliche Form der Revolutionsregierung sind, und daß da- 
her, solange diese Regierung dem Einfluß der Bourgeoisie unterliegt, 
unsere Aufgabe einzig und allein sein kann das geduldige, systema- 
tische, beharrliche, besonders den praktischen Bedürfnissen der Mas- 
sen sich anpassende Klarmachen der Fehler und der Taktik. 

Solange wir in der Minderheit sind, ist unsere Arbeit die Kritik 
und Aufdeckung der Fehler, wobei wir gleichzeitig den unerläß- 
lichen Übergang der gesamten Staatsgewalt auf die Arbeiterdepu- 
tiertenräte propagieren, damit die Massen ihre Fehler durch Erfah- 
rung überwinden. 

5. Nicht parlamentarische Republik - eine Rückkehr von den Ar- 


o- 
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beiterdeputiertenräten zu dieser wäre ein Schritt rückwärts —, son- 
dern eine Republik von Arbeiter-, Landarbeiter- und Bauerndepu- 
tiertenräten im ganzen Lande, von unten bis oben, 

\ Abschaffung der Polizei, der Armee, des Beamtentums. 

‘ Entlohnung aller Beamten, die durchweg wählbar und jederzeit 
absetzbar sein müssen, nicht über dem Durchschnittslohn eines quali- 
fizierten Arbeiters. 

6. Im Agrarprogramm Verlegung des Schwergewichts auf die 
Landarbeiterdeputiertenräte. 

Enteignung des gesamten.adligen Grundbesitzes. 

Nationalisierung des gesamten Bodens im Lande; über ihn verfügen 
die örtlichen Landarbeiter- und Bauerndeputiertenräte. Schaffung 
von besonderen Deputiertenräten der armen Bauern. Errichtung von 
Musterwirtschaften aus allen großen Gütern (im Umfang von etwa 
100 bis 300 Deßjatinen, unter Berücksichtigung der örtlichen und 
sonstigen Verhältnisse und nach dem Ermessen der örtlichen Behör- 
den) unter Kontrolle des Landarbeiterdeputiertenrates und auf öf- 
fentliche Kosten, q 

7. Sofortige Verschmelzung aller Banken des Landes zu einer Na- 
tionalbank, die der Kontrolle des Arbeiterdeputiertenrates untersteht. 

8. Nicht »Einführung« des Sozialismus als unsere unmittelbare Auf- 
gabe, sondern einstweilen nur sofortige Übernahme der Kontrolle der 
gesellschaftlichen Produktion und Verteilung der Erzeugnisse durch 
den Arbeiterdeputiertenrat. 

9. Aufgaben der Partei: 
a) Sofortiger Parteitag; 
b) Änderung des Parteiprogramms, vor allen: 

1. über den Imperialismus und den imperialistischen Krieg, 
/ 2. über die Stellung zum Staat und unsere Forderung eines »Kom- 

munestaatsk, 

3. Änderung des veralteten Minimalprogramms; 
c) Änderung des Namens der Partei. 

10. Erneuerung der Internationale. 

Initiative zur Schaffung einer revolutionären Internationale, einer 
Internationale gegen die Sozialcbauvinisten und gegen das »Zentrum«. 
[W.L Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XX, S. 114-118] 


[60] Unstimmigkeiten im Inneren 


[a] Die Provisorische Regierung und die Armee 


Petersburg, (25. März) 7. April. (W.B.) Meldung der Petersburger Tele- 
graphenagentur. Der Vollzugsausschuß der Arbeiter- und Soldaten- 
abgeordneten sprach sich gegen alle Strömungen aus, die das Ge- 
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füge der Armee erschüttern könnten. Er nahm nach langen Erörte- 
rungen eine Entschließung folgenden Inhalts an: Die Provisorische 
Regierung möge der Welt erklären, daß Rußland nur zu seiner Ver- 
teidigung den Krieg solange fortsetzen werde, als Deutschland und 
Österreich nicht erklärten, auf Eroberungen verzichten zu wollen, 
und zu Friedensverhandlungen ohne Forderung einer Gebietsabtre- 
tung oder einer Kriegsentschädigung bereit seien. 

Am (24. März) 6. April traf in der Duma eine Abordnung der ak- 
tiven Armee ein, die durch Vermittlung des Abgeordneten Schid- 
lowskij dem Exekutivkomitee der Duma eine in einer Versammlung 
von Soldaten der ersten Armee gefaßte Entschließung überreichte. 
Die Entschließung besagt u. a.: » Wir sind tief betrübt, daß der Mili- 
tärausschuß der Arbeiter- und Soldatenabgeordneten! seine Be- 
schlüsse auf unsere Armee ausdehnt ohne unsere Zustimmung und 
ohne die Billigung der Provisorischen Regierung, was zahlreiche 
Mißverständnisse hervorruft. Wir alle haben die Provisorische Re- 
gierung anerkannt und ihr den Treueid geleistet und wollen uns auf 
dem Gebiete der Reformen von ihr führen lassen und die Reformen 
als bindend betrachten, ausgenommen die militärischen Anordnun- 
gen, Bestimmungen und Entscheidungen, die von ihr ausgehen,« 
In der Sitzung vom (24. März) 6. April erklärten die militärischen 
Vertreter der Schwarzen Meer-Flotte und der Garnison von Se- 
bastopol: »Denkt daran, daß die großen Schlachten in Monatsfrist 
beginnen werden und daß dann in Rußland entweder ein neues Le- 
ben der Freiheit anheben oder aber, daß es von Deutschland ver- 
nichtet werden wird. Das hundertjährige Mißtrauen, das Offiziere 
und Soldaten hinderte, Hand in Hand zu gehen, muß verschwinden.« 
Hierauf ergriff der Präsident der Duma das Wort und betonte, daß 
das Ziel des russischen Volkes der Sieg über seine Feinde sein müsse. 
»Hierzu«, fuhr er fort, »müssen wir alle uns um die Provisorische 
Regierung scharen und ihr zu Hilfe kommen im Namen des Ruhms 
und des Vaterlandes. Wir dürfen nicht die Augen verschließen vor 
der großen Tragweite unseres beträchtlichen Mißerfolges am Sto- 
chod. Möge er vielmehr der erste Mahnruf für diejenigen sein, die 
nicht ihre persönlichen Interessen beiseite stellen wollen. Bürger! 
Alle ans Werk! Lasset alle Streitigkeiten, das Vaterland ist in Gefahr I« 


(Praokfurter Zeitung vom (25. März) 7. April 1917] 


[b] Die Linken und die Anleihe 


Die von der Provisorischen Regierung ausgegebene Freiheitsanleihe 
hat in den linksstehenden Kreisen nicht jene Begeisterung ausgelöst, 
mit der die Mehrheit der Bevölkerung auf die Anleihe reagiert hat. 


I Gemeint Ist der Milicärausschuß der Reichsduma, in dem auch Vertreter des Petersburger 
Sowjets saßen. 
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Die linke Presse hat sich in drei Gruppen geteilt. Die Leninsche 
‚Prawda« hat sich eindeutig gegen die Anleihe ausgesprochen. Sie 
hat dabei den Standpunkt der Bolschewiki zum Ausdruck gebracht. 
Plechanows »Jedinstwo« unterstützt entschieden die Anleihe. Die 
übrigen Organe der sozialistischen Presse endlich: »Rabotschaja Ga- 
seta«, »>Semlja i Wolja«, »Wolja Naroda< haben eine »Mittelstellung« 
eingenommen: weder das eine noch das andere; sie sind zwar nicht 
für die Anleihe, aber auch nicht gegen sie. Das ist auch die Stellung 
des Arbeiter- und Soldatendeputiertenrates, der im Prinzip beschlos- 
sen hatte, die Anleihe zu unterstützen, der aber nun wieder Bedenken 
bekommen hat und schwankt. Der »Djen« hatte schon recht, als er 
kürzlich dieser zentralen, stärksten Gruppe, der die Menschewiki und 
Sozialrevolutionäre angehören, die Unentschiedenheit und Zwie- 
spältigkeit ihrer Haltung zum Vorwurf machte. 

Gleichsam als wollte der Rat der Arbeiter- und Soldatendeputier- 
ten einen weiteren Beweis für die Richtigkeit dieses Vorwurfes lie- 
fern, nahm er gestern erneut zu der bereits einmal entschiedenen An- 
leihefrage Stellung, und es gab aus diesem Anlaß eine Aussprache. 
N. S. Tschcheidse teilte mit, daß in den nächsten Tagen eine neue 
Regierungskundgebung zu erwarten sei, die ihre Stellung zu den 
Fragen der Außen- und Innenpolitik in erschöpfender Weise be- 
leuchten werde. Bis dahin schlug N. S. Tschcheidse vor, die Erörte- 
rung der Frage einer Unterstützung der Anleihe zu vertagen. 

Diese Stellung der Linken ist erstaunlich, um nicht mehr zu sagen. 
Irgend jemand muß doch den Staat regieren und die Reformen ver- 
wirklichen, die das vielgeplagte Rußland herbeisehnt., 

Entweder - oder: entweder die gegenwärtige Regierung genießt 
das Vertrauen der Linken, d. h. sie hat bis heute, in der Vergangen- 
heit, nichts zugelassen, was die gegebene Verpflichtung verletzt 
hätte, oder sie genießt solches Vertrauen nicht! In letzterem Falle 
müssen die Linken, wenn sie der Provisorischen Regierung ihre Un- 
terstützung entziehen, nicht nur die »Kontrolle« über ihre Tätigkeit, 
sondern auch die ganze Last der Regierung und die Verantwortung 
vor dem Volk und der Geschichte übernehmen. Wenn sie der Re- 
gierung aber keine Unterlassungen vorwerfen können, so haben sie 
natürlich kein Recht, ihre künftigen Handlungen abzuwarten, und 
müssen ihr volle Unterstützung gewähren. Auf jeden Fall aber ist 
die Zwiespältigkeit unzulässig, jene ausweichende Zurückhaltung, 
das Sichausschweigen - alles das, was einerseits die Verantwortung 
der Provisorischen Regierung, die sich nicht einmal vor der Ge- 
schichte auf ihre Isolierung berufen kann, um kein Jota erleichtert, 
ihr anderseits aber tatsächlich die Unterstützung der breiten demo- 
kratischen Massen nimmt und sie in eine schwierige Lage versetzt, 

Ein Vorzug der sozialistischen Strömungen war stets ihre Grad- 
linigkeit. Der Politik der sozialistischen Parteien war alles Aus- 
weichen, jede spießbürgerliche Rückgratlosigkeit, jeder dehnbare 
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Opportunismus fremd. Jetzt in der Frage der Anleihe sind die zen- 
tralen Gruppen des russischen Sozialismus diesen traditionellen 
Grundsätzen untreu geworden, sie haben den Weg der Oktobristen- 
Halbheit betreten. Die öffentliche Meinung hat das Recht, sich an 
sie mit der Aufforderung zu wenden, daß sie sich ehrlich und offen 
über ihre Beteiligung oder Nichtbeteiligung an der Anleihe aus- 
sprechen und damit ihre moralische Pflicht der Provisorischen Re- 
gierung gegenüber erfüllen: entweder sie geben ihr die Möglichkeit, 
sich auf die linken Strömungen zu stützen, oder sie stellen fest, was 
sie von ihr trennt. 


[Finansowaja Gaseta vom 4. (17.) April 1917] 


[61] Die Außenpolitik der ersten Provisorischen Regierung 


[a] Miljukows Kriegsziele 


Petersburg, (27. März) 9. April. (W.B.) Meldung der Petersburger Tele- 
graphenagentur. Der Minister des Äußeren Miljukow hat in einer den 
Vertretern der Presse gewährten Unterredung eine Erklärung abge- 
geben, in der er zunächst ausführte, daß die Kriegsziele der Alliierten 
sich mit denen des Präsidenten Wilson decken; nur nicht in dem 
einen Grundsatz: Friedensschluß ohne Sieg. Ein Verzicht auf den 
Sieg bedeute für die Alliierten die Unmöglichkeit, ihre großen Pro- 
bleme zur Lösung zu bringen. Während die Ententemächte keine 
Absicht auf die Weitherrschaft hätten, betone Deutschland fortwäh- 
trend den Gedanken, daß das alte Recht nicht mehr bestehe, daß die 
gegen Deutschland kämpfenden Völker sich in vollem Verfall be- 
fänden, und daß Deutschland die Aufgabe obliege, ein neues Recht 
zu schaffen und Europa nach seinen eigenen Interessen zu reorgani- 
sieren. Unter diesen Umständen habe Deutschland das einzige Hin- 
dernis dargestellt, endgültige Grenzen festzulegen und normale in- 
ternationale Beziehungen zu entwickeln. Nur ein Sieg über Deutsch- 
land werde die Verwirklichung der Bestrebungen des Präsidenten 
Wilson ermöglichen. Bekanntlich habe Wilson sich nicht nur über 
die allgemeinen Kriegsziele ausgesprochen, sondern auch über kon- 
krete Fragen, zum Beispiel die Befreiung der Völker, besonders der 
Polen, und das Recht der Völker, Zugang zum freien offenen Meer 
zu haben, Die Antwort der Ententemächte auf den Friedensschritt 
des Präsidenten habe mit Genauigkeit alle diese internationalen Leit- 
sätze hervorgehoben, Keiner der Alliierten verfolge Eroberungs- 
ziele. Sie alle strebten, sei es nach Zurückgabe mit Gewalt entrissener 
Gebiete, sei es nach Errichtung endgültiger nationaler Grenzen. Mit 
anderen Worten: Die Ententernächte könnten ihren Sieg nur dann 


194 Die Februarrevolution 


als vollständig betrachten, wenn sie die Grundbedingungen des 
Wilsonschen Programms erreicht hätten, das heißt die Umformung 
der Karte von Europa, besonders im Südosten in einer Weise, die die 
Bedingungen eines dauerhaften Friedens völlig erfülle und daher 
alles ausscheide, was neue Konflikte verursachen könnte. Man könne 
daher von einem Frieden ohne Annexionen unter der Bedingung 
sprechen, daß das Wort Annexionen eine Usurpation bedeute. Ohne 
diese wichtige unumgängliche Berichtigung bedeute der Wahlspruch 
»Friede ohne Annexionen!« die Formel, die von den deutschen So- 
zialdemokraten den Alliierten vorgeschlagen worden sei: einen un- 
entschiedenen Frieden, einen Frieden, abgeschlossen auf der Grund- 
lage des Status quo ante. Alle diese Formeln, die in der Hauptsache 
deutschen Ursprungs seien, entsprächen ganz und gar dem deutschen 
Interesse. In seiner Erklärung habe Wilson die Dardanellenfrage 
nicht nur im Sinne ihrer möglichen Neutralisation, sondern auch 
ihrer Erwerbung durch Rußland erwähnt. In dieser Frage könne es 
keine verschiedenen Meinungen geben. Im Falle der Neutralisation 
würde die freie Durchfahrt von fremden Kriegsschiften ins Schwarze 
Meer Rußland zwingen, sich die Befestigung seiner Küsten am 
Schwarzen Meere ständig angelegen sein zu lassen und eine starke 
Kriegsflotte zu halten. Diese Lage wäre schlimmer als je vor dem 
Kriege. Eher zöge Rußland vor, die Meerengen in den Händen der 
schwachen, in Zerrüttung begriffenen Türkei zu lassen, als die Häfen 
des Schwarzen Meeres den Kriegsschiffen anderer Länder zu öffnen. 
Wenn diese Lösung augenblicklich unmöglich wurde, sei es nur des- 
wegen, weil Deutschland seine Ansprüche auf das türkische Erbe 
geltend gemacht und die Frage aufgeworfen habe, ob die Meerengen 
Rußland oder Deutschland gehören sollten. Dabei sei als Ausgangs- 
punkt der Anspruch Deutschlands genommen, ein ununterbrochenes 
Gebiet der Verbündeten von Berlin bis Bagdad zu schaften. Das Pro- 
gramm der Alliierten schaffe zwei mit den nationalen Ansprüchen 
der Völker vollkommen vereinbare Ziele, nämlich die Befreiung der 
der türkischen Herrschaft unterworfenen Völker und die Reorgani- 
sierung Österreich-Ungarns von Grund aus. Die Schaffung eines 
tschecho-slowakischen Staates werde als Grenze gegen die usur- 
patorischen Pläne Deutschlands bezüglich der slawischen Länder 
dienen. Deutsch-Österreich und Ungarn müßten auf ihre ethno- 
graphischen Grenzen beschränkt werden. Die ukrainischen Gebiete 
würden mit der russischen Ukraine verschmolzen werden. Die na- 
türlichen, von der Geschichte gezeichneten Probleme verlangten 
eine Vereinigung der serbischen Gebiete, und Armenien müsse unter 
russischen Schutz kommen. Die letzten Ereignisse hätten klar be- 
wiesen, daß es nicht angehe, das armenische Volk unter dem türki- 
schen Joch zu belassen. Alle diese Probleme, die schon lange von den 
Alliierten aufgeworfen seien, widersprächen nicht nur nicht dem 
Programm Wilsons, sondern sie bildeten seine unvermeidliche Wei- 
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terentwicklung bei der tatsächlichen Regelung der Beziehungen zwi- 
schen Europa und dem Orient. 

Miljukow polemisierte dann noch gegen die letzte Rede des 
Reichskanzlers. Die Freundschaft zwischen Deutschland und Ruß- 
land sei erst in die Brüche gegangen, als Deutschland seine Kriegs- 
flotte und seine Rüstung in bedrohlicher Weise verstärkt habe. 
Deutschland habe durch seine unersättlichen Aspirationen nach der 
Vorherrschaft Rußland in die Arme Frankreichs und Englands ge- 
trieben. 

Frankfurter Zeitung vom (27. März) 9. April 1917] 


[b) Außlands Kriegsziele 


Petersburg, (21. April) 4. Mai. (Priv.-Tel.) Havas meldet: Der Mini- 
ster des Auswärtigen Miljukow richtete am (18. April) ı. Mai an die 
Vertreter Rußlands bei den alliierten Mächten folgendes Telegramm: 
Wollen Sie der Regierung, bei der Sie akkreditiert sind, folgende 
Note überreichen: »Die Provisorische Regierung Rußlands veröf- 
fentlichte am 27. März (9. April) ein Manifest an die Bürger, in dem 
die Ansichten der Regierung des befreiten Rußland über die Ziele 
des Krieges auseinandergesetzt wurden. Der Minister des Äußeren 
beauftragte mich, das genannte Dokument Ihnen zu übermitteln und 
es mit den hier folgenden Betrachtungen zu begleiten: Unsere Feinde 
versuchten kürzlich, Zwietracht unter den Alliierten zu säen, indem 
sie sinnlose Nachrichten über eine angebliche Absicht Rußlands, 
einen Sonderfrieden mit den Zentralmächten zu schließen, verbrei- 
teten. Der Text des beigelegten Dokuments wird diese Absichten 
vollständig widerlegen. Die allgemeinen Grundsätze, die darin von 
der Provisorischen Regierung bekanntgegeben werden, decken sich 
vollständig mit den hohen Ideen, die fortwährend bis in die letzte 
Zeit von den hervorragendsten Staatsmännern der alliierten Länder 
proklamiert wurden. Diese Grundsätze haben ebenfalls einen klaren 
Ausdruck gefunden in den Worten unseres neuen Alliierten, des 
Präsidenten der großen überseeischen Republik. Die Regierung des 
alten russischen Regimes war ohne Zweifel nicht in der Lage, sich 
von diesen Ideen durchdringen zu lassen und sie zu teilen, nämlich 
den Ideen von dem befreienden Charakter des Krieges, von der 
Schaffung einer festen Grundlage für die friedliche Zusammenarbeit 
und der Freiheit der unterdrückten Nationen usw. Aber das befreite 
Rußland kann jetzt davon sprechen. Es wird von den modernen De- 
mokratien verstanden werden, und es bemüht sich, seine Stimme der- 
jenigen seiner Alliierten anzuschließen, Die Erklärungen der Provi- 
sorischen Regierung, die von diesem neuen demokratischen Geist 
durchdrungen sind, können natürlich nicht den geringsten Vorwand 
liefern, der zu dem Schluß berechtigte, daß der Zusammenbruch des 
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alten Gebäudes zu einer verminderten Anteilnahme Rußlands an 
dem gemeinsamen Kampfe aller Alliierten geführt habe. Im Gegen- 
teil, der nationale Wille, den Weltkrieg bis zum entscheidenden 
Siege fortzusetzen, hat sich noch verstärkt, dank diesem Gefühl der 
Verantwortlichkeit, das heute alle gemeinsam und jeden im beson- 
deren durchdringt. Diese Tendenz ist dadurch noch lebhafter gewor- 
den, daß sie sich auf ein unmittelbares Ziel konzentriert, das jeden 
nahe berührt und insbesondere darin besteht, den Feind zu vertrei- 
ben, der Gebiete unseres Vaterlandes besetzt hält. Jedermann weiß, 
und das beigefügte Dokument sagt es ausdrücklich, daß die Provi- 
sorische Regierung, indem sie die Rechte des Vaterlandes schützt, 
den gegenüber den Alliierten Rußlands eingegangenen Verpflichtun- 
gen gewissenhaft treu bleiben wird. Die Provisorische Regierung ist 
von dem siegreichen Ausgang des Krieges fest überzeugt und fühlt 
sich ebenfalls dessen sicher, daß die Probleme, die durch diesen 
Krieg aufgeworfen wurden, im Sinne der Schaffung einer festen 
Grundlage für einen dauerhaften Frieden gelöst werden und daß die 
alliierten Demokratien, die das gleiche Ziel verfolgen, das Mittel 
finden werden, die nötigen Garantien und Sanktionen zu schaffen, 
um in Zukunft der Wiederkehr blutiger Konflikte vorzubeugen. 
"Frankfurter Zeitung vom (21. April) 4. Mai 1917] 


.c] Miljukow 


Petersburg, (zı. April) 4. Mai. (W.B.) Meldung der Petersburger Tele- 
grapbenagentur: Bis spät abends fanden zahlreiche Kundgebungen zu- 
gunsten der Provisorischen Regierung statt. Vor dem Palast des Mi- 
nisteriums sprach eine Reihe von Rednern zu der gewaltigen Volks- 
menge, insbesondere die Minister Miljukow und Schingarew, sowie 
der Dumapräsident Rodsjanko. Miljukow erklärte: »Miljukow, der 
mit Gutschkow einer der Veranstalter der Revolution war und Stür- 
mer entlarvte, wird niemals ein Verräter an seinem Vaterlande sein 
und wird seinen Posten nur durch Gewalt verlassen I« Die Rede fand 
warmen Beifall. - Abends begann im Marienpalast eine gemeinsame 
Sitzung der Provisorischen Regierung und des ausführenden Aus- 
schusses des Arbeiter- und Soldatenrates, um die letzte Note des Ka- 
binetts über die auswärtige Politik zu besprechen. Während einer 
Pause in der Sitzung trat der Minister des Äußeren Miljukow auf den 
Balkon des Palastes und hielt eine Ansprache an die Menge, die sich 
trotz der späten Stunde zahlreich auf dem Platze befand. Miljukow 
sagte: »Bürger! Als ich erfuhr, daß heute früh Manifestanten Fahnen 
mit der Inschrift aufzogen »Nieder mit Miljukow «, fürchtete ich nicht 
für Miljukow, sondern für Rußland, Was werden die Gesandten un- 
serer Alliierten sagen? Schon heute würden sie Telegramme an ihre 
Regierungen richten, daß Rußland seine Alliierten verraten und sich 
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von der Liste der Alliierten gestrichen habe. Die Provisorische Re- 
gierung kann sich nicht auf diesen Standpunkt stellen. Niemals 
wird Rußland in einen Sonderfrieden willigen. Wir erwarten daher 
euer Vertrauen, um Rußland auf den Weg der Freiheit und des Ge- 
deihens zu bringen.« 


[Frankfurter Zeitung vom (zı, April) 4. Mai 1917] 


[d] Rackzritt Miljukows „ 
Petersburg, (3.) 16. Mai. (W.B.) Meldung der Petersburger Telegraphen- " 
agentur. In einer Nachtsitzung erklärte der Minister des Äußeren, 
Miljukow, der vorläufigen Regierung seinen Entschluß, endgültig 
aus dem Kabinett auszuscheiden. Der Grund des Ausscheidens liegt 
in der Verschiedenheit der Auffassung zwischen Miljukow und der 
vorläufigen Regierung über die Frage der Umbildung des Kabinetts. 
Die Mitglieder der vorläufigen Regierung erörterten sodann die 
Frage, ob der Ministerpräsident die Leitung der auswärtigen Ange- 
legenheiten übernehmen würde; aber Fürst Lwow lehnte nachdrück- 
lich ab, indem er erklärte, für diesen Posten nicht geeignet zu sein. 
Er ziehe es vor, das Ministerium des Innern zu behalten. Hierauf er- 
klärte die Mehrheit der Regierungsmitgliedersich dafür, die auswärti- 
gen Angelegenheiten dem Finanzminister Tereschtschenko zu über- 
tragen. Der Justizminister Kerenskij wurde zum Kriegs- und Ma- 
rineminister ernannt. 

[Frankfurter Zeitung vom (3.) 16. Mai 1917] 


[e] Appell des Zentralkomitees der Partei der Volksfreibeit (Kadetten) 
wegen der Note vom 18. April ( ı. Mai) 


Bürgerl 

Als die große russische Revolution die alte monarchische Ord- 
nung vom Antlitz der Erde hinwegfegte, erkannte die Provisorische 
Regierung, die vom Willen des Volkes geschaffen wurde, vor dem 
ganzen Land an, daß es ihre Pflicht sei, das zu tun, was die Monarchie 
nicht tun konnte. Sie beschloß in engem Verein mit unseren Ver- 
bündeten, den Krieg gegen den deutschen Militarismus zu einem 
siegreichen Ende zu bringen. Volk und Armee haben sich einmütig 
hinter die Erklärungen der Regierung gestellt. Das befreite Rußland 
war also einig geworden, und seine Einigkeit schuf ein undurch- 
dringliches Bollwerk gegen die Anstrengungen und Tücken des 
Feindes. Aber es läßt sich die Tatsache nicht leugnen, daß unserer 
Einigkeit jetzt große Gefahr droht. Die Agitation, die kürzlich zur 
unmittelbaren Beendigung des Krieges geführt wurde, beginnt 
Früchte zu zeitigen. Irregeleitet durch diese Agitation, beginnen 
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einige Bevölkerungsktreise, ja selbst einige Truppenteile, gegen die 
Außenpolitik der Regierung zu protestieren, die angeblich einen 
aggressiven Charakter trüge, und man verlangt in diesen Kreisen den 
Rücktritt des Außenministers P. N. Miljukow, der für diese Politik 
verantwortlich gehalten wird. 

Das Zentralkomitee der Partei der Volksfreiheit erachtet es in 
diesem gegenwärtigen, für das Vaterland entscheidenden und schwie- 
rigen Augenblick als seine Pflicht, das Land vor der fatalen Verwir- 
rung zu warnen, in die es einige Leute stürzen wollen. 

Weder die Provisorische Regierung als Ganzes noch P. N. Mil- 
jukow als Einzelner betreiben eine Eroberungspolitik, die auf die 
Herrschaft über andere Völker abzielt. Sie können das gar nicht tun. 
Im Verein mit den freien Völkern des Westens setzten sie sich einen 
festen Frieden, der auf der Selbstbestimmung der Nationen beruht, 
zum Kriegsziel. Das kam klar in dem Aufruf zum Ausdruck, den die 
Regierung an die Bevölkerung richtete, und in der Erklärung, die 
mit der Mitteilung dieses Aufrufs an die uns verbündeten Völker ge- 
richtet wurde. Das wird auch durch die Erklärungen der Provi- 
sorischen Regierung bestätigt. Wie kann man eine Regierung, die 
die völlige Freiheit und Unabhängigkeit Polens anerkannte, des Im- 
perialismus bezichtigen, ihr den Wunsch unterstellen, die Besitzun- 
gen anderer Völker zu ergreifen? 

Aber jene, die jetzt ihre Agitation gegen die Regierung fortsetzen, 
sind nicht mit ihren Erklärungen und Aktionen zufrieden. Sie wün- 
schen den unmittelbaren Friedensschluß. In der irrigen Meinung, 
daß cs möglich sei, den Frieden durch eine Änderung unserer Be- 
ziehungen zu den Alliierten zu erreichen, wollen sie, daß Rußland 
die Änderung dieser Verträge fordere. Wohin dieser Weg führt, ist 
jedem klar. Er führt zum Bruch des Vertrauens und der Einheit 
zwischen uns und unseren Verbündeten in einem Moment, in dem 
wir ihrer Hilfe mehr als je bedürfen. Rußland wird sich den Leiden 
des Krieges nicht entziehen, indem es seine Verpflichtungen nicht 
einhält. Es wird nur neuen und sehr großen Gefahren ausgesetzt 
sein, Die Träume, daß die russische Revolution eine Revolution in 
Deutschland hervorrufen würde, haben sich nicht erfüllt. Die deut- 
sche Sozialdemokratie hat nicht mit der deutschen Monarchie ge- 
brochen. Vor uns steht, wie früher, die gierige Hohenzollernmonar- 
chie, die alle ihre Berechnungen auf unsere Uneinigkeit mit den Alli- 
ierten und unseren inneren Hader abstellt. Sie besetzt unser Land 
und das Land unserer Verbündeten. Und da gibt es Leute, die uns 
auffordern, bald Frieden mit Wilhelm zu schließen und unsere 
Freundschaft mit den führenden Demokratien der Welt dieser Ver- 
söhnung zu opfern. Dieser Weg führt nicht zum Frieden. Er führt 
zum Bruch mit den freien Völkern und zur Verbindung mit dem 
preußischen Militarismus ... 

Das Zentralkomitee der Partei der Volksfreiheit ruft alle, die Ruß- 
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land lieben, dazu auf, sich fest und entschlossen hinter die Provi- 
sorische Regierung zu stellen. 

Bürger! Glaubt nicht denen, die da sagen, daß die Provisorische 
Regierung oder der Außenminister eine Politik der Eroberung be- 
treiben. Die Politik, die sie betreiben, wahrt Freiheit, Würde und 
Sicherheit des russischen Volkes. Folgt nicht jenen, die von der Re- 
gierung den Rücktritt irgendeines ihrer Mitglieder verlangen und 
die der Regierung mit Ungehorsam drohen. Solche Forderungen 
führen zu Anarchie und Zerstörung der neuen Ordnung. Sie arbeiten 
der lauernden Reaktion in die Hände, die nur auf die Uneinigkeit des 
befreiten Volkes wartet, um ihr Haupt zu erheben. Jetzt Zwietracht 
unter der Bevölkerung und der Armee zu säen, das Vertrauen in die 
Provisorische Regierung und ihre Einzelmitglieder zu erschüttern, 
heißt die Freiheit des russischen Volkes zu zerstören. Für Rußland 
ist die entscheidendste Stunde seiner Geschichte gekommen. Jeder- 
mann trägt eine große Verantwortung für das Schicksal des Vater- 
landes. Alle, die für Rußland und seine Freiheit eintreten, müssen 
sich um die Provisorische Regierung scharen und sie unterstützen. 
In ihrer Stärke und Festigkeit liegt die Garantie für die Stärke und 
Festigkeit der neuen freien Ordnung des staatlichen Lebens. 

21. April (4. Mai) 1917 
Zentralkomitee der Partei der Volksfreiheit 
[Rjetsch, Nr. 39, zı. April (4. Mai) 1917] 


[f] Erklärung der Provisorischen Regierung im Zusammenhang mit der Note 
an die Alliierten Mächte 


Abgegeben am 2ı. April (4. Mai) 
Angesichts der Befürchtungen hinsichtlich der Interpretation der 
Note des Außenministers, die die vom 27. März (9. April) stammende 
Mitteilung an die Alliierten Regierungen über die Erklärung der 
Provisorischen Regierung bezüglich der Kriegsziele begleitete, er- 
achtet es die Provisorische Regierung für notwendig, die folgende 
Erklärung abzugeben: 

1. Die Note des Außenministers war das Objekt einer sorgfältigen 
und langwierigen Erörterung durch die Provisorische Regierung, 
und ihr Text wurde einstimmig angenommen. 

2. Selbstverständlich meint diese Note, wenn sie vom entschei- 
denden Sieg über die Feinde spricht, die Verwirklichung jener Ziele, 
die in der Deklaration vom 27. März (9. April) auseinandergesetzt 
waren und folgenden Wortlaut hatten: »Die Provisorische Regie- 
tung glaubt sich daher jetzt zu der Erklärung berechtigt und ver- 
pflichtet, daß das Ziel des freien Rußlands nicht die Herrschaft über 
andere Völker ist, nicht die Wegnahme ihrer nationalen Besitzungen, 
nicht die gewaltsame Aneignung des Gebietes anderer Völker, son- 
dern ein endgültiger Friede auf der Grundlage des Selbstbestim- 
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mungsrechtes der Völker. Das russische Volk will nicht seine äußere 
Macht auf Kosten anderer Völker stärken und setzt sich nicht das 
Ziel, andere zu versklaven und zu demütigen. Im Namen der hohen 
Grundsätze der Gerechtigkeit hat es die Ketten, an die Rußland ge- 
schmiedet war, abgestreift. Aber das russische Volk wird nicht dul- 
den, daß seine Heimat aus dem Kriege gedemütigt hervorgeht und 
seine Lebenskraft ruiniert wird.« 

3. Die Provisorische Regierung verstand unter dem Begriff der 
Sanktionen und Garantien eines dauerhaften Friedens, die in der 
Note erwähnt wurden, eine Beschränkung der Rüstungen, die Er- 
richtung eines internationalen Gerichtshofes etc. 

Diese Erklärung wird vom Außenminister an die Botschafter der 
Alliierten Mächte geleitet. 


[Frankfurter Zeitung vom (21. April) 4. Mai 1917] 


[g] Resolution des Petersburger Sowjets der Arbeiter- und Soldatendepu- 
dierten 


22. April (s. Mai) 1917 

Der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten beglückwünscht 
die revolutionäre Demokratie Petersburg aufs wärmste, die in ihren 
Meetings, Resolutionen und Proklamationen von angespannter Auf- 

nerksamkeit in Fragen der äußeren Politik und von der Sorge Zeug- 

nis ablegt, daß diese Politik nicht auf die Abwege des eroberungs- 
süchtigen Imperialismus des alten Regimes gerate. In der Tat hat die 
Note des Außenministers vom 18. April (ı. Mai) [vgl. Dok. G1b] 
mancherlei Grund zu solcher Besorgnis gegeben. Die Provisorische 
Regierung hat nun eine Forderung erfüllt, um die das Vollzugs- 
komitee schon lange nachgesucht hatte, und den verbündeten Re- 
gierungen den Wortlaut ihrer Erklärung vom 27. März (9. April) 
[vgl. Dok. 61f] bezüglich des Verzichts auf eine Eroberungspolitik 
zur Kenntnis gebracht. Durch diesen Akt hat die Regierung die ver- 
bündeten Staaten in die Notwendigkeit versetzt, sich vor ihren 
Demokratien und vor denen der ganzen Welt über die Eroberungs- 
politik und die Kriegsziele im allgemeinen auszulassen. Indessen hat 
der Außenminister die den verbündeten Regierungen übersandte 
Erklärung mit solchen Aufklärungen begleitet, daß man sie als Ver- 
such auffassen kann, die wahre Bedeutung des unternommenen 
Schritts abzuschwächen. Die dem Volk unverständlichen, aus dem 
Wortschatz der Diplomatie des alten Regimes geschöpften Aus- 
drücke und Formeln jener Note waren geeignet, die begründete Be- 
sorgnis hervorzurufen, die Provisorische Regierung habe tatsächlich 
die Absicht, auf dem Gebiete der internationalen Beziehungen sich 
von der am 27. März (9. April) verkündeten Richtlinie des Verzichts 
auf eine Politik der Eroberungen zu entfernen. Der einstimmige Pro- 
test der Arbeiter und Soldaten Petersburgs hat der Provisorischen 
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Regierung und allen Völkern der Welt gezeigt, daß die revolutionäre 
Demokratie Rußlands niemals dem Wiederaufleben der Probleme 
und Methoden der äußeren Politik der zaristischen Epoche zustim- 
men wird und daß ihre Anstrengungen auf einen unerbittlichen 
Kampf für den Frieden in der Welt gerichtet sind und sein werden. 
Die jüngsten Aufklärungen der Provisorischen Regierung, die durch 
diese Proteste hervorgerufen und zur öffentlichen und allgemeinen 
Kenntnis gebracht worden sind, setzen allen Deutungen der oben- 
erwähnten Note in einem den Interessen und Forderungen der revo- 
lutionären Demokratie entgegengesetzten Sinne ein Ende. Die Tat- 
sache, daß der erste Schritt getan worden ist, um die Frage des Ver- 
zichts auf eine Politik der Eroberungen zur internationalen Debatte 
zu stellen, muß als wichtiger Sieg der Demokratie angesehen werden. 
Indem der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten seinen un- 
erschütterlichen Entschluß kundtut, auch in Zukunft im Kampf 
um den Frieden fortzufahren, fordert er die gesamte revolutionäre 
Demokratie Rußlands auf, sich noch enger um ihre Arbeiter- und 
Soldatenräte zu scharen, und gibt der festen Zuversicht Ausdruck, 
daß die Völker aller kriegführenden Länder den Widerstand ihrer 
Regierungen zu brechen wissen und sie zwingen werden, Friedens- 
verhandlungen auf der Grundlage des Verzichts auf Annexionen und 
Kontributionen einzuleiten. 

[Iswestija vom z3, April (6. Mai) 1917] 


[h] Resolution des Zentralkomitees der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Rußlands (Bolschewiki) vom 21. April (4. Mai) 1917 


Nach Besprechung der in Petrograd geschaffenen Lage infolge der 
imperialistischen, annexionistisch-räuberischen Note der Provisori- 
schen Regierung vom 18. April (1. Mai) 1917 und der darauf folgen- 
den Volkskundgebungen durch Massenversammlungen und Straßen- 
demonstrationen vom zo. April (3. Mai), beschließt das ZK der 
SDAPR: 

1. Die Agitatoren und Redner der Partei haben die niederträchtige 
Lüge der kapitalistischen und kapitalistenfreundlichen Zeitungen, 
als drohten wir mit dem Bürgerkrieg, zu entlarven. Das ist eine nieder- 
trächtige Lüge, denn im gegenwärtigen Augenblick, solange die 
Kapitalisten und ihre Regierung es nicht wagen, und dazu auch 
nicht in der Lage sind, Gewalt gegen die Massen anzuwenden, so- 
lange die Soldaten- und Arbeitermasse ihren Willen frei bekundet, 
alle Behörden frei wählt und absetzt - in einem soleben Augenblick ist 
jeder Gedanke an den Bürgerkrieg naiv, sinnlos, wahnwitzig, in 
einem solchen Augenblick ist die Unterordnung unter den Willen der 
Mehrheit der Bevölkerung und die freie Kritik dieses Willens durch die 
unzufriedene Minderheit notwendig; wenn es zu Gewalttaten kommt, 
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so fällt die Verantwortung auf die Provisorische Regierung und ihre 
Anhänger. 

2. Die Kapitalistenregierung und ihre Zeitungen bemänteln mit 
ihrem Geschrei gegen den Bürgerkrieg nur die Tatsache, daß sich 
die Kapitalisten, die notorisch eine verschwindende Minderheit des 
Volkes ausmachen, dem Willen der Mehrheit nicht unterordnen 
"wollen. 

3. Um den Willen der Mehrheit der Bevölkerung in Petrograd, 
wo es zur Zeit besonders viele Soldaten gibt, die die Stimmung 
der Bauern kennen und sie richtig zum Ausdruck bringen, zu erfah- 
ren, ist es notwendig, sofort in allen Bezirken Petrograds und 
seiner Umgebung eine Volksabstimmung zu veranstalten über die 
Frage der Stellung zur Regierungsnote, der Unterstützung der einen 
oder anderen Partei, der Erwünschtheit dieser oder einer anderen Pro- 
visorischen Regierung. 

4. Alle Parteiagitatoren müssen in den Betrieben, bei den Regi- 
mentern, auf den Straßen usw. diese Auffassungen und diesen Vor- 
schlag propagieren durch friedliche Diskussionen und friedliche De- 
monstrationen, ferner durch überall zu veranstaltende Meetings; man 
muß sich bemühen, eine planmäßige Abstimmung in den Betrieben 
und Regimentern zu organisieren, wobei vollständige Ordnung und 
kameradschaftliche Disziplin auf das strengste zu wahren sind. 

5. Die Parteiagitatoren müssen immer und immer wieder prote- 
stieren gegen die von den Kapitalisten verbreitete niederträchtige 
Verleumdung, als trete unsere Partei für einen Sonderfrieden mit 
Deutschland ein; wir betrachten Wilhelm II. als einen ebensolchen 
gekrönten Räuber, der wert ist, gehenkt zu werden, wie Nikolaus II., 
und die deutschen Gutschkows, d. h. die deutschen Kapitalisten, als 
ebensolche Annexionisten, Räuber, Imperialisten wie die russischen, 
englischen und alle anderen Kapitalisten; wir sind gegen Verhand- 
lungen mit den Kapitalisten, wir sind für Verhandlungen und für 
Verbrüderung mit den revolutionären Arbeitern und Soldaten aller Län- 
der; wir sind überzeugt, daß die Regierung Gutschkow-Miljukow 
eben darum bemüht ist, die Lage zu verschärfen, weil sie weiß: die 
proletarische Revolution in Deutschland beginnt, und diese Revolu- 
tion wird ein Schlag sein für die Kapitalisten aller Länder. 

6. Wenn die Provisorische Regierung Gerüchte verbreitet über 
den völlig unabwendbaren Zerfall, so will sie nicht nur das Volk ein- 
schüchtern, damit es die Regierungsgewalt in ihren Händen belasse, 
sondern sie bringt auch nebelhaft, unklar, verworren jene tiefe und 
unzweifelhafte Wahrheit zum Ausdruck, daß a//e Völker der Welt in 
eine Sackgasse geführt, durch den Krieg um der Interessen der Kapi- 
talisten willen an den Rand des Abgrundes gebracht worden sind und 
daß es tatsächlich keinen anderen Ausweg gibt als den Übergang der 
Macht in die Hände der revolutionären Klasse, d. h. des revolutio- 
nären Proletariats, das zu revolutionären Maßnahmen fähig ist. Sind 
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Getreidevorräte usw. im Lande vorhanden, so wird auch die neue 
Regierung der Arbeiter und Soldaten verstehen, über sie zu ver- 
fügen. Wenn aber durch den kapitalistischen Krieg der wirtschaft- 
liche Zerfall so weit vorgeschritten sein sollte, daß kein Getreide 
vorhanden ist, so wird die Kapitalistenregierung die Lage der Volks- 
massen nur verschlechtern und nicht verbessern. 

7. Die Politik der jetzigen Mehrheit der Führer des Arbeiter- und 
Soldatendeputiertenrates, der Parteien der Narodniki und Mensche- 
wiki, halten wir für grundfalsch, denn das Vertrauen zur Proviso- 
rischen Regierung, die Versuche, sich mit ihr auszusöhnen, das Feil- 
schen um Verbesserungen usw., alles das würde faktisch nur eine 
Vermehrung wertloser Papierfetzen bedeuten, eine bloße Verschlep- 
pung, überdies aber bedeutet diese Politik die Gefahr, daß der 
Arbeiter- und Soldatendeputiertenrat in Widerspruch gerät zu dem 
Willen der Mehrheit der revolutionären Soldaten an der Front und 
in Petrograd und der Mehrheit der Arbeiter. 

8. Wir fordern die Arbeiter und Soldaten, die anerkennen, daß der 
Arbeiter- und Soldatendeputiertenrat seine Politik ändern und die 
Politik des Vertrauens und des Paktierens mit der Kapitalisten- 
regierung aufgeben muß, auf, ihre Delegierten zum Arbeiter- und 
Soldatendeputiertenrat neu zu wählen, indem sie nur solche Leute 
entsenden, die standhaft eine ganz bestimmte Meinung, im Einklang 
mit dem wirklichen Willen der Mehrheit, vertreten werden. 


[Prawda vom 22. April (5. Mai) 1917 - Text z. T.von Lenin] 


[i] Resolution der Petrograder Stadtkonferenz der Bolschewiki über die 
Stellung zur Provisorischen Regierung 


In der Erkenntnis: 

ı. daß die Provisorische Regierung ihrem Klassencharakter nach 
ein Organ der Herrschaft der Grundbesitzer und der Bourgeoisie ist; 

2. daß diese Regierung und die durch sie vertretenen Klassen wirt- 
schaftlich und politisch mit dem russischen und dem englisch-fran- 
zösischen Imperialismus untrennbar verbunden sind; 

3. daß diese Regierung selbst das von ihr verkündete Programm 
nur unvollständig und nur unter dem Drucke des revolutionären 
Proletariats und teilweise des Kleinbürgertums durchführt; 

4. daß die sich organisierenden Kräfte der bürgerlichen und guts- 
herrlichen Gegenrevolution, die sich in die Farben der Provisori- 
schen Regierung hüllen, unter offenkundiger Duldung seitens der 
letzteren bereits zum Angriff auf die revolutionäre Demokratie über- 
gegangen sind; 

5. daß die Provisorische Regierung den Termin der Wahlen zur 
-Konstituante hinausschiebt, die allgemeine Bewaffnung des Volkes 
verhindert, sich dem Übergang des gesamten Bodens in die Hände 
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des Volkes widersetzt, ihm eine den Interessen der Grundherren ent- 
sprechende Methode der Lösung der Agrarfrage aufzwingt, die Ein- 
führung des Achtstundentages sabotiert, der konterrevolutionären 
Agitation der Gutschkow u. Co. in der Armee Vorschub leistet, das 
höhere Offizierskorps gegen die Soldaten organisiert usw.; 

6. daß diese Regierung sich gleichzeitig im gegenwärtigen Mo- 
ment auf das Vertrauen und, in gewissem Maße, auf ein direktes Ab- 
kommen mit dem Petrograder Rat der Arbeiter- und Soldatendepu- 
tierten stützt, der zur Zeit zweifellos die Mehrheit der Arbeiter und 
der Soldaten, d. h, der Bauernschaft zusammenfaßt; 

7. daß jeder Schritt der Provisorischen Regierung sowohl in der 
Außen- wie in der Innenpolitik nicht nur den Proletariern und Halb- 
proletariern in Stadt und Land, sondern auch breiten Schichten 
des Kleinbürgertums über den wahren Charakter dieser Regierung 
die Augen öffnen wird - 

beschließt die Konferenz: 

1. Für den Übergang der gesamten Staatsgewalt an die Räte der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten oder andere Organe, die den 
Willen des Volkes unmittelbar zum Ausdruck bringen, ist eine lang- 
wierige Arbeit notwendig, die das proletarische Klassenbewußtsein 
erhellt, ferner die Vereinigung der Proletarier in Stadt und Land 
gegen die Schwankungen des Kleinbürgertums; denn nur eine solche 
Arbeit gibt eine wirkliche Gewähr für den erfolgreichen Vormarsch 
des gesamten revolutionären Volkes. 

2. Für eine solche Tätigkeit ist es notwendig, eine allseitige Arbeit 
innerhalb der Räte der Arbeiter- und Soldatendeputierten zu ent- 
falten, ihre Zahl zu erhöhen, ihre Kraft zu stärken, die proletarischen 
internationalistischen Gruppen unserer Partei innerhalb der Sowjets 
fest zusammenzufassen. 

3. Es ist notwendig, die eigenen sozialdemokratischen Kräfte in 
gesteigertem Maße zu organisieren, damit der neue Aufstieg der 
revolutionären Bewegung sich unter dem Banner der revolutionären 
Sozialdemokratie vollzicht. 

22. April (5. Mai) 1917 
[W.I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XX, S. 242f.] 


[k] Resolution des Zentralkomitees der SDAPR (Bolschewiki). Beschlossen 
am Morgen des 22. April (5. Mai) 1917 


Die politische Krise, die sich zwischen dem 19. und 2ı. April (2. und 
4. Mai) abspielte, muß wenigstens in ihrem ersten Stadium als be- 
endet angesehen werden. Die kleinbürgerliche Masse schwankte zu- 
nächst von den Kapitalisten, voller Entrüstung über sie, zu den 
Arbeitern; einen Tag später aber folgte sie von neuem den Führern 
der Menschewiki und der Narodniki, die eine Politik des »Vertrau- 
ens« zu den Kapitalisten und des »Paktierens« mit ihnen betreiben. 
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Die genannten Führer ließen sich auf ein Kompromiß ein, indem 
sie alle ihre Positionen vollständig preisgaben und sich mit hohlen, 
zu nichts verpflichtenden Ausflüchten der Kapitalisten zufrieden- 

aben. 
= Die Ursachen der Krise sind nicht beseitigt, und die Wiederkehr 
ähnlicher Krisen ist unvermeidlich. 

Das Wesen der Krise ist: die kleinbürgerliche Masse schwankt 
zwischen dem alten jahrhundertelangen Vertrauen zu den Kapita- 
litten und der Erbitterung gegen sie, der Neigung, sich dem 
revolutionären Proletariat anzuvertrauen. Die Kapitalisten ziehen 
den Krieg in die Länge und suchen diese Tatsache durch Phrasen zu 
verdecken. Das revolutionäre Proletariat allein kann und wird den 
Krieg beenden durch die proletarische Weltrevolution, die bei uns 
offensichtlich wächst, die auch bei den Deutschen ansteigt und in 
einer Reihe anderer Länder näherrückt. 

Die Losung: »Nieder mit der Provisorischen Regierung« ist 
momentan deshalb unrichtig, weil eine solche Losung ohne eine feste 
(das heißt bewußte und organisierte) Mehrheit des Volkes auf seiten 
des revolutionären Proletariats entweder eine Phrase ist oder objek- 
tiv auf Versuche abenteuerlicher Art hinausläuft. 

Wir werden erst dann für den Übergang der Macht in die Hände 
der Proletarier und Halbproletarier sein, wenn die Arbeiter- und Sol- 
datendeputiertenräte sich zu unserer Politik bekennen werden und 
diese Macht in ihre Hände nehmen wollen. 

Die Organisation unserer Partei, der Zusammenschluß der prole- 
tarischen Kräfte hat sich in den Tagen der Krise als offenkundig un- 
zureichend erwiesen. Die Losungen der Stunde sind: ı. Klarlegung 
der proletarischen Linie und des proletarischen Wegs zur Beendi- 
gung des Krieges; 2. Kritik an der kleinbürgerlichen Politik des Ver- 
trauens zu der Kapitalistenregierung und des Paktierens mit ihr; 
3. Propaganda und Agitation von Gruppe zu Gruppe in jedem Regi- 
ment, in jedem Betrieb, besonders unter der rückständigsten Masse, 
den Dienstboten, ungelernten Arbeitern usw., denn besonders auf 
diese versuchte die Bourgeoisie sich in den Tagen der Krise zu stüt- 
zen; 4. Organisation, Organisation und noch einmal Organisation des 
Proletariates: in jedem Betrieb, in jedem Stadtteil, in jedem Häuser- 
block. 

Der Beschluß des Petrograder Arbeiter- und Soldatendeputierten- 
rates vom 21. April über das Verbot jeglicher Straßenversammlun- 
gen und Kundgebungen für die Dauer von zwei Tagen muß von 
allen Mitgliedern unserer Partei unbedingt befolgt werden. Das ZK 
hat bereits gestern früh eine Resolution verbreiten lassen und sie 
heute in der »Prawda« abgedruckt, daß »in einem solchen Augen- 
blick jeder Gedanke an einen Bürgerkrieg sinnlos und wahnwitzig« 
sei, daß die Demonstrationen nur friedlichen Charakter tragen dürfen 
und daß die Verantwortung für Gewalttätigkeiten auf die Pro- 


206 Die Februarrevolution 


visorische Regierung und ihre Anhänger fallen werde. Deshalb hält 
unsere Partei den ganzen obengenannten Beschluß des Arbeiter- und 
Soldatendeputiertenrates (insbesondere gegen bewaffnete Demon- 
strationen und Schüsse in die Luft) für vollkommen richtig, und 
dieser Beschluß ist unbedingt zu befolgen. 

Wir fordern alle Arbeiter und Soldaten auf, die Ergebnisse der 
Krise der beiden letzten Tage sorgfältig zu besprechen und in den 
Arbeiter- und Soldatendeputiertenrat und in das Vollzugskomitee 
nur solche Genossen zu entsenden, die den Willen der Mehrheit zum 
Ausdruck bringen. In allen jenen Fällen, da der Delegierte nicht die 
Meinung der Mehrheit zum Ausdruck bringt, müssen in den Fabri- 
ken und Kasernen Neuwahlen vorgenommen werden. 


[Prawda vom 23. April (6. Mai) 1917 - Text von Lenin redigiert; Lenin, Werke, Bd. XX, 
1. Halbbd., S. 297 ff.] 


[62] Rücktritt Gutschkows 


Petersburg, (30. April) 13. Mai. (W. B.) Meldung der Petersburger 
Telegraphenagentur. In der Sitzung der Vertreter der Front machte 
Kriegsminister Gutschkow Mitteilung von seinem Rücktritt und 
verlas folgendes Schreiben, das er an den Ministerpräsidenten Lwow 
gerichtet hatte: »Unter den Bedingungen, in die die Regierungs- 
gewalt, insbesondere die Amtsgewalt des Kriegs- und Marine- 
ministers in bezug auf Heer und Flotte versetzt worden ist, Bedin- 
gungen, die ich nicht zu ändern vermag, und die verhängnisvolle 
Folgen für die Verteidigung der Freiheit und sogar für den Bestand 
Rußlands zu haben drohen, kann ich das Amt eines Ministers des 
Krieges und der Marine nicht länger ausüben und die Verantwor- 


tung für die schweren Fehler, die man an dem Vaterland begeht, 
nicht teilen.« 


Petersburg, (3.) 16. Mai. (Priv.-Tel.) Aavas meldet: Die Proviso- 
rische Regierung veröffentlicht einen Aufruf betreflend die Demis- 
sion des Kriegsministers Gutschkow und erklärt darin u. a.: »Das 
Vaterland ist in Gefahr. Wir haben an alle Energien und Kräfte des 
Landes appelliert. Wir hatten einstimmig erkannt, daß der Regierung 
die Mitwirkung von Elementen, die einen wirklichen Einfluß auf die 
öffentliche Meinung besitzen, gesichert werden müsse. Heute ver- 
läßt nun Gutschkow das Ministerium und erklärt, er könne die 
schweren Verantwortlichkeiten der gegenwärtigen Stunde nicht 
länger teilen. Im vollen Bewußtsein der Rußland drohenden Gefahr 
können wir sagen, daß Gutschkow bei seinem Rücktritt sich ge- 
täuscht hat und daß er sich schwer gegen sein Vaterland versündigte. 
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Wir können uns kein Recht zuerkennen, uns den Verantwortlich- 
keiten zu entziehen, und verharren auf unseren Posten, überzeugt 
davon, daß wir die Mitarbeit der extremsten Fraktion der Demoktra- 
ten erlangen und die Einigkeit, von der Rußlands Heil abhängt, 
werden zustande bringen können.« 


[Prankfurter Zeitung vom (30. April) 13. und (3.) 16. Mai 1917] 


[63] Aufruf des Petersburger Rates der Arbeiter- und Soldatendepu- 
tierten an die Sozialisten aller Länder 


2.(15.) Mai 1917 
Der Krieg ist ein ungeheuerliches Verbrechen der Imperialisten aller 
Länder; sie sind es, die durch ihre Eroberungsgier, durch ihr wahn- 
sinniges Wettrüsten den Weltbrand vorbereiteten und unvermeidlich 
machten. 

... In diesem Krieg sind die Imperialisten aller Länder gleicher- 
maßen die Sieger ... die Werktätigen aller Länder gleichermaßen 
die Besiegten ... Die russische Revolution ist der Aufstand gegen 
die Schrecken des Weltgemetzels, sie ist nicht nur eine nationale 
Revolution, sie ist die erste Etappe der internationalen Revolution, 
die dem Kriege ein Ende machen wird... . Die revolutionäre Demo 
kratie Rußlands will keinen Separatfrieden, der der österreichisch- 
deutschen Koalition nur volle Handlungsfreiheit verschaffen würde 
... Die Demokratie Rußlands will den allgemeinen Frieden auf 
einer Grundlage, die für die Werktätigen aller Länder, die nach kei- 
nen Eroberungen trachten, keine Plünderungen anstreben, in glei- 
chem Maße an dem freien Ausdruck des Willens aller Völker und an 
der Vernichtung der Macht des internationalen Imperialismus inter- 
essiert sind, annchmbar ist... einen Frieden ohne Annexionen und 
Kontributionen. Die Provisorische Regierung des revolutionären 
Rußland hat sich dieses Programm zu eigen gemacht. Und die revolu- 
tionäre Demokratie Rußlands wendet sich an euch, Sozialisten aller 
Länder: ihr dürft nicht zulassen, daß die Stimme der russischen Pro- 
visorischen Regierung in der Koalition der Ententemächte verein- 
samt bleibt ... Ihr müßt eure Regierungen zwingen, entschieden 
und unzweideutig zu erklären, daß das Programm des Friedens ohne 
Annexionen und Kontributionen auf der Grundlage des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker ihr Programm ist. Damit werdet ihr 
dem Vorstoß der russischen Regierung Gewicht und Stärke ver- 
leihen. Ihr werdet unserer revolutionären Armee ... die Gewißheit 
verschaflen, daß ihre Blutopfer nicht mißbraucht werden. Ihr werdet 
ihr die Möglichkeit geben ... ihre Kampfaufgaben zu erfüllen. 
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Die revolutionäre Demokratie Rußlands wendet sich an euch, 
Sozialisten der österreichisch-deutschen Koalition: ihr könnt nicht 
zulassen, daß die Truppen eurer Regierungen zu Henkern der russi- 
schen Freiheit werden... . An die Sozialisten der kriegführenden und 
neutralen Länder wendet sich das revolutionäre und demokratische 
Rußland mit dem Appell, den Triumph des Imperialismus zu verhin- 
dern... Der Petrograder Rat der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
hat beschlossen, die Initiative zur Einberufung einer internationalen 
Konferenz aller sozialistischen Parteien und Fraktionen aller Länder 
zu ergreifen... Keine einzige Fraktion des Proletariats darf auf die 
Teilnahme am gemeinsamen Kampf für den Frieden verzichten ... 
Proletarier aller Länder, vereinigt euchl 
[Iswestija vom 3. (16.) Mai 1917] 


III. Kapitel: Die Provisorische Regierung im Kampf mit den 
Radikalen 


Da die Februarrevolution zwei oberste Regierungsgremien, die 
Provisorische Regierung, getragen vom Komitee der Reichs- 
duma, und den Petersburger Sowjet der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten, geschaffen hatte, waren Spannungen unvermeid- 
bar, sofern es nicht gelang, beide Gremien miteinander zu ver- 
schmelzen. Diese Hoffnung mußte freilich früh schwinden, weil 
der Sowjet nicht bereit war, seine Macht aufzugeben. Seitdem 
war die Provisorische Regierung bemüht, die Gegensätze wenn 
nicht völlig auszugleichen, so doch wenigstens zu verringern. 
Diesem Ziel diente die Umbildung der Regierung und das 
ausdrückliche Bekenntnis zu einem Frieden ohne Annexionen 
und Kontributionen (Dok. 64a). Zwar erklärt der Sowjet der 
Regierung sein Vertrauen (Dok. 64b), aber die Tatsache, daß 
die Offiziere der Petersburger Garnison dies auch tun (Dok 64c), 
bietet Lenin nur um so mehr Veranlassung, gegen die Regie- 
rung zu hetzen (Dok. 64d, e). Die Verhandlung mit den Armee- 
kommandeuren läßt die Gefahren deutlich werden, die an- 
gesichts des Zerfalls der Armee drohen (Dok. 64f, 66a). In 
Kronstadt wird eine lokale Sowjetrepublik ausgerufen (Dok. 
66b), und Lenins Stimme wird lauter, siegesgewisser und ein- 
dringlicher (Dok. 65c, 67b, 68). Zur gleichen Zeit wird die 
ukrainische Frage spruchreif, wendet sich die ukrainische Rada 
gegen die Zentralregierung (Dok. 69), und die von Kerenskij 
und vom Sowjet gebilligte Offensive des Generals Brusilow 
(Dok. 70) entwickelt sich zu einer katastrophalen Niederlage. 
Die inneren Spannungen zwingen den liberalen Fürsten Lwvow 
schließlich zum Rücktritt. 


x 
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[64] Die umgebildete Provisorische Regierung 


[a] Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Provisorischen Regierung 
über ihr Programm 


5. (18.) Mai 1917 
Die umgebildete und durch neue Vertreter der revolutionären Demo- 
kratie verstärkte Provisorische Regierung erklärt, daß sie mit voller 
Entschiedenheit jene Ideen der Freiheit, der Gleichheit und der 
Brüderlichkeit in die Tat umsetzen wird, welche die große russische 
Revolution geleitet haben. Die Provisorische Regierung hat sich ins- 
besondere auf die nachstehenden Grundsätze ihrer künftigen Tätig- 
keit geeinigt: 

1. In der Außenpolitik lehnt die Provisorische Regierung i in Über- 

einstimmung mit allen Völkern jeden Gedanken eines Separatfriedens 
ab; sie strebt in aller Offenheit nach möglichst schneller Herstellung 
eines allgemeinen Friedens, der weder die Herrschaft über andere 
Völker noch die Wegnahme nationalen Erbes, noch die gewaltsame 
Annexion fremden Territoriums herbeiführen soll, d. h. nach einem 
Frieden ohne Annexionen und Kontributionen auf der Grundlage 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker. In der festen Überzeu- 
zung, daß mit dem Sturz des zaristischen Regimes in Rußland und 
nit der Festigung der demokratischen Anfänge in der Innen- wie in 
der Außenpolitik für die verbündeten Demokratien ein neuer Faktor 
gegeben ist, um die Bemühungen für einen gerechten Frieden und 
für eine Brüderlichkeit der Völker zu verstärken, wird die Proviso- 
rische Regierung vorbereitende Schritte unternehmen, um die Zu- 
stimmung der Verbündeten zu der Deklaration der Provisorischen 
Regierung vom 27. März (9. April)! zu erreichen. 

2. In der Überzeugung, daß die Niederlage Rußlands und seiner 
Verbündeten nicht nur die Ursache für ungeheures Elend der Völker 
wäre, sondern auch den Abschluß eines allgemeinen Friedens ver- 
‚zögero oder verhindern würde, gibt die Provisorische Regierung 
ihrer festen Zuversicht Ausdruck, daß die revolutionäre Armee 
Rußlands nicht zulassen wird, daß die deutschen Truppen unsere 
Verbündeten im Westen niederwerfen, um dann mit ganzer Kraft 
ihre Waflen gegen uns zu richten. Die Festigung der Anfänge der 
Demokratisierung der Armee, die Organisierung und Verstärkung 
ihrer Kampfkraft sowohl im Hinblick auf die Verteidigung, als auch 
auf den Angriff wird eine der wichtigsten Aufgaben der Proviso- 
rischen Regierung sein. 

3. Die Provisorische Regierung wird unablässig und entschieden 
gegen die wirtschaftliche Destruktion des Landes dadurch ankämp- 
fen, daß sie die planmäßige staatliche und gesellschaftliche Kontrolle, 


Ivgl. Dok. 61.2. 
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über die Produktion, den T'ransport, den Austausch und die Ver- 
teilung der Güter verstärkt und im Notfall die Organisierung der 
Produktion in die Hand nimmt. 

4. Die Maßnahmen zum Schutze der Arbeit werden im ganzen 
Lande energisch weiterbetrieben werden. 

5. Indem die Provisorische Regierung der VEIBSSUnBESBEnGGU"" 
Versammlung die Entscheidung der Frage des Überganges von Land ; 

.in die Hände der Werktätigen vorbehält und lediglich vorbereitende 
Arbeiten dafür trifft, wird sie alle erforderlichen Maßnahmen treffen, 
um die für das Land notwendige Produktion von Brotgetreide zu er- 
höhen und die Ausnützung des Bodens im Interesse der Volkswirt- 
schaft und der werktätigen Bevölkerung zu regeln. 

6. In dem Bemühen, das Finanzsystem auf demokratische Grund- 
lagen zu stellen, wird die Provisorische Regierung der direkten Be- 
steuerung der besitzenden Klassen besondere Aufmerksamkeit wid- 
men (Erbschaftssteuer, Besteuerung Yan SUEESERWINHEN, Grund- 
besitzersteuer usw.). 

7. Die Arbeiten zur Einrichtung und ee der Organe demo- 
kratischer Selbstverwaltung werden mit aller nur möglichen Konse- 
quenz und Schnelligkeit durchgeführt werden. 

8. In gleicher Weise wird die Provisorische Regierung alle An- 
strengungen machen, um die Verfassunggebende Versammlung so- 
bald als möglich nach Petrograd einzuberufen. 

Indem die Provisorische Regierung versichert, daß es ihr Ziel ist, 
das oben angegebene Programm entschieden durchzuführen, erklärt 
sie kategorisch, daß fruchtbare Arbeit nur dann möglich ist, wenn 
ihr das ganze revolutionäre Volk volles und vorbehaltloses Ver- 


wie 


trauen schenkt und ihr die uneingeschränkte Macht zugestanden ” 


wird, die für die Festigung der Errungenschaften der Revolution 
und deren weitere Entfaltung unerläßlich ist. 
Die Provisorische Regierung wendet sich an alle Bürger mit dem 


entschlossenen und nachdrücklichen Appell zur Bewahrung der Ein-"'; 


heit der durch die Provisorische Regierung verkörperten Macht; sie 
Erklärt, daß sie zur Rettung des Vaterlandes energische Maßnahmen 
gegen jeden konterrevolutionären Versuch, aber auch gegen anar- 
chistische, ungesetzliche und gewaltsame Handlungen, die das Land 
desorganisieren und der Konterrevolution einen Vorwand liefern 
könnten, ergreifen wird. Die Provisorische Regierung hofft, daß sie 
dabei die entschiedene Unterstützung aller jener finden wird, denen 
die Freiheit Rußlands teuer ist. 

Der Ministerpräsident und Minister der inneren Angelegen- 

heiten: Fürst G. J. Lwow. 


Der Kriegs- und Marineminister: A. F. Kerenskij. x LeR 


Der Minister der Justiz: P. N. Perewersew. 
Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten: 
M. 1. Tereschtschenko. 
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Der Minister für Verkehrswesen: N. V. Nekrasow. 

Der Minister für Handel und Industrie: A. I. Konowalow. 
Der Minister für Volksbildung: A. A. Manuilow. 

Der Minister der Finanzen: A. I. Schingarew. 

Der Minister für Landwirtschaft: V. M. Tschernow. 

Der Minister für Post und Telegraph: I. G. Zereteli. 

Der Minister für Arbeit: M. I. Skobelew. 

Der Minister für Ernährung: A. W. Peschechonow. 

Der Minister für staatliche Versorgung: D. I. Schachowskoj. 
Der Oberprokureur des Hl. Synod: V.H. Lwow. 
Der Staatskontrolleur: I. W. Godnew. 


[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 49, 6. (19.) Mai 1917, S. ı] 


[b] Stellungnahme des Petersburger Sowjets zur neuen Regierung 


Ein Meeting des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten fand 
am 5. (18.) Mai in der Aula der Marineschule statt. 

Nach der Eröffnung des Meetings berichtete M. I. Skobelew! den 
Genossen über den Stand der Verhandlungen zwischen Vertretern 
des Vollzugskomitees und Vertretern der Provisorischen Regierung. 
Als nächstes wurde die Frage, ob der Sowjet der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten das Vorgehen seiner Vertreter billige, zur Diskus- 
sion gestellt. Die Genossen Trotzkij, Dan, Zereteli, Tschernow u.a. 
nahmen an der Debatte teil. 

Nach den Debatten wurde von der Versammlung mit überwälti- 
gender Stimmenmehrheit die folgende Resolution angenommen: 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Deklaration der Provisori- 
schen Regierung, die umgebildet und durch neue Repräsentanten der 
revolutionären Demokratie verstärkt worden ist, sich dem Willen 
der Demokratie fügen will und sich die Aufgabe gestellt hat, die Er- 
rungenschaften der Revolution zu sichern und weiterzuentwickeln, 
beschließt der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten: 

1. Den Eintritt von Vertretern des Sowjets der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten in die Provisorische Regierung zu billigen. 

2. Die Vertreter des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
müssen sich vor Eintritt in die Regierung verpflichten, bis zur Bil- 
dung eines allrussischen Organs der Sowjets der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten vor dem Petrograder Sowjet der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten volle Rechenschaft über ihre Tätigkeit abzu- 
legen. 

3. Der Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten erklärt sein 
volles Vertrauen zur neuen Provisorischen Regierung und ruft die 
revolutionäre Demokratie auf, dieser Regierung aktive Unterstüt- 


1 MI. Skobelew, Menschewik, Arbeitsminister, s. Dok. 643. 
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zung zu gewähren, da sie volle Autorität benötigt, um die Errungen- 
schaften der Revolution zu sichern und weiterzuentwickeln. 


[Iswestija vom 6. (19.) Mai 1917, S. 4] 


[ec] Verpflichtung der Offiziere Petrograds 


Die Kommandeure der einzeinen Truppenteile der Petrograder Gar- 
nison und der näheren Umgebung [der Hauptstadt] haben auf einer 
Versammlung am 9. (22.) Mai feierlich geschworen, daß sie bis zum 
letzten Blutstropfen den demokratischen Kräften dienen wollen, die 
versuchen, eine demokratische Republik zu errichten und jene Sozial- 
ordnung einzuführen, die die Konstituierende Versammlung aus- 
arbeiten wird. Der Ausgangspunkt bei der Erörterung aller mit der 
Ausbildung, der Disziplin und der Ordnung der Truppen zusammen- 
hängenden Fragen muß die Idee der Demokratisierung der Armee 
sein. 

Petrograd, 9. (22.) Mai 1917 

[A. J. Kosjmin, Aufzeichnungen. In: Krasnyj Archiv, Bd. 60, 1933, S. 147] 


[d] Lenin über die pnene« Regierung 


Die »neue« Regierung bleibt bereits nicht nur hinter den revolutio- 
nären Arbeitern, sondern auch hinter der Bauernmasse zurück. 

Hier der Beweis: 

Die Abendausgabe der »Russkaja Wolja«!- der Russkaja Woljal — 
vom 4. (17.) Mai berichtet über die Stimmung der Delegierten des 
zusammengetretenen Bauernkongresses: 

»Die größte Kränkung, die, nach Ansicht der Delegierten, den 
Bauern zugefügt worden ist, besteht darin, daß alle Klassen bereits 
die Früchte der Revolution ernten, während die Bauern immer noch 
auf ihren Teil warten. Nur den Bauern schlägt man vor, die Ein- 
berufung der Konstituierenden Versammlung abzuwarten, die über 
die Bodenfrage entscheiden soll. 

- Nein, das darf nicht sein, wir wollen nicht warten, wie auch die 
anderen nicht gewartet haben. Wir wollen jetzt, sofort, den Grund 
und Boden haben.« 

Es steht außer Zweifel, daß der Berichterstatter der »Russkaja 
Wolja«, der Zeitung, die den schlimmsten Kapitalisten dient, in 
diesem Falle die Bauern nicht verleumdet (es hätte keinen Zweck zu 
lügen), sondern die Wahrheit wird durch ae Nachrichten bestätigt, 
die vom Kongreß kommen. Man vergleiche mit dieser Wahrheit den 
$ 5 im Entwurf der Deklaration der »neuen« Regierung: 


1 Tageszeitung, 1916 von Protopow mit Unterstlitzung der großen Banken begründet, im 
November 1917 durch die Bolschewiki verboten. 
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»Der Konstituierenden Versammlung die Entscheidung über die 
Frage des Übergangs des Bodens in die Hände der Werktätigen über- 
lassend, wird die Provisorische Regierung .. . Maßnahmen ergreifen 
usw.« (Die »alte« Provisorische Regierung hat auch immer »Maß- 
nahmen ergriffen« .. .) 

Die »neue« Regierung ist bereits hoffnungslos sogar hinter dem 
Bauernkongteß zurückgeblieben!! 

Eine für viele überraschende Tatsache, aber eine Tatsache. Tat- 
sachen aber sind hartnäckige Dinge, wie ein englisches Sprichwort 
sagt. 

[Prawda vom 6. (19.) Mai 1917] 


[e] »Es bat sich nichts geändert« 


Jetzt, da in die Regierung »sozialistische« Minister eingetreten sind, 
wird es ganz anders werden - so versicherten und versichern uns die 
Oboroncy. Es sind kaum einige Tage vergangen und schon zeigt 
sich, wie falsch diese Versicherungen waren. 

Es ist bekannt, welche Empörung bei den Arbeitern und Soldaten 
die Erklärung des früheren Ministers Miljukow hervorgerufen hat, 
daß er die vom Exzaren Nikolaus mit den englischen und französi- 
schen Kapitalisten geschlossenen Geheimverträge nicht veröffent- 
lichen wolle und werde. Und nun? Was sagt jetzt der swene Außen- 
minister, Herr Tereschtschenko, der Ministerkollege Skobelews und 
Zeretelis, über diese Frage? 

Tereschtschenko gibt zu, daß »diese« Frage (d.h. der Geheim- 
verträge) die »Leidenschaften aufwühlt«. Doch was tut er, um diese 
Leidenschaften zu beruhigen? Er wiederholt ganz einfach das, was der 
eben gestürzte Miljukow gesagt hat: 

»Die sofortige Veröffentlichung der Verträge würde einem Bruch 
mit den Alliierten gleichkommen«, erklärte Tereschtschenko in einer 
Unterredung mit Journalisten. 

Die »sozialistischen« Minister aber schweigen und decken das 
System der Geheimdiplomatie. 

Die Koalitionsregierung hat nichts geändert. Die Geheimverträge 
des Zaren bleiben für sie ein Heiligtum. 

Und ihr, meine Herren, wollt, daß das die »Leidenschaften nicht 
aufwühlen« soll? Wofür haltet ihr denn die klassenbewußten Arbei- 
ter und Soldaten? Oder haltet ihr sie wirklich für »meuternde Skla- 
ven«? 


[Prawda vom 11. (24.) Mai 1917 - Text von Lenin] 
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[f] Die Haltung der Armeekommandeure 


..Am 4. (17.) Mai,d.h. an dem Tage, da die Bildung der Koalitions- 
regierung abgeschlossen war, fand im Marienpalais unter dem Vor- 
sitz des Fürsten Lwow eine Versammlung statt, an der alle Mitglieder 
der neuen Regierung und das gesamte Vollzugskomitee [des Peters- 
burger Sowjets] einerseits, der Höchstkommandierende Alexejew und 
die Oberkommandierenden der Westfront -— Gurko, der Südwest- 
front — Brusilow, der Nordfront -— Dragomirow und der rumäni- 
schen Front —- Schtscherbatschew teilnahmen... [Die Oberkomman- 
dierenden brachten ihre Sorgen vor.] 

. Abschließend formulierte Alexejew als Höchstkommandieren- 
der die Wünsche und Forderungen der Kommandeure. 

Die Armee - sagte er - ist im Zerfall begriffen. Schuld daran sind 
alle. Die Schuld liegt auf allen, die in den letzten zweieinhalb Mona- 
ten auf diesem Gebiet tätig gewesen sind. Wir haben alle Anstren- 
gungen unternommen, um die Armee gesunden zu lassen. Wir glau- 
ben, daß der neue Kriegsminister Kerenskij uns mit seinem ganzen 
Einfluß helfen wird. Aber das ist zu wenig. Wir brauchen die Hilfe 
derer, die zerstört haben. Der Beginn des Zerfalls der Armee war 
jener Befehl Nr. ı [vgl. Dok. 48]. Diejenigen, welche den Befehl er- 
ließen, müssen uns jetzt helfen, die Folgen desselben zu liquidieren. 
Der Sowjet muß eine Reihe von Befehlen und Erklärungen erlassen, 
die die Autorität der Offiziere wiederherstellen. Sprechen Sie ein 
Machtwort, da eine Armee ohne Disziplin nicht existieren kann. 
Helfen Sie, eine solche Ordnung zu schaffen, daß nur die Befehle des 
Kriegsministers und des Höchstkommandierenden an die Front ge- 
langen. Wenn wir Fehler machen, so setzen Sie uns ab, übergeben 
Sie uns dem Gericht, aber stören Sie uns nicht... 

Sie haben Leute mit Überzeugung. Mögen sie zu uns kommen, bei 
uns leben und die Vorurteile verlieren. Wenn in den nächsten Mona- 
ten die Armee nicht gesundet, ist alles verloren ... Wir werden 
arbeiten, helfen auch Sie uns ... Glauben Sie nicht, daß wir fünf 
Menschen, die wir hier gesprochen haben, uns nicht der Revolution 
angeschlossen hätten. Wir haben es aus Überzeugung getan und 
rufen Sie zur Mitarbeit auf. Meine Worte klangen bitter, aber sie ent- 
hielten keinen Vorwurf. Nicht Vorwürfe will ich Ihnen machen, son- 
dern einen Appell an Sie richten . 


0. G. Zereteli, Erinnerungen an die Februarrevolution, Bd. 1, S. 4oßf.] 
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[65] Der I. Allrussische Bauernkongreß 


[a] Resolurion des I, Allrussischen Kongresses der Bauerndeputierten über die 
Unterstützung des Koalitionskabinetts der Provisorischen Regierung 


8. (zı.) Mai 1917 
Das Land ist in Gefahr. Der Schutz und die Ausdehnung der Er- 
rungenschaften der Revolution verlangen entschiedene Maßnahmen. 
Die Organisierung einer starken und des Vertrauens der Demokratie 
gewissen Macht ist eine der Bedingungen zur Festigung der Freiheit. 
Daher erklärt der Sowjet im vollen Bewußtsein der ihm durch die 
Umstände auferlegten Verantwortung den Eintritt der Sozialisten in 
die Provisorische Regierung unter den ihnen vorgelegten Bedingun- 
gen für vollkommen richtig und nicht mehr widerrufbar und richtet 
an das Land den Appell, der erneuerten Provisorischen Regierung 
volles Vertrauen und volle Unterstützung zuteil werden zu lassen; er 
ist der Überzeugung, daß nur dank dieser Unterstützung und der 
Selbstverantwortung des ganzen werktätigen Volkes die Regierung 
die errungene Freiheit stärken und die weiteren Erfolge der Revolu- 
tion sichern kann. 

Der Sowjet erkennt die sozialistischen Minister als seine Vertreter 
in der Regierung an; sie sind bis zur Einberufung der Verfassung- 
gebenden Versammlung den Sowjets der Bauern-, Arbeiter- und 
Soldatendeputierten verantwortlich... 


[Iswestija vom 6, (19.) Mal 1917] 


[b] Kerenskij auf dem Banernkongreß 


Petersburg, (5.) 18. Mai. (W. B.) Meldung der Petersburger Tele- 
graphenagentur. Der neue Kriegsminister Kerenskij erschien auf 
dem Kongresse der Bauernvertreter, wo er warm begrüßt wurde. Er 
hielt folgende Ansprache: 

»Vor allem müssen wir die bürgerliche Freiheit, die uns die Re- 
volution gegeben hat, befestigen. Das wird uns nur gelingen, wenn 
jeder von uns mit völliger Selbstverleugnung seine Pflicht gegen das 
Vaterland tut. Wir müssen der Welt zeigen, daß wir nicht nur zer- 
stören, sondern auch zu schaffen verstehen.« Kerenskij wendete sich 
dann an die zahlreichen, dem Heere angehörigen Bauernvertreter und 
sagte: »Soldaten, Matrosen, Offizierel Ich fordere euch auf, eine 
letzte heldenmütige Anstrengung zu machen. Ich bin euer Diener. 
Helft mir, zeigt der Welt, daß das russische Heer nicht ein zerstörtes 
Gebäude ist, sondern eine furchtbare, mächtige Festung, die sich 
Achtung zu verschaffen weiß und die freie demokratische russische 
Republik verteidigen kann. Es mag sonderbar erscheinen, daß ich, 
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ein Zivilist, der niemals Soldat gewesen ist, mich der schweren Auf- 
gabe unterzogen habe, die Disziplin im Heere wiederherzustellen. 
Aber ich habe die Aufgabe übernommen, weil ich der Meinung war, 
daß diese Disziplin auf Ehre, Pflicht und gegenseitige Achtung ge- 
gründet ist. Wenn ich auch niemals die Disziplin kennengelernt habe, 
werde ich trotzdem im Heere eine eiserne Disziplin einführen, Ich 
bin sicher, daß es mir gelingen wird; diese Disziplin brauchen wir 
nicht nur an der Front, sondern auch im Innern des Landes, um die 
eroberte Freiheit bis zur Verfassunggebenden Versammlung zu er- 
halten. Dieser große Nationalrat, mit souveräner Macht bekleidet, 
wird zeigen, daß er die traurigen Ereignisse der Revolution von 1905 
nicht wiederholen will, in der die Bauern das Land eroberten, es aber 
nicht halten konnten|« Kerenskij schloß: »Ich werde nächstens an 
die Front gehen. Gestattet mir also, dort in den Gräben zu sagen, daß 
die russischen Bauern das Land haben wollen, das ihnen gehört, und 
daß keine Macht es ihnen wird nehmen können. Aber gestattet mir 
auch zu sagen, daß die Bauern, um dies zu erreichen, verlangen, daß 
jeder gewissenhaft seine Pflicht tut.« 

Nach der Rede fand eine große Kundgebung statt. Zahlreiche 
Bauernvertreter umarmten Kerenskij, während andere ihn in einen 
Sessel drückten und durch den riesigen Saal des Volkshauses zum 
Kraftwagen trugen. Kerenskij empfing dann Zeitungsvertreter von 
Petersburg und Moskau und erklärte ihnen, daß er bei seiner Rück- 
kehr vollkommen die pessimistische Auffassung zerstreuen könne, 
die augenblicklich selbst in militärischen Kreisen über das russische 
Heer herrsche. Er zweifle nicht daran, daß das freie russische Heer 
seine Pflicht gegen das Vaterland zu erfüllen wissen werde und daß 
dieses seinerseits alles tun werde, um dem Heere moralisch und mate- 
riell zu helfen. 


[Frankfurter Zeitung vom (3.) 18. Mai 1917] 


[ec] Lenins Offener Brief an die Delegierten des Allrussischben Bauern- 
Kongresses 


Genossen Bauerndelegiertel 

Das Zentralkomitee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Ruß- 
lands (Bolschewiki), dem anzugehören ich die Ehre habe, wollte mir 
die Vollmacht erteilen, unsere Partei auf dem Bauernkongreß zu 
vertreten. Da ich bis jetzt krankheitshalber nicht die Möglichkeit 
hatte, diesen Auftrag auszuführen, erlaube ich mir, mich an euch mit 
diesem Offenen Brief zu wenden, um die allrussische Vereinigung der 
Bauernschaft zu begrüßen und kurz auf die tiefen Meinungsverschie- 
denheiten hinzuweisen, die unsere Partei von den Parteien der 
»Sozialrevolutionäre« und der »menschewistischen Sozialdemokra- 
ten« trennen. 
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Diese tiefen Meinungsverschiedenheiten beziehen sich auf die drei 
wichtigsten Fragen: des Bodens, des Krieges und der Staatsordnung. 

Der ganze Boden muß dem Volke gehören. Alle gutsherrlichen 
Ländereien müssen entschädigungslos den Bauern überlassen wer- 
den. Das ist klar. Der Streit geht darum: sollen die Bauern örtlich so- 
fort den ganzen Boden in Besitz nehmen, ohne den Grundbesitzern 
irgendwelche Pacht zu bezahlen und ohne die Konstituierende Ver- 
sammlung abzuwarten, oder sollen sie es nicht tun? Unsere Partei 
ist der Ansicht, daß sie es tun sollen, und empfiehlt den Bauern, so- 
fort vom Boden Besitz zu ergreifen, diese Maßnahme möglichst 
organisiert durchzuführen, unter keinen Umständen die Beschädi- 
gung des Inventars zuzulassen und alle Anstrengungen darauf zu 
richten, daß die Produktion von Getreide und Fleisch gesteigert 
werde, denn die Soldaten an der Front leiden furchtbare Not. Die 
Konstituierende Versammlung wird die endgültige Bodenordnung 
festsetzen, die vorläufige Regelung aber, jetzt, sofort, zum Zwecke 
der Frühjahrsbestellung, ist ohnehin nicht anders möglich als durch 
die örtlichen Institutionen, denn unsere Provisorische Regierung, 
die Regierung der Grundbesitzer und Kapitalisten, verschleppt die 
Einberufung der Konstituante und hat bis jetzt noch nicht einmal 
den Termin ihrer Einberufung festgesetzt. 

Vorläufig können nur die örtlichen Institutionen über den Boden 
verfügen. Das Bestellen der Felder ist unerläßlich. Die Mehrzahl der 
Bauern draußen im Lande wird es durchaus verstehen, organisiert 
das Land zu verwalten und zu bebauen. Das ist notwendig, um die 
Verpflegung der Soldaten an der Front zu verbessern. Deshalb geht 
es nicht an, auf die Konstituierende Versammlung zu warten. Wir 
bestreiten keineswegs das Recht der KonstituierendenVersammlung, 
die endgültigen Gesetze über die Übergabe des Bodens an das ganze 
Volk und die Formen der Verwaltung im einzelnen festzusetzen. 
Aber vorläufig, jetzt in diesem Frühjahr, müssen die Bauern an Ort 
und Stelle selber über den Boden verfügen. Die Soldaten an der 
Front können und müssen Delegierte aufs Land entsenden. 

Weiter. Damit der ganze Boden in die Hände der Arbeitenden 
komme, ist ein enges Bündnis zwischen den Stadtproletariern und 
den ärmsten Bauern (Halbproletariern) notwendig. Ohne ein solches 
Bündnis kann man die Kapitalisten nicht besiegen. Werden diese 
aber nicht besiegt, so wird kein Übergang des Bodens in die Hände 
des Volkes dessen Elend beseitigen können. Den Grund und Boden 
kann man nicht essen, und ohne Geld, ohne Kapital sind weder 
Arbeitswerkzeuge noch Vieh oder Samen zu beschaffen. Die Bauern 
dürfen weder den Kapitalisten noch den reichen Bauern (denn auch 
die sind Kapitalisten) vertrauen, sondern nur den Arbeitern in den 
Städten. Nur im Bündnis mit ihnen werden die armen Bauern es er- 
reichen, daß der Boden, die Eisenbahnen, die Banken und Fabriken 
in den Besitz aller Werktätigen übergehen, denn durch den Über- 
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gang des Bodens allein in die Hände des Volkes können Not und 
Elend nicht beseitigt werden. 

In manchen Gegenden Rußlands gehen die Arbeiter bereits dazu 
über, eine Arbeiteraufsicht (Kontrolle) über die Fabriken einzufüh- 
ren. Eine solche Kontrolle der Arbeiter ist für die Bauern vorteilhaft, 
denn dadurch wird die Produktion gesteigert, werden die Produkte 
verbilligt. Die Bauern müssen diese Initiative der Arbeiter nach 
Kräften unterstützen und den Verleumdungen der Kapitalisten gegen 
die Arbeiter keinen Glauben schenken. 

Die zweite Frage betrifft den Krieg. 

Dieser Krieg ist ein Eroberungskrieg. Die Kapitalisten aller 
Länder führen ihn zu Eroberungszwecken, um die Erhöhung ihrer 
Profite. Dem werktätigen Volk aber kann und wird dieser Krieg 
nichts als Vernichtung, Grauen, Verwüstung und Verwilderung 
bringen. Unsere Partei, die Partei der klassenbewußten Arbeiter, die 
Partei der ärmsten Bauern, verurteilt darum diesen Krieg entschieden 
und unbedingt, sie lehnt es ab, die Kapitalisten des einen Landes 
gegenüber den Kapitalisten eines anderen Landes zu rechtfertigen, 
sie lehnt es ab, die Kapitalisten irgendeines Landes zu unterstützen, 
sie sucht die rascheste Beendigung des Krieges durch den Sturz der 
Kapitalisten in allen Ländern, auf dem Wege der proletarischen Re- 
volution in allen Ländern zu erreichen. 

In unserer gegenwärtigen neuen Provisorischen Regierung ge- 
hören zehn Minister den Parteien der Grundherren und Kapitalisten 
an, sechs der Partei der »Narodniki« (»Sozialrevolutionäre«) und der 
»menschewistischen Sozialdemokraten«. Unserer Überzeugung nach 
begehen die Narodniki und die Menschewiki durch ihren Eintritt in 
die kapitalistische Regierung und überhaupt durch ihre Bereitwillig- 
keit, diese Regierung zu unterstützen, einen schweren und verhäng- 
nisvollen Fehler, 

Solche Männer wie Zereteli und Tschernow hoffen, die Kapitali- 
sten zu bewegen, diesen Eroberungskrieg möglichst bald und auf 
ehrliche Weise zu beenden. Aber die Führer der Narodniki und der 
Menschewiki sind im Irrtum: in Wirklichkeit helfen sie den Kapita- 
listen, eine Offensive der russischen Truppen gegen Deutschland 
vorzubereiten, das heißt den Krieg in die Länge zu ziehen und die 
unerhört schweren Opfer, die das russische Volk in diesem Krieg 
gebracht hat, zu vergrößern. 

Wir sind überzeugt, daß die Kapitalisten aller Länder das Volk 
betrügen, indem sie einen baldigen und gerechten Frieden verspre- 
chen und in Wirklichkeit den Eroberungskrieg in die Länge ziehen. 
Die russischen Kapitalisten, die die alte Provisorische Regierung be- 
herrschten und die auch die neue Regierung in Händen haben, woll- 
ten nicht einmal jene geheimen Raubverträge veröffentlichen, die der 
frühere Zar, Nikolaus Romanow, geschlossen hatte, um den Türken 
Konstantinopel, den Österreichern Galizien, den Türken Armenien 
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und so weiter wegzunehmen. Die Provisorische Regierung hat diese 
Verträge anerkannt und erkennt sie weiter an. Unsere Partei ist der 
Meinung, daß diese Verträge genau solche verbrecherische Raub- 
verträge sind, wie die Verträge der deutschen Kapitalisten und ihres 
räuberischen Kaisers Wilhelm und seiner Verbündeten. 

Das Blut der Arbeiter und Bauern darf nicht für die Verwirk- 
lichung solcher Raubziele der Kapitalisten fließen. 

Dieser verbrecherische Krieg muß möglichst bald beendet wer- 
den, und zwar »icht durch einen Sonderfrieden mit Deutschland, 
sondern durch einen allgemeinen Frieden, und nicht durch einen Frieden 
der Kapitalisten, sondern durch den Frieden, den die arbeitenden 
Massen gegen die Kapitalisten schließen. Es gibt dazu nur einen Weg: 
den Übergang der ganzen Staatsmacht in die Hände der Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauerndeputiertenräte sowohl in Rußland wie in den 
anderen Ländern. Nur solche Räte sind imstande, den Betrug der 
Völker durch die Kapitalisten tatsächlich zu verhindern, die Ver- 
längerung des Krieges durch die Kapitalisten zu verhindern. 

Und hier bin ich bei der letzten von mir aufgeworfenen Frage an- 
gelangt: der Frage der Staatsordnung. 

Rußland muß eine demokratische Republik sein. Damit ist selbst 
die Mehrheit der Grundbesitzer und Kapitalisten einverstanden, die 
immer für die Monarchie eintraten, jetzt aber doch eingesehen haben, 
daß das Volk in Rußland die Wiederaufrichtung der Monarchie unter 
keinen Umständen zulassen wird. Die Kapitalisten machen jetzt die 
größten Anstrengungen, um die Republik in Rußland der Monar- 
chie so ähnlich wie möglich zu gestalten, damit sie möglichst leicht 
wieder in eine Monarchie umgewandelt werden kann (Beispiele hier- 
für hat es in vielen Ländern mehrfach gegeben). Darum wünschen 
die Kapitalisten die Beibehaltung des Beamtentums, das über dem 
Volke steht, der Polizei und des stehenden Heeres, das vom Volke 
getrennt ist und dem Kommando von nicht gewählten Generalen 
und Offizieren untersteht. Wenn aber die Generale und Offiziere 
nicht vom Volke gewählt werden, so werden sie fast immer aus der 
Klasse der Kapitalisten und Grundbesitzer kommen. Das weiß man 
aus der Erfahrung aller Republiken der Welt. 

Unsere Partei der klassenbewußten Arbeiter und der ärmsten 
Bauern strebt deshalb eine demokratische Republik anderer Art an. 
Wir wollen eine solche Republik, in der es die das Volk verhöhnende 
Polizei nicht gibt, in der alle Beamten von unten bis oben gewählt 
werden und jederzeit auf Verlangen des Volkes abgesetzt werden 
können, in der das Gehalt dieser Beamten den Lohn eines qualifizier- 
ten Arbeiters nicht übersteigt, in der auch in der Armee alle Vorge- 
setzten gewählt werden und das stehende, vom Volk getrennte Heer, 
das der Befehlsgewalt dem Volk feindlicher Klassen untersteht, er- 


setzt wird durch die allgemeine Volksbewaffnung, durch die Volks- 
miliz. 
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Wir wollen eine Republik, in der die ganze Staatsmacht von unten 
bis oben ausschließlich und ganz den Räten der Arbeiter-, Soldaten-, 
Bauern- und anderen Deputierten gehört. 

Die Arbeiter und die Bauern bilden die Mehrheit der Bevölkerung. 
Die Macht muß ihnen, nicht aber den Grundbesitzern und Kapitali- 
sten gehören. Die Arbeiter und die Bauern bilden die Mehrheit der 
Bevölkerung. Die Machtausübung und die Verwaltung muß ihren 
Räten anvertraut werden, nicht aber den Beamten. 

Das sind unsere Ansichten, Genossen Bauerndelegiertel Wir sind 
fest davon überzeugt, daß die Erfahrung bald den breitesten Massen 
des Volkes zeigen wird, wie falsch die Politik der Narodniki und 
Menschewiki ist. Die Erfahrung wird den Massen bald zeigen, daß 
die Rettung Rußlands, das sich ebenso wie Deutschland und die ande- 
ren Länder am Rande des Abgrundes befindet, daß die Rettung der 
durch den Krieg zermarterten Völker nicht durch Kompromisse mit 
den Kapitalisten erreicht werden kann. Die Rettung aller Völker ist . 
nur möglich durch den direkten Übergang der Staatsmacht in die 
Hände der Mehrheit der Bevölkerung. 

7. (20.) Mai 1917 N. Lenin 
[Soldatskaja Prawda vom 11. (24.) Mai 1917] 


[d] Resolution über die zukünftige politische Struktur Rußlands 


Der Allrussische Kongreß der Bauerndeputierten, Sprecher der or- 
ganisierten werktätigen Bauernschaft, erklärt in dieser feierlichen 
Stunde, da für alle Söhne des Volkes die Freiheit gewonnen ist und 
sich konsolidiert: 

Das werktätige Rußland muß, indem es in Zukunft unbeirrbar die 
größtmögliche Freiheit und vollständige Selbstbestimmung sowohl 
für den Einzelnen wie für die in Rußland wohnenden Nationalitäten 
zu erringen versucht, eine Staatsordnung schaffen, welche diese bei- 
den Grundbedingungen garantiert. Im Hinblick darauf ruft der All- 
russische Kongreß der Bauerndeputierten die Bauernsowjets auf, die 
russische werktätige Bauernschaft zu veranlassen, in der Konstituie- 
renden Versammlung die Errichtung einer föderativen demokrati- 
schen Republik in Rußland zu verlangen, in welcher alle Völker 
völlige Freiheit haben, ihr eigenes Leben zu organisieren. 

Der Allrussische Kongreß der Bauerndeputierten ist zutiefst da- 
von überzeugt, daß allein unter Wahrung vollkommenster Auto- 
nomie aller Völker, die in Rußland wohnen, und bei Verhinderung 
der Unterdrückung eines Volkes durch ein anderes ein neues Ruß- 
land im Kreise freier Völker geschaffen werden kann. 


[Delo Naroda, Nr. 60, 28. Mai (10. Juni) 1917, S. 2] 
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[66) Anarchistische Anzeichen 


[a] Zerfall der Armee 


London, (28. Mai) ıo. Juni. (Priv.-Tel.) Reuter meldet aus Peters- 
burg, daß mehrere Regimenter der 7. Armee meuterten. Die An- 
stifter sollen vor ein Kriegsgericht gestellt werden. —- »Morning Post 
berichtet aus Petersburg vom 2. Juni: 11000 gutbewaffnete Anar- 
chisten mit schwarzen Bannern zogen in den letzten Tagen viermal 
durch die Hauptstraßen. Abgesehen von kleineren Schießereien zur 
Nachtzeit blieben sie unbelästigt. Viele Petersburger Fabriken, ein- 
schließlich der Munitionsfabriken, sind geschlossen, da sie die über- 
triebenen Löhne nicht zahlen können. Die Lebensmittelnot in Pe- 
tersburg wird beständig schlimmer. Viele Leute verbringen die 
Nächte vor den Läden auf mitgebrachten Matratzen. In Kiew, wo 
dreitausend von der Front zurückgekehrte Soldaten die Stadt plün- 
derten, kam es, nachdem die Regierung schließlich einschritt, zu 
Straßenkämpfen. 


[Prankfurter Zeitung vom (28. Mai) 10. Juni 1917] 


[b] Kampf gegen die Anarchie in Kronstadt 


Die Baltische Flotte war derjenige Teil der Armee, in dem bis zur 
Revolution ein besonders hartes und unmenschliches Regime ge- 
herrscht hatte und in dem sich die Elementargewalt der Meuterei 
nach dem Umsturz mit besonderer Kraft austobte. 

Die ersten Tage der Revolution hatten in Kronstadt blutige Straf- 
justiz zur Folge, die am Kommandeur der Flotte, Admiral Wiren, 
und den den Matrosen am meisten verhaßten Offizieren vollzogen 
wurde. Der Petrograder Sowjet war gezwungen, einige Male seine 
Vertreter nach Kronstadt zu entsenden, um den Exzessen ein Ende 
zu machen. Schließlich und endlich wurde in Kronstadt unter Lei- 
tung des örtlichen Sowjets der Matrosen-, Soldaten- und Arbeiter- 
deputierten die Ruhe einigermaßen wiederhergestellt. 

Die erste Provisorische Regierung war in Kronstadt durch den 
Kommissar Pepljajew, ein ehemaliges Mitglied der Kadettenpartei in 
der Reichsduma, vertreten. Da Pepljajew mit der allgemeinen Erre- 
gung rechnete, die unter den Matrosen herrschte, bemühte er sich, 
die Beziehungen mit dem örtlichen Sowjet nicht zu verschärfen, un- 
geachtet der Tatsache, daß dieser zu einem Anhänger der bolsche- 
wistischen Partei wurde und oft Entscheidungen traf, die der all- 
gemeinen Politik der russischen Demokratie widersprachen. Die 
wichtigste Frage in den Beziehungen zwischen Regierung und Kron- 
städter Sowjet war die nach dem Schicksal der in den ersten Tagen 
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der Revolution von den Matrosen verhafteten Offiziere, die ohne 
Gericht und Untersuchung in den Kronstädter Kasematten festge- 
halten wurden. Die Regierung verlangte die Auslieferung dieser Of- 
fiziere an die Gerichtsbehörden; der Kronstädter Sowjet weigerte 
sich entschieden, dieser Forderung nachzukommen. 

Die neue Koalitionsregierung konnte sich damit natürlich nicht 
abfinden. Sie beauftragte Pepljajew, in entschiedener Weise von dem 
Kronstädter Sowjet die Auslieferung der verhafteten Offiziere an die 
Gerichtsbehörden zu verlangen. Pepljajew übergab dem Kronstädter 
Sowjet diese Forderung, bat aber die Provisorische Regierung um 
Ablösung von seinem Posten, da er sich nichts von dieser Aktion 
versprach und sich der Schwierigkeit seiner Rolle als rechtloser Kom- 
missar bewußt war. Da beschloß der Kronstädter Sowjet, die Lage 
zu forcieren. Am (3.) 16. Mai nahm er eine Resolution an und ver- 
öffentlichte sie, in der er selbst alle Gewalt in Kronstadt übernahm, 
sich weigerte, die Provisorische Regierung anzuerkennen, und deren 
Vertreter aus Kronstadt verwies. 

»Die einzige Macht in Kronstadt«, hieß es in der Resolution des 
Kronstädter Sowjets, »ist der Sowjet der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten, der in allen Fragen der staatlichen Ordnung direkten 
Kontakt mit dem Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten aufnimmt.« 

Zur gleichen Zeit, da der Petrograder Sowjet seine Vertreter in 
die Provisorische Regierung entsandte, um die zentrale demokra- 
tische Regierungsgewalt zu stärken, wurde in Kronstadt die Sowjet- 
republik ausgerufen. 

Es war offensichtlich, daß, wenn es den Bolschewiken gelungen 
wäre, in Kronstadt das für das ganze Land verbindliche System der 
Regierung zu vernichten, dies dem Prinzip des demokratischen Auf- 
baues einen Schlag versetzt hätte und dem erklärten Willen der Be- 
völkerungsmehrheit zuwidergelaufen wäre. Die Sache war um so 
wichtiger, als Kronstadt die Hauptbasis der Baltischen Flotte bildete 
und die Festung war, die von der Seeseite her den Zugang nach Pe- 
tersburg schützte. Es ist nicht verwunderlich, daß die Handlungs- 
weise im Kronstädter Sowjet große Aufregung und Besorgnis in der 
öffentlichen Meinung des ganzen Landes hervorrief. 

Entsprechend der Gewohnheit jener Zeit reagierte der Petrograder 
Sowjet gegen diesen Akt der Anarchie als erster und entsandte seine 
Vertreter nach Kronstadt, um den örtlichen Sowjet zur Ordnung zu 
rufen. Da dieser indes bei seiner Resolution blieb, war es unumgäng- 
lich, schärfere Maßnahmen zu ergreifen. Daher schlugen die beiden 
sozialistischen Minister Skobelew und ich unter Zustimmung des 
Vollzugskomitees des Sowjets der Regierung vor, uns nach Kronstadt 
zu delegieren, um im Namen der Regierung vom Kronstädter Sowjet 
die sofortige Zurücknahme seiner Resolution und die Unterwerfung 
unter die für ganz Rußland gültigen Gesetze zu verlangen. 
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Unsere unerwartete Ankunft in Kronstadt rief unter den Führern 
des örtlichen Sowjets eine Sensation und völlige Ratlosigkeit her- 
vor. 

Der Kronstädter Sowjet bestand aus gı Bolschewiki, 70 »Partei- 
losen«, 93 Sozialrevolutionären und 46 Menschewiki. Die Mehrheit 
hatten die Bolschewiki im Sowjet also nicht. Faktisch indes waren sie 
die Herren im Kronstädter Sowjet, da die »Parteilosen«, die Ver- 
treter der meuternden Matrosen, gefügige Werkzeuge in der Hand 
der Bolschewiki waren. Die Existenz einer »parteilosen« Fraktion er- 
leichterte den Bolschewiki ihre Tätigkeit, d. h. mit ihrer Hilfe brach- 
ten sie im Sowjet die »revolutionärsten« Resolutionen ein und 
durch... Die Anwesenheit der Sozialrevolutionäre und Mensche- 
wiki im Kronstädter Sowjet hinderte die Bolschewikiin keiner Weise, 
da die Mitglieder dieser Fraktion entsprechend der allgemeinen Hal- 
tung der Massen, die ihre Vertreter in den Kronstädter Sowjet ge- 
wählt hatten, dem »linken« Flügel dieser Parteien angehörten und 
den Bolschewiki keinen ernsthaften Widerstand leisteten... 

Aus Anlaß unserer Ankunft berief der Kronstädter Sowjet durch 
Telephonogramm ein großes Matrosenmeeting auf dem Jakornaja- 
Platz ein, wo wir die Matrosen über das Ziel unserer Reise unter- 
richteten. 

Ich hatte bolschewistische Meetings in Petrograd gesehen, noch 
nie aber hatte ich bisher eine so gespannte Atmosphäre erlebt, wie 
inmitten der Kronstädter Matrosen. Als wir durch ihre Reihen gin- 
Ben, sahen wir finstere, unfreundliche Gesichter und hörten dumpfes 
Gemurmel: »Die Minister ..., sie sind gekommen, die Freiheit in 
Kronstadt abzuschaffen.« 

Mit feindseligem Mißtrauen hörte die Menge meine Erklärung an, 
aus welchem Grunde Regierung und Sowjet das Verhalten des Kron- 
städter Sowjets für unzulässig hielten. Als ich sagte, daß der Petro- 
grader Sowjet beschlossen habe, die revolutionäre Gewalt zu stär- 
ken, da die ganze soeben erkämpfte demokratische Freiheit verloren 
sei, wenn es keine demokratische Disziplin gäbe, hörte man Stim- 
men: »Disziplin — wir haben sie genugsam unter dem Zaren ertra- 
gen!« Als ich fragte: »Wollt Ihr Euch denn von der ganzen revolu- 
tionären Demokratie trennen?« erschollen Ausrufe: »Ja, ja, wir 
wollen!« Diese Ausrufe unterstützte die Menge nicht, und aus ihrer 
Mitte kamen Stimmen, man solle mich nicht unterbrechen. Aber als 
ich von den verhafteten Offizieren sprach und von der Notwendig- 
keit, ihnen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, wurde die ganze 
Menge plötzlich erregt, verlor die Selbstbeherrschung und prote- 
stierte laut. Aus ihr tauchten haßerfüllte Gesichter auf. Es erschollen 
Rufe: »Ihr wollt ihnen helfen! ... Diese Bluthundel... Man hätte 
sie erschießen sollen]... .« 

Die Instinkte des Hasses, der Rache und der Gewalttätigkeit wur- 
den offenbar, und wir fühlten, welchen guten Boden diese Stimmung 
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für die Führer des Kronstädter Sowjets in ihrer zerstörerischen Arbeit 
gegen die Demokratie abgab. 

Aber selbst für diese meuternden Massen war das Prestige der all- 
russischen revolutionären Demokratie zu jener Zeit noch groß. Als 
ich in Beantwortung dieser Proteste die Menge daran erinnerte, daß 
das alte Regime nicht mit den Kräften der Kronstädter Matrosen ge- 
stürzt worden sei, sondern mit den Kräften der revolutionären Demo- 
kratie ganz Rußlands, und daß diese Demokratie in der Lagesei,in 
einzelnen revolutionären Gebieten die Ordnung wiederherzustellen, 
die dem Willen des befreiten Volkes entspräche, verstummten Ge- 
schrei und Proteste und verharrte die Menge in dem vorherigen fin- 
steren Schweigen... 

[Der Kronstädter Sowjet erklärt sich zu einem Kompromiß be- 
reit, aber kaum sind Skobelew und Zereteli nach Petersburg zurück- 
gekehrt, da widerruft er seine Erklärungen und läßt erklären, er be- 
harre auf seiner Resolution vom (3.) 16. Mai.] 

.. . Diese Mitteilung erregte einen Sturm der Entrüstung in der 
öffentlichen Meinung des Landes und besonders in den Reihen der 
revolutionären Demokratie... 

Das Vollzugskomitee berief eine außerordentliche Versammlung 
des Petrograder Sowjets ein, an der die sozialistischen Minister teil- 
nahmen. Die von der bolschewistischen Fraktion eilig herbeigerufe- 
nen Vertreter des Kronstädter Sowjets erschienen auf dieser Ver- 
sammlung. Da sie den Ernst der Lage spürten, fiel ihnen nichts 
Besseres ein, als die gleichen falschen Erklärungen abzugeben, die 
sie bereits einmal bei den Besprechungen in Kronstadt zur Verschleie- 
rung ihres Rückzuges abgegeben hatten: sie hätten auch im Traum 
niemals an einen Ungehorsam gegenüber der Regierung gedacht, sie 
hätten nur die Errichtung einer örtlichen demokratischen Gewalt im 
Auge gehabt. Trotzkij und andere Verteidiger versuchten den So- 
wjet von der Richtigkeit dieser Erklärung zu überzeugen. Aber die 
Geduld der revolutionären Demokratie war erschöpft. Mit einer 
Mehrheit von 580 gegen 162 Stimmen nahm der Sowjet eine von mir 
im Namen des Vollzugskomitees verfaßte Resolution an. Sie lautete 
[u.a.]: »... Der Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten beschließt: 

1. Von allen Kronstädtern unverzüglich und ohne Widerrede die 
Befolgung aller von der Provisorischen Regierung erlassenen Vor- 
schriften, die diese im Interesse der Revolution und der Sicherheit 
des Landes verkünden wird, zu verlangen. 

2. Diesen Beschluß allen Kronstädter Häfen, allen Festungs- und 
Schiffskommandos der Baltischen Flotte und allen Sowjets der Ar- 
beiter- und Soldatendeputierten telegraphisch mitzuteilen.« 

Noch größere Aufregung herrschte auf dem Allrussischen Kon- 
greß der Sowjets der Bauerndeputierten. Auf Einladung des Prä- 
sidiums hielt ich dort einen Vortrag über die Kronstädter Ereig- 
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nisse, der stürmische Manifestationen der Solidarität mit der Regie- 
rung und dem Petrograder Sowjet hervorrief. Trotzkij, der auf die- 
ser Sitzung als Verteidiger des Kronstädter Sowjets auftrat, rief bei 
den Bauerndeputierten durch seine Rede eine so stürmische Reak- 
tion hervor, daß sie ihn beinahe aus der Sitzung gejagt hätten... 

Angesichts dieser Lage kapitulierte der Kronstädter Sowjet zum 
zweitenmal und erklärte seine Unterwerfung unter die Verfügungs- 
gewalt der Provisorischen Regierung ... [Darauf war innerhalb von 
48 Stunden dieses Problem gelöst.] 


[1. G. Zereteli, Rrinnerungen über die Februarrevolution, Bd. I, S. 413-416] 


[67] Die Eröffnung des I. Sowjetkongresses 


[a] Darstellung Kerenskijs 


... Angesichts der entschieden patriotischen Haltung des ersten 
Sowjetkongresses gelang es mir ganz leicht, meine Resolution be- 
trefls der Operationen, die zwei Wochen später an der Front be- 
ginnen sollten, durchzusetzen. Die Wiederaufnahme der Offensive 
wurde vom Kongreß gebilligt, nur die Bolschewiki stimmten da- 
gegen. Es war dies eine Ergänzungsmaßnahme zu dem strengen 
Antidesertionsgesetz der Provisorischen Regierung, das vor ein 
paar Tagen erlassen worden war. Nachdem sich die Desertionen in 
den letzten Monaten der Zarenherrschaft bis zu einer erschrecken- 
den Unzahl gesteigert hatten und in den ersten zwei Monaten der 
Revolution überhaupt epidemischer Natur geworden waren, hörten 
sie bei Beginn der militärischen Operationen des Sommers allmäh- 
lich auf. 

Auf diesem Kongreß traf ich auch Lenin. Es war das erste und 
einzige Mal. Er war von seinem ganzen Stab begleitet. Kamenew, 
Sinowjew, Lunatscharskij, aber auch Trotzkij waren anwesend. 
Trotzkij wußte noch nicht genau, ob er die Bolschewiki unterstützen 
solle, liebäugelte aber bereits ganz öffentlich mit ihnen. Obwohl 
Lenin den zähen Widerstand des Kongresses merken mußte, ließ er 
sich doch nicht zurückhalten, eine recht einfache Methode zur Lö- 
sung des sozialen Problems zu beantragen. Sein Vorschlag war: 
Festnahme der hundert reichsten Kapitalisten. Alle übrigen würden 
dann schon für sich selber sorgen. Dieser geniale Vorschlag, der den 
Enthusiasmus des Straßenmobs erregte, der sich täglich vor dem Bal- 
kon des »Kscheschinskajapalastes« versammelte, wo sich Lenin und 
sein Stab aufhielt, wurde auf dem Kongreß nur mit Gelächter und 
spöttischen Zwischenrufen beantwortet. Doch die hier Versammel- 
ten waren in der Minderheit, waren die besten, ausgewählten Ele- 
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mente aus dem Volk und der Armee, während dort jenseits der Tü- 
ren des Kongresses die ungeheure dunkle Masse wogte. Dort waren 
die vielen, vielen Tausende erbitterter, deklassierter Elemente, die der 
Krieg und die Revolution zum klassenbewußten Proletariat gemacht 
hatte. Als ich auf das Podium trat, um Lenin zu entgegnen, bewog 
mich hierzu nicht der Eindruck, den er auf die Delegierten machte, 
sondern die Erwägung, welch einen zersetzenden Einfluß er auf eine 
Zuhörerschaft, die sich aus anderen Elementen zusammensetzte, 
ausüben könnte. Ich weiß nicht, was Lenin, während er mir zuhörte, 
plötzlich vermißte. Ich weiß nicht einmal, ob er mir überhaupt zu- 
hörte, oder ob sein Gehör hauptsächlich auf die Stimmung der Zu- 
hörerschaft reagierte. Wie dem auch war, er blieb jedenfalls nicht bis 
zum Ende meiner Ansprache, Gesenkten Hauptes klaubte er ein 
paar Worte zusammen und stahl sich dann bei einer Seitentür fast 
unbemerkt aus dem Saal. Allerdings hatten Lenin und seine Helfers- 
helfer wichtigere Dinge im Sinn als die Teilnahme am Sowjetkon- 
greß. Über die Köpfe der Führer der Demokratie, die sich »der 
Bourgeoisie verkauft« hatten, hinweg beschlossen sie, sich direkt 
an das Petrograder Proletariat zu wenden. Ihr Plan ging darauf hin- 
aus, dutch eine neuerliche bewaffnete Demonstration auf den Kon- 
greß einen gewissen Druck auszuüben, Nach Lenins Plan sollte diese 
Demonstration, falls sie erfolgreich verlief, in einen bewaflneten 
Aufstand verwandelt werden... 


[A. Kerenski, Erinnerungen, $. 279.) 


[b] 9. T. Lenins Rede über die Stellung zur Provisorischen Regierung 


Am 4. (17.) Juni 1917 
Genossen, bei der kurzen Zeit, die mir zur Verfügung steht, werde 
ich nur - und ich glaube, das ist zweckmäßiger - auf die wesentlichen, 
grundsätzlichen Fragen eingehen können, die der Referent des Exe- 
kutivkomitees und die folgenden Redner aufgeworfen haben. 

Die erste und grundlegende Frage, vor der wir standen, ist die 
Frage, wo wir uns befinden, was die Räte sind, die jetzt zu einem All- 
russischen Kongreß zusammengetreten sind, was die revolutionäre 
Demokratie ist, von der man hier so unendlich viel spricht, um ihre 
vollständige Verkennung und ihre vollständige Verleugnung zu ver- 
tuschen. Denn von der revolutionären Demokratie vor dem All- 
russischen Rätekongreß sprechen und den Charakter dieser Insti- 
tution, ihre klassenmäßige Zusammensetzung, ihre Rolle in der Re- 
volution vertuschen, kein Sterbenswörtchen darüber sagen, gleich- 
zeitig aber auf den Titel Demokraten Anspruch erheben, ist eine 
merkwürdige Sache! Man entwirft uns das Programm einer bürger- 
lich-parlamentarischen Republik, wie sie in ganz Westeuropa anzu- 
treffen ist; man entwirft uns ein Programm von Reformen, die jetzt 
von allen bürgerlichen Regierungen, auch von der unsrigen, zuge- 
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standen werden, und gleichzeitig spricht man uns von der revolutio- 
nären Demokratiel 

Vor wem wird das gesprochen? Vor den Räten. Nun aber frage 
ich euch, gibt es ein Land in Europa, ein bürgerliches, demokrati- 
sches, republikanisches Land, in dem etwas den Räten ähnliches vor- 
handen ist? Ihr werdet antworten müssen, daß es so etwas nicht gibt. 
Nirgends existiert eine derartige Institution, und das kann es auch 
nicht, denn es kann nur eines geben: entweder eine bürgerliche Regie- 
rung mit jenen »Reform«plänen, die man uns entwirft und die 
dutzende Male in allen Ländern vorgeschlagen und auf dem Papier 
geblieben sind, oder jene Institution, die man jetzt anruft, jene neu- 
artige »Regierung«, die die Revolution geschaffen hat, von der es 
nur in der Geschichte des größten revolutionären Aufschwunges 
Beispiele gibt, so 1792 in Frankreich, 1871 ebenfalls in Frankreich 
und 1905 in Rußland. Die Räte sind eine Institution, die in keinem 
der gewöhnlichen bürgerlich-parlamentarischen Staaten besteht und 
die neben der bürgerlichen Regierung auch nicht bestehen kann. 
Das ist jener neue, demokratischere Staatstypus, den wir in unseren 
Parteiresolutionen als bäuerlich-proletarische demokratische Repu- 
blik bezeichnet haben, in der die Macht ausschließlich den Arbeiter- 
und Soldatenräten gehört. Vergeblich glaubt man, das sei eine theo- 
retische Frage, vergeblich versucht man, die Sache so darzustellen, 
als könne sie umgangen werden, vergeblich wird eingewendet, daß 
jetzt Institutionen dieser oder jener Art nebeneinander, nämlich ne- 
ben den Arbeiter- und Soldatenräten bestehen. Jawohl, sie bestehen 
nebeneinander. Aber gerade das erzeugt eine Unmenge von Miß- 
verständnissen, Konflikten und Reibungen. Gerade das ist die Ur- 
sache des Überganges der russischen Revolution von ihrem ersten 
Aufschwung, von ihrer ersten Vorwärtsbewegung zu ihrer Stagna- 
tion und zu dem Rückschritt, den wir jetzt in unserer Koalitions- 
regierung, in der ganzen Innen- und Außenpolitik im Zusammen- 
hang mit der in Vorbereitung befindlichen imperialistischen Offen- 
sive sehen. 

Von zwei Dingen eins: entweder eine gewöhnliche bürgerliche 
Regierung — und dann braucht man die Räte der Arbeiter, Bauern 
und Soldaten nicht, dann werden sie entweder von den Generalen, 
den konterrevolutionären Generalen, die das Heer in Händen halten, 
ohne Rücksicht auf die Rednerkünste des Ministers Kerenskij, aus- 
einandergejagt werden, oder sie werden eines ruhmlosen Todes ster- 
ben. Einen anderen Weg gibt es für diese Institutionen nicht, die nur 
existieren können, wenn sie nicht rückwärtsgehen, nicht stehenblei- 
ben, sondern vorwärtsmarschieren. Das ist der Staatstypus, der nicht 
von den Russen erfunden, der vielmehr von der Revolution erzeugt 
wurde, denn anders kann die Revolution nicht siegen. 

Im Schoße des Allrussischen Sowjets sind Reibungen, ist der 
Kampf der Parteien um die Macht unvermeidlich. Aber das wird 
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eine Überwindung der möglichen Fehler und Illusionen durch die 
eigene politische Erfahrung der Massen sein ( Lärm) und nicht durch 
Reden der Minister, die sich darauf berufen, was sie gestern gesagt 
haben, morgen schreiben und übermorgen versprechen werden. Das 
ist lächerlich, Genossen, vom Standpunkt jener Körperschaft, die 
von der russischen Revolution geschaffen wurde und die jetzt vor 
der Frage steht: Sein oder Nichtsein. Die Sowjets können nicht so 
weiterleben wie bisher. Erwachsene Menschen, Arbeiter und Bauern, 
müssen zusammenkommen, Resolutionen annehmen und Berichte 
anhören, die dokumentarisch nicht nachgeprüft werden können! 
Eine Körperschaft solcher Art bedeutet vielmehr den Übergang zu 
jener Republik, die eine feste Macht schaffen wird, ohne Polizei, ohne 
stehendes Heer, und zwar nicht in Worten, sondern in der Tat, jene 
Macht, wie sie in Westeuropa noch nicht existieren kann, die Macht, 
ohne die es keinen Sieg der russischen Revolution im Sinne eines 
Sieges über die Gutsherren, im Sinne eines Sieges über den Impe- 
rialismus geben kann. 

Ohne diese Macht kann auch keine Rede davon sein, daß wir 
einen solchen Sieg erringen, und je mehr wir über das Programm 
nachdenken, das man uns hier empfiehlt, und über die Tatsachen, 
vor denen wir stehen, um so krasser tritt der grundlegende Wider- 
spruch hervor. Man sagt uns, wie der Referent und andere Redner 
es taten, die erste Provisorische Regierung sei eben schlecht gewe- 
sen! Damals aber, als die Bolschewiki, die unseligen Bolschewiki, 
erklärten: »Keinerlei Unterstützung, keinerlei Vertrauen dieser Re- 
gierung«, wie wurden wir da mit Beschuldigungen des »Anarchis- 
mus« überhäuft! Jetzt sagen alle, die frühere Regierung sei schlecht 
gewesen, wodurch aber unterscheidet sich die Koalitionsregierung 
mit den quasi-sozialistischen Ministern von der früheren Regierung? 
Ist nicht schon genug geredet worden über Programme und Pro- 
jekte, haben wir nicht übergenug davon, wäre es nicht Zeit, zu Ta- 
ten überzugehen? Ein Monat ist bereits vergangen, seitdem sich am 
6. (19.) Mai die Koalitionsregierung gebildet hat. Seht euch die Ta- 
ten an, seht euch die Zerrüttung in Rußland und in allen Ländern an, 
die in den imperialistischen Krieg hineingezogen worden sind! 

Woraus erklärt sich die Zerrüttung? Aus der Raubpolitik der Ka- 
pitalisten. Da herrscht wirkliche Anarchiel Und das sagen wir auf 
Grund von Geständnissen, die nicht etwa von unserer Zeitung, von 
irgendeiner, Gott bewahre, bolschewistischen Zeitung veröffentlicht 
worden sind, sondern von der ministeriellen »Rabotschaja Gaseta«: 
die Preise für Kohlenlieferungen sind von der »Revolutionsregie- 
rung« erhöht worden. Die Koalitionsregierung aber hat in dieser 
Hinsicht nichts geändert. Man fragt uns, ob denn in Rußland der 
Sozialismus eingeführt oder überhaupt grundlegende Umgestaltun- 
gen sofort vorgenommen werden können - das alles sind leere Aus- 
flüchte, Genossen. Die Lehre von Marx und Engels besteht, wie sie 
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selber immer wieder erklärt haben, in folgendem: »Unscere Lehre ist 
kein Dogma, sondern eine Anleitung zum Handeln.« Einen reinen 
Kapitalismus, der in den reinen Sozialismus übergeht, gibt es nir- 
gends in der Welt und kann es während des Krieges nicht geben; es 
gibt ein Mittleres, etwas Neues, Unerhörtes, weil hunderte Millionen 
von Menschen, die in den verbrecherischen Krieg der Kapitalisten 
hineingerissen worden sind, zugrunde gehen. Es kommt nicht auf 
Reformversprechungen an - das sind leere Worte, es kommt darauf 
an, den Schritt zu tun, den wir jetzt brauchen. 

Wenn ihr euch auf die »revo/ntionäre« Demokratie berufen wollt, 
verwechselt diesen Begriff nicht mit der reformistischen Demokratie 
unter einem kapitalistischen Ministerium, denn es ist endlich Zeit, 
von bloßen Redensarten über »revolutionäre Demokratie«, von ge- 
genseitigen Beglückwünschungen zur »revolutionären Demokratie« 
überzugehen zur Klassencharakteristik, wie es uns der Marxismus 
und der wissenschaftliche Sozialismus überhaupt gelehrt hat. Was 
man uns vorschlägt, ist der Übergang zur reformistischen Demokra- 
tie unter einem kapitalistischen Ministerium. Das ist vielleicht aus- 
gezeichnet vom Standpunkt der gewöhnlichen westeuropäischen 
Muster. Jetzt aber steht eine ganze Reihe von Ländern vor dem Un- 
tergang, und die praktischen Maßnahmen, die angeblich so kompli- 
ziert sein sollen, daß es schwer sei, sie einzuführen, daß sie besonders 
ausgearbeitet werden müßten, wie der Vorredner, der Bürger Mi- 
nister für Post- und Telegraphenwesen, gemeint hat — diese Maß- 
nahmen sind durchaus klar. Er sagte, daß es in Rußland keine poli- 
tische Partei gebe, die bereit wäre, die Macht ganz allein zu über- 
nehmen. Ich antworte: »Dochl Keine Partei kann darauf verzichten, 
und auch unsere Partei verzichtet nicht darauf: sie ist jeden Augen- 
blick bereit, die Macht ganz zu übernehmen.« (Beifall und Lachen.) 

Ihr könnt lachen, soviel ihr wollt, wenn aber der Bürger Minister 
uns in einer Reihe mit der Partei der Rechten vor diese Frage stellt, 
so wird er die gebührende Antwort bekommen. Keine einzige Partei 
kann darauf verzichten. Und in einem Augenblick, wo noch Freiheit 
herrscht, wo die Drohung mit Verhaftung und Verbannung nach 
Sibirien, wo die Drohungen der Konterrevolutionäre, mit denen un- 
sere quasi-sozialistischen Minister zusammensitzen, nur Drohungen 
sind, in einem solchen Augenblick sagt jede Partei, schenkt uns Ver- 
trauen, und wir geben euch unser Programm. 

Unsere Konferenz vom 29. April (12. Mai) hat dieses Programm 
gegeben. Leider nimmt man auf dieses Programm keine Rücksicht, 
sieht man es nicht als richtunggebend an. Offenbar muß es gemein- 
verständlich erläutert werden. Ich will versuchen, dem Bürger Mi- 
nister für Post- und Telegraphenwesen eine gemeinverständliche Er- 
läuterung unserer Resolution, unseres Programms zu geben. Unser 
Programm in bezug auf die Wirtschaftskrise besteht darin, daß man 
sofort — dazu ist kein Aufschub nötig — die Veröffentlichung all der 
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unerhörten Profite verlangt, die 5oo bis 800 Prozent erreichen, und 
die die Kapitalisten nicht auf dem freien Markt, im »reinen« Kapita- 
lismus, sondern durch die Kriegslieferungen erzielen. Das ist ein Ge- 
biet, auf dem die Arbeiterkontrolle wirklich notwendig und möglich 
ist! Das ist eine Maßnahme, die ihr, wenn ihr euch »revolutionäre« 
Demokratie nennt, im Namen des Sowjets verwirklichen müßt, und 
die von heute auf morgen verwirklicht werden kann. Das ist kein 
Sozialismus. Das bedeutet nur, dem Volke die Augen zu öffnen über 
die wirkliche Anarchie und das tatsächliche Spiel des Imperialismus 
mit dem Eigentum des Volkes, mit Hunderttausenden von Men- 
schenleben, die morgen umkommen werden, weil wir fortfahren, 
Galizien zu würgen. Veröffentlicht die Profite der Herren Kapitali- 
sten, verhaftet 50 oder 100 der reichsten Millionäre. Es genügt, sie 
einige Wochen in Haft zu halten - und sei es mit ebensolchen Ver- 
günstigungen, wie sie Nikolaj Romanow genießt -, um sie zu zwin- 
gen, die Fäden, die betrügerischen Machenschaften, den Schmutz, 
den Eigennutz aufzudecken, die auch unter der neuen Regierung un- 
ser Land täglich Tausende und Millionen kosten. Das ist die 
Grundursache der Anarchie und der Zerrüttung, und darum sagen 
wir: bei uns ist alles beim alten geblieben, die Koalitionsregierung 
hat nichts geändert, sie hat nur den Haufen von Deklarationen, von 
prunkvollen Erklärungen vergrößert. Wie aufrichtig die Leute auch 
sein, wie aufrichtig sie auch das Wohl der werktätigen Massen wün- 
schen mögen, an der Sache hat sich nichts geändert - dieselbe Klassı 
ist an der Macht geblieben. Die Politik, die getrieben wird, ist keine 
demokratische Politik. 

Man erzählt uns von der »Demokratisierung der zentralen und ört- 
lichen Behörden«. Wißt ihr denn nicht, daß diese Worte nur für 
Rußland etwas Neues sind, daß in anderen Ländern Dutzende quasi- 
sozialistischer Minister sich mit ähnlichen Versprechungen an das 
Volk gewandt haben? Was bedeuten diese Versprechungen, wenn 
wir vor der lebendigen konkreten Tatsache stehen: die Ortsbevöl- 
kerung wählt die Behörden, das Abc der Demokratie wird aber ver- 
letzt durch den Anspruch der Zentralbehörde, die örtlichen Behör- 
den zu ernennen oder zu bestätigen. Der Raub des Volksvermögens 
durch die Kapitalisten geht weiter. Der imperialistische Krieg dauert 
fort, uns aber verspricht man Reformen, Reformen und Reformen, 
die überhaupt in diesem Rahmen nicht durchgeführt werden können, 
weil der Krieg alles erdrückt, alles bestimmt. Warum seid ihr nicht 
mit denen einverstanden, die sagen, daß der Krieg nicht um der Pro- 
fite der Kapitalisten willen geführt wird? Worin besteht das Kri- 
terium? Vor allen Dingen darin, welche Klasse an der Macht ist, 
welche Klasse die Herrschaft ausübt, welche Klasse fortfährt, Hun- 
derte von Milliarden an Bank- und Finanzoperationen zu verdienen? 
Es ist dieselbe kapitalistische Klasse, und deshalb ist der Krieg nach 
wie vor ein imperialistischer Krieg. Sowohl die erste Provisorische 
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Regierung als auch die Regierung mit den scheinsozialistischen Mi- 
nistern hat nichts geändert. Die Geheimverträge bleiben geheim, 
Rußland kämpft um die Meerengen, um die Fortsetzung der Politik 
Ljachows in Persien usw. 

Ich weiß, daß ihr das nicht wollt, daß die Mehrheit von euch das 
nicht will, daß die Minister das nicht wollen, weil man das nicht 
wollen kann, weil das die Abschlachtung Hunderter Millionen von 
Menschen bedeutet. Nehmt aber die Offensive, von der die Milju- 
kow und Maklakow jetzt so viel reden. Sie verstehen sehr gut, wor- 
auf es ankommt. Sie wissen, daß das mit der Frage der Macht, mit 
der Frage der Revolution zusammenhängt. Man sagt uns, zwischen 
politischen und strategischen Fragen müsse man unterscheiden. Es 
ist lächerlich, eine solche Frage auch nur aufzuwerfen. Die Kadetten 
verstehen ausgezeichnet, daß es sich um eine politische Frage handelt. 

Daß der begonnene revolutionäre Kampf um den Frieden von 
unten auf zu einem Sonderfrieden führen könnte - das ist eine Ver- 
leumdung. Der erste Schritt, den wir verwirklichen würden, wenn 
wir an der Macht wären -, wäre die Verhaftung der größten Kapi- 
talisten und die Zerreißung aller Fäden ihrer Intrigen. 

Ohne diese Maßnahmen sind alle Redensarten über Frieden ohne 
Annexionen und Kontributionen leeres Gerede. Der zweite Schritt 
von uns wäre, den Völkern, getrennt von den Regierungen, zu er- 
klären, daß wir alle Kapitalisten für Räuber halten, auch Teresch- 
tschenko, der um kein Haar besser ist als Miljukow, nur etwas düm- 
mer — auch die französischen, die englischen und alle Kapitalisten. 

Eure eigenen »Iswestija< haben sich ja verrannt und schlagen statt 
eines Friedens ohne Annexionen und Kontributionen den Status quo 
vor. Nein, nicht so fassen wir den Frieden »ohne Annexionen« auf, 
und hier kommt sogar der Bauernkongreß der Wahrheit näher, der 
von einer »föderativen« Republik spricht und damit den Gedanken 
zum Ausdruck bringt, daß die russische Republik kein einziges Volk 
unterdrücken will, weder mit neuen noch mit alten Methoden, daß 
sie mit keinem Volke, nicht mit Finnland und nicht mit der Ukraine, 
die der Kriegsminister so schikaniert, mit denen ganz unerlaubte und 
unzulässige Konflikte geschaffen werden, auf der Grundlage der Ge- 
walt zusarnmenleben will. Wir wollen die einheitliche und unteilbare 
Republik Rußland, mit einer starken Regierung, aber eine starke Re- 
gierung wird nur durch die freiwillige Zustimmung des Volkes ge- 
schaffen. »Revolutionäre Demokratie« — das sind große Worte, sie 
werden aber auf eine Regierung angewendet, die durch kleinliche 
Schikanen die Frage der Ukraine und Finnlands kompliziert, die sich 
gar nicht lostrennen wollen, sondern nur sagen: »Schiebt doch die 
Anwendung der elementarsten Grundsätze der Demokratie nicht 
auf bis zur Konstituierenden Versammlung !« 

Man kann keinen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen 
schließen, solange ihr nicht auf eure eigenen Annexionen verzichtet. 
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Das ist doch lächerlich, das ist doch eine Spielerei! Darüber lacht in 
Europa jeder Arbeiter, er sagt: »Sie reden schr schön, sie fordern die 
Völker auf, die Bankiers zu stürzen, aber selber schicken sie ihre ein- 
heimischen Bankiers in die Regierung.« Verhaftet sie, deckt ihre 
Machinationen auf, entwirrt die Fäden ihrer Intrigen — das aber tut 
ihr nicht, obwohl ihr machtvolle Organisationen habt, gegen die ein 
Widerstand unmöglich ist. Ihr habt die Jahre 1905 und 1917 durch- 
gemacht, ihr wißt, daß man nicht auf Bestellung Revolution machen 
kann, daß die Revolutionen in den anderen Ländern den schweren 
blutigen Weg von Aufständen gegangen sind; in Rußland aber gibt 
es keine Gruppe, keine Klasse, die sich der Macht der Sowjets wider- 
setzen könnte. In Rußland ist diese Revolution, ausnahmsweise, als 
friedliche Revolution möglich. Wenn diese Revolution heute oder 
morgen allen Völkern den Frieden vorschlägt, und zwar durch den 
Bruch mit allen Klassen der Kapitalisten, so werden innerhalb kür- 
zester Zeit die Völker Frankreichs sowohl wie Deutschlands ihre Zu- 
stimmung geben, denn diese Länder gehen zugrunde, denn die Lage 
Deutschlands ist hoffnungslos, weil Deutschland sich nicht retten 
kann und weil Frankreich... (Vorsitzender: Ihre Zeit ist abgelau- 
fen.) Ich bin in einer halben Minute fertig... (Lärm, Zurufe: » Wei- 
terreden«, Widerspruch, Beifall.) (Vorsitzender: Ich kann dem Kon- 
greß mitteilen, daß das Präsidium vorschlägt, die Redezeit des Red- 
ners zu verlängern. Werden Einwände dagegen erhoben? Die Mehr- 
heit ist für die Verlängerung der Redezeit.) 

Ich war dabei stehengeblieben, daß die revolutionäre Demokratie 
in Rußland, wenn sie eine Demokratie nicht in Worten, sondern in 
der Tat wäre, die Revolution vorwärtstreiben würde, anstatt sich mit 
den Kapitalisten zu verständigen, daß sie sich nicht auf das Gerede 
über Frieden ohne Annexionen und Kontributionen beschränken, 
sondern zur Aufhebung der Annexionen in Rußland schreiten und 
offen erklären würde, daß sie jede Annexion für ein Verbrechen und 
einen Raub hält. Dann wäre es möglich, die imperialistische Offen- 
sive zu vermeiden, die Tausende und Millionen von Menschen um 
der Aufteilung Persiens und des Balkans willen mit dem Untergang 
bedroht. Dann wäre der Weg zum Frieden oflen, kein einfacher Weg 
— das sagen wir nicht - ein Weg, der einen wirklich revolutionären 
Krieg nicht ausschließt, 

Wir stellen die Frage nicht so, wie sie Basarow heute in der »No- 
waja Shisn« stellt, wir sagen nur, daß für Rußland am Ende des im- 
perialistischen Krieges die Lage eine solche ist, daß seine Aufgaben 
leichter sind, als es den Anschein haben könnte. Die geographischen 
Verhältnisse Rußlands sind so, daß die Mächte, die es wagen sollten, 
sich auf das Kapital und seine räuberischen Interessen zu stützen 
und gegen die russische Arbeiterklasse und das mit ihr marschie- 
rende Halbproletariat, d. h. die ärmste Bauernschaft, vorzugehen — 
wenn sie sich darauf einlassen wollten, sage ich, wäre das für sie eine 
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im höchsten Grade schwierige Aufgabe. Deutschland steht am Rande 
des Abgrundes, und nach dem Eingreifen Amerikas, das Mexiko 
verschlingen will und das wahrscheinlich morgen mit Japan in die 
Haare geraten wird - nach diesem Eingreifen ist die Lage Deutsch- 
lands hoffnungslos: Deutschland wird vernichtet werden. Frank- 
reichs geographische Lage ist so, daß es am meisten leidet und daß 
seine Erschöpfung am größten ist. Dieses Land hungert zwar we- 
niger als Deutschland, hat aber unermeßlich vielmehr Menschen ver- 
loren. Wenn man nun vom ersten Schritt an damit begonnen hätte, 
die Profitgier der russischen Kapitalisten zu bändigen, und ihnen jede 
Möglichkeit genommen hätte, Millionengewinne einzuheimsen; 
wenn man allen Völkern einen Frieden gegen die Kapitalisten aller 
Länder angeboten und dabei offen erklärt hätte, daß ihr weder mit 
den deutschen Kapitalisten noch mit denen, die sie direkt oder in- 
direkt unterstützen oder irgend etwas mit ihnen zu tun haben, Ver- 
handlungen anknüpfen und in Beziehungen zu ihnen treten werdet, 
daß ihr es ablehnt, mit den französischen und den englischen Kapi- 
talisten zu verhandeln - dann wäre das ein Auftreten, das sie vor den 
Arbeitern anklagt. Dann würdet ihr es nicht als Sieg betrachten, daß 
Macdonald einen Paß erhalten hat, Macdonald, der nie einen revo- 
lutionären Kampf gegen das Kapital geführt hat und den man des- 
wegen reisen läßt, weil er niemals die Gedanken und die Grund- 
sätze, die Praxis und die Erfahrung des revolutionären Kampfes ge- 
gen die englischen Kapitalisten vertreten hat, um dessentwillen unser 
Genosse Maclean und Hunderte anderer englischer Sozialisten in den 
Gefängnissen sitzen und umdessentwillen unser Genosse Liebknecht 
im Zuchthaus sitzt, der gesagt hat: »Deutsche Soldaten, kehrt die 
Waffe gegen euren Kaiser.« 

Wäre es nicht richtiger, die Imperialisten und Kapitalisten in das- 
selbe Zuchthaus zu befördern, das die Mehrheit der Mitglieder der 
Provisorischen Regierung in der eigens zu diesem Zweck wieder ge- 
schaffenen dritten Duma - ich weiß übrigens nicht, die wievielte sie 
ist, die dritte oder die vierte -uns täglich bereitet und verspricht und 
das in den neuen Gesetzentwürfen des Justizministeriums bereits 
vorgesehen ist? Maclean und Liebknecht - das sind die Namen je- 
ner Sozialisten, die den Gedanken des revolutionären Kampfes ge- 
gen den Imperialismus in die Wirklichkeit umsetzen. Das ist es, was 
man allen Regierungen sagen muß, um für den Frieden zu kämpfen! 
Man muß sie vor den Völkern anklagen. Dann werdet ihr alle im- 
perialistischen Regierungen in eine verfängliche Lage bringen. Jetzt 
aber seid ihr in eine verfängliche Lage geraten; ihr habt euch an die 
Völker mit dem Friedensaufruf vom 14. März gewandt, in dem es 
heißt: »Stürzt eure Zaren, eure Könige und eure Bankiers«, während 
wir, die wir eine an Zahl, an Erfahrung und an materieller Kraft so 
unerhört starke Organisation haben wie den Arbeiter- und Soldaten- 
rat, mit unseren Bankiers einen Block schließen, eine quasi-sozia- 
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listische Koalitionsregierung bilden und Reformentwürfe schreiben, 
wie sie in Europa Jahrzehnte hindurch geschrieben worden sind. 
Dort, in Europa, lacht man über eine solche Art von Kampf für den 
Frieden! Dort wird man ihn erst dann verstehen, wenn die Räte die 
Macht ergreifen und zu revolutionären Aktionen übergehen werden. 

Nur ein Land in der ganzen Welt kann jetzt im Klassenmaßstab, 
gegen die Kapitalisten, ohne blutige Revolution Schritte zur Ein- 
stellung des imperialistischen Krieges unternehmen, nur ein Land, 
und dieses Land ist Rußland. Und Rußland wird es solange bleiben, 
wie der Rat der Arbeiter- und Soldatendeputierten besteht ... 

Wenn wir die Macht in unsere Hände nehmen, dann werden wir 
den Kapitalisten Zügel anlegen, und dann wird es nicht mehr der 
Krieg sein, der jetzt geführt wird, denn der Krieg wird dadurch be- 
stimmt, welche Klasse ihn führt, und nicht dadurch, was auf dem 
Papier geschrieben steht. Auf das Papier kann man schreiben, was 
man will. Aber solange die Kapitalistenklasse die Mehrheit in der 
Regierung hat, wird der Krieg, was ihr auch schreiben, welche schö- 
nen Reden ihr auch halten, welche quasi-sozialistischen Minister ihr 
in der Regierung auch haben möget, ein imperialistischer bleiben. 
Das wissen und sehen alle... 

... Als in Rußland die Revolution begann, da begann auch der 
revolutionäre Kampf von unten für den Frieden. Hättet ihr die 
Macht in eure Hände genommen, um den Kampf gegen die russi- 
schen Kapitalisten aufzunehmen, dann würden die Werktätigen der 
anderen Länder euch Glauben schenken, dann könntet ihr den Frie- 
den anbieten... Die revolutionäre Regierung würde allen Völkern 
ohne Ausnahme erklären, daß alle Völker frei sein müssen... Es 
wird genügen, wenn ihr erklärt, daß ihr keine Pazifisten seid, daß ihr 
eure Republik, die proletarische Demokratie, gegen die deutschen 
und französischen und die anderen Kapitalisten verteidigen werdet — 
das würde genügen, damit der Frieden gesichert wäre. 

Aus diesem Grunde haben wir unserer Erklärung über die Oflen- 
sive eine so große Bedeutung beigelegt. Es ist ein Wendepunkt in 
der ganzen Geschichte der russischen Revolution eingetreten. Die 
russische Revolution hat damit begonnen, daß sie von der impcria- 
listischen Bourgeoisie Englands unterstützt wurde, die glaubte, Ruß- 
land sei eine Art China oder Indien. Statt dessen entstanden neben 
der Regierung, in der jetzt die Grundherren und die Kapitalisten die 
Mehrheit haben, die Räte, eine machtvolle repräsentative Körper- 
schaft, wie sie die Welt noch nicht gesehen hat, die ihr aber durch 
eure Teilnahme an der Koalitionsregierung der Bourgeoisie tötet. 
Statt dessen hat die russische Revolution bewirkt, daß sich die Sym- 
pathie für den revolutionären Kampf gegen die kapitalistische Re- 
gierung von unten überall, in allen Ländern, verdreifacht hat. 

Die Frage steht so: vorwärts- oder rückwärtsgehen. Man kann in 
einer revolutionären Zeit nicht auf derselben Stelle stehenbleiben, 
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Darum ist die Offensive ein Wendepunkt in der ganzen russischen 
Revolution, nicht in der strategischen Bedeutung der Oflensive, son- 
dern in ihrer politischen und ökonomischen Bedeutung. Die Oflen- 
sive ist jetzt, objektiv, unabhängig von dem Willen oder dem Be- 
wußtsein dieses oder jenes Ministers, die Fortsetzung des imperia- 
listischen Krieges und der Vernichtung von Hunderttausenden, von 
Millionen Menschenleben, um der Erdrosselung Persiens und der an- 
deren schwachen Völker willen. Der Übergang der Macht auf das 
revolutionäre Proletariat, das von der Dorfarmut unterstützt wird, 
ist der Übergang zum revolutionären Kampf für den Frieden in den 
sichersten, schmerzlosesten Formen, die die Menschheit je gekannt 
hat, der Übergang dazu, daß die Macht und der Sieg der revolutio- 
nären Arbeiter in Rußland und in der ganzen Welt gesichert wird. 
(Beifall bei einem Teil der Versammlung.) 


[Prawda vom 15. und 16. (28. und 29.) Juni 1917; das Stenogramm dieser Rede wurde von Lenin 
selbst korrigiert] 


[68] W.I. Lenin, An einem Wendepunkt 


Die russische Revolution hat in der ersten Etappe ihrer Entwicklung 
die Macht in die Hände der imperialistischen Bourgeoisie gelegt und 
neben dieser Macht die Deputiertenräte geschaffen, deren Mehrheit 
der kleinbürgerlichen Demokratie angehörte. Die zweite Etappe der 
Revolution — 6. (19.) Mai — hat die zynisch offenen Vertreter des 
Imperialismus, Miljukow und Gutschkow, formell aus der Regie- 
rung entfernt und die Mehrheitspartei der Räte faktisch zu Regie- 
rungsparteien gemacht. Unsere Partei verblieb vor und nach dem 
6. (19.) Mai in der Stellung einer oppositionellen Minderheit. Das war 
unvermeidlich, denn wir sind die Partei des Sozialistischen Proleta- 
riats, die auf dem Boden des Internationalismus steht. Das sozia- 
listische Proletariat, das während des imperialistischen Krieges eine 
internationalistische Stellung einnimmt, kann nicht anders als zu 
jeder Regierung in Opposition stehen, die diesen Krieg führt, ob 
diese nun eine monarchische, eine republikanische oder eine Regie- 
rung der »sozialistischen« Vaterlandsverteidiger ist. Und die Partei 
des sozialistischen Proletariats wird unvermeidlich immer größere 
Massen der durch den in die Länge gezogenen Krieg zugrunde ge- 
richteten Bevölkerung um sich sarnmeln, die aufhört, den im Dienste 
des Imperialismus stehenden »Sozialisten« zu trauen, wie sie vorher 
das Vertrauen zu den waschechten Imperialisten verloren hat. Der 
Kampf gegen unsere Partei hat darum schon in den ersten Tagen der 
Revolution eingesetzt. Aber welche niederträchtigen und wider- 
wärtigen Formen der Kampf der Herren Kadetten und Plechano- 
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wisten gegen die Partei des Proletariats auch annehmen mag, sein 
Wesen ist klar. Es ist derselbe Kampf, den die Imperialisten und 
Scheidemänner gegen Liebknecht und F. Adler führten (wurdensie 
doch beide im Zentralorgan der deutschen »Sozialisten« für »ver- 
rückt« erklärt, von der bürgerlichen Presse gar nicht zu reden, die 
diese Genossen einfach als »Verräter« bezeichnete, die für England 
arbeiten). Es ist der Kampf der gesamten bürgerlichen Gesellschaft, 
die &leinbürgerliche Demokratie mit inbegriffen, wie revolutionär sie sich 
auch gebärden mag, gegen das sozialistische internationalistische 
Proletariat... 

Das sozialistische Proletariat und unsere Partei müssen ihre ganze 
Kaltblütigkeit zusammennehmen, sie müssen das Maximum an 
Standhaftigkeit und Wachsamkeit an den Tag legen: mögen die 
künftigen Cavaignacs als erste beginnen. Daß sie kommen werden, 
das hat unsere Partei schon auf ihrer Konferenz vorausgesagt. 

Das Proletariat Petrograds wird ihnen nicht die Möglichkeitgeben, 
die Verantwortung von sich abzuwälzen. Seine Kräfte sammelnd 
und zur Gegenwehr rüstend, wird es den Moment abwarten, wo diese 
Herrschaften sich entschließen, von den Worten zur Tat überzu- 
gehen. 


[Prawda vom 13. (26.) Juni 1917] 


[69] Die ukrainische Frage 


[a] Manifest der ukrainischen Rada! (Erstes »Universal«) 


10. (23.) Juni 1917 
Volk der Ukrainer! Volk der Bauern, der Arbeiter, des Proletariats! 
Du hast uns, der ukrainischen Zentralrada, die Bewachung der 
Rechte und der Freiheit des ukrainischen Landes übertragen. Deine 
besten Söhne, gewählte Vertreter der Dörfer, Fabriken und Soldaten- 
kasernen, haben uns, die ukrainische Zentralrada, gewählt und uns 
ersucht, für seine Freiheit und seine Rechte zu kämpfen. Dein Volk 
und Deine Erwählten haben ihren Willen kundgetan: Ukraine, sei 
freil 
Ohne sich von Rußland abzusondern, ohne aus dem Verbande 
des russischen Reiches zu scheiden, soll das ukrainische Volk trotz- 
dem auf seinem eigenen Gebiete das Bestimmungsrecht über sein 
eigenes Leben besitzen! Möge der Landtag, die gesetzgebende 
ukrainische Nationalversammlung, die nach allgemeinem, gleichem, 


I Rada = Sowjet. Die ukrainische Zentralrada wurde am 4. (17.) März ı917in Kiew gebildet. An 
ihr nahmen die ukrainischen Sozialisten und die Vereinigung der ukrainischen Progressisten teil. 
Zum Präsidenten wurde der Historiker Professor Hruschewskyj gewählt. 
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direktem und geheimen Wahlrecht zusammenzutreten hat, Gesetz 
und Ordnung einführen! Alle jene Gesetze, welche die Verfassung 
der Ukraine begründen sollen, hat ausschließlich unser eigner ukrai- 
nischer Landtag ins Leben zu rufen| Die Gesetze aber, die auf ganz 
Rußland Bezug haben, sollen vom allrussischen Parlament ausgehen. 

Keiner kann besser als wir selbst wissen, was wir brauchen und 
welche Gesetze sich am besten für uns eignen. Nur unsere eigenen 
Landsleute können es wissen, wie wir unseren Boden zu bewirtschaf- 
ten haben, weshalb wir, nachdem in ganz Rußland sämtliche Herren- 
güter, der gesamte Bodenbesitz des Staates und des Zaren, sämtliche 
Besitztümer der Klöster und sonstiger Bodenbesitz als National- 
eigentum erklärt, nachdem also ein darauf bezügliches Gesetz in der 
allrussischen Konstituierenden Versammlung angenommen sein 
wird, das Recht für uns beanspruchen, daß die Ordnung in unserem 
ukrainischen Lande, das Bestimmungsrecht über dasselbe ausschließ- 
lich uns, der ukrainischen Nationalversammlung, dem Landtage zu- 
komme! So sprachen die erwählten Männer der Ukrainer und wähl- 
ten zur Durchführung ihrer gesamten Forderungen uns, den ukrai- 
nischen Zentralrat, aus ihrer Mitte. 

Sie befahlen uns, an die Spitze des ukrainischen Volkes zu treten, 
für die Rechte unseres Volkes fest einzustehen und das neue Leben 
der freien, selbständigen Ukraine zu regeln. Und wir, die ukraini- 
sche Zentralrada, wir beugten uns vor dem Willen unseres Volkes, 
luden die schwere Bürde des Aufbaues des neuen Lebens auf unsere 
Schultern und begannen bereits diese gewaltige Arbeit! 

Wir dachten, daß die russische provisorische Zentralregierung 
uns in dieser Arbeit unterstützen wird, daß wir im Verein mit dieser 
Regierung die Rechtsordnung in unserem Lande werden schaffen 
können; die Zentralregierung wies aber alle unsere Forderungen zu- 
rück und schlug in die ausgestreckte Hand des ukrainischen Volkes 
nicht ein. 

Wir haben unsere Abgeordneten nach Petrograd gesandt, damit 
sie der Provisorischen Regierung unsere Forderungen vorlegen 
konnten. Unsere Hauptforderungen waren folgende: 

Die Provisorische Regierung sollte durch einen besonderen Erlaß 
bekanntgeben, daß sie sich gegen den Volkswillen der Ukrainer nicht 
auflehnt, also unser Recht auf Selbständigkeit anerkennt; die Provi- 
sorische Regierung sollte ferner zur Behandlung aller ukrainischen 
Angelegenheiten bei sich unsern ukrainischen Kommissar haben, 
die örtliche Regierung für die Ukrainer sollte in die Hände eines 
der Petrograder Regierung untergeordneten und von uns gewählten 
Vertreters der vorläufigen Regierung, also eines Kommissars für die 
Ukraine, gelegt werden, ein gewisser Teil der von unserem Volke an 
die Staatskasse abgeführten Beträge sollte uns für unsere eigenen kul- 
turellen und nationalen Bedürfnisse zur Verfügung gestellt werden. 
Die Provisorische Regierung wies diese Forderung zurück, sie 
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wünschte nicht die Erklärung abzugeben, ob sie unser Recht auf 
Selbständigkeit anerkenne, das Recht zur Selbstbestimmung über 
unser eigenes Leben. Sie ist einer direkten Antwort aus dem Wege 
gegangen und verwies uns nur an die zukünftige russische Konstitu- 
ante! Die Zentralregierung wünschte keinen ukrainischen Kommis- 
sar in ihre Mitte aufzunehmen, ebenso lehnte sie es ab, einen Kom- 
missar für die Ukraine zu ernennen, damit wir gemeinsam mit ihm 
Ordnung bei uns schaffen können. Die in unseren Ländern gesammel- 
ten Gelder wurden uns ebenfalls für die Bedürfnisse unseres Schul- 
wesens, unserer Volksbildung und des Aufbaues verweigert. 

Das ukrainische Volk hat uns aber jetzt befohlen, unser Werk aus 
eigener Initiative der Vollendung entgegenzuführen. Wir können 
unser Land der Anarchie und dem Untergange nicht preisgeben! Die 
Provisorische Regierung ist nicht imstande, die Rechtsordnung bei 
uns einzuführen, sie wünscht nicht die große Arbeit zusammen mit 
uns durchzuführen. Wir müssen daher diese Arbeit allein erledigen. 
Das ist unsere Pflicht unserem Lande und seinen Völkern gegenüber. 

Deshalb erlassen wir, die ukrainische Zentralrada, diesen »Uni- 
versal« und erklären hiermit, daß von jetzt ab wir selbst unsere Exi- 
stenz ordnen wollen. Jeder einzelne aus unserer Nation, jeder Land- 
und Stadtbürger soll wissen, daß die Stunde der großen Arbeit ge- 
schlagen hat! Von jetzt ab muß jedes Dorf, jede Gemeinde, jede 
Kreis- oder Semstwoverwaltung, die den Interessen der Ukrainer 
dienen, in engster Verbindung mit der Zentralrada bleiben. Dort, wo 
die Verwaltung noch in den der Ukraine feindlichen Händen ver- 
blieben ist, fordern wir alle Bürger zur Schaffung einer mächtigen 
Organisation auf, um die Bevölkerung aufzuklären und neue Wahlen 
vorzunehmen. Dort, wo die ukrainische Nation mit anderen Völkern 
zusammenwohnt, fordern wir alle Bürger auf, sich sofort mit den 
anderen Demokratien zu verständigen und gemeinsam mit ihnen die 
Bahn für ein neues Leben freizumachen. Wir hoffen, daß die nicht- 
ukrainischen Völker, die in unserm Lande wohnen, ebenso für Ruhe 
und Ordnung besorgt sein und in der schweren Zeit der allgemeinen 
Anarchie im Reiche gemeinsam mit uns an die Organisation der 
Autonomie der Ukraine gehen werden. Nachdem wir diese organi- 
satorische Vorbereitungsarbeit geleistet haben werden, werden wir 
die Vertreter aller in der Ukraine lebenden Nationen zusammenrufen 
und die Gesetze für die Ukraine ausarbeiten. Die Gesetze, die Ver- 
fassung, die wir vorbereiten wollen, müssen durch die russische ge- 
setzgebende Versammlung sanktioniert werden. 

Volk der Ukrainer! Eine gewaltige Mauer türmt sich vor Deinen 
Gewählten, der ukrainischen Zentralrada aufl Diese Mauer müssen 
wir niederreißen, um unser Volk auf den Weg der Freiheit hinauf- 
zuführen! Dazu brauchen wir viele Kräfte, wir brauchen kräftige 
Arbeitshände; eine gewaltige Arbeit des Volkes; und zum Erfolge 
brauchen wir enorme Mittel. Bisher hat das ukrainische Volk seine 
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Mittel in die russische Zentralkasse fließen lassen, von der es niemals, 
nicht einmal jetzt, das bekommen konnte, was es brauchte. Deshalb 
befehlen wir, die ukrainische Zentralrada, allen organisierten Bürger- 
und Gemeindeverwaltungen eine Steuer für die Sache des Volkes 
vom ı. Juni ab einzuführen. Es ist notwendig, diese Steuer regel- 
mäßig und pünktlich an die Kasse der Zentralrada abzuführen. 

Volk der Ukrainer! Dein Schicksal ruht in Deiner Hand! Beweise 
in dieser Stunde des Weltsturmes und Zerfalls durch deine Festigkeit 
und Staatsklugheit, daß Du, das Volk der Säer und Arbeiter, stolz 
und würdig Dich in die Reihe der organisierten staatlichen Völker als 
Gleicher unter Gleiche stellen kannst. 


[S. M. Dimantschteja, Die Revolution und die nationale Frage, S. 161-164] 


[b] Aufruf der Provisorischen Regierung an die Ukrainer 


An das Volk der Ukrainel Ukrainische Bürger! In den Tagen der 
großen Prüfungen wendet sich die Provisorische Regierung im 
Namen des ganzen freien Rußland an Euchl 

Durch schwere Prüfungen schreitet Rußland zur Befestigung der 
Freiheit, die dern Volke den Wohlstand schenken und den Nationen 
ihre Rechte zurückgeben wird. 

Die Errungenschaften der Revolution sind in Gefahr|l Wenn der 
äußere Feind Rußland schlägt oder wenn die Feinde der Freiheit 
triumphieren, dann geht auch die gemeinsame Sache aller in Rußland 
lebenden Völker zugrunde, 

Das Land durch alle Gefahren durchzulotsen, die allgemeine Kon- 
stituierende Versammlung einzuberufen, in der alle Völker Rußlands 
durch ihre auf Grund des gleichen und allgemeinen Wahlrechts ent- 
sandten Vertreter ihren Willen fest und offen äußern können, das ist 
die Aufgabe, die die Provisorische Regierung, die vorläufige Voll- 
streckerin der revolutionären Gewalt, sich selbst gestellt hat. 

Es ist auch Eure Aufgabe, Bürger der Ukrainel Seid Ihr nicht ein 
Teil des freien Rußland? Ist das Schicksal der Ukraine nicht untrenn- 
bar mit dem Schicksal des gesamten befreiten Rußland verbunden? 

Wer kann im Zweifel darüber sein, daß Rußland, das im Zeichen 
der uneingeschränkten Demokratie steht, die Rechte aller seiner 
Völker sicherstellen wird? 

Die Völker Rußlands werden durch ihre Vertreter in der Konsti- 
tuierenden Versammlung sich solche Formen des staatlichen und 
wirtschaftlichen Daseins schaffen können, die ihren nationalen Be- 
strebungen entsprechen. Die Provisorische Regierung hat bereits 
begonnen, die Regeln der kulturellen Selbstbestimmung in bezug 
auf sämtliche Rußland bewohnenden Völker in die Praxis umzuset- 
zen; von der lebhaftesten Sympathie und dem Bewußtsein ihrer 
Pflichten gegenüber dem ukrainischen Volke durchdrungen, bemüht 
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sie sich, alle Spuren der Unterdrückung, unter denen dieses Volk ge- 
litten hat, zu beseitigen. Die Provisorische Regierung betrachtet es 
als ihre Pflicht, mit den sozialen und demokratischen Organisationen 
der Ukraine zu einer Verständigung über die Übergangsmaßregeln 
zu gelangen, die zur Sicherung der Rechte des ukrainischen Volkes 
auf dem Gebiete der örtlichen Verwaltung, der Selbstverwaltung 
und des Schul- und Gerichtswesens getroffen werden können und 
müssen, Maßregeln, die den Übergang zu der endgültigen freien Ver- 
fassung, die die Ukraine aus den Händen der von allen Nationalitäten 
beschickten Konstituierenden Versammlung empfangen soll, vor- 
zubereiten hätten. Doch ist der Umbau des russischen Staatswesens 
und der Aufbau der Armee unter dem Feuer der äußeren Feinde und 
bei den die Sache der Freiheit bedrohenden großen inneren Gefahren 
unmöglich. 

Brüder, Ukrainer! Wählt nicht den verhängnisvollen Weg der 
Zersplitterung der Kräfte des befreiten Rußland! Reißt Euch nicht 
vom gemeinsamen Vaterlande los, zersplittert nicht das gemeinsame 
Heer im Augenblicke der drohenden Gefahr! Entflammt keinen 
Bruderkrieg im Lande, gerade jetzt, wo die Anspannung aller Kräfte 
der Nation notwendig ist, um das Land vor der Gefahr militärischer 
Vernichtung zu bewahren und alle inneren Schwierigkeiten aus dem 
Wege zu schaffen! In dem ungestümen Verlangen, jetzt schon die 
Formen der staatlichen Verfassung der Ukraine festzustellen, versetzt 
nicht dem Reiche und Euch selbst den Todesstoß! Denn der Unter- 
gang Rußlands bedeutet auch den Zusammenbruch Eurer eigener. 
Hoffnungen! 

Mögen alle Völker Rußlands im Kampfe gegen die innere und 
äußere Gefahr fest zusammenhalten! Und mögen sie die endgültige 
Lösung aller grundlegenden Fragen der nicht mehr so fernen Kon- 
stituierenden Versammlung überlassen, in der sie selbst sowohl das 
Schicksal ihres gemeinsamen Vaterlandes Rußland als auch seiner 
einzelnen Teile werden bestimmen können. 

Der Ministerpräsident 
Fürst Lwow 
[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 82, 17. (30.) Juni 1917, S. 1] 


[ec] Resolution des I. Sonyjetkongresses in der ukrainischen Frage 


17. (30.) Juni 1917 
Indem der Kongreß der Sowjets der Arbeiterdeputierten in Über- 
einstimmung mit seinem Standpunkte in der Nationalitätenfrage das 
Recht aller Nationen Rußlands auf freie nationale Entwicklung an- 
erkennt, verspricht er der revolutionären Demokratie der Ukraine, 
ihr seine volle Unterstützung bei dem Werke der Verwirklichung der 
demokratischen Selbständigkeit für die Ukraine sowie der Sicherstel- 
lung der Rechte der dort lebenden nationalen Minderheiten angedei- 
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hen zu lassen. Indem der Kongreß anerkennt, daß diese Selbständig- 
keit ausschließlich von der russischen Konstituierenden Versammlung 
endgültig festgestellt werden kann, hält er es doch für notwendig, ein 
Organ zu schaffen, das vorläufig die demokratischen Organisationen 
aller Nationen der Ukraine zwecks Ausarbeitung der Grundlagen der 
selbständigen Verfassung des Landes und Leitung der vorbereiten- 
den Arbeiten, besonders in bezug auf die Einberufung eines Kon- 
gresses der Vertreter der gesamten Bevölkerung der Ukraine zu ver- 
treten haben wird. 

Der Kongreß stellt der Provisorischen Regierung anheim, sich mit 
den Organen der ukrainischen revolutionären Demokratie zur 
Schaffung der oben genannten vorläufigen Institution und Feststel- 
lung und Durchführung der konkreten Maßregeln, die zur Befriedi- 
gung der nationalen Bedürfnisse des ukrainischen Volkes als zweck- 
mäßig betrachtet werden, in Verbindung zu setzen. 

Das in den revolutionären Reihen kämpfende und zum nationalen 
Bewußtsein wiedererwachende ukrainische Volk begrüßend, spricht 
der Sowjetkongreß seine feste Überzeugung aus, daß der Sieg der 
Revolution und die Freiheit aller in Rußland lebenden Völker nur 
durch die Aufrechterhaltung der revolutionären Solidarität der ar- 
beitenden Massen sämtlicher Nationen Rußlands sichergestellt wer- 
den kann... 


[Iswestija vom 18. Juni (1. Juli) 1917] 


[d] Erklärung der Provisorischen Regierung an die ukrainische Rada vom 
2. (15.) Juli 1917 


Nach Anhören der Mitteilung der Minister Kerenskij, Teresch- 
tschenko und Zereteli über das ukrainische Problem nahm die 
Provisorische Regierung die folgende Entscheidung an: 

Als oberste Autorität für die Administration der Lokalangelegen- 
heiten der Ukraine eine besondere Organisation zu ernennen - das 
Generalsekretariat, dessen Zusammensetzung von der Regierung im 
Einverständnis mit der Zentralrada der Ukraine bestimmt wird. Die 
Rada selbst soll nach einem gerechten Schlüssel durch die demokra- 
tischen Organisationen anderer in der Ukraine lebender Nationali- 
täten mit Vertretern beschickt werden. 

Diese Organisation wird Maßnahmen durchführen, die das Leben 
und die Verwaltung des Landes berühren. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Konstituante das Problem der natio- 
nalen politischen Organisation der Ukraine lösen muß und ihr die 
Entscheidung über die Bewältigung des Agrarproblems in der 
Ukraine obliegt, wonach sie im Rahmen der allgemeinen Gesetz- 
gebung so vorgehen muß, daß der Boden in die Hände seiner Be- 
bauer übergeht, reagiert die Provisorische Regierung voller Sym- 
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pathie sowohl auf das von der ukrainischen Zentralrada ausgearbei- 
tete Projekt für die nationale politische Organisation der Ukraine, 
wie sie der Rada mit den Interessen des Landes vereinbar scheint, als 
auch auf ein Projekt zur Lösung der Agrarfrage in der Ukraine; beide 
Projekte sollen der Konstituierenden Versammlung unterbreitet 
werden. 

Die Provisorische Regierung erachtet es für notwendig, in Kriegs- 
zeiten die kämpferische Einheit der Armee zu bewahren. Sie hält es 
für unstatthaft, Maßnahmen einzuführen, die der Einheit der Armee- 
organisation und des Kommandos Abbruch tun könnten, wie zum 
Beispiel im jetzigen Stadium des Mobilisierungsplanes dadurch eine 
Änderung vorzunehmen, daß man in Bausch und Bogen zum System 
der territorialen Rekrutierung militärischer Einheiten übergeht oder 
irgendwelchen öffentlichen Organisationen Kommandorechte ein- 
räumt. Gleichzeitig erachtet es die Regierung für möglich, weiterhin 
die engere nationale Vereinigung von Ukrainern in den Reihen der 
Armee oder die Aufstellung rein ukrainischer Sondereinheiten zu 
fördern, insofern eine derartige Maßnahme nach Meinung des 
Kriegsministers technisch möglich scheint und die Schlagkraft der 
Armee nicht beeinträchtigt. 

Im gegenwärtigen Augenblick hält es die Provisorische Regierung 
für möglich, zur systematischeren und erfolgreicheren Verwirk- 
lichung dieses Zieles die Mitarbeit der ukrainischen Soldaten selbst 
zu gewinnen. Im Einvernehmen mit der Zentralrada können ukrai- 
nische Sonderdelegierte ernannt werden und den Büros des Kriegs- 
ministers, des Generalstabes und des Höchstkommandierenden bei- 
gesellt werden. 

Was die lokalen ukrainischen Komitees angeht, so sollen sie ihre 
Funktionen gemäß den allgemeinen Regeln ausüben und ihre Tätig- 
keit anderen militärischen öffentlichen Organisationen koordiniert 
werden. 


[Wera Wladimirowa, Revolution 1917, Bd. III, S. 304f.] 


[e] Rußland und die Ukraine 


Wien, (27. Juni) 10, Juli. (W.B.) Dem »Neuen Wiener Tagblatt< 
zufolge erhielt der Abgeordnete Nikolaj Ritter von Wassilko über 
Stockholm von dem ukrainischen sozialrevolutionären Rate eine 
Depesche, welche besagt: Der ukrainische Zentralrat in Kiew pro- 
klamierte die selbständige ukrainische Republik und konstituierte 
sich als ukrainische Regierung. Vorläufig wurde je ein ukrainischer 
Reichsverweser für Krieg, Marine, Justiz, Finanzen und auswärtige 
Angelegenheiten ernannt. In einer Proklamation an die Bevölkerung 
wird mitgeteilt, daß die Steuern von nun an nur für die neue ukrai- 
nische Regierung einzunehmen sind. 
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Bern, (27. Juni) ı0. Juli. (Priv.-Tel.) Die hier erscheinende russi- 
sche Pressekorrespondenz meldet: Die Provisorische Regierung 
Rußlands faßte in der ukrainischen Frage folgende Beschlüsse: 
1. Die ukrainische Rada (Volksrat) kann nicht als die Verkörperung 
des wirklichen Willens des ukrainischen Volkes betrachtet werden, 
da sie nicht auf Grund der allgemeinen Wahlen zustande gekommen 
ist. 2. Die Provisorische Regierung betrachtet den Erlaß eines prä- 
judizierenden gesetzgeberischen Aktes über die Autonomie der 
Ukraine als inopportun. (Dieser Beschluß der Koalitionsregierung 
wurde einstimmig gefaßt.) 3. Die Bildung von ukrainischen Heeres- 
einheiten ist zulässig in den von dem Kriegsminister Kerenskij fest- 
gesetzten Grenzen. Indem die Provisorische Regierung der nach 
Petersburg gekommenen ukrainischen Delegation diese Antwort zu- 
kommen ließ, betonte sie, daß sie die nationalen Besonderheiten und 
eigentümlichen Lebensverhältnisse der Ukraine anerkenne, daß aber 
die künftige Organisation der Ukraine nur von der Konstituierenden 
Versammlung in vollem Umfang in Angriff genommen werden 
könne. 

Das in Lausanne erscheinende ukrainische Pressebureau berichtet 
dagegen: Die ukrainische Rada hat in einer Geheimsitzung beschlos- 
sen, auf den Widerstand der Provisorischen Regierung keine Rück- 
sicht zu nehmen und das ukrainische Volk durch ein Edikt auf- 
zufordern, sich als autonome Nation zu organisieren. Außerdem sind 
bereits mehr als 2000 Delegierte von der Front in der ukrainischen 
Hauptstadt eingetroffen, um trotz des Verbotes des Kriegsministers 
Kerenskij am Armeekongreß teilzunehmen. Die Delegierten wurden 
von der Bevölkerung begeistert empfangen. Der Kongreß hat ein 
Manifest erlassen, in dem er die Provisorische Regierung einer feind- 
lichen Gesinnung gegen die Ukraine beschuldigt. Ferner hat er be- 
schlossen, die Reichsbank und die Proviantlager besetzen zu lassen, 
und hat an die Provisorische Regierung ein Ultimatum mit folgenden 
Forderungen gestellt: ı. feierliche Proklamation der ukrainischen 
Autonomie, 2. sofortige Vereinigung der zwölf ukrainischen Gou- 
vernements zu einer administrativen Einheit, 3. Organisation einer 
Armee. — Dasselbe Pressebureau meldet weiter: Wie verlautet, soll 
sich Kiew in der Gewalt der ukrainischen Soldaten befinden. Große 
Kundgebungen werden zugunsten der Unabhängigkeit der Ukraine 
veranstaltet. Die Lage ist sehr ernst. Viele Großrussen haben bereits 
die Stadt verlassen. Der Kongreß der ukrainischen Soldaten, der 
unter der Präsidentschaft des berühmten Historikers Hruschewskyj 
stattfand, ist zum Abschluß gekommen. Die Delegierten haben ge- 
schworen, die Rada in allen ihren Entschlüssen energisch zu unter- 
stützen. Hierauf defilierten sie vor der Sophienkathedrale und wur- 
den von der Menge mit stürmischem Beifall begrüßt. 


[Frankfurter Zeitung vom (27. Juni) 10. Juli 1917] 
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[f] Bildung eines Generalsekretariats für die Ukraine 


Petersburg (5.) 18. Juli. (W. B.) Die Petersburger Telegraphen- 
agentur meldet: Die Provisorische Regierung eerklärt zurukrainischen 
Frage: Die Provisorische Regierung nahm Kenntnis von den Mittei- 
lungen der Minister Kerenskij und Zereteli über die ukrainische Frage 
und faßte folgende Resolution: Als oberstes Verwaltungsorgan 
für die örtlichen Angelegenheiten der Ukraine ist ein besonderes 
Generalsekretariat einzusetzen, dessen Personal von der gemein- 
schaftlichen Regierung gebildet wird, in Übereinstimmung mit 
der »Ukrainischen Zentralrada«, und das auf der ausgleichenden 
Grundlage der Vertretung der übrigen, die Ukraine bewohnenden 
Nationalitäten, die demokratisch gesinnt sind, vervollständigt wird. 
Das Gencralsekretariat wird beauftragt sein, alle Maßnahmen zur 
Aufklärung zu bringen, die auf das öffentliche Leben und die Ver- 
waltung Bezug haben. 

[Frankfurter Zeitung vom (3.) 18. Juli 1917] 


[70] Die Brusilow-Offensive 


[a] Anfruf der Provisorischen Regierung an die Armee 


Vor drei Wochen ergriffen auf Befehl des Kriegsministers die Trup- 
pen der Südwestfront unter dem Befehl des Oberkommandierenden 
in mächtigem revolutionärem Elan die Offensive. 36000 Gefangene, 
mehr als 90 Geschütze und 400 Maschinengewehre wurden vondiesen 
Armeen erbeutet. Die ruhmreichen Bezeichnungen »Regimenter vom 
16. Juli« werden von jetzt an in den Annalen der Revolution ver- 
zeichnet werden. Diesen Helden gilt die Ehre und die Existenz ihres 
freien Vaterlandes und die Rettung der Revolution höher als ihr 
eigenes Leben. Die Revolution wurde an der Front von den will- 
fährigen Bajonetten Wilhelms II. und im Hinterlande von einer ver- 
räterischen Empörung bedroht. Die innere Empörung wurde durch 
die Macht des Volkes erstickt, doch bedroht immer noch eine große 
Gefahr die Revolution. Der äußere Feind hat seine Kräfte zusammen- 
gezogen und seinerseits die Offensive begonnen. Möge sein hinter- 
hältiger Plan, die Front zu durchbrechen und seine Schläge weiter im 
Innern auszuteilen, alle jene noch enger vereinen, für die Rußland 
und seine Freiheit keine leeren Worte sind! Truppen der revolutio- 
nären Armeen, eure Brüder, die mit den roten Bannern in den Kampf 
zogen, rufen euch, damit ihr zu ihnen kommt, um mit ihnen vereint 
für die Verteidigung eurer Freiheit und für gerechte Bedingungen 
eines dauerhaften Friedens zu kämpfen. Durch den Willen des revolu- 
tionären Volkes wird der erste Befehl eurer militärischen Führer fol- 
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gender sein: Vorwärts in geschlossenen Reihen, ohne auf Feiglinge 
und Vaterlandsverräter zu achten, Rettet die Freiheit! Rettet das 
Vaterland! 


[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 100, 9. (zz.) Juli 1917, S, ı] 


[b] Berichte aus Petersburg und Moskan 


Paris, (21. Juni) 4. Juli. (Priv.-Tel.) Havas meldet aus Petersburg: 
Der Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte richtete anläßlich der 
Wiederaufnahme der Offensive einen Appell an das Heer, in dem es 
heißt, die russische Revolution rufe die Völker aller Länder zum 
Kampfe für den allgemeinen Frieden. Solange die Völker Europas 
auf diesen Ruf nicht hören würden, müsse der Krieg gegen den Wil- 
len Rußlands noch fortdauern. Die russische Oflensive gebe Zeugnis 
von der Organisation und der Kraft der Armee. Sie werde damit auch 
der Stimme des revolutionären Rußland mehr Nachdruck bei den 
Gegnern wie auch bei den Verbündeten und Neutralen verschaffen 
und das Ende des Krieges beschleunigen. Das ganze Land müsse 
seine Kräfte in den Dienst des Heeres stellen. - Nach einer weiteren 
Havasmeldung vom (20. Juni) 3. Juli überraschte die russische Offen- 
sive die Bevölkerung durch ihr plötzliches Eintreten und ihren Er- 
folg und rief in der Stadt ungeheure Begeisterung hervor. Es fanden 
Kundgebungen und Umzüge statt, an denen sich auch die Arbeiter 
beteiligten. Zum ersten Male sah man seit der Revolution neben den 
gewöhnlichen roten Bannern und den Bildnissen Kerenskijs in den 
Reihen auch Fahnen in den russischen Nationalfarben. Auch in 
Moskau kam es zu begeisterten Kundgebungen. - Im Kongreß der 
Arbeiter- und Soldatenräte ging der Annahme des Appells an das 
Heer eine lebhafte Debatte voraus, an der auch die sozialistischen 
Mitglieder der Regierung sich beteiligten. Zereteli erklärte unter dem 
Beifall der Versammlung, daß die revolutionäre Armee die Offensive 
ergriffen habe, um der ganzen Welt zu zeigen, daß die durch die Re- 
volution geschaffene Demokratie die Armee nicht geschwächt, son- 
dern im Gegenteil die Stärke der Truppen erhöht habe. Die Offensive 
werde es der Internationale ermöglichen, das Problem des Kampfes 
für den Frieden zu lösen und nicht nur die russische Revolution, son- 
dern die internationale Demokratie zu stärken. Am Schluß lud 
Zereteli den Kongreß ein, der Armee seinen Gruß zu entbieten. — 
Der Kongreß der Kosaken von ganz Rußland endete mit der An- 
nahme von zwei Resolutionen. Die erste Resolution wendet sich 
gegen die Auflösung der Dumal, weil dies eine Verletzung der grund- 
legenden Gesetze Rußlands sei, die andere gegen die Autonomie der 


1 Diesc erfolgte formell erst am 6. (19.) Oktober 1917; gemeint ist bier eine Resolution des 
I. Sowjetkongresscs, in der die Provisorische Regierung aufgeiordert wurde, die Tätigkeit der 
4. Reichsduma und des Reichsrates zu sistieren. 
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Ukraine, weil diese die Einheit des Staates bedrohe. Der Kongreß 
erklärte, die Kosaken würden die Regierung in diesen Fragen ener- 
gisch unterstützen. 


[Frankfurter Zeitung vom (z1. Juni) 4. Juli 1917] 


[c) Erklärung der Gruppe der Bolschewiki und Vereinigten Sozialdemo- 
kraten an den Kongreß der Sowjets anläßlich des Beginns der Offensive. Ver- 
lesen von Posern auf der Kongreßsitzung vom 2. (15.) Juli 


Am ersten Tag des Allrussischen Kongresses der Sowjets der Ar- 
beiter- und Soldatendeputierten gaben wir eine Erklärung ab, in der 
wir darauf hinweisen, daß eine Politik, die auf die Entfachung eines 
imperialistischen Krieges, auf ein neues Aufrühren chauvinistischer 
Leidenschaften gerichtet ist, eine Politik der unmittelbaren Offensive, 
nur der Konterrevolution zugute kommt, daß diese Politik der russi- 
schen Provisorischen Regierung von den anglo-französischen, ameri- 
kanischen und russischen Imperialisten diktiert wurde, daß eine Poli- 
tik des Einsatzes der Oflensive alle Errungenschaften der Revolution 
gefährdet. Die Demonstration vom 18. Juni (1. Juli) in St. Peters- 
burg zeigte sehr anschaulich, daß die Avantgarde der russischen Re- 
volution — das Petrograder Proletariat und die Petrograder revolu 
tionäre Garnison - ihre Solidarität mit dem obenerwähnten Stand 
punkt unserer Partei bekundete. 

Heute wurde unter dem 16. (29.) Juni Kerenskijs Befehl zur Offen- 
sive veröffentlicht. Wir erklären, daß die ganze Verantwortung für die- 
se Politik auf die Provisorische Regierung fällt und auf die Parteien — 
die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre -, die sie unterstützen. 
Wir bekräftigen die Erklärung, die wir am ersten Tag des Kongresses 
abgaben. Zusammen mit der ungeheuren Mehrheit der Petrograder 
Arbeiter und Soldaten äußern wir aus tiefster Überzeugung die Mei- 
nung, daß der Krieg nicht durch eine Offensive an der Front, sondern 
nur durch die revolutionären Anstrengungen der Arbeiter aller 
Länder zum Abschluß gebracht werden kann. 


[Prawda vom 3. (16.) Juli 1917] 


[d] Telegramm des Armee- und Frontkomitees der ı 1. russischen Armee 


An den Kriegsminister, die Provisorische Regierung, das Zentral- 
komitee des Rates der Arbeiter- und Soldatendeputierten, das Exe- 
kutivkomitee der Bauernabgeordneten und an den Oberbefehls- 
haber des Feldheeres: Die deutsche Offensive, die am 6. (19.) Juli 
vor der Front der 11. Armee ihren Anfang nahm, entwickelt sich zu 
einer furchtbaren Katastrophe, die unter Umständen den Untergang 
des revolutionären Rußland zur Folge haben kann. In der Stimmung 
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der Truppen, die vor kurzem durch die heldenmütigen Anstrengun- 
gen der zielbewußten Menschewiki gehoben wurde, hat sich ein 
scharfer und gefahrdrohender Umschwung vollzogen. Die Angriffs- 
lust erschöpfte sich rasch, die meisten Truppenteile befinden sich im 
Zustande einer zunehmenden Zersetzung. Von einer Anerkennung 
der Vorgesetzten und einer Subordination ist keine Rede mehr. Zu- 
reden und Belehren sind völlig wirkungslos geworden. Sie werden 
durch Drohungen, zuweilen sogar durch Erschießen der Zuredenden 
beantwortet. Manche Formationen verlassen die Schützengräben, 
ohne das Herankommen des Feindes abzuwarten. In einigen Fällen 
wurde der Befehl, zur Unterstützung der Kämpfenden vorzurücken, 
mehrere Stunden hindurch in Versammlungen besprochen. Die 
Folge davon war eine Verspätung der Unterstützung um 24 Stunden. 
Wiederholt haben Truppen auf den ersten Schuß ihre Stellung ver- 
lassen. Hinter der Front ziehen kilometerweit Züge von Flücht- 
lingen mit und ohne Gewehr, gesund, frisch, aber bar aller Scham 
und im Gefühl völliger Sicherheit vor Strafe. Zeitweilig entfernen 
sich ganze Truppenteile. Die Mitglieder des Armee- und Front- 
komitees erkennen an, daß die Lage die äußersten Mittel und An- 
strengungen erfordert und daß man vor nichts haltmachen darf, um 
die Revolution vor dem Untergang zu retten. Heute haben der Ober- 
befehlshaber der Südwestfront und der Kommandeur der 11. Armee 
in Übereinstimmung mit den Kommissaren und dem Komitee den 
Befehl erlassen, auf die Fliehenden zu schießen. Das ganze Land soll 
die volle Wahrheit über die vor sich gehenden Ereignisse erfahren, 
soll erschaudern und in sich selbst die Entschlossenheit finden, sich 
auf diejenigen zu stürzen, die kleinmütig die Revolution vernichten. 
[Russische Nachrichten, Nr, 156, 13. (24.) Juli 1917, S. 3] 


IV. Kapitel: Die Regierungen Kerenskij 


Die Bürgerlichen scheiden aus der Regierung aus (Dok. 71) 
und verharren nun ihrerseits in einer keineswegs wohlwollen- 
den, abwartenden Haltung. Die Sowjetisierung geht indes 
weiter, indem der organisatorische Ausbau des Sowjetsystems 
vorangetrieben wird und auch die Bauern sich dem Sowjet der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten anschließen (Dok. 72). Zwar 
scheitert der Juliputsch der Bolschewiki (Dok. 73), und der 
menschewistische Innenminister Zereteli versucht, die von 
der Regierung eingesetzten Provinzkommissare als Gegen- 
gewicht gegen die Sowjets zu stärken (Dok. 75), aber Rußland 
befindet sich im Krieg, die Alliierten haben für die innere Lage 
Rußlands gar kein Verständnis (Dok. 76). Kerenskij versucht, 
schon unter dem Druck der linken Radikalen, durch Umbil- 
dung seiner Regierung (Dok. 77) und durch die Moskauer 
Demokratische Konferenz (Dok.78) Herr der Lage zu werden. 


[71] Bildung der ersten Regierung Kerenskij 


[a] Darstellung der Frankfurter Zeitung 


Paris, (9.) 22. Juli. (Priv.-Tel.) Wie Havas aus Petersburg meldet, ist 
der Rücktritt des Fürsten Lwow auf Meinungsverschiedenheiten 
zwischen ihm und der Regierung in verschiedenen wichtigen Fragen 
zurückzuführen, deren Lösung nach Ansicht des Fürsten Sache der 
Konstituierenden Versammlung wäre. Fürst Lwow schlug Kerenskij 
als Ministerpräsidenten vor. Kerenskij wird das Portefeuille des 
Krieges beibehalten. - In einem Telegramm nach Reval, Helsingfors 
und anderen Orten behauptet Kerenskij, es stehe unumstößlich fest, 
daß die Unruhen in Petersburg unter Mitwirkung von deutschen 
Agenten organisiert worden seien; zahlreiche Verhaftungen seien 
bereits vorgenommen und andere würden folgen. Er wendet sich an 
alle echten Söhne der Demokratie, damit sie sich enger um die Provi- 
sorische Regierung scharen und um die demokratischen Organisatio- 
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nen ganz Rußlands und auf diese Weise das Vaterland retten vor dem 
äußeren Feinde und seinen Helfershelfern im Innern des Vaterlandes. 


(Frankfurter Zeitung vom (9.) zz. Juli 1917] 


[b] Darstellung Kerenskijs 


... Es war klar, daß die Bildung einer nationalen Regierung, die 
über allem Parteien- und Cliquenwesen stand, den Einschluß von 
verantwortlichen Repräsentanten des rechten Flügels verlangte. Das 
politische Farbenspektrum sollte und mußte vollständig sein. In 
Betracht kamen diejenigen rechtsgerichteten Persönlichkeiten, die 
nach dem Umsturz vom ı2. März eine ausgesprochen republi- 
kanische Haltung angenommen hatten. Die Wortführer der soziali- 
stischen Parteien und die Führer der Sowjets gaben offen ihre Ab- 
sicht zu, die erledigten Posten in der Provisorischen Regierung nach 
dem Ausscheiden des Fürsten Lwow ohne Rücksicht auf die Konsti- 
tutional-Demokraten zu besetzen. Die Kabinettssituation blieb vom 
20. bis zum 26. Juli unentschieden, da ich am Tage meiner Ernen- 
nung zum Ministerpräsidenten an die Front zurückkehren mußte. 
Nach meiner Rückkehr von Denikins Armee am 27. Juli oder kurz 
danach stellten alle Minister ihre Portefeuilles mir zur Verfügung. 
Dieser Gesamtrücktritt ermöglichte es mir, bei der Neubesetzung der 
Ministerposten freie Hand zu haben. 

Das erstemal nach dem Ausbruch der Revolution war die Provi- 
sorische Regierung vom Provisorischen Komitee der Duma ernannt 
worden und mußte sich mit dem Exekutivkomitee des Petrograder 
Sowjet zu verständigen suchen. Das zweite Kabinett der Proviso- 
rischen Regierung war, in Zusammenarbeit mit den Vertretern der 
jeweiligen Parteien, von dem Sowjet und dem Provisorischen Komi- 
tee der Duma gebildet worden. Jetzt aber wurde die Bildung des 
neuen Kabinetts der Provisorischen Regierung einzig und allein in 
die Hände des Ministerpräsidenten gelegt, was natürlich das künftige 
Kabinett vom äußeren Druck der Parteien unabhängiger machte. 

Die Verhandlungen zwischen mir als Ministerpräsidenten und den 
Zentralkomitees der verschiedenen Parteien dauerten zehn Tage. 
Wiederum kam es zu unbegrenzten Disputen über die Programm- 
punkte. Man schrieb lange Briefe, in denen die Punkte, über die 
zwischen den verschiedenen Parteien Verhandlungen gingen, ganz 
besonders betont wurden. Natürlich diente das nur dazu, die Gegner 
zu reizen, aber war keineswegs geeignet, wirkliche Kompromisse 
herbeizuführen. Im Gegenteil. Obwohl ich formal vollkommene 
Handlungsfreiheit in der Auswahl der Minister hatte, sah ich mich 
den Ultimaten der verschiedenen Parteien und Organisationen, die 
gegen den einen Kandidaten Einspruch erhoben oder die Ernennung 
eines anderen forderten, gegenübergestellt. 
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Ich persönlich befand mich in einer sehr merkwürdigen Lage. 
Unter den momentanen politischen Umständen trug ich volle Ver- 
antwortung für das Schicksal der Nation und hatte doch nicht einmal 
das einfache Recht, meine unmittelbaren Mitarbeiter, für deren Tätig- 
keit in der Regierung ich mich wirklich und mit gutem Gewissen ein- 
setzen konnte, nach freiem Willen zu wählen. Meine Situation wurde 
um so schwieriger, als beide feindlichen Lager (das bürgerliche und 
das demokratische) mit gleicher Hartnäckigkeit behaupteten, es sei 
absolut notwendig, daß ich Ministerpräsident würde. Tatsächlich 
sahen sie keinen andern annehmbaren Kandidaten. Alle Parteien mit- 
einander wünschten mitmir zuarbeiten, aber jede einzelne stellte mich 
vor Bedingungen, die für die andern Parteien durchaus unannehmbar 
waren. Die Parteiverhandlungen über die erledigten Ministerposten 
gingen immer hitziger und erregter vor sich. Inzwischen erschwerte 
die Verlängerung der Kabinettskrise die ohnehin schon schwierige 
Lage im Hinterland und besonders an der Front, wo der Druck der 
deutschen Truppen jene Stimmung, die ihrem Wesen nach ein natür- 
liches und gesundes Gefühl parriotischer Anteilnahme war, obwohl 
sie unter den Offizieren nicht immer einwandfreie Formen annahm, 
verstärkte und anstachelte. 

Es wurde klar, daß die russischen politischen Parteien, mit deren 
keiner ich vollständig übereinstimmte und unter denen allen ich 
Freunde und Helfer hatte, vor eine deutliche Entscheidung gestellt 
werden mußten: entweder sie mußten selbst volle Verantwortung 
für das Geschick der Nation übernehmen, oder sie mußten mir doch 
ein gewisses Maß von Freiheit gewähren, so daß ich ohne Rücksicht 
auf Parteidoktrinen und Parteiinteressen das tun konnte, was ich für 
das Land für notwendig hielt. 

Am 3. August legte ich freiwillig alle Ämter und Titel ab, 
übergab alle laufenden Angelegenheiten dem Vize-Ministerpräsiden- 
ten und reiste heimlich nach Zarskoje Selo ab. Sofort verschickten 
die Zentralkomitees aller Parteien dringende Einladungen zu einer 
Sitzung von außerordentlicher politischer Wichtigkeit. Am Abend 
des Tages meiner Abreise fand eine historisch bedeutsame Sitzung 
der verantwortlichen Vertreter aller Parteien, auf die sich die Regie- 
rung stützte, im Malachitsaal des Winterpalastes statt. Ich will sie 
nicht beschreiben, da ich ihr nicht als Zeuge beiwohnte. Ich weiß nur, 
daß die Sitzung die ganze Nacht hindurch währte und sich um vier 
Uhr morgens vertagte. Da sie sich der Frage der Verantwortlichkeit 
für das Land Aug in Auge gegenübergestellt sahen, wagte keiner der 
dort Anwesenden, die Verantwortlichkeit auf sich zu nehmen. Die 
Sitzung vertagte sich schließlich mit der Entscheidung, mich wieder 
mit der Besetzung der Regierungsposten zu betrauen, und-zwar so, 
wie es mir gut dünkte, ohne durch den Druck, die Forderungen oder 
den Zwang irgendwelcher Partei gehemmt zu werden. Natürlich 
wurde diese Entscheidung von beiden Seiten, von der Linken und 
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der Rechten, sofort wieder hinfällig gemacht. Beide Seiten informier- 
ten mich, »vollkommen privat«: »Natürlich sind Sie absolut un- 
gehindert in der Auswahl der Regierungsmitglieder, aber wenn Sie 
Herrn N. N. bestimmen, so wird das Zentralkomitee unserer Partei 
das als eine Herausforderung auffassen.« Mit anderen Worten, ich 
wurde »privat« von den Parteien mit kriegerischer Feindseligkeit 
bedroht. 

Solches Doppelspiel wirkte natürlich außerordentlich schädlich 
auf die Tätigkeit der von mir zusammengesetzten Provisorischen 
Regierung. Es beraubte die Regierung jener Einmütigkeit, derer man 
in einer so außerordentlich schwierigen Zeit so notwendig bedarf. 
Dennoch beschloß ich, meine Machtstellung wieder einzunehmen, 
da ich glaubte, die Überzeugung aller Parteien, meine Teilnahme an 
der Regierung sei unbedingt nötig, würde mir doch Gelegenheit 
geben, für die Wiederherstellung Rußlands kämpfen zu können. 
Vielleicht war es ein Kardinalfehler von meiner Seite, in diesem 
Augenblick meine Machtstellung wieder einzunehmen, Vielleicht 
hätte ich mich solange zurückziehen sollen, bis außerhalb der Zentral- 
komitees der verschiedenen Parteien und der Professionspolitiker 
mein Ansehen und meine Beliebtheit groß genug geworden wäre. 
Vielleicht würde ich, indem ich mein Ansehen beim Volke bewahrte, 
etwas gerettet haben, das Rußland in den dunkelsten Tagen der Zu- 
kunft von Nutzen gewesen wäre. 

Vielleicht? Ich weiß es nicht. Jedenfalls wäre es, zumindest für 
meine Person, ein rettender Ausweg gewesen. Entgegen den Be- 
hauptungen meiner Gegner von der Rechten und der Linken hatte 
ich keinen »Machtdurst«. Mehr als einmal riet ich den hemmungs- 
losen Kritikern der Politik der Provisorischen Regierung, doch ein- 
mal selbst die formale Verantwortlichkeit für das Land zu über- 
nehmen, vorausgesetzt, daß sie weder zu Aufstand noch zu Revolten 
ihre Zuflucht nähmen. Meine Rückkehr inden Winterpalast war durch 
das Pflichtbewußtsein, das ich dem Land gegenüber fühlte, begründet. 

»Unter den herrschenden Umständen, da das Land durch innere 
Auflösung und Zersplitterung bedroht ist«, schrieb ich in einem 
Offenen Brief am 6. August an den Vizepräsidenten, »halte ich 
es für unmöglich, mich der schweren Pflicht zu entziehen, die mir 
von den Vertretern der sozialistischen, demokratischen und liberalen 
Parteien auferlegt wurde.« Im selben Brief skizzierte ich auch die 
Richtlinien, die meiner Meinung nach für die Landesregierung wich- 
tig waren. j 

»Als Grundlage der Lösung dieses Problems betrachte ich meine 
unerschütterliche Überzeugung, daß die Rettung der Republik ein 
unbedingtes Aufgeben der Parteistreitigkeiten verlangt und daß das 
nationale Werk der Rettung des Landes, das das Volk als Ganzes be- 
trifft, unter Bedingungen und in Formen vor sich gehen muß, die, 
durch die schwere Notwendigkeit der Fortsetzung des Krieges, der 
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Ausgestaltung der Kampffähigkeit der Armee und der Wieder- 
herstellung der ökonomischen Kraft der Nation vor sich gehen muß.« 

Nach einer Nacht voll geistiger und seelischer Beklemmung, die 
übrigens von allen Teilnehmern der Sitzung in gleicher Weise ge- 
fühlt wurde, bildete ich innerhalb vierundzwanzig Stunden das neue 
Kabinett. Im Gegensatz zur Praxis der ersten Monate der Revolution 
waren nun die Mitglieder der Regierung, die Träger der höchsten 
Autorität, formal von jeder Abhängigkeit von Parteikomitees, So- 
wjets und so weiter befreit. Ihre Verantwortung galt jetzt nur »dem 
Land und ihrem eigenen Gewissen«. Es gab keine Sowjet- oder 
Dumaminister mehr. Es gab nur mehr Minister der russischen Re- 
gierung. Auch die Praxis der langen Ministerdeklarationen, die nur 
den extremen Parteidogmatikern von Nutzen waren, wurde jetzt 
aufgegeben. Die Zusammensetzung des neuen Kabinetts entsprach 
dem unparteiischen, nationalen Regierungsprogramm. 

Von den sechzehn Ministern waren nur drei Gegner einer bürger- 
lich-demokratischen Koalition. Zwei von diesen, Jurenew und 
Kokoschkin, Vertreter der Konstitutional-demokratischen Partei, 
traten für eine rein bürgerliche Regierung ein, während der dritte, 
der Ackerbauminister Tschernow, der Führer der Sozialisten-Revo- 
lutionäre, eine rein sozialistische Regierung wünschte. Alle anderen 
Minister waren treue Anhänger einer Regierung, die in sich alle 
lebenskräftigen politischen Mächte der Nation ohne Rücksicht auf 
Partei- oder Klassenabzeichen umfaßte. 

Der sehr merkbare Wechsel in der Haltung des Volkes nach der 
Niederwerfung der Bolschewiken-Revolte, das Erstarken des Staates 
und die Unabhängigkeit der Regierungsmaschinerie von politischen 
Parteiorganisationen wurde durch die Tatsache erwiesen, daß von 
den sechzehn Regierungsmitgliedern bloß zwei, der Sozialist-Revolu- 
tionär Tschernow und der Sozialdemokrat Skobelew, eng mit dem 
Exekutivkomitee des Petrograder Sowjets verbunden waren. 

Die neue Situation wurde von Irakli Zereteli, dem bekanntesten 
und begabtesten Führer der russischen Sozialdemokratie, dem späte- 
ren Führer der (russischen) georgischen Sozialdemokratie, ausge- 
zeichnet klargelegt. Mit bemerkenswertem Mut und bewunderns- 
werter Objektivität widmete sich dieser Parteiführer der Sache der 
Demokratie restlos und anerkannte freimütig den grundlegenden 
Wechsel, der im Kräfteverhältnis der politischen und sozialen Mächte 
des Landes eingetreten war. 

»Wir haben nicht nur eine Kabinettskrise, sondern eine Krise der 
ganzen Revolution durchgemacht«, sagte er auf einer Sitzung des all- 
russischen Exekutivkomitees des Kongresses der Sowjets und vor 
dem Exekutivkomitee des Bauernkongresses. »Eine neue Ära in der 
Geschichte der Revolution hat begonnen. Vor zwei Monaten waren 
die Sowjets stärker. Jetzt sind wir schwächer geworden, denn das 
Kräfteverhältnis hat sich zu unserem Nachteil verschoben.« 
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Zereteli forderte dringend volles Vertrauen zur Regierung, wobei 
er betonte, daß sich der stattgefundene Wechsel zum Vorteil des 
ganzen Landes wenden werde, da er das Nationalbewußtsein des 
Volkes und die Macht und das Ansehen des Staates stärken würde... 


[A. Kerenski, Erinnerungen, $. 317-324] 


[72] Resolution, verabschiedet auf der gemeinsamen Sitzung des All- 
russischen Exekutivkomitees und des Exekutivkomitees des All- 
russischen Rates der Bauerndeputierten im Zusarnmenhang mit dem 
Aufstand in Petrograd, der am 3. (16.) Juli begann 


Genossen, Arbeiter und Bauern! 

Gestern traten einige Mitglieder der Provisorischen Regierung, Mit- 
glieder der Kadettenpartei, von ihren Ämtern zurück. Angesichts 
der dadurch entstandenen Krise wurde eine gemeinschaftliche Sit- 
zung der Vollzugsausschüsse der Allrussischen Sowjets der Arbeiter- 
und Bauerndeputierten einberufen. Diese gemeinschaftliche Sitzung 
sollte als autorisierte repräsentative Körperschaft des ganzen revo- 
lutionären Rußland über die Mittel zur Überwindung der Krise ent- 
scheiden. 

Aber die Arbeit dieser Versammlung wurde trotz der wiederholten 
Warnung des Sowjets der Arbeiter- und Bauerndeputierten unter- 
brochen. 

Einige Militäreinheiten marschierten bewaffnet auf die Straßen, 
um sich der Stadt zu bemächtigen, ergriffen Autos, verhafteten will- 
kürlich Menschen und gingen mit Drohungen und Gewalt vor. Sie 
kamen zum Taurischen Palais und verlangten mit der Waffe in der 
Hand, daß das Exekutivkomitee alle Macht selbst übernehme. Wäh- 
rend sie selbst vorschlugen, daß die Regierungsgewalt den Sowjets 
gehören solle, waren sie die ersten, die diese Regierungsgewalt an- 
griffen. Die allrussischen Exekutivkörperschaften der Sowjets der 
Arbeiter- und Bauerndeputierten weisen empört jeden Versuch der 
Beeinträchtigung ihres freien Willens durch Zwang zurück. Bewafl- 
nete Demonstrationen sind ein unwürdiges Mittel, um ganz Rußland 
den Willen gewisser Garnisonen einer Stadt aufzuzwingen. 

Jene, die es unternahmen, bewaffnete Leute zu diesem Zweck auf 
die Straße zu bringen, sind für das Blut, das in den Straßen von 
Petrograd geflossen ist, verantwortlich. 

Diese Aktionen bedeuten Verrat an unserer revolutionären 
Armee, die die Errungenschaften der Revolution an der Front ver- 
teidigt. Jeder, der hinter den Linien die Freiheit der rechtmäßigen 
Organisationen der Demokratie bedroht und dadurch Zwietracht in 
ihre Reihen trägt, fällt dadurch der revolutionären Armee, die gegen 
die Truppen Wilhelms kämpft, mit dem Messer in den Rücken. 
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Die allrussischen Organisationen der Sowjets der Arbeiter- und 
Bauerndeputierten protestieren gegen diese üblen Zeichen der 
Disziplinlosigkeit, die jede Form einer Regierung durch das Volk, 
die der zukünftigen Konstituante nicht ausgenommen, untergräbt. 
Die allfussischen Vollzugsausschüsse der Sowjets der Arbeiter- und 
Bauerndeputierten verlangen ein für allemal, mit solchen für das revo- 
lutionäre Petrograd entehrenden Ausbrüchen aufzuhören. Die Voll- 
zugsausschüsse der allrussischen Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- 
und Bauerndeputierten fordern alle, die die Revolution und ihre Er- 
rungenschaften verteidigen, auf, die Entscheidung der rechtmäßigen 
Vertretung der Demokratie in der Regierungskrise abzuwarten. Alle, 
denen die Sache der Freiheit teuer ist, müssen sich dem Beschluß 
fügen, aus dem die Stimme des revolutionären Rußlands spricht. 

Das Exekutivkomitee des Allrussischen Sowjets der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten und des Sowjets 
der Bauerndeputierten 


[Iswestija vom 4. (17.) Juli 1917] 


[73] Der Juliputsch der Bolschewiki und die Regierungskrise 


[a] Berichte aus Petersburg 


Petersburg, (5.) 18. Juli. (W. B.) Die Petersburger Telegraphenagentur 
meldet: Am Montagabend wurde von den Maximalisten! eine große 
bewaffnete Demonstration abgehalten. Während mehrerer Stunden 
zogen die maximalistischen Soldaten, Matrosen und Bürger bewaff- 
net durch die Stadt. Es kam zu einer Schießerei, der auch auf dem 
Newski-Prospekt verschiedene Personen zum Opfer fielen. Das erste 
Maschinengewehr-Regiment soll der hauptsächlichste Aufwiegler bei 
dieser Meuterei sein. Unter den Demonstranten befanden sich auch 
Abteilungen der Grenadiere und des Pawlowski-Regiments aus 
Moskau. Soldaten besetzten die Druckerei der »Nowoje Wremja«, 
verhinderten das Erscheinen des Blattes und ließen eine Proklama- 
tion drucken, die das Volk auffordert, die vorläufige Regierung zu 
stürzen. Das Organ-des-Arbeiter-.und Soldatenrats verurteilt. diese 
Bewegung als eine Bedrohung Rußlands und der Revolution. 

— Die Provisorische Regierung hat folgende Proklamation an- 
schlagen lassen: Angesichts der bewaffneten Kundgebungen ge- 
wisser militärischer Einheiten, die am (3.) 16. Juli und in der Nacht 
vom (3.) 16. auf den (4.) 17. stattgefunden haben und bei denen es 
zahlreiche Verluste gegeben hat, wird hierdurch jede Art von Kund- 
gebungen untersagt. - 


ı = Bolschewiki. 


——. 
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Stockholm, (5.) 18. Juli. (Priv.-Tel.) Zum Rücktritt der Kadettenmini- 
ster Schingarew, Manuilow und Schachowskoj wird dem hiesigen 
»Socialdemokraten« aus Petersburg geschrieben: Der Rücktritt Schin- 
garews ist wohl letzten Endes ein Zeichen der fortschreitenden Soziali- 
sierung der Interimsregierung. Ihr unmittelbarer Anlaß liegt offenbar 
in den gegenwärtig auf der Tagesordnung stehenden großen Finanz- 
reformen. Bekannt ist Schingarews hartnäckiger Widerstand gegen 
die von revolutionärer Seite erhobene Forderung einer Zwangs- 
anleihe als notwendiger Vorbedingung für eine befriedigende Rege- 
lung des russischen Wirtschaftslebens. Schingarew war auch ein 
Gegner durchgreifenderer Reformen auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens. Der Nachfolger Schingarews ist einer der leitenden Männer 
‘der Moskauer kooperativen Bewegung. Er machte sich durch eine 
Reihe wertvoller Arbeiten über die Agrarfrage und die Genossen- 
schaftsbewegung bekannt. Seinen Anschauungen nach Sozialist, hat 
er dieser Partei niemals angehört. Prokopowitsch war der Gehilfe 
Schingarews während dessen Amtszeit als Landwirtschaftsminister 
in der ersten Interimsregierung und hatte bis jetzt diesen Posten inne, 
Manuilows Abgang kommt nicht überraschend. Schon seine Er- 
nennung wurde von der gesamten radikalen Presse sehr ungünstig 
aufgenommen. Man sagte ihm Mangel an Initiative sowie reaktionäre 
Tendenzen nach. Sein Nachfolger Tscharnowski, bisher Professor 
in Moskau, ist bisher öffentlich kaum hervorgetreten. Dem Rücktritt 
des Fürsten Schachowskoj fehlt jede politische Bedeutung. 
[Frankfurter Zeitung vom (5.) 18, Juli 1917] 


[b] Erklärung der nach dem Juliaufstand gebildeten Regierung zur » Rettung 
der Revolution« vom 8. (21.) Juli 1917 


Bürger! 

Wir leben in einer Stunde ernster Gefahr. Die Truppen des. Deut- 
schen Kaisers haben die Front der revolutionären Armee des russi- 
schen Volkes durchbrochen. Dieses schreckliche Ereignis wurde den 
deutschen Truppen durch den verbrecherischen Leichtsinn und 
blinden Fanatismus der einen und den Verrat der anderen erleichtert. 
Beide bedrohten die letzten Grundlagen des neuen freien Rußland 
mit Verfall und Auflösung. In dieser bedrohlichen Stunde, in der 
sich die versteckten Kräfte der Konterrevolution hervorwagen kön- 
nen, um die allgemeine Verwirrung auszunutzen, erkennt die re- 
organisierte Provisorische Regierung klar die schwere Verantwor- 
tung, die auf ihre Schultern fällt. Aber die Regierung, voller starken 
Vertrauens in die Kräfte des großen russischen Volkes, glaubt an die 
baldige Gesundung des politischen Lebens im Lande, nachdem die 
ansteckende Krankheit, die den nationalen Organismus untergraben 
hat, an die Oberfläche getreten ist und mit der akuten Krise ihr Ende 


Juliputsch der Bolschewiki und Regierungskrise 257 


fand. Die Provisorische Regierung glaubt, daß es eine Gesundungs- 
und keine Todeskrise ist. Stark in ihrem Glauben, ist die Proviso- 
rische Regierung zum Handeln bereit und wird mit all der durch die 
außergewöhnlichen Umstände gebotenen Energie und Entschluß- ' 
kraft auch zur Tat schreiten. . 

Die Provisorische Regierung sieht ihre erste Aufgabe in der An- .. 
spannung aller ihrer Hilfskräfte für den Kampf mit dem auswärtigen 
Feind und in dem Schutz der neuen Staatsordnung gegen alle anarchi- 
stischen und konterrevolutionären Angriffe. Obgleich die Regierung 
nicht vor den entscheidendsten Maßnahmen zurückschreckt, betont 
sie doch immer wieder durch ihre Außenpolitik, daß kein Tropfen 
russischen Blutes um solcher Ziele willen vergossen werden soll, die 
dem Rechtsgefühl der russischen Demokratie, die offen mit ihrer 
Friedensparole an die ganze Welt herangetreten ist, fremd sind. 

Mit diesem Ziel vor Augen beabsichtigt die Provisorische Regie- 
rung, in Ausführung der in der Grundsatzerklärung vom 6. (19.) Mai 
niedergelegten Außenpolitik, den Alliierten den Vorschlag zu einer /*! 
Konferenz der Verbündeten im August zu machen, um die allgemeine 
Richtung der alliierten Außenpolitik und die Koordinierung ihrer 
Tätigkeiten festzulegen, wobei die von der russischen Revolution 
verkündeten Grundsätze gewahrt werden sollen. Auf der Konferenz 
werden Rußlands Interessen durch Sprecher der russischen Demo- 
kratie und durch Berufsdiplomaten vertreten sein. 

Indem sie die staatliche Aufbauarbeit auf anderen Gebieten gemäß 
den Grundsätzen der Deklaration vom 6. (19.) Mai fortsetzt, erachtet 
es die Provisorische Regierung für notwendig, eine Anzahl Maß- 
nahmen auszuführen, die der Verwirklichung dieses Beschlusses 
dienen. Die Provisorische Regierung wird keine Anstrengungen 
scheuen, um die Wahlen für die Konstituante am festgesetzten |! 
Datum, dem 17. (30.) September, abzuhalten und rechtzeitig die vor-*/ ’ı/ 
bereitenden Maßnahmen zu treffen, die die Korrektheit und Freiheit ; 
der Wahlen gewährleisten. Ein Hauptproblem für die Regierung in, , 
der Sphäre der inneren Politik ist die baldigste Einführung der städti- 
schen und ländlichen Selbstverwaltung auf der Grundlage allgemei-",.,, 
nier, gleicher, geheimer und direkter Stimmabgabe, die in ganz Ruß- 
land ihre Tätigkeit aufnehmen soll. 

Da die Provisorische Regierung überdies der Schaffung von loka- 
len Selbstverwaltungsorganisationen, die sich des Vertrauens der 
ganzen Bevölkerung erfreuen, besondere Bedeutung beimißt, er- 
sucht sie die Lokalvertreter, Kollegien als Organe der regionalen Ver- 
waltung zu schaffen, die eine Anzahl von Provinzen zusammenfassen. 

Bemüht, die Grundsätze der staatsbürgerlichen Verantwortung 
konsequent zu erfüllen, wird die Provisorische Regierung in der 
nächsten Zukunft ein Dekret erlassen, das alle Standesunterschiede 
und schließlich Titel und Orden abschafft, mit Ausnahme militäri- 
scher Auszeichnungen. Der Wirtschaftsrat und das Hauptwirtschafts- 
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komitee, die von der Provisorischen Regierung eingesetzt wurden, 
werden sofort ans Werk gehen, um mit Macht gegen den wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch zu kämpfen und weitere Maßnahmen zum 
Schutze der Arbeit zu ergreifen. In der Kompetenz dieser Organisa- 
tionen liegen solche Angelegenheiten wie die Organisierung des 
nationalen Wirtschaftslebens und der Arbeit, allgemeine Maßnahmen 
zur Regulierung des Wirtschaftslebens, Industriekontrolle und die 
koordinierte, planvolle Ausführung solcher Maßnahmen. Auf arbeits- 
politischem Gebiet werden gesetzliche Maßnahmen für die Freiheit 
des gewerkschaftlichen Zusammenschlusses getroffen. Arbeitsämter 
und Arbeitsschiedsgerichte sollen gegründet werden und mit der 
Aufnahme ihrer Tätigkeit in der nächsten Zukunft beginnen. Gegen- 
wärtig arbeitet man an einem Gesetz zum allgemeinen Schutz der 
Arbeit und zur Einführung aller Formen der Sozialversicherung, die 
sich auf alle Kategorien der Lohnarbeit erstrecken soll. 

Wie vordem sind die Maßnahmen der Provisorischen Regierung 
von der Überzeugung bestimmt, daß die zukünftige Bodenreform, 
in Übereinstimmung mit den elementaren Notwendigkeiten unseres 
Wirtschaftslebens und als Folge der wiederholt geäußerten Wünsche 
der Bauernschaft, wie sie von allen demokratischen Parteien des 
Landes proklamiert wurden, auf dem Gedanken der Überführung 
des Bodens in den Besitz der Werktätigen beruhen müsse. Das ist 
die Grundlage der geplanten_Bodenreform, die der Konstituante__ 
unterbreitet werden soll. Die Reihenfolge der Maßnahmen der Pro- " 
visorischen Regierung wird sein: 

ı. Völlige Liquidation der Politik der Flurbereinigung, die de- 
struktiv ist und das Dorf desorganisiert. 2. Maßnahmen, die der Kon- 
stituierenden Versammlung völlige Freiheit gewährleisten, über die 
Bodenreserven des Landes zu verfügen. 3. Regulierung der Boden- 
fragen im Interesse der Staatsverteidigung und der Nahrungsmittel- 
versorgung des Landes mittels der Ausdehnung und Verstärkung 
des Netzes der Bodenkomitees, die vom Staate organisiert wer- 
den. Ihre Aufgaben bei der Entscheidung aktueller Probleme der 

‚Agrarpolitik sollen genau durch das Gesetz bestimmt werden und 
\dürfen nicht die Grundfrage des Eigentumsrechtes am Boden prä- 
ijudizieren, wofür die Konstituierende Versammlung zuständig ist. 
4. Gesetzliche Regelung der Bodenverhältnisse derart, daß da- 
durch die dem Staate und der zukünftigen Agrarreform drohende 
ernste Gefahr, die in der Bodeninbesitznahme und den willkürlichen 
lokalen Methoden zur Lösung des Bodenproblems besteht, die auch 
dem Prinzip einer allgemeinen Landreform widersprechen, verhütet 
wird. Indem die Provisorische Regierung sich zu den ihr bevor- 
stehenden Aufgaben bekennt, rechnet sie bei ihrer schwierigen und 
verantwortlichen Arbeit mit der begeisterten Unterstützung aller 
vitalen Kräfte des Landes. Sie verlangt von allen den opferwilligen 
Einsatz ihrer ganzen Kraft, ihres Vermögens, ja ihres Lebens für die 
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große Sache der Rettung des Landes, das alle seine Bewohner auf 
der Grundlage völliger Freiheit und Gleichheit zu vereinen trachtet. 


[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 160, 9. (22.) Juli 1917, S. 1] 


[ec] Resolution über die Regierung, vorgeschlagen von den Sozialrevolutionären 
und Menschewiki und am 21. Juni (4. Juli) vom Kongreß der Sowjets an- 
genommen 


Nach Anhören des Berichtes des Vollzugskomitees des Petrograder 
Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten stellt der Kongreß 
fest: 

ı. daß unter den Bedingungen, die durch die erste Ministerkrise 
geschaffen wurden, die ausschließliche Übergabe der gesamten Macht 
an bourgeoise Elemente der revolutionären Sache einen Schlag ver- 
setzt hätte; 

2. daß der Übergang der gesamten Macht an die Sowjets der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten in der jetzigen Periode der russi- 
schen Revolution deren Kräfte beträchtlich geschwächt haben würde 
und für die Revolution unheilvoll geworden wäre, weil dadurch ver- 
früht nützliche Elemente abgestoßen worden wären. — 

Der Allrussische Sowjetkongreß billigt daher die Handlungsweis« 
des Petrograder Sowjets, die Krise vom 20.-21. April (3.--4. Mai) 
dadurch zu überwinden, daß er auf der Grundlage einer entschiede- 
nen und konsequenten demokratischen Plattform auf dem Gebiet der 
äußeren und inneren Politik eine Koalitionsregierung schuf. 

Nach Anhören der Erklärungen der Genossen Minister zur all- 
gemeinen Politik der Provisorischen Regierung spricht ihnen der 
Allcussische Kongreß sein volles Vertrauen aus und stellt fest, daß 
die Richtung dieser Politik mit den Interessen der Revolution über- 
einstimmte. Der Kongreß ersucht die Provisorische Regierung drin- 
gend, die von ihm angenommene Plattform noch energischer und 
konsequenter durchzuführen sowie besonders: 

a) Beharrlich für den raschesten Abschluß eines allgemeinen Frie- 
dens ohne Annexionen und Kontributionen auf der Grundlage der 
Selbstbestimmung der Völker zu kämpfen. 

b) Die weitere Demokratisierung der Armee durchzuführen und 
ihre Kampfkraft zu stärken. 

c) Unter direkter Teilnahme der arbeitenden Massen die ener- 
gischsten Maßnahmen zur Bekämpfung des Zusammenbruchs auf 
den Gebieten des Finanzwesens, der Wirtschaft und der Nahrungs- 
mittelversorgung zu ergreifen. 

d) Systematisch und konsequent den Kampf mit der Konterrevo- 
lution aufzunehmen. 

e) Schnelistens in der Arbeits- und Bodenfrage solche Maßnahmen 
durchzuführen, die mit den Forderungen der organisierten Arbeiter- 
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massen übereinstimmen und die von den Lebensinteressen der vom 
Krieg unterhöhlten nationalen Wirtschaft diktiert sind. 

f) Organisatorisch zur Stärkung der revolutionären Demokratie 
dadurch beizutragen, daß das System der Lokalverwaltung auf demo- 
kratischer Grundlage rasch und radikal reorganisiert wird und un- 
verzüglich ländliche und städtische Selbstverwaltungen dort ein- 
geführt werden, wo sie noch nicht bestehen. 

g) Der Kongreß fordert besonders die baldigste Einberufung der 
Allrussischen Konstituante. 

Ferner erachtet es der Kongreß im Hinblick auf eine erfolgreichere 
und energischere Durchführung des obenerwähnten Programms, im 
Hinblick auf die völlige Vereinigung der demokratischen Kräfte und 
die Willensäußerung der Demokratie auf allen Gebieten des staat- 
lichen Lebens für notwendig, eine autorisierte, geeinte repräsentative 
Körperschaft der gesamten organisierten revolutionären Demokratie 
Rußlands zu schaffen. Vertreter des Allrussischen Kongresses der 
Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten und des Allrussi- 
schen Kongresses der Bauerndeputierten müssen dieser Körper- 
schaft beitreten. 

Die sozialistischen Minister sind dieser allrussischen repräsenta- 
tiven Körperschaft für die gesamte auswärtige und innere Politik der 
Provisorischen Regierung verantwortlich, 

Diese Verantwortung bietet die Gewähr, daß diese Regierung, so- 
lange die sozialistischen Minister in der Provisorischen Regierung 
bleiben, in Übereinstimmung mit der Demokratie handelt und daher 
die aktive Unterstützung aller demokratischen Kräfte des Landes und 
volle Regierungsgewalt genießen muß. 

Der Kongreß ruft die gesamte revolutionäre Demokratie Ruß- 
lands auf, ihre Reihen noch dichter um die Sowjets der Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauerndeputierten zu schließen und tatkräftig die 
Provisorische Regierung in allen ihren Handlungen zur Stärkung 
und Verbreitung der revolutionären Errungenschaften zu unter- 
stützen. 


Oswestija vom 5. (18.) Juli 1917] 


[d] Resolution der Bolschewiki über die Regierung, eingebracht auf dem ersten 
Kongreß der Sonjets am 4. ( 17.) Juli 1917 


Die erste Provisorische Regierung, die von der Revolution geschaffen 
wurde und aus Vertretern der imperialistischen Grundbesitzer- und 
Kapitalistenklassen bestand, enthüllte sehr rasch ihre völlige Unfähig- 
keit, die Interessen der Massen zu befriedigen, das Land vor dem 
Zusammenbruch zu retten und Schritte zum Abschluß eines demo- 
kratischen Friedens zu unternehmen. 

Die zweite Koalitionsregierung errichtete zwischen dem Volke 
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und der konterrevolutionären Bourgeoisie einen Kordon »sozialisti- 
scher« Minister. Diese Minister waren eine höchst passende Waffe in 
den Händen der Ausbeuterklassen, so daß die Lösung all der Grund- 
probleme der inneren und äußeren Politik aufgeschoben werden 
konnte, da eine revolutionäre Lösung dieser Probleme tatsächlich 
die Interessen des russischen und des alliierten imperialistischen 
Kapitals berühren würde. Die »sozialistischen« Minister deck- 
ten die imperialistische bourgeoise Politik mit Versprechungen zu, 
die sie zu nichts verpflichteten. Unter diesem Deckmantel eröffnete 
die Bourgeoisie offensichtlich den Kampf gegen die Revolution und 
proklamierte namens der Konterrevolutionäre am 3. (16.) Juni 
often die Parole von einer »sofortigen Offensive«. Eine solche Offen- 
sive würde nicht nur den Übergang zu einer aktiven imperialistischen 
Politik bedeuten, sondern auch eine folgenschwere innenpolitische 
Wendung zur Konterrevolution. 

Es entwickelte sich daher eine kritische Übergangsperiode der 
russischen Revolution. Der zunehmende Niedergang, der ducch die 
anarchische Leitung der Kapitalisten verursacht wurde, die weiterhin 
an den Kriegslieferungen verdienen wie nie zuvor, die nationale 
Politik der Koalitionsregierung, die zu Konflikten mit den vom 
Zarismus unterdrückten Nationen (Finnland, der Ukraine) führt, die 
Politik, Konflikte mit den lokalen Behörden heraufzubeschwören, 
die man aus antidemokratischem Dünkel nicht anerkennen oder be- 
stätigen will, die Politik, die internationalen Elemente in der Armee 
zu erschüttern - all das beschleunigte und verschlimmerte die gegen- 
wärtige Krise in der ganzen russischen Revolution. Der Kongreß, 
der den völligen Mißerfolg des Kompromisses mit den Kapitalisten 
bestätigt, sicht als den einzigen Ausweg aus der Krise die Überfüh- 
rung der ganzen Staatsmacht in die Hände des Allrussischen Sowjets 
der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten an. 


[Prawda vom 9. (zz.) Juli 1917} 


[74] Aufruf der Bolschewiki 


An alle Werktätigen, an alle Arbeiter und Soldaten Petrograds 


Angesichts der Tatsache, daß der Sowjetkongreß der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten, dem sich das Vollzugskomitee des Sowjets der 
Bauerndeputierten angeschlossen hat, unter Anerkennung der ganz 
außergewöhnlichen Umstände beschlossen hat, alle, auch friedliche, 
Demonstrationen für drei Tage zu verbieten, beschließt das Zentral. 
komitee der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei die von ihm 
auf Samstag, z Uhr mittags angesetzte Demonstration abzwsagen. 
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Das Zentralkomitee ruft alle Mitglieder der Partei und alle mit ihr 
Sympathisierenden auf, diesen Beschluß durchzuführen. 


[Prawda vom 6. (19.) Juli 1917] 


[75] Rundschreiben des Innenministers Zereteli an die Provinz- 
kommissare, versandt am 4. (17.) August 1917 


Das Programm der Provisorischen Regierung vom 8. (21.) Juli und 
meine telegraphischen Instruktionen vom 17. (30.) Juli wiesen dar- 
auf hin, daß der einzige Ausweg aus der kritischen Situation des 
Landes im entscheidenden Kampf gegen jede Art Anarchie und 
Gegenrevolution und in der damit verbundenen vereinten Tat aller 
lebendigen Kräfte des Volkes liegt. In Ergänzung meiner früheren 
Instruktionen informiere ich Sie wie folgt: Der Kommissar, der bei 
seiner Tätigkeit von den vereinten demokratischen Organisationen 
unterstützt wird, ist in erster Linie der Repräsentant der Autorität der 
Zentralregierung und muß sich an die Instruktionen der Provisori- 
schen Regierung halten und ihre Politik ausführen, ohne von ihr aus 
Rücksicht auf lokale und parteiliche Einflüsse abzuweichen. Ich 
mache Sie warnend darauf aufmerksam, daß ich jede Verzögerung 
oder Untätigkeit in der Machtausübung des Kommissars — eine Kata- 
strophe in dieser Periode großer Prüfungen - für einen ausreichen- 
den und zwingenden Grund ansehe, um den Vertreter der Regierung, 
der seiner Stellung nicht gewachsen ist, zu entfernen. Für Versuche, 
Dinge zu tun, die mit der Politik der Provisorischen Regierung nicht 
übereinstimmen, und erst recht für die Förderung oder Duldung von 
Konfiskationen und Willkürakten irgendwelcher Gruppen oder 
gegenrevolutionärer Bewegungen werde ich die schuldigen Kom- 
missare zur Rechenschaft ziehen. Unschlüssigkeit oder Desorgani- 
sation sind fehl am Platze. Nur eine starke, einige Macht kann das 
Land vor der Auflösung retten. Unterrichten Sie sofort alle Kreis- 
kommissare von den obigen Instruktionen. Deren Tätigkeit unter- 
steht Ihrer Aufsicht und Leitung. 


[Die Revolution von 1917, Bd. I, S. 347] 


[76] Der Außenminister an die Alliierten 


Petersburg, (20. Juli) 2. August (W.B.) Die Petersburger Telegra- 
Dbenagentur meldet: Die Regierung richtete folgendes Telegramm an 
die diplomatischen Vertreter Rußlands bei den alliierten Mächten: 
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»In dem Augenblick, in dem neue und schwere Unglücksfälle 
Rußland treffen, halten wir es für angebracht, unseren Verbündeten, 
die mit uns die Bürde früherer Prüfungen getragen haben, eine ent- 
schiedene und kräftige Darlegung unserer Gesichtspunkte zur Fort- 
setzung des Krieges geben zu müssen. Die größte der Aufgaben der 
russischen Revolution wird durch den Umfang des Umschwungs be- 
stimmt, den sie in das Staatsleben gebracht hat. Die Reformen des 
Regierungssystems im Angesicht des Feindes konnten nicht ohne 
schwere Erschütterung vor sich gehen. Trotzdem hat Rußland in der 
Überzeugung, daß ein anderes Mittel zur Rettung nicht vorhanden 
ist, in Übereinstimmung mit seinen Verbündeten, die gemeinschaft- 
liche Aktion an der Front fortgesetzt. In vollem Bewußtsein der 
Schwierigkeit der Aufgabe übernimmt Rußland die Last, militärische 
Operationen durchzuführen, während die Reform des Heeres und 
der Regierungsgewalt vor sich geht. 

Die Offensive unserer Heere, die durch die strategische Lage not- 
wendig war, stieß auf unüberwindliche Schwierigkeiten, sowohl an 
der Front wie im Inland. Eine verbrecherische Propaganda un- 
verantwortlicher Elemente, deren Agenten vom Feinde Nutzen 
zogen, hat in Petersburg Unruhen hervorgerufen. Zu gleicher Zeit 
wurde ein Teil unserer Truppen durch diese Propaganda dazu ver- 
leitet, ihre Pflicht gegen das Vaterland zu vergessen und dem Feinde 
die Durchbrechung unserer Front zu erleichtern. Rußland, das an- 
gesichts dieser Geschehnisse bestürzt war, hat durch die Organe 
seiner von der Revolution eingesetzten Regierung seinen unerschüt- 
terlichen Willen zu erkennen gegeben, und es hat die Unruhen unter- 
drückt und die Rädelsführer der Justiz übergeben. Alle Maßnahmen 
sind getroffen, um die Kampfstärke des Heeres wiederherzustellen. 
Die Regierung hat die Absicht, die Wiederherstellung der Autorität 
durchzuführen, um allen Gefahren die Spitze bieten zu können, und 
von diesem unwiderruflichen Beschluß wird sich Rußland durch 
keine Schwierigkeit abbringen lassen. Angesichts der Bedrohung 
durch den Feind werden Land und Heer mit neuem Mut die große 
Aufgabe des Wiederaufbaues fortsetzen und an der Schwelle des 
vierten Kriegsjahres ihren zukünftigen Feldzug vorbereiten. Wir 
glauben, daß die russischen Bürger alle ihre Bemühungen zur Ver- 
teidigung des geliebten Vaterlandes vereinen werden. Stark in diesem 
Bewußtsein, sind wir überzeugt, daß der Rückzug unserer Fleere nur 
vorübergehend sein wird und daß zur bestimmten Stunde der Vor- 
marsch im Namen der Verteidigung des Vaterlandes und der Freiheit 
wieder aufgenommen und daß die große Aufgabe siegreich erfüllt 
werden wird.« 

Die Erklärung ist von Tereschtschenko unterzeichnet. 


[Frankfurter Zeitung vom (zo. Juli) 2. August 19:7] 
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[77] Erklärung Kerenskijs über die Umbildung der Regierung 


Petersburg, (24. Juli) 6. Aug. (W. B.) Ministerpräsident Kerenskij 
veröffentlicht folgende Erklärung: 

Im Hinblick auf die offenbare Unmöglichkeit, auf Grund gegen- 
seitiger Verständigung zwischen den verschiedenen politischen Par- 
teien, sowohl den sozialistischen als nichtsozialistischen, die starke 
revolutionäre Behörde ins Leben zu rufen, die in dem jetzigen dro- 
henden Augenblick nötig ist, habe ich mich gezwungen gesehen, 
meine Demission zu fordern. Die am (21. Juli) 3. August abgehal- 
tene Konferenz zwischen den Vertretern der wichtigsten sozialisti- 
schen, demokratischen und liberalen Parteien führte nach langwäh- 
renden Verhandlungen zu dem Resultat, daß die auf der Konferenz 
vertretenen Parteien beschlossen, mir die Aufgabe der Neubildung 
der Regierung anzuvertrauen. Ich halte es nicht für möglich, unter 
den heutigen Umständen, die das Land mit einer Niederlage von 
außen und der Spaltung von innen bedrohen ... trotz aller Hinder- 
nisse, eine starke revolutionäre Regierung ins Leben zu rufen. Ich 
habe die Absicht, die Lösung dieser Frage auf meine unveränder- 
liche Überzeugung zu gründen, daß das Heil des Vaterlandes und 
der Republik es für alle russischen Bürger notwendig macht, von 
Parteizwisten abzusehen und voller Selbstverleugnung an der durch 
die Verhältnisse erzwungenen bitteren _Notwendigkeit der Fort- 
setzung des Krieges mitzuarbeiten, die Schlagfertigkeit des Heeres 
zu erhalten und die wirtschaftliche Macht des Staates wieder- 
herzustellen. Da ich vom ersten Augenblick an Mitglied der Regie- 
rung bin und die volle Macht in die Hände des Volkes übergeht, 
halte ich es für unerläßlich, mich bei der Neubildung der Regierung 
durch die Prinzipien leiten zu lassen, die durch ihre Erklärungen 
verkündet worden sind. Gleichzeitig halte ich es in meiner Eigen- 
schaft als Chef der Regierung für unvermeidlich, die Arbeitsvertei- 
lung innerhalb der Regierung umzuändern. 

[Frankfurter Zeitung vom (24. Juli) 6, August 1917] 


[78] Die Moskauer Staatskonferenz 


[a] Der allgerieine Verlauf der Konferenz 


Petersburg, (12.) 25. August. (W.B.) Wie die Petersburger Tele- 
graphenagentur meldet, ist in Moskau die angekündigte Konferenz 
eröffnet worden. Die Konferenz zählt 2500 Abgeordnete, darunter 
488 Dumamitglieder, 110 Bauernvertreter, 229 Sowjetmitglieder aus 
ganz Rußland, 147 Abgeordnete von Stadtverwaltungen, 118 Ver- 
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treter des Bundes der Semstows und der Städte, 150 Abgeordnete 
von industriellen Organisationen und Banken, 176 Mitglieder von 
Berufsverbänden und 313 Genossenschaftsvertreter. Kerenskij hielt 
zuerst eine große Rede, in der er ausführte: Jeder Versuch, die Kon- 
ferenz zu einem Angriff gegen die revolutionäre Regierung zu be- 
nutzen, werde unerbittlich unterdrückt werden. Die Regierung 
stütze sich auf das Vertrauen des Volkes, und Millionen Soldaten 
verteidigten sie gegen den Einfall der Deutschen. Die Regierung 
habe nichts zu verheimlichen und werde die Wahrheit sagen. Der 
Staat durchschreite eine Stunde tödlicher Gefahr, und große Opfer 
seien notwendig. Die Desorganisation mache Fortschritte, separati- 
stische Bestrebungen tauchten auf, und an der Front gebe es Truppen, 
die ihre Pflicht gegen das Vaterland vergessen. Aber die Geduld der 
Regierung habe ihre Grenzen, und sie werde unversöhnlich sein, 
Dann wies Kerenskij den Gedanken an einen Sonderfrieden zurück, 
pries die Rumänen und erklärte, daß das Mutterland den Nationali- 
täten alles geben werde, was die Regierung versprochen habe und 
was die Verfassunggebende Versammlung noch bewilligen werde. 
In bezug auf Finnland bestätigte er, daß die Regierung die Wieder- 
eröffnung des Landtags mit Gewalt verhindern werde. Kerenskij er- 
klärte sodann, daß die Regierung das Heer gegen umstürzlerische 
Eingriffe, die jedes Gefühl für die militärische Schmach aus den 
Herzen der Soldaten vertrieben hätten, zu beschützen wissen und 
energisch gegen die Maximalisten! und jeden Versuch von ihrer Seite, 
die Disziplin zu verderben, kämpfen werde, Der Ministerpräsident 
schloß: Meine Kollegen werden Ihnen den Zustand der schweren 
Desorganisation schildern, in dem sich das Land befindet. Um ihm 
abzuhelfen, müssen wir alle die notwendigen Opfer bringen und 
müssen auf persönliche und auf Parteiinteressen verzichten. 

Nach Kerenskij sprach der Minister des Innern Awksentiew über 
die Organisation der verschiedenen Verwaltungszweige und der 
Minister für Handel und Industrie Prokopewitsch über die wirt- 
schaftliche Lage; er teilte u. a. mit, daß der Krieg im ersten Jahre 53 
und im zweiten ı12 Milliarden Rubel gekostet habe. Er schilderte 
die Lebensmittelversorgung als äußerst schwierig. Hierauf sprach der 
Finanzminister Nekrasow. Er führte aus, daß die Staatsausgaben seit 
Ausbruch der Revolution bedeutend gestiegen seien. Im Anfang des 
Krieges habe man monatlich 219, im Jahr 1915 monatlich 223 und 
1916 monatlich 290 Millionen Rubel Papiergeld in Umlauf gesetzt. 
Im Anfang des Jahres 1917 betrug die Ausgabe 423, seit März durch- 
schnittlich 832 Millionen monatlich. Die Steigerung sei bedingt 
durch die außerordentliche Erhöhung der Arbeiterlöhne und die Ab- 
nahme der Steuereingänge. Das Ministerium werde gezwungen sein, 
zu verschiedenen Handelsmonopolen, Zucker, Tee, Streichhölzer 
usw. zu greifen. Der Bürgermeister von Moskau, Budnew, begrüßte 


1 == Bolschewiki. 


266 Die Regierungen Kerenskij 


die Versammlung und erklärte, die Bevölkerung der Hauptstadt 
habe nichts mit den Anarchisten zu tun. Kerenskij dankte dem 
Bürgermeister, dessen Wort dem Ministerium neue Kraft einflöße. 
Darauf wurde die Sitzung geschlossen. 


Petersburg, (15.) 28. Aug. (W.B.) In der zweiten Sitzung der Kon- 
ferenz wies der frühere Kriegsminister Gutschkow auf die drohende 
Gefahr einer Niederlage des russischen Heeres und auf die Krise im 
nationalen Wirtschaftsleben hin, die die Versorgung des Heeres mit 
Munition und Verpflegungsmitteln täglich schwieriger mache. Un- 
zufriedenheit und Mißstimmung seien allgemein im Volke verbreitet. 
Die Hauptfrage sei gegenwärtig die Wiedererstarkung der ohnmäch- 
tig gewordenen Zentralgewalt. Nach Gutschkow sprach Schulgin, 
der sich gegen die Loslösungsbestrebungen gewisser Teile der 
ukrainischen Bevölkerung wandte. Sodann verlas Kerenskij ein Be- 
grüßungstelegramm Wilsons, das ihm der amerikanische Botschafter 
übermittelt hatte, und beauftragte unter dem Beifall der Versamm- 
lung den Minister des Äußeren Tereschtschenko, dem Botschafter 
den Dank der Konferenzteilnehmer auszusprechen. Der Abgeord- 
nete der vierten Duma, Maklakow, drückte seinen Zweifel darüber 
aus, daß es der Regierung gelingen werde, ihr Programm durch- 
zuführen. Im Namen der Arbeiter- und Soldatenräte sprach Zereteli 
über die während der Revolution hervorgetretene Bedeutung der 
demokratischen Organisationen. Die dritte Sitzung der Staats- 
konferenz begann mit einer Rede des Vertreters der Semstwos, 
Grusinow, des ehemaligen Militärgouverneurs von Moskau, welcher 
erklärte, daß seine Gruppe sich der Erklärung der vierten Duma an- 
schlösse, welche Rodsjanko nicht Zeit gehabt hätte zu verlesen. Die 
Erklärung besage, die Hauptaufgabe des gegenwärtigen Augen- 
blicks sei, Rußland vor einem feindlichen Einfall zu retten und zu 
diesem Zweck die Manneszucht in der Armee durch Beseitigung 
jeglicher Politik wiederherzustellen, das Ansehen der Ausschüsse auf 
ihre wirtschaftlichen Aufgaben zu beschränken und dem Oberbefehls- 
haber die Möglichkeit zu geben, seine Macht ohne Einschränkung 
auszuüben. Darauf ergriffen Vertreter der Eisenbahn das Wort, unter 
ihnen Frolow, der Abgeordnete des Bundes der Ingenieure, der auf 
die vollständige Zerrüttung des Verkehrs hinwies. Ein Vertreter der 
Israeliten (Grusenberg) hielt eine lange Rede, in der er sagte, das jüdi- 
sche Volk liebe trotz der unerhörten Verfolgungen, denen es von 
der alten Regierung ausgesetzt gewesen sei, gleichwohl sein größtes 
Vaterland und habe mächtig zu seiner Befreiung und Verteidigung 
gegen den Feind beigetragen. Vertreter der Ukraine und des west- 
lichen Rußland, des sogenannten Weißrußland, erklärten, ihre 
Völker seien bereit, dem Wohl des Vaterlandes alles zu opfern. Ein 
Vertreter der Letten sagte, Kurland werde niemals mit Deutschland 
sein. Ein Vertreter des allgemeinen Bundes der russischen Moham- 
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medaner sagte, alle mohammedanischen Bürger unterstützten voll die 
vorläufige Regierung. Weiter erklärte das Mitglied der zweiten 
Duma, Alexinskij, die Abgeordneten dieser Duma hätten ihn beauf- 
tragt mitzuteilen, sie könnten nur eine Regierung unterstützen, die 
sich von folgenden Grundsätzen leiten ließe: ı. Fortsetzung des 
Krieges in enger Verbindung mit den Alliierten bis zur vollkomme- 
nen Vertreibung der feindlichen Truppen aus Rußland und den alli- 
ierten Ländern, 2. Organisation der Regierung auf der Grundlage der 
Zusammenarbeit der Parteien und der Landesverteidigung. Kerenskij 
erklärte, die Regierung habe es für notwendig erachtet, den Gene- 
ralissimus Kornilow aufzufordern, auf der Konferenz zu erscheinen, 
um ihr die Lage an der Front und den Zustand im Heere auseinander- 
zusetzen. Kornilow führte in einer Ansprache aus, daß er glücklich 
sei, seiner Armee sagen zu können, daß die Parole nicht Internatio- 
nalismus, sondern Rettung des Vaterlandes und Fortsetzung des 
Krieges bis zum siegreichen Ende sei, 


Petersburg, (16.) 29. Aug. (W.B.) In der Konferenz hielt der 
Kadett Nabokow eine Rede über die Notwendigkeit, das Ober- 
kommando von den politischen Einflüssen unabhängig zu machen. 
Darnach hielt der Oberbefehlshaber Kornilow eine Rede, in der er 
die Lage im Heere in den düstersten Farben schilderte. In ähnlicher 
Weise sprach der frühere Oberbefehlshaber Alexejew. Er führte aus 
das Heer sei in zwei Lager gespalten: Offiziere und Soldaten. Die 
Regierungskommissare und die Soldatenausschüsse schädigten die 
Disziplin. Diese Zustände seien kein Mittel, den Krieg fortzusetzen 
oder gar von Sieg zu träumen. Es sprachen hierauf die Vertreter ver- 
schiedener religiöser Körperschaften, alsdann der Hetman der Don- 
kosaken, Kaledin, der als Vertreter des Rates aller Kosakentruppen 
die Resolution der Kosaken verlas, die vor allem zum Wohle des 
Vaterlandes die Fortsetzung des Krieges bis zum vollständigen Siege 
im engen Verein mit den Verbündeten verlangen und zu diesem 
Zwecke folgende Maßnahmen vorschlagen: ı. Fernhaltung der 
Armee von der Politik, ein förmliches Verbot von Versammlungen 
und Zusammenkünften in der Armee; 2. die Unterdrückung aller 
Ausschüsse und Räte der Regimenter; 3. eine Revision der Erklä- 
rung der Rechte der Soldaten; 4. die Verschärfung und Befestigung 
der Manneszucht durch strengste Maßnahmen und Anwendung die- 
ser Maßnahmen auf das Hinterland; 5. die Wiederherstellung des. 
Strafrechts der Vorgesetzten. Die Verlesung dieser Entschließung 
wurde von der Rechten mit Bravorufen und Beifallsklatschen, von 
der Linken mit Pfeifen und Widerspruch begleitet. 


Petersburg, (17.) 30. Aug. (W.B.) Die Moskauer Konferenz 
schloß mit einer Rede Kerenskijs, der sagte, obgleich verschiedene 
Gruppen die vorläufige Regierung kritisierten, zeigten sie doch alle, 


268 Die Regierungen Kerenskij 


daß sie zu einem Vergleich zu kommen wünschten. Die vorläufige 
Regierung werde über die Revolution wachen und keinerlei Gegen- 
revolution dulden. Die russische Regierung bedauere keineswegs, 
daß sie diese Konferenz einberufen habe, denn obgleich sie nicht zu 
praktischen Erfolgen geführt habe, so habe sie doch allen russischen 
Bürgern die Gelegenheit gegeben, öffentlich zu erklären, was sie auf 
dem Herzen hätten. Und dies sei nötig für den Staat. Kerenskij wurde 
beim Verlassen der Tribüne lebhaft bejubelt. - 

[Frankfurter Zeitung vom (13.) 26., (15.) 28., (16.) 29., (17.) 30. August 1917] 


[b] Ausrufung der Republik 


18. August (1. September) 1917 
Die Revolte des Generals Kornilow ist unterdrückt, aber die Auf- 
regung, die dadurch in die Reihen der Armee und in das Land ge- 
tragen worden ist, ist groß... 

In der Überzeugung, daß es notwendig ist, der Unsicherheit über 
die Organisation des Staates ein Ende zu machen und unter Berück- 
sichtigung des allgemeinen und enthusiastischen Bekenntnisses zur 
republikanischen Idee auf der Moskauer Staatskonferenz erklärt die 
Provisorische Regierung, daß das staatliche System, nach welchem 
der russische Staat regiert wird, republikanisch ist, und ruft die 
Russische Republik aus. 

Die dringende Notwendigkeit, unmittelbare und wirksame Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung der Ordnung in der zerrütteten 
staatlichen Organisation zu trefien, hat die Provisorische Regierung 
veranlaßt, die gesamte Regierungsmacht auf fünf ihrer Mitglieder 
mit dem Ministerpräsidenten an der Spitze zu übertragen ... 

A. Kerenskij, Ministerpräsident 
Sarudnyj, Justizminister 
[A. Kerensky -R. P. Browder, Tbe Russian Revolution, Bd. II, S, 1657 f.] 


[79] Die Kirche 


[a] Zusammentritt eines Konzils 


"In Moskau ist ein allrussisches Konzi/ zusammengetreten. Es ist 
das erste seit 300 Jahren. Neben vielen Geistlichen und Laien nehmen 
110 Bischöfe teil. Es soll alle kirchenrechtlichen und dogmatischen 
Fragen behandeln, die Bestimmungen über die Gestaltung der geist- 
lichen Beziehungen zwischen Kirche und Staat neu regeln und somit 
auf allen kirchlichen Gebieten durchgreifende Änderungen herbei- 
führen. Die Sitzungen dauern möglicherweise vier Monate. 
[Frankfurter Zeitung vom (2.) 15. August 1917] 
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[bJ] Aus der Rede des Ministers für die Religionsgemeinschaften, A. W., 
Kartaschew, auf der zweiten Sitzung des Konzils am (3.) 16. August 1917 


.. . Die Provisorische Regierung versichert, daß sie bis zu dem Zeit- 
punkt, da die Konstituierende Versammlung neue Grundgesetze 
ausarbeiten wird, sich die Angelegenheiten und Interessen der 
Orthodoxen Kirche sehr angelegen sein läßt... 

... Die Provisorische Regierung hat am (29. Juli) 11. August ein 
besonderes Gesetz erlassen, das aus zwei Paragraphen besteht: 

ı) Dem Nationalkonzil der Russischen Kirche, welches am (2.) 
15. August eröffnet wird, wird das Recht zugestanden, ein Gesetz 
auszuarbeiten und der Provisorischen Regierung zur Verkündung 
vorzulegen, welches eine neue Ordnung der freien Selbstverwaltung 
der Russischen Kirche vorsicht. 

2) Falls die Provisorische Regierung die neue Organisation der 
obersten Kirchenverwaltung billigt, sollen alle Angelegenheiten der 
internen kirchlichen Administration unter der Jurisdiktion des Hei- 
ligsten Dirigierenden Synod und der ihm angeschlossenen Institu- 
tionen verbleiben. 


[A. Kerensky -R. P. Browder, The Russian Provisional Government, Bd. II, S. 8z1] 


V. Kapitel: Der Kornilow-Putsch und seine Folgen 


Der Höchstkommandierende, der Kosakensohn Kornilow, 
versucht, den zögernden Kerenskij mit Gewalt zur Tat, zum 
energischen Auftreten gegen die radikale Linke zu veranlassen. 
Aber sein Putschversuch findet kein Echo (Dok. 80), während 
nun die Bolschewiki nicht nur an die Macht kommen wollen 
(Dok. 84a),sondern denSowjet gegen die Regierung Kerenskij 
aufzubringen vermögen (Dok. 80c). Lenin begleitet die letzten 
krampfhaften Bemühungen Kerenskijs um eine Stabilisierung 
der Regierungsgewalt (Dok. 81) mit Hohn und boykottiert das 
»Vorparlament« (Dok. 82), das der Regierung die bislang feh- 
lende parlamentarische Basis schaffen soll. Lenins Aufforde- 
rung zum bewaffneten Aufstand (Dok. 84) wird im engsten 
Führungsgremium der Bolschewiki nicht einhellig begrüßt; 
aber inzwischen hat Trotzkij die Machtmittel in der Hand, die 
es ihm gestatten, alle Vorbereitungen zu treffen (Dok. 85); und 
während ein Befehl des Petersburger Kommandanten gleich- 
sam ins Leere ergeht (Dok. 85 f), erlassen die Bolschewiki das 
erste Manifest an die Bevölkerung (Dok. 85 e). 


[80] Der Kornilow-Putsch 


[a] Radiogramm des Ministerpräsidenten und Kriegs- und Marineministers 
Kerenskij über einen Putsch des Generals Kornilow 


L5E opt, Leon 27. August (9. September) 1917 
Am 26. August (8. September) sandte General Kornilow das Mit- 
glied der Reichsduma Wladimir Nikolajewitsch Lwow mit der For- 
derung zu mir, die gesamte Zivil- und Militärgewalt der Proviso- 
rischen Regierung an ihn zu übergeben; er werde nach seinem Gut- 
dünken eine neue Regierung bilden. Die Richtigkeit der Bevoll- 
mächtigung des Mitgliedes der Reichsduma Lwow, mir eine solche 
Forderung zu überbringen, wurde mir darauf in einem direkten 
Telephongespräch von General Kornilow bestätigt. 
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Da ich diese durch meine Person an die Provisorische Regierung 
gerichtete Forderung als Versuch gewisser Bevölkerungskreise be- 
trachtete, die schwierige Lage des Staates dazu zu benützen, im 
Lande eine Staatsordnung aufzurichten, die den Errungenschaften 
der Revolution widerspricht, hielt es die Provisorische Regierung 
für notwendig, zur Rettung des Vaterlandes, zur Verteidigung von 
Freiheit und republikanischer Ordnung mich zu bevollmächtigen, 
schnelle, entscheidende Maßnahmen zu treffen, um alle Anschläge 
gegen die oberste Gewalt im Staate und gegen die in der Revolution 
eroberten bürgerlichen Rechte an der Wurzel zu vernichten. Alle 
notwendigen Maßnahmen zur Sicherung der Freiheit und der Ord- 
nung im Lande sind von mir ergriffen, und über diese Maßnahmen 
wird die Bevölkerung zu gegebener Zeit unterrichtet werden. 

Außerdem befehle ich: ı. General Kornilow gibt sein Amt als ! 
Höchstkommandierender an General Klembowskij, den Oberkom- “ 
mandierenden der Nordfront, deren Armeen den Zugang zu Petro- 
grad sperren. General Klembowskij bleibt trotz vorläufiger Über- 
nahme des Amtes des Höchstkommandierenden in Pskow.! 2. Über 
die Stadt Petrograd und den Petrograder Kreis wird der Kriegszustand 
verhängt ... Ich fordere alle Bürger auf, volle Ruhe und Ordnung 
zu bewahren, die für die Rettung des Vaterlandes notwendig sind. 
Alle Angehörigen von Armee und Flotte rufe ich zur selbstlosen und 
ruhigen Pflichterfüllung im Dienste der Verteidigung des Vaterlandes 


vor dem inneren Feinde auf. 
Ministerpräsident A. Kerenskij 


Dieses Radiogramm soll unverzüglich allen Kommandeuren, 
Kommissaren und allen militärischen und gesellschaftlichen Organi- 
sationen zur sofortigen Bekanntmachung in Armee und Bevölke- 
rung übergeben werden. 

A. Kerenskij 


[Die Große Sozinlistische Oktoberrevolution, Dokumente und Materialien. Die revolutionäre Be- 
wegung in Rußland im August 1917, 5. 445] 


[b] Aufruf des Generals Kornilow an die Bevölkerung 


Das Telegramm des Ministerpräsidenten Nr. 4163 [vgl. Dok. 802] 
stellt in seinem ganzen ersten Teil eine infame Lüge dar. Nicht ich 
habe das Mitglied der Reichsduma Wladimir Lwow zur Provisori- 
schen Regierung geschickt, sondern er kam zu mir als Abgesandter 
des Ministerpräsidenten. Dafür ist das Mitglied der ı. Reichsduma 
Alexej Aladjin Zeuge. ” 

Auf diese Weise vollzog sich die große Provokation, die das 
Schicksal des Vaterlandes aufs Spiel setzt. 


3 Klembowskij Ichnte ab, 
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Russisches Volk, unser großes Vaterland geht zugrunde! 

Die letzte Stunde ist nahel 

Gezwungen, offen hervorzutteten, erkläre ich, General Kornilow, 
daß die Provisorische Regierung unter dem Druck der bolschewi- 
stischen Mehrheit der Sowjets in vollem Einverständnis mit den 
Plänen des deutschen Generalstabes handelt und gleichzeitig mit der 
bevorstehenden Landung feindlicher Kräfte an der Küste von Riga 
die Armee vernichtet und das Land von innen her zugrunde richtet. 

Die schmerzliche Erkenntnis von der unvermeidlichen Vernich- 
tung des Landes befiehlt mir in diesem drohenden Augenblick, das 
ganze russische Volk zur Rettung des sterbenden Vaterlandes auf- 
zurufen. Mögen alle, in deren Brust ein russisches Herz schlägt, alle, 
die an Gott glauben, an die Kirche - zu Gott dem Herrn beten um 
das größte Wunder, das Wunder der Errettung unseres Heimatlandes. 

Ich, General Kornilow, Sohn eines Kosakenbauern, erkläre allen, 
daß ich nichts anderes begehre, als die Erhaltung des großen Ruß- 
land, und ich gelobe, das Volk durch den Sieg über den Feind zur 
Konstituierenden Versammlung zu führen, in der es selbst sein 
eigenes Schicksal entscheiden kann und seine eigene Regierungs- 
form wählen soll. 

Ich kann Rußland nicht den Händen seines erbittertsten Feindes, 
dem Deutschen, übergeben und das russische Volk zum Sklaven der 
Deutschen machen lassen, und ich will lieber auf dem Felde der Ehre 
sterben, als Schande und Entehrung des russischen Landes mit an- 
zusehen. 

Russisches Volk, in deinen Händen befindet sich das Schicksal 
deiner Heimat. 

Stawka, 27. August (9. September) 1917 General Kornilow 


[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution, Dokumente und Materialien. Die revolutionäre Be- 
wegung in Rußland im August 1917, 5. 446] 


[c] Aufruf des Zentralkomitees und des Petrograder Komitees der Bolsche- 
wistischen Partei im Zusammenhang mit der Kornilow-Bewegung vom 
30. August (12. September) 1917 


Analle Werktätigen, an alle Arbeiter und Soldaten von Petrograd| 

Die Konterrevolution marschiert gegen Petrograd. Der Verräter an 
der Revolution und Feind des Volkes, Kornilow, führt die Truppen, 
die er betrogen hat, gegen Petrograd. Die ganze Bourgeoisie, geführt 
von der Kadettenpartei, die ohne Aufhören die Arbeiter und Soldaten 
verleumdet, begrüßt nun den Verräter und wird mit ganzem Herzen 
Beifall spenden, wenn Kornilow die Straßen Petrograds mit dem 
Blute der Arbeiter und revolutionärer Soldaten rot färben wird, wenn 
er die Revolution der Proletarier, Bauern und Soldaten mit Hilfe 
unwissender und betrogener Menschen niederschlägt. Um es Korni- 


Der Kornilow-Putsch 273 


low leichter zu machen, das Proletariat niederzuschießen, verbreitete 
die Bourgeoisie die falsche Meldung, daß in Petrograd eine sieg- 
reiche Arbeiterrevolte ausgebrochen sei. Jetzt seht ihr, daß nicht die 
Arbeiter, sondern die Bourgeoisie und die Generale mit Kornilöw 
an der Spitze die Rebellion angestiftet haben. Der Sieg Kornilows 
bedeutet Vernichtung der Freiheit, Verlust des Bodens, Triumph 
und Alleinherrschaft des Grundbesitzers über den Bauern, des Kapi- 
talisten über den Arbeiter, des Generals über den Soldaten. 

Die Provisorische Regierung zerfiel beim ersten Anstoß der Kor- 
nilowschen Konterrevolution. Diese Regierung, der ein Teil der 
Demokratie wiederholt das Vertrauen aussprach und gutgläubig die 
ganze Macht überließ — diese Regierung war nicht fähig, ihre erste 
und dringlichste Aufgabe zu erfüllen: die Konterrevolution der 
Generale und der Bourgeoisie an der Wurzel zu treffen. Die Be- 
mühungen, mit der Bourgeoisie ein Abkommen zu schließen, 
schwächten die Demokratie, reizten den Appetit der Bourgeoisie, er- 
mutigten sie, sich offen gegen die Revolution, gegen das Volk zu 
erheben. 

Die Rettung des Volkes, die Rettung der Revolution liegt in der 
revolutionären Energie der Massen der Arbeiter und Soldaten selbst. 
Wir können uns nur auf ihre Kräfte, auf ihr Pflichtgefühl, auf ihre 
Organisation verlassen. Wir vertrauen die Führung des Entschei- 
dungskampfes zur Rettung der ganzen Revolution, ihrer Errungen 
schaften und ihrer Zukunft einer Regierung an, die bedingungslo: 
und aus ganzem Herzen die Forderungen der Arbeiter-, Soldaten- 
und Bauernmassen zu erfüllen unternimmt. Nur diese Regierung 
wird die Revolution retten, wird sie gegen die Anschläge der Konter- 
revolution schützen. Nur sie wird ihr Rettungswerk vollbringen 
trotz der Bedenken, der Schwäche, des Charaktermangels der 
Wankelmütigen unter den Demokraten. 

Petrograder! Wir rufen euch alle zum entscheidenden Kampf 
gegen die Konterrevolution auf! Hinter Petrograd steht das ganze 
revolutionäre Rußland. 

Soldaten! Im Namen der Revolution - in den Kampf gegen 
General Kornilow! Arbeiter! Schließt die Reihen, um die Stadt der 
Revolution gegen den Angriff der bourgeoisen Konterrevolution zu 
verteidigen. 

Soldaten und Arbeiter! In brüderlicher Einigkeit, die durch das 
Blut der Februartage besiegelt wurde, müßt ihr den Kornilows 
zeigen, daß nicht sie die Revolution niederschlagen werden, sondern 
daß die Revolution die konterrevolutionären Anschläge der Bour- 
geoisie zuschanden werden läßt und zunichte macht. 

Um der Interessen der Revolution willen, um der Macht des Prole- 
tariats und der Bauernschaft im befreiten Rußland und in der ganzen 
Welt willen - stellt euch alle wie eine geeinte Familie, Schulter an 
Schulter, Hand in Hand, einmütig wie ein Mann dem Feind des 
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Volkes entgegen, dem Verräter der Revolution und Mörder der 
Freiheit! 
Ihr konntet den Zarismus stürzen — zeigt, daß ihr nicht bereit seid, 
die Herrschaft Kornilows, dieser Stütze der Grundbesitzer und der 
Bourgeoisie, zu erdulden. 
Zentralkomitee der RSDRP (Bolschewiki), 
Petrograder Komitee der RSDRP (Bolsche- 
wiki), Militärorganisation des Zentralkomitees 
der RSDRP, 
Zentralrat der Fabrikkomitees, 
Bolschewistische Fraktion des Petrograder 
und Zentralsowjets der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten 

[Die Revolution von 1917, Bd. IV, 5. 345 f.] 


[d] Die Kornilow- Affäre und die Sozialrevolutionäre 


Die Krisis der Macht im Zusammenhang mit dem Aufstand Korni- 
lows stellte das ZK unserer Partei wiederum vor die Frage, wie man 
sich zur Idee einer Koalitionsregierung mit Elementen der Groß- 
industrie stellen sollte. 

Eine Gruppe im ZK mit dem Autor dieser Zeilen an der Spitze 
behauptete vor allem, daß die Kadettenpartei als Ganzes unzweifel- 
haft während des Aufstandes auf der Seite Kornilows gestanden habe 
und daß man sie sich daher unmöglich in einer Regierung vorstellen 
könne, die die demokratische Revolution verteidigen wolle. Die 
Tendenz zur Militärdiktatur innerhalb der Kadettenpartei sei nicht 
zufällig. Sie sei das Produkt einer allgemeinen Entwicklung dieser 
Partei und hinge eng mit ihrer Stellung in der Agrar-, Arbeiter-, Na- 
tionalitätenfrage und zu militärischen Problemen zusammen. Eine 
Rückkehr der Kadetten in die Regierung würde diese labil werden 
lassen und zur Fruchtlosigkeit verurteilen. In allen Grundfragen des 
staatlichen Lebens — über die Agrarreform, über die Verteidigung 
der Rechte des Arbeiters auf einen stabilen Arbeitslohn und Teil- 
nahme an der Kontrolle über den Produktionsprozeß, über die De- 
zentralisierung und die Rechte der Nationalitäten, über einen demo- 
kratischen Frieden — würden die Kadetten-Minister einen den sozia- 
listischen Ministern genau entgegengesetzten Standpunkt einnehmen. 
Weder die einen, noch die anderen seien stark genug, um ihrer Poli- 
tik zum Siege zu verhelfen, wohl aber stark genug, um die Gegner 
daran zu hindern, ihre Politik durchzuführen. Folglich wäre die Re- 
gierung zur Untätigkeit verurteilt. Sie wäre unfähig, auch nur einen 
entscheidenden Schritt zu tun, und wenn sie ihn einmal in diesem 
Sinne und ein anderes Mal in jenem Sinne unternähme, würde sie 
eine Regierungskrise und den demonstrativen Austritt der Vertreter 
der einen oder der anderen Seite heraufbeschwören. 
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Die Sprecher der rechten und rechtszentralistischen Tendenzen in 
unserem ZK wiesen indes darauf hin, daß man nicht die ganze Ka- 
dettenpartei beschuldigen dürfe, sich am Kornilow-Putsch beteiligt 
zu haben; es gäbe in ihr Elemente, die von jeder Verbindung mit 
ihm frei seien; es gäbe in ihr eine große Anzahl qualifizierter Politiker 
mit großer Erfahrung in der praktischen ländlich-städtischen und 
staatlichen Verwaltung; man dürfe nicht leichten Herzens hinter 
ihr ein Kreuz machen und damit die verschiedensten Elemente aus 
der Revolution ausschließen, in deren Augen die Arbeit im »Progres- 
siven Block« der Reichsduma und die Rolle der Duma zu Beginn der 
Revolution den Namen gewisser Leute mit einer Aureole umgibt, 
auch wenn sie während des Kornilow-Putsches sich nicht richtig ver- 
halten haben. Die Kadettenpartei sei die linkeste unter den bürger- 
lichen Gruppierungen. Es sei richtig, sie habe sich zu rein parteilicher 
Feindschaft gegenüber den Vertretern der Arbeiter und der sozia- 
listischen Bewegung hinreißen lassen, die sie in der Regierung ab- 
gelöst habe. Aber es bestünde die Gefahr, daß eine ultimative Ver- 
hinderung ihres Beitritts zur Regierung als Ablehnung der Mitarbeit 
des gesamten nichtsozialistischen Rußland verstanden werden 
könnte. Es wäre etwas anderes, wenn es gelänge, z. B. einige bedeu- 
tende, progressiv eingestellte Vertreter aus der Industrie und dem 
Handel oder einige andere den Kadetten nahestehende Leute nicht 
als Vertreter der Partei, sondern persönlich zur Mitarbeit zu gewin- 
nen. Mit einem Wort, die Vertreter dieses Flügels des ZK machten 
Zugeständnisse und betonten, daß sie bereit seien, nicht auf Bildung 
einer Regierung gemeinsam mit der Kadettenpartei zu bestehen, 
sondern lediglich auf der Aufrechterhaltung der Koalition sogar mit 
Elementen der »Großindustrie« der russischen Gesellschaft. 

Die Beratung endete mit einem Kompromiß, in dem die rechts- 
zentristischen Tendenzen innerhalb des ZK deutlich überwogen. Im 
Prinzip wurde beschlossen: ı. Fortsetzung der Koalition mit den 
Elementen der Großindustrie, aber unter der Bedingung einer festen 
Außenpolitik im Sinne der russischen Revolution und der Liquidie- 
rung unverantwortlicher Gewalten; 2. die Provisorische Regierung 
müsse bis zur Einberufung der Konstituierenden Versammlung ei- 
nem zeitlich begrenzten Gremium (Vorparlament) verantwortlich 
sein, das aus Vertretern der organisierten Kräfte des Landes geschaf- 
fen werden müsse, wobei die großindustriellen Kreise lediglich eine 
Minderheit ausmachen dürften; 3. die Einberufung der Konstituieren- 
den Versammlung dürfe nicht weiter hinausgezögert werden. 

Der erste Punkt wurde mit ı0 gegen 2 Stimmen angenommen, der 
zweite mit 8 gegen eine Stimme bei zwei Enthaltungen und der dritte 
einstimmig. Einstimmig wurde beschlossen, dem Punkt drei die 
Form eines Ultimatums zu geben... 


[W. M. Tschernow, Vor dem Sturm. Erinnerungen, 5. 340f.] 


276 Der Kornilow-Putsch und seine Folgen 


[e] Resolution des Petrograder Sowjets vom 25. September (8. Oktober) 1917 
zu den Ergebnissen der demokratischen Konferenz 


i.. Der Petrograder Sowijet stellt fest, daß nach der Erfahrung mit 
der Affäre Kornilow, die zeigte, daß alle besitzenden Klassen Ruß- 
lands eine konterrevolutionäre Position einnehmen, jeder Versuch 
einer Koalition nichts anderes als eine völlige Kapitulation der De- 
mokratie vor den Kornilowzen bedeutet. Diese Kapitulation kommt 
in der Zusammensetzung des neugebildeten Kabinetts zum Aus- 
druck, in dem Kaufleuten und Industriellen - unversöhnlichen Fein- 
den der aus Arbeitern, Soldaten und Bauern bestehenden Demokra- 
tie -— ein entscheidender Platz eingeräumt wurde. Die sogenannten 
demokratischen Minister, die keinerlei Verantwortung gegenüber 
Person und Sache tragen, können den antidemokratischen Charakter 
der neuen Regierung, die als die Regierung des Bürgerkriegs in die 
Geschichte der Revolution eingehen wird, weder ändern noch mil- 
dern. Der Petrograder Sowjet stellt fest: dieser Regierung bour- 
geoiser Herrschaft und konterrevolutionärer Gewalt werden wir, 
die Arbeiter und die Garnison von Petrograd, die Unterstützung ver- 
sagen. Wir haben das feste Vertrauen, daß die Nachricht von der 
Bildung der neuen Regierung seitens der ganzen revolutionären De- 
mokratie nur die eine Antwort auslösen wird: zurücktreten. Und auf 
Grund dieser Einmütigkeit der Demokratie wird der Allrussische 
Kongreß der Sowjets eine wahrhaft revolutionäre Regierung schaf- 
fen. Zur gleichen Zeit ruft der Petrograder Sowjet das Proletariat 
und die Organisation der Soldaten zu intensiver Arbeit auf, indem 
sie sich dicht um ihre Sowjets scharen und von Einzeldemonstratio- 
nen Abstand nehmen... 


[Prawda vom 26. Septernber (9. Oktober) 1917] 


[81] Die letzte Regierung Kerenskij 


Aus der Regierungserklärung vom 25. September (8. Oktober) 1917 


... Die Provisorische Regierung trägt eine große und ungewöhn- 
liche Verantwortung vor dem Volk. Die Geschichte hat ihr die Auf- 
gabe gestellt, Rußland bis zur Konstituierenden Versammlung zu 
leiten. Diese Verantwortung ist nur in dem Glauben zu tragen, daß 
die Repräsentanten aller Schichten des russischen Volkes in dem 
einen Wunsch einig sind, das Land zu schützen und die Errungen- 
schaften der Revolution zu bewahren und alle die Absicht haben, zu- 
sarnmen mit. der Provisorischen Regierung eine starke Autorität auf-- 


„zurichten...... Indem die Provisorische Regierüng der Konstituieren- 
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den Versammlung als dem russischen Souverän die endgültige 

Entscheidung in allen wichtigen Fragen überläßt, von denen die 

Wohlfahrt des russischen Volkes abhängt, ist sie in ihrer jetzigen 
neuen Zusammensetzung! dennoch der Meinung, daß sie mit Ener-: 
gie eine Reihe von Maßnahmen auf verschiedenen Gebieten des 

staatlichen Lebens durchführen und die drängenden Bedürfnisse 

des Volkes erfüllen muß. 

Die Provisorische Regierung ist der Überzeugung, daß allein ein 
universaler Frieden unser großes Land in die Lage versetzen kann, 
seine : schöpferischen Kräfte zu entfalten. Sie will daher ihre aktive 
Außenpolitik im Sinne der demokratischen Prinzipien, die die rus- 
sische Revolution verkündet hat, fortsetzen ... Weil die Proviso- 
rische Regierung für den Frieden kämpft, will sie nichtsdestoweniger 
die gemeinsame Sache der Alliierten mit allen Mitteln verteidigen, 
das Land schützen, allen Versuchen, nationales Territorium abzu- 
trennen und unter fremdes Joch zu beugen, sich widersetzen und die 
feindlichen Truppen vom Boden unseres Vaterlandes vertreiben... 


[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 163, 28. September (11. Oktober) 1917, S. ı] 
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[82) Aus dem Tagebuch eines Publizisten? 


Freitag, den 22. September (5. Oktober) 1917 
Die Fehler unserer Partei 
Je mehr man über die Bedeutung der sogenannten Demokratischen 
Konferenz nachdenkt, je aufmerksamer und mit je mehr Abstand 
"man sie betrachtet — und der Abstand, sagt man, erlaubt besser zu 
sehen -, um so fester wird die Überzeugung, daß die Teilnahme un- 
serer Partei an der Konferenz ein Fehler war. Man hätte sie boykot- 
tieren müssen. Man wird vielleicht fragen, welchen Nutzen die Un- 
tersuchung dieser Frage bringt. Was geschehen ist, ist nicht mehr 
gutzumachen. Jedoch ein solcher Einwand in bezug auf eine Taktık 
von gestern wäre offensichtlich unhaltbar. Wir verurteilen stets — 
und als Marxisten müssen wir es - die Taktik, die »von einem Tag 
auf den andern lebt«. Die Erfolge des Augenblicks genügen uns 
nicht. Überhaupt genügen uns Berechnungen auf eine Minute oder 
auf einen Tag nicht. Wir müssen uns sfess kontrollieren durch das 


1 Die neue Regierung umfaßte 17 Minister, darunter außer Kerenskij General A. T. Werchowskij 
als Kriegsminister, Konteradmiral D. W. Werderewskij als Marineminister, M. I. Tereschtschenko 
als Außenminister. 3 Minister gehörten der Kadettenpartei an, 3 waren Menschewisten, 2 — außer 
Kerenskij - waren Sozialrevolutionäre des rechten Flügels, ı Minister war Progressist, die übrigen 
waren entweder Fachleute oder gehörten zu den Kreisen der liberalen Scmstwo-Verwaltungen und 
der Industriellen. Insgesamt war cs eine Regierung der gemäßigten Liaken und der Mitte. Für ein 
solches Kabinett war es indes zu spät. 

Geschrieben am 22.-24. September (5.-7. Oktober) 1917. Zum erstenmal veröffentlicht im 
Jahre 1924 in der Zeitschrift »Prolctarskaja Rewoluzijat, Nr. 3 (26). 
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Studium der Kette der politischen Geschehnisse in ihrer Gesamt- 
heit, in ihren ursächlichen Zusammenhängen, in ihren Ergebnissen. 


"An der Analyse der Fehler von gestern lernen wir die Fehler von 


heute und von morgen vermeiden. 

Im Lande wächst offensichtlich eine neue Revolution heran, die 
die Revolution anderer Klassen sein wird (verglichen mit den Klas- 
sen, die die Revolution gegen den Zarismus vollbrachten). Der Za- 
rismus wurde gestürzt von der Revolution des Proletariats, der 
Bauern und der mit dem englisch-französischen Finanzkapital ver- 
bündeten Bourgeoisie. 

Jetzt wächst die Revolution des Proletariats und der Mehrheit der 
Bauern heran, und zwar der ärmsten Bauern, gegen die Bourgeoisie, 
gegen ihre Verbündeten, das englisch-französische Finanzkapital, 
gegen ihren Regierungsapparat, an dessen Spitze der Bonapartist 
Kerenskij steht... 

Das Anwachsen einer neuen Revolution ist, so scheint es, eine von 
der Partei allgemein anerkannte Erscheinung. Wir werden natürlich 
noch genaue Daten über dieses Anwachsen beibringen müssen, doch 
das wird die Aufgabe anderer Artikel sein, 

In diesem Augenblick ist es wichtiger, die größte Aufmerksam- 
keit den Klassenunterschieden zwischen der alten und der neuen Re- 
volution zuzuwenden, der Würdigung des politischen Augenblicks 
und unserer Aufgaben _ vom Standpunkt dieser Haupttatsache: der 
Wechselbeziehung der Klassen. Damals, in der ersten Revolution, 
waren die Arbeiter und die Soldaten, d.h. das Proletariat und die 
Bauern, die Avantgarde der Revolution. 

Diese Avantgarde rif nicht nur viele der schlechtesten schwanken- 
den Elemente des Kleinbürgertums mit sich (wir erinnern an die 
Schwankungen der Menschewiki und Trudowiki in den Fragen der 
Republik), sondern auch die monarchistische Partei der Kadetten 
und der liberalen Bourgeoisie, die sie republikanisch machte. Warum 
war eine solche Umwandlung möglich? 

Weil für die Bourgeoisie die ökonomische Herrschaft alles ist, die 
Form der politischen Herrschaft ist für sie von zweitrangiger Bedeu- 
tung. Die Bourgeoisie kann unter der Republik herrschen, und selbst 
mit größerer Sicherheit, weil in einer Republik keine Änderung in 
der Zusammensetzung der Regierung oder in der Zusammensetzung 
der herrschenden Parteigruppierungen sie berührt. 

Gewiß, die Bourgeoisie war monarchistisch und wird es bleiben, 
weil eine brutalere militärische Form der Verteidigung des Kapitals, 
eine Form, die den monarchistischen Institutionen eigentümlich ist, 
den Kapitalisten und Grundbesitzern besser gefällt, ihnen »vertrau- 
ter« ist. Aber bei einem starken Druck von unten »paßt sich« die 
Bourgeoisie immer und überall der Republik an, unter der Bedin- 
gung, daß sie ihre ökonomische Herrschaft behält. 

Jetzt stehen das Proletariat und die ärmste Bauernschaft, d. h. die 
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Mehrheit des Volkes, in einem solchen Verhältnis zur Bourgeoisie 
und zum »verbündeten« (wie auch zum internationalen) Imperialis- 
mus, daß man die Bourgeoisie nicht mit sich »reißen« kann. 

Mehr als das: die Oberschichten des Kleinbürgertums und die 
wohlhabenden Schichten des demokratischen Kleinbürgertums sind 
offensichtlich gegen eine neue Revolution. Diese Tatsache tritt so 
klar zutage, daß es jetzt nicht notwendig ist, auf sie einzugehen. Die 
Herren Liber-Dan, Zereteli und Tschernow illustrieren das außer- 
ordentlich anschaulich. 

Die Wechselbeziehung der Klassen ist eine andere geworden, das 
ist der Kern der Sache. 

Aber diese Klassen stehen »auf der einen und auf der anderen 
Seite der Barrikade«. 

Das ist die Hauptsache. 

Das und »ur das ist die wissenschaftliche Grundlage, die es erlaubt, 
von einer neuen Revolution zu sprechen, die, rein theoretisch ge- 
sprochen, die Frage abstrakt genommen, legal vor sich gehen 
könnte, wenn z. B. die von der Bourgeoisie einberufene Konstituie- 
rende Versammlung den Parteien der Arbeiter und der ärmsten 
Bauern eine Mehrheit gegen die Bourgeoisie gäbe. 

Die objektive Wechselbeziehung der Klassen, ihre (wirtschaftliche 
und politische) Rolle außerhalb der Repräsentativkörperschaften vom 
gegebenen Typus und innerhalb dieser Körperschaften, das Anstei- 
gen oder der Niedergang der Revolution, das Verhältnis zwischen 
außerparlamentarischen und parlamentarischen Kampfmitteln — das 
sind die wichtigsten, grundlegenden, objektiven Faktoren, die be- 
rücksichtigt werden müssen, wenn man die Taktik des Boykotts 
oder der Beteiligung nicht willkürlich, auf Grund seiner »Sympa- 
thien«, sondern marxistisch ableiten will. 

Die Erfahrung unserer Revolution zeigt anschaulich, wie man an 
die Frage des Boykotts marxistisch herangehen muß... 

Es genügt, sich diese Lehren der Erfahrung, die Bedingungen für 
eine marxistische Beurteilung der Frage von Boykott oder Beteili- 
gung zu überlegen, um sich zu überzeugen, wie absolut falsch die 
Taktik der Beteiligung an der »Demokratischen Konferenz«, am 
»Demokratischen Rat« oder am Vorparlament ist. 

Einerseits wächst eine neue Revolution heran. Der Krieg steigt 
an. Die außerparlamentarischen Mittel der Propaganda, Agitation 
und Organisation sind in ungeheurem Umfang vorhanden. Die Be- 
deutung der »Parlamentstribüne« ist in diesem Vorparlament äußerst 
gering. Anderseits bringt dieses Vorparlament keine neue Wechsel- 
beziehung der Klassen zum Ausdruck und »dient« keiner solchen; 
die Bauernschaft z. B. ist hier schlechter vertreten als in den bereits 
bestehenden Organen (dem Rat der Bauerndeputierten). Der ganze 
Sinn des Vorparlaments ist eine bonapartistische Fälschung nicht nur 
im Sinne, daß die schmutzige Bande der Liber-Dan, Zereteli und 
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Tschernow in Gemeinschaft mit Kerenskij und Konsorten die Zu- 
sammensetzung dieser Zereteli-Bulyginschen Duma zusammengescho- 
ben, gefälscht hat, sondern auch in dem tieferen Sinn, daß es die ein- 
zige Bestimmung des Vorparlaments ist, die Massen zu bemogeln, 
die Arbeiter und Bauern zu betrügen, sie von der neuen heranreifen- 
den Revolution abzulenken, den unterdrückten Klassen Sand in die 
Augen zu streuen durch ein neues Gewand für die alte, bereits er- 
probte, zerzauste, abgenutzte »Koalition« mit der Bourgeoisie (d.h. 
für die Verwandlung der Herren Zereteli und Konsorten durch die 
Bourgeoisie in Clowns, die das Volk dem Imperialismus im imperia- 
listischen Krieg unterordnen helfen). 

Wir sind jetzt schwach - sagt der Zar im August 1905 seinen 
Fronherren-Gutsbesitzern. Unsere Macht schwankt. Die Welle der 
Arbeiter- und Bauernrevolution steigt. Man muß die »kleinen Leute« 
betrügen, ihnen Honig um den Mund schmieren.... 

Wir sind jetzt schwach - sagt der heutige »Zar«, der Bonapartist 
Kerenskij, den Kadetten, den parteilosen Spießern, den Plechanow, 

“ Breschkowskaja und Konsorten. Unsere Macht schwankt. Die Welle 
der Arbeiter- und Bauernrevolution gegen die Bourgeoisie steigt. 
Man muß die Demokratie betrügen und zu diesem Zweck jenem 
Narrengewand eine andere Farbe geben, in das sich seit dem 6. (19.) 
Mai 1917 die sozialrevolutionären und menschewistischen »Führer 
der revolutionären Demokratie«, unsere lieben Freunde Zereteli und 
Tschernow, gekleidet haben, um das Volk zu narren. Es ist nicht 
schwer, ihnen mit dem »Vorparlament« Honig um den Mund zu 
schmieren. k er 

Wir sind jetzt stark - sagt der Zar seinen Fronherren-Gutsbesit- 
zern im Juni 1907. Die Welle der Arbeiter- und Bauernrevolution 
sinkt. Aber wir werden uns nicht in alter Weise halten können, und 
der Betrug allein genügt nicht. Eine neue Politik auf dem Lande, ein 
neuer wirtschaftlicher und politischer Block mit Gutschkow-Milju- 
kow, mit der Bourgeoisie, ist notwendig. 

So kann man drei Situationen darstellen: August 1905, September 
1917, Juni 1907, um die objektiven Grundlagen der Boykott-Taktik, 
ihren Zusammenhang mit der Wechselbeziehung der Klassen an- 
schaulicher zu erläutern. Ein Betrug der Unterdrücker an den unter- 
drückten Klassen ist immer vorhanden, aber die Bedeutung dieses 
Betruges ist in den verschiedenen geschichtlichen Augenblicken ver- 
schieden. Die Taktik kann nicht nur auf die Tatsache gegründet sein, 

» daß die Unterdrücker das Volk betrügen; sie muß bestimmt werden 

| durch eine allgemeine Analyse der Wechselbeziehung der Klassen und 
| der Entwicklung sowohl des außerparlamentarischen wie des parla- 
 mentarischen Kampfes. 

Die Taktik der Beteiligung am Vorparlament ist falsch, sie ent- 
spricht nicht der objektiven Wechselbeziehung der Klassen, den ob- 
jektiven Bedingungen des Augenblicks. 
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Die Demokratische Konferenz mußte boykottiert werden, wir 
haben uns alle geirrt, als wir das nicht taten, ein Fehler ist kein Be- 
trug. Den Fehler werden wir korrigieren, wenn nur der aufrichtige 
Wille vorhanden ist, für den revolutionären Kampf der Massen ein- 
zutreten, wenn wir nur über die objektiven Grundlagen der Taktik 
ernstlich nachdenken. 

Das Vorparlament muß boykottiert werden. Man muß sich in den 
Sowjet der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten, in die Ge- 
werkschaftsverbände zurückziehen, überhaupt zu den Massen gehen. 
Man muß die Massen zum Kampf aufrufen. Man muß ihnen die rich- 
tige und klare Losung geben: die bonapartistische Bande Kerenskijs 
und sein gefälschtes Vorparlament, diese Zereteli-Bulyginsche Duma 
auseinanderzujagen. Die Menschewiki und Sozialrevolutionäre ha- 
ben sogar nach der Kornilowiade unseren Kompromiß, die friedliche 
Übergabe der Macht an die Sowjets (in denen wir damals noch keine 
Mehrheit hatten) abgelehnt, sie sind wieder in den Sumpf der schmut- 
zigen und niederträchtigen Machenschaften mit den Kadetten hinab- 
gesunken. Nieder mit den Menschewiki und den Sozialrevolutio- 
nären! Schonungsloser Kampf gegen sie. Sie müssen schonungslos 
aus allen revolutionären Organisationen verjagt werden. Keine Ver- 
handlungen, keine Gemeinschaft mit diesen Freunden der Kischkin!, den 
Freunden der kornilowistischen Grundbesitzer und Kapitalisten. 


Sonnabend, den 23. September (6. Oktober) 1917 

Trotzkij ist für den Boykott eingetreten. Bravo, Genosse Trotzkijl 

Der Boykottismus hat in der Fraktion der Bolschewiki, die sich 
für die Demokratische Konferenz versammelt haben, eine Nieder- 
lage erlitten. 

Es lebe der Boykott! 

Auf keinen Fall können und dürfen wir uns mit der Beteiligung 
abfinden. Die Fraktion der Konferenz ist nicht das höchste Partei- 
organ, aber auch die Beschlüsse der höchsten Organe unterliegen 
einer Revision auf Grund der praktischen Erfahrung. 

Man muß um jeden Preis einen Beschluß in der Frage des Boy- 
kotts sowohl in der Plenarsitzung des Exekutivkomitees als auch auf 
einem außerordentlichen Parteitag herbeiführen. Man muß sofort 
die Frage des Boykotts zur Plattform für die Wahlen zum Parteitag 
und für sämtliche Wahlen innerhalb der Partei machen. Zur Erörte- 
rung dieser Frage müssen die Massen herangezogen werden. Es ist 
notwendig, daß die klassenbewußten Arbeiter die Sache in ihre Hand 
nehmen, die Diskussion durchführen und einen Druck auf die »Ober- 
schichten« ausüben. 

Es kann absolut nicht daran gezweifelt werden, daß in den »Ober- 
schichten« unserer Partei Schwankungen zu beobachten sind, die 


ı N. M. Kischkin, Kadett, Regierungskommissar in Moskau von März-August 1917, Wohl- 
fahrtsminister im letzten Kabinett Kerenskjj. 
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verhängnisvoll werden können, denn der Kampf entwickelt sich; in be- 
stimmten Verhältnissen aber, in einem bestimmten Augenblick kön- 
nen Schwankungen die Sache zugrunde richten. Solange es nicht zu 
spät ist, muß man mit allen Kräften an den Kampf herangehen und 
die richtige Linie der Partei des revolutionären Proletariats durch- 
setzen. 

In den »parlamentarischen« Oberschichten der Partei ist nicht alles 
in Ordnung; es ist notwendig, ihnen mehr Aufmerksamkeit zu wid- 
men, sie mehr durch die Arbeiter kontrollieren zu lassen; die Kom- 
petenz der Parlamentsfraktion muß strenger festgelegt werden. 

Der Fehler unserer Partei tritt klar zutage. Für die kämpfende Par- 
tei der vorgeschrittenen Klasse sind die Fehler kein Unglück. Ein 
Unglück wäre das Beharren auf einem Fehler, die falsche Scham vor 
der Anerkennung und Verbesserung eines Fehlers. 


Sonntag, den 24. September (7. Oktober) 1917 

Der Sowjetkongreß ist auf den 20. Oktober (2. November) ver- 

schoben worden. Das entspricht angesichts des Tempos, in dem 

Rußland lebt, einem Aufschub auf den St. Nimmerleinstag. Zum 

zweitenmal wiederholt sich die Komödie, die die Sozialrevolutionäre 

und die Menschewiki nach dem 20.-2ı. April (3.-4. Mai) gespielt 
haben. 


{W. I Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, $. 275-281] 


{ [83] Das Vorparlament 


Verordnung der Provisorischen Regierung über die Schaffung 
eines Provisorischen Rates (Vorparlament) 


2. (15.) Oktober 1917 

1. Bis zum Beginn der Tätigkeit der Konstituierenden Versammlung 
wird ein Provisorischer Rat der Russischen Republik auf der Grund- 
lage des beigefügten Statuts! geschaffen. 

2. Als Tag des Beginns der Tätigkeit dieses Provisorischen Rates 
wird der 7. (20.) Oktober 1917 bestimmt. 2 

3. Die Tätigkeit des Provisorischen Rates wird eine Woche vor 
Eröflnung der Konstituierenden Versammlung abgeschlossen. 

4. Die Eröffnung der ersten Sitzung des Provisorischen Rates der 
Russischen Republik wird ein Mitglied der Provisorischen Regie- 
rung vornehmen. 


1 In diesem wird der Wahlmodus festgelegt, wobel den Wünschen des ZK der Sozialrevolutio- 
näre (vgl. Dok. 80d) Rechnung getragen ist. 
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5. Der stellvertretende Innenminister S. N. Saltykow soll für den 
Provisorischen Rat der Russischen Republik dienotwendigen Räume 
zur Verfügung stellen, der Vorsitzende der Allrussischen Kommis- 
sion für Fragen der Wahlen zur Konstituierenden Versammlung, N. 
N. Awinow, alle übrigen Vorbereitungen zur Eröffnung der Sitzung 
dieses Rates treffen.! 

6. Für die Ausgaben des Provisorischen Rates der Russischen Re- 
publik wird ein außerordentlicher Kredit bis zur Höhe von 475 000 
Rubeln zur Verfügung gestellt. Dieser Kredit soll zu Lasten jener 
Kredite gehen, die für außerordentliche und unvorhergesehene Aus- 
gaben bereitgestellt sind. 

7. Der in $ 6 genannte Kredit steht bis zur Wahl des Vorsitzenden 
des Provisorischen Rates dem Vorsitzenden der Allrussischen Kom- 
mission für die Wahlen zur Konstituierenden Versammlung N. N. 
Awinow zur Verfügung. . 

Der stellv. Ministerprästdent A. Konowalow 
Der Justizminister P. N. Maljantowitsch 


[Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 167, 3. (16.) Oktober 1917, 5. 1] 


[84] Lenins Hetze zum Aufstand 


[a] Die Bolschewiki müssen die Macht ergreifen 


Lenins Brief an das Zentralkomitee, an das Petrograder und das 
Moskauer Komitee der SDAPR? 


Nachdem jetzt die Bolschewiki in beiden hauptstädtischen Arbeiter- 
und Soldatendeputiertenräten die Mehrheit erhalten haben, können 
und müssen sie die Staatsmacht in ihre Hände nehmen. 

Sie können es, denn die aktive Mehrheit der revolutionären Ele- 
mente der Bevölkerung beider Hauptstädte reicht aus, um die Massen 
mitzureißen, den Widerstand des Gegners zu überwinden, ihn selbst 
zu schlagen, die Macht zu erobern und zu halten. Denn wenn sie so- 
fort einen demokratischen Frieden vorschlagen, das Land sofort den 
Bauern geben, die von Kerenskij beschnittenen oder zerschlagenen 
demokratischen Einrichtungen und Freiheiten wiederherstellen, wer- 
den die Bolschewiki eine Regierung bilden, die niemand stürzen kann. 

Die Mehrheit des Volkes ist für uns, Das hat der lange und 
schwere Weg vom 6. (19.) Mai bis zum 31. August (13. September) 
und 12. (25.) September bewiesen: die Mehrheit in den hauptstädti- 


1 Diese Kommission hatte am 7. (20.) August 1917 ihre Tätigkeit begonnen. Vorsitzender war 
der Menschewik Awinow. 

% Geschrieben am 12.-14. (25.-27.) September 1917. Zum erstenmal veröffentlicht 1921 in der 
Zeitschrift »Proletarskaja Rewoluzijat, Nr. 2. 
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schen Räten ist die Frucht der Entwicklung des Volkes nach unserer 
Seite hin. Die Schwankungen der Sozialrevolutionäre und Mensche- 
wiki, das Erstarken der Internationalisten unter ihnen beweisen das- 
selbe. 

Die Demokratische Konferenz vertritt nich die Mehrheit des re- 
volutionären Volkes, sondern nur die kompromißlerischen, kleinbürger- 
lichen Oberschichten. Man darf sich nicht durch Wahlziffern irreführen 
lassen. Nicht auf die Wahlen kommt es an: man vergleiche die Kom- 
munalwahlen in Petrograd und Moskau und die Wahlen zu den Rä- 
ten. Man vergleiche die Moskauer Wahlen und den Moskauer Streik 
vom 12. (25.) August: das sind die objektiven Daten über die Mehr- 
heit der revolutionären Elemente, die die Massen führen. 

Die Demokratische Beratung betrügt die Bauern, gibt ihnen weder 
Frieden noch Land. 

Die bolschewistische Regierung allein wird die Bauern zufrieden- 
stellen. 

Warum müssen die Bolschewiki gerade je/z/ die Macht ergreifen? 

Weil die bevorstehende Übergabe Petrograds unsere Chancen 
hundertfach verschlechtert. 

Die Übergabe Petrograds können wir aber, wenn Kerenskij und 
Co. an der Spitze der Armee stehen, nicht verhindern. 

Auch die Konstituierende Versarmmlung kann man nicht abwar- 
ten, denn durch die Übergabe Petrograds können Kerenskij und Co. 

sie zu beliebiger Zeit auffliegen lassen. Nur unsere Partei kann, nach- 
dem sie die Macht ergriffen hat, die Einberufung der Konstituieren- 
den Versammlung gewährleisten und wird, nachdem sie die Macht 
ergriffen hat, gegen die anderen Parteien wegen der Verzögerung An- 
klage erheben und die Richtigkeit der Anklage beweisen. 

Einen Separatfrieden zwischen den englischen und deutschen Im- 
perialisten soll und kann man verhindern, aber nur durch rasches 
Handeln. 

Das Volk ist durch die Schwankungen der Menschewiki und So- 
zialrevolutionäre ermüder. Nur unser Sieg in den Hauptstädten wird 
die Bauern mitreißen, daß sie uns folgen. 


Es handelt sich nicht um den »Tag« des Aufstands, nicht um sei- 
nen »Augenblick« im engen Sinne. Das wird die gemeinsame 
Stimme derjenigen entscheiden, die mit den Arbeitern und Soldaten, 
mit den Massen in Berührung stehen. 

Es handelt sich darum, daß unsere Partei jetzt auf der Demokrati- 
schen Konferenz faktisch ihre eigene Tagung abhält, und diese muß 
(ob sie will oder nicht, sie muß) das Schicksal der Revolution entscheiden. 

Es handelt sich darum, der Partei die Anfgabe klarzumachen, den 
bewaffneten Aufstand in Petrograd und Moskau (mit Provinz), die Er- 
oberung der Macht, den Sturz der Regierung auf die Tagesordnung 
zu stellen. Man muß überlegen, wie dafür agitiert werden kann, ohne 
das in der Presse zum Ausdruck zu bringen. 
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Die Worte von Marx über den Aufstand: »Der Aufstand ist eine 
Kunst« usw., ins Gedächtnis rufen und durchdenken. 

Es wäre naiv, eine »formelle« Mehrheit der Bolschewiki abzuwar- 
ten. Keine Revolution wartet das ab. Auch Kerenskij und Co. warten 
nicht, sie bereiten die Auslieferung Petrograds vor. Gerade die kläg- 
lichen Schwankungen der Demokratischen Konferenz müssen und 
werden die Geduld der Arbeiter Petrograds und Moskaus zum 
Reißen bringen! Die Geschichte wird uns nicht verzeihen, wenn wir 
die Macht jetzt nicht ergreifen. 

Wir haben keinen Apparat? Der Apparat ist da: die Räte und die 
demokratischen Organisationen. Die internationale Lage ist gerade 
jetztam Vorabend des Separatfriedens zwischen England und Deutsch- 
land für uns. Gerade jetztden Völkern den Frieden anbieten, heißt siegen. 

Die Macht muß in Moskau und in Petrograd gleichzeitig ergriffen 
werden (es ist gleichgültig, wer beginnt; vielleicht kann sogar Mos- 
kau den Anfang machen). Wir werden unbedingt und ohne Zweifel 
siegen. N. Lenin 
(W.I. Lenin, Simtliche Werke, Bd. XXJ, S. 243 £.] 


Ri 
[b] Marxismus und Aufstand - Brief an das ZK der SPAPR! 


Zu den schlimmsten und wohl am meisten verbreiteten Entstellungen 
des Marxismus durch die herrschenden »sozialistischen« Parteien ge- 
hört die opportunistische Lüge, daß die Vorbereitung des Aufstan- 
des, überhaupt die Behandlung des Aufstandes als Kunst, »Blanquis- 
mus«? sei... 

Die Marxisten des Blanquismus bezichtigen, weil sie den Aufstand 
als Kunst behandeln! Kann es eine empörendere Verfälschung der 
Wahrheit geben, angesichts der von keinem Marxisten geleugneten 
Tatsache, daß gerade Marx sich in der bestimmtesten, klarsten und 
unzweidcutigsten Weise über diese Frage geäußert hat, indem er den 
Aufstand gerade eine Kunst nannte, indem er sagte, daß man sich zu 
ihm als zu einer Kunst verhalten müsse, daß man einen ersten Erfolg 
erringen und von Erfolg zu Erfolg weiterschreiten müsse, ohne auch 
nur für einen Augenblick die Offensive gegen den Feind zu unter- 
brechen, daß man seine Verwirrung ausnützen müsse usw. usw. 

Damit er erfolgreich sei, darf der Aufstand sich nicht auf eine Ver- 
schwörung stützen, nicht auf eine Partei, sondern er muß sich auf die 
vorgeschrittenste Klasse stützen. Dies erstens. Der Aufstand muß 
sich auf den revolutionären Aufschwung des Volkes stützen. Dies 
zweitens. Der Aufstand muß sich stützen auf einen solchen Wende- 

I Geschrieben am 13.-14. (26.-27.) September 1917. Zum erstenmal veröffentlicht ı9zı in der 
Zeitschrift »Proletarskaja Rewoluzijac, Nr. z. 
M Louis Blanqui (1805-81), französischer Revolutionär, Vertreter der Idee des bewaffneten Auf- 


standes durch die kommunistische Minderheit und der Errichtung der neuen Gesellschaft von 
oben her, nach der Machtergreifung. 
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punkt in der Geschichte der heranwachsenden Revolution, wo die 
Aktivität der Avantgarde des Volkes am größten ist, wo die Schwan- 
kungen in den Reihen der Feinde und in den Reihen der schwachen, halben, 
unentschlossenen Freunde der Revolution am größten sind. Dies drit- 
tens. Durch diese drei Bedingungen für die Stellung der Frage des 
Aufstandes unterscheidet sich der Marxisnrus vom Blangnismus. 

Sind diese Bedingungen aber einmal gegeben, so ist die Weige- 
rung, sich zum Aufstand als zu einer Kunst zu verhalten, ein Verrat 
am Marxismus, an der Revolution. 

Um zu beweisen, daß gerade der gegenwärtige Moment ein sol- 
cher ist, der die Partei verpflichtet, den Aufstand als von dem objek- 
tiven Gang der Ereignisse auf die Tagesordnung gesetzt zu betrach- 
ten, sich zu ihm als zu einer Kunst zu verhalten — um dies zu be- 
weisen, dürfte es das Beste sein, sich der vergleichenden Methode zu 
bedienen und den 3. und 4. (16. und 17.) Juli den Septembertagen 
gegenüberzustellen. 

Am 3. und 4. (16. und 17.) Juli konnte man, ohne gegen die 
Wahrheit zu sündigen, die Frage so stellen: es wäre richtiger, die 
Macht zu ergreifen, denn die Feinde werden uns in jedem Falle der 
Meuterei bezichtigen und als Meuterer behandeln. Doch ist daraus 
nicht der Schluß zu ziehen, daß es damals gut gewesen wäre, die 
Macht zu ergreifen; denn die objektiven Bedingungen für einen sieg- 
reichen Aufstand waren damals nicht gegeben. 

1. Wir hatten noch nicht die Klasse auf unserer Seite, die die 
Avantgarde der Revolution ist. 

Wir hatten noch nicht die Mehrheit der Arbeiter und Soldaten der 
Hauptstädte. Wir haben sie jetzt in beiden Räten. Sie ist das aus- 
schließliche Ergebnis der Geschichte des Juli und August, der Lehren 
der Repressalien gegen die Bolschewiki und der Lehren der Kor- 
nilowiade. 

2. Es fehlte damals der revolutionäre Aufschwung des ganzen Vol- 
kes. Jetzt, nach der Kornilowiade, ist er da. Die Provinz und die Er- 
greifung der Macht durch die Räte in vielen Orten beweisen es. 

3. Es fehlten damals die Schwankungen im großen, allgemeinpoliti- 
schen Maßstabe sowohl in den Reihen der Feinde wie in den Reihen 
der unentschiedenen Kleinbourgeoisie. Jetzt sind die Schwankungen 
gewaltig: unser Hauptfeind, der Imperialismus (der alliierte und der 
Weltimperialismus, denn die »Alliierten« stehen an der Spitze des 
Weltimperialismus) schwankte zwischen dem Krieg bis zum Siege und 
einem Separatfrieden auf Kosten Rußlands. Unsere kleinbürgerlichen 
Demokraten, die augenfällig ihre Mehrheit im Volke verloren haben, 
schwankten gewaltig, sie haben auf den Block, d. h. auf die Koalition 
mit den Kadetten verzichtet. 

4. Der Aufstand wäre am 3. und 4. (16. und 17.) Juli darum 
ein Fehler gewesen: wir hätten die Macht weder physisch noch poli- 
tisch halten können. Physisch nicht, denn obwohl Petrograd vor- 
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übergehend in unseren Händen war, waren unsere Arbeiter und Sol- 
daten damals nicht gewillt, sich zu schlagen, zu sterben für die Verteidi- 
gung Petrograds: es fehlte noch die »Wut der Verzweiflung«, der 
kochende Haß sowohl gegen Kerenskij wie gegen Zereteli-Tscher- 
now, unsere Leute waren noch nicht zum äußersten gereizt durch die 
Verfolgung der Bolschewiki unter Teilnahme der Sozialrevolutio- 
näre und Menschewiki. 

Politisch hätten wir die Macht nicht halten können, denn vor der 
Kornilowiade konnten die Armee und die Provinz gegen Petrograd 
marschieren - und wären marschiert. 

Jetzt ist das Bild ein ganz anderes. 

Mit uns ist die Mehrheit der Klasse, der Avantgarde der Revolu- 
tion, der Avantgarde des Volkes, die fähig ist, die Massen mit sich zu 
reißen. 

Mit uns ist die Mehrheit des Volkes, denn der Rücktritt Tschernows 
ist bei weitem nicht der einzige, sondern nur der deutlichste, an- 
schaulichste Hinweis, daß die Bauernschaft von dem Block der So- 
zialrevolutionäre (und den Sozialrevolutionären selber) den Boden 
nicht bekommen wird. Diese Kardinalfrage aber gibt der Revolution 
den Charakter einer Volksrevolution. 

Wir sind in der vorteilhaften Lage einer Partei, die inmitten uner- 
hörter Schwankungen sowohl des ganzen Imperialismus als auch de: 
ganzen Blocks der Menschewiki und der Sozialrevolutionäre feste 
Schrittes ihren Weg geht. | 

Der Sieg ist uns sicher, denn das Volk ist der Verzweiflung schor 
ganz nahe, und wir weisen dem ganzen Volk den wirklichen Ausweg, 
nachdem wir dem ganzen Volk den Wert unserer Führung »in den 
Kornilow-Tagen« gezeigt... 

Wir haben vor uns alle objektiven Voraussetzungen eines erfolg- 
reichen Aufstandes. Wir haben vor uns die Vorzüge einer Lage, wo 
nur unser Sieg im Aufstand Schluß macht mit den für das Volk qual- 
vollen Schwankungen, die die unerträglichste Sache in der Welt 
sind; wo nur unser Sieg im Aufstand das ganze Spiel mit dem Se- 
paratfrieden gegen die Revolution zum Scheitern bringen wird, zum 
Scheitern bringen wird durch das offene Anerbieten des vollständig- 
sten, gerechtesten, sofortigen Friedens zum» Nutzen der Revolution. 

Nur unsere Partei wird schließlich, wenn sie im Aufstand gesiegt 
haben wird, Petrograd retten können, denn wenn unser Vorschlag 
eines Friedens abgelehnt wird und wir nicht einmal einen Waffen- 
stillstand erhalten, so werden wir zu »Vaterlandsverteidigern«, so 
werden wir an die Spitze der Kriegsparteien treten, wir werden die 
»eriegerischste« aller Parteien werden, wir werden den Krieg wirklich 
revolutionär führen. Wir werden den Kapitalisten das ganze Brot 
und die ganzen Stiefel wegnehmen. Wir werden ihnen nur Krusten 
lassen, wir werden ihnen Bastschuhe geben. Wir werden alles Brot 
und alle Stiefel an die Front schicken. 
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Und dann werden wir Petrograd behaupten. 

Die materiellen sowohl wie die moralischen Hilfsquellen für einen 
wirklich revolutionären Krieg sind in Rußland noch unermeßlich 
groß: 

99 von ıoo Chancen sprechen dafür, daß die Deutschen uns zum 
mindesten einen Waflenstillstand zugestehen werden. Jetzt aber 
einen Waffenstillstand erhalten, heißt schon die ganze Welt besiegen. 

Nachdem wir die absolute Notwendigkeit des Aufstandes der Ar- 
beiter Petrograds und Moskaus für die Rettung der Revolution und 
für die Rettung vor der »separaten« Aufteilung Rußlands durch die 
Imperialisten beider Koalitionen erkannt haben, müssen wir, erstens, 
unsere politische Taktik in der Konferenz einstellen auf den heran- 
reifenden Aufstand; zweitens müssen wir beweisen, daß unsere Zu- 
stimmung zu dem Marxschen Gedanken über die Notwendigkeit, 
den Aufstand als Kunst zu betrachten, nicht bloß ein Lippenbekennt- 
nis ist. 

Wir müssen sofort in der Konferenz die Fraktion der Bolschewiki 
fest zusammenfassen, ohne auf die Zahl zu sehen, ohne uns davor zu 
fürchten, die Schwankenden im Lager der Schwankenden zu lassen; 
sie sind dort für die Sache der Revolution nützlicher als im Lager der 
entschlossenen und vorbehaltlos ergebenen Kämpfer. 

Wir müssen eine kurze Deklaration der Bolschewiki abfassen, in 
der wir den entscheidenden Nachdruck legen auf die Unangebracht- 
heit langer Reden, auf die Unangebrachtheit von »Reden« über- 
haupt, auf die Notwendigkeit einer sofortigen Aktion zur Rettung 
der Revolution, auf die absolute Notwendigkeit des vollständigen 
Bruches mit der Bourgeoisie, der vollständigen Absetzung der ge- 
genwärtigen Regierung, des vollständigen Bruches mit den Weg- 
bereitern der »separaten« Aufteilung Rußlands durch die englisch- 
französischen Imperialisten, der Notwendigkeit des sofortigen Über- 
gangs der ganzen Macht in die Hände der von dem revolutionären 
Proletariat geführten revolutionären Demokratie. 

Unsere Deklaration muß diese Schlußfolgerung, im Zusammen- 
hang mit den Programmentwürfen, in der denkbar kürzesten und 
schärfsten Weise formulieren: Frieden den Völkern, den Boden den 
Bauern, Beschlagnahme der skandalösen Profite, schärfste Maßnah- 
men gegen die skandalöse Sabotage der Produktion durch die Kapi- 
talisten, 

Je kürzer, je schärfer die Deklaration sein wird, um so besser. In 
ihr muß man nur noch zwei äußerst wichtige Punkte klar hervor- 
heben: das Volk ist der Schwankungen müde, die Unentschlossen- 
heit der Sozialrevolutionäre und Menschewiki hat die Geduld des 
Volkes erschöpft; wir brechen endgültig mit diesen Parzeien, denn 
sie haben die Revolution verraten. 

Und der andere: das sofortige Angebot eines Friedens ohne An- 
nexionen, der sofortige Bruch mit den alliierten Imperialisten, mit 
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allen Imperialisten bringt uns entweder den sofortigen Waffenstill- 
stand, oder das ganze revolutionäre Proletariat stellt sich auf den 
Standpunkt der Vaterlandsverteidigung, und die ganze revolutionäre 
Demokratie wird unter seiner Führung den wirklich gerechten, 
wirklich revolutionären Krieg beginnen. 

Nachdem wir die Deklaration verlesen, nachdem wir aufgerufen 
haben, sich zu ensscheiden - und nicht zu reden, zu handeln - und nicht 
Resolutionen zu schreiben, müssen wir unsere ganze Fraktion ir die 
Betriebe und Kasernen werfen: dort ist ihr Platz, dort ist der Nerv des 
Lebens, von dort kommt die Rettung der Revolution, dort ist der 
Motor der Demokratischen Konferenz. 

Dort müssen wir in glühenden, leidenschaftlichen Reden unser 
Programm auseinandersetzen und die Frage so stellen: entweder 
restlose Annahme durch die Konferenz — oder den Aufstand. Einen 
Mittelweg gibt es nicht. Man kann nicht warten. Die Revolution geht 
zugrunde. 

Wenn wir die Frage so stellen und unsere ganze Fraktion in den 
Betrieben und Kasernen konzentrieren, werden wir in der Lage sein, 
den Moment für den Beginn des Aufstandes richtig zu wählen. 

Um aber den Aufstand marxistisch, d. h. als Kunst zu betrachten 
müssen wir gleichzeitig, ohne eine Minute zu verlieren, einen S7a 
der aufständischen Truppen organisieren, die Kräfte verteilen, die eı 
gebenen Regimenter, die zuverlässigsten Truppen an die wichtigste. 
Punkte werfen, das Alexander-Theater einschließen, die Peter-Paul- 
Festung besetzen, gegen die Junker und gegen die wilde Division 
solche Truppen schicken, die eher bereit sind zu sterben, als den 
Feind ins Zentrum der Stadt durchzulassen; wir müssen die bewaft- 
neten Arbeiter mobilisieren, sie zum letzten verzweifelten Endkampf 
aufrufen; wir müssen sofort den Telegraph und das Telephon be- 
setzen, unseren Stab des Aufstands im zentralen Teiephonamt unter- 
bringen, mit ihm alle Fabriken, alle Regimenter, alle wichtigen 
Punkte des bewaffneten Kampfes telephonisch verbinden usw. 

Das alles natürlich nur annähernd, als Z//ustration dafür, daß man 
im jetzigen Augenblick dem Marxismus, der Revolution nicht treu 
bleiben kann, wenn man den Aufstand nicht als Kunst behandelt. 

Lenin 


[W.L Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, $. 246-252] 


[c] Brief an das ZK, MK, PK und an die Bolschewistischen Mitglieder der 
Sowjets von Petrograd und Moskau! 


Liebe Genossen! Die Ereignisse schreiben uns so klar unsere Auf- 
gabe vor, daß ein Zögern geradezu zum Verbrechen wird. 


I Geschrieben am $.-7. (16.-20.) Oktober 1917. Zum erstenmal veröffentlicht 1922. MK = 
Moskauer Komitee, PK == Petrograder Komitee, 
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Die Bauernbewegung breitet sich aus. Die Regierung verstärkt 
ihre brutalen Repressalien. Im Heer wachsen die Sympathien für uns 
(99 Prozent der Soldatenstimmen in Moskau für uns, die finnischen 
Truppen und die Flotte gegen die Regierung, Zeugnis Dubassows 
über die Front im allgemeinen). 

In Deutschland ist der Beginn der Revolution offensichtlich, be- 
sonders nach der Erschießung der Matrosen. Die Wahlen in Mos- 
kau — 47 Prozent Bolschewiki - sind ein gewaltiger Sieg. Zusammen 
mit den linken Sozialrevolutionären die offenkundige Mehrheit im 
Land. 

Die Eisenbahner und die Postbeamten stehen in einem Konflikt 
mit der Regierung. Die Liber-Dan reden statt vom Kongreß des 
20. Oktober (2. November) schon als vom Kongreß »um den 20. 
Oktober (2. November) herum« usw. usw. 

Es wäre ein Verbrechen, unter solchen Umständen zu »warten«. 

Die Bolschewiki haben nicht das Recht, den Sowjetkongreß abzu- 
warten, sie müssen die Macht sofort ergreifen. Dadurch retten sie so- 
wohl die Weltrevolution (denn sonst droht ein Pakt der Imperialisten 
aller Länder, die nach den Erschießungen in Deutschland einander 
entgegenkommen und sich gegen uns vereinigen werden) als auch die 
russische Revolution (sonst kann eine Welle wirklicher Anarchie 
stärker werden als wir) und das Leben von Hunderttausenden im 
Kriege. 

Zögern wäre ein Verbrechen. Den Sowjetkongreß abzuwarten 
wäre eine kindische, eine schändliche Formalitätsspielerei, ein Verrat 
an der Revolution. 

Kann man die Macht ohne Aufstand nicht ergreifen, so muß man 
sofort zum Aufstand übergehen. Es ist sehr gut möglich, daß man ge- 
rade jetzt die Macht auch ohne Aufstand ergreifen kann, z. B. wenn 
jetzt der Moskauer Sowjet sofort die Macht ergriffe und sich (zu- 
sammen mit dem Petrograder Sowjet) als Regierung proklamierte. 
In Moskau ist der Sieg sicher, es ist niemand da, der kämpfen könnte. 
In Petrograd kann man abwarten. Die Regierung kann nichts tun, sie 
ist verloren, sie wird kapitulieren. 

Denn der Moskauer Sowjet erhält, wenn er die Macht, die Banken, 
die Fabriken, das »Russkoje Slowo« nimmt, eine gewaltige Basis und 
Stärke; er kann dann vor ganz Rußland agitieren und die Frage so 
stellen: den Frieden bieten wir zorgen an, wenn der Bonapartist Ke- 
renskij kapituliert (wenn er nicht kapituliert, werden wir ihn stür- 
zen). Sofort den Boden den Bauern, sofort Zugeständnisse an die Eisen- 
bahner und Postbeamten usw. 

Man muß nicht unbedingt mit Petrograd »anfangen«. Wenn Mos- 
kau unblutig »anfängt«, wird es bestimmt unterstützt werden: 
1. durch die Sympathien der Armee an der Front, 2. durch die Bauern 
überall, 3. dadurch, daß die Flotte und die finnischen Truppen gegen 
Petrograd marschieren. 
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Selbst wenn Kerenskij vor Petrograd ein bis zwei Kavallerie- 
divisionen hat, muß er kapitulieren. Der Petrograder Sowjet kann 
abwarten und für die Moskauer Sowjet-Regierung agitieren. Lo- 
sung: Macht den Sowjets, Land den Bauern, Friede den Völkern, 
Brot den Hungernden. 

Der Sieg ist gesichert, und zu neun Zehnteln auch die Aussicht, 
daß er unblutig sein wird. 

Warten wäre ein Verbrechen an der Revolution. 

Gruß 


N. Lenin 
[W. I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, S. 374 f.] 


x_[85] Vorbereitungen zum Aufstand 


X[a] Manifest des Militär-Revolutionären Komitees anläßlich des Abbruches 
der Beziehungen mit dem Stab des Petrograder Militärdistrikts am 22. Ok- 
tober (4. November) 1917 


22. Oktober (4. November) 191° 
An die Garnison der Stadt Petrograd und Umgebung] 
Auf einer Versammlung am zı. Oktober (3. November) schartı 
sich die revolutionäre Garnison Petrograds um das Militär-Revolu- 
tionäre Komitee des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten, ihrer führenden Organisation. 

Dessenungeachtet erkannte der Stab des Petrograder Militärbe- 
zirks am Abend des 21. Oktober (3. November) das Militär-Revo- 
lutionäre Komitee nicht an und weigerte sich, mit den Vertretern der 
Soldatensektion des Sowjets gemeinsam zu arbeiten. 

Durch diese Handlung bricht der Stab mit der revolutionären Gar- 
nison und mit dem Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten. Durch den Bruch mit der organisierten Garnison der 
Hauptstadt wird der_Stab ein direktes Werkzeug_konterrevolutio- 
närer Kräfte. Das Militär-Revolutionäre Komitee weist alle Verant- 
Wortung für die Handlungen des Stabes des Petrograder Militär- 
bezirkes zurück. 

Soldaten Petrograds! 


revolutionäre Angriffe ruht auf euch. unter der Führung des Militär- 
Revolutionären Komitees. erst i 

2. Befehle an die Garnison sind ungültig, wenn sie nicht vom Mi- 
litär-Revolutionären Komitee unterzeichnet sind. 

3. Alle Befehle, die den heutigen Tag betreffen - den Tag des 
Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten -, bleiben 


voll in Kraft. 
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4. Es ist die Pflicht jedes Soldaten der Garnison, Wachsamkeit, Zu- 
rückhaltung und standhafte Disziplin zu beobachten. 
t 5. Die Revolution ist in Gefahr. Es lebe die revolutionäre Gar- 
\ nison| 
Das Militär-Revolutionäre Komitee 
des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten 


[Die Revolution von 1917, Bd. V, S. 151f.] 


 [b] Prosokoll der Sitzung des Zentralkomitees der RSDAP (Bolschewiki) 


10. (23.) Oktober 1917 
Teilnehmer: Lenin, Sinowjew, Kamenjew, Trotzkij, Stalin, Swerd- 
low, Urizkij, Dsershinskij, Kollontaj, Bubnow, Sokolnikow, 

Lomow [Oppokow]. 

Vorsitzender: Swerdlow. 

Tagesordnung: ı. Rumänische Front. 
2. Die Litauer. 
3. Minsk und Nordfront. 
4. Der gegenwärtige Augenblick. 
15. Gebietskongreß. 
‚6. Truppenabzug. 

(Zu Punkt ı, 2 und 3 gibt Swerdlow einen kurzen Lagebericht.) 

ı 4. Das Wort über den gegenwärtigen Moment erhält der Genosse 

ı.Lenin. 

Er stellt fest, daß seit Anfang September eine gewisse Über- 
einstimmung in der Frage des Aufstandes bemerkbar ist. Dies ist 
nicht zulässig, wenn wir nicht ernsthaft die Losung aufstellen: Über- 
nahme der Macht durch die Sowjets. Daher hätte man schon vor 
"Tanger Zeit die Aufmerksamkeit auf die technische Seite der Frage 
richten müssen. Jetzt ist, so scheint es, bereits viel Zeit verloren. 

Ungeachtet dessen ist die Frage sehr akut und der entscheidende 
Augenblick nahe. 

Die internationale Lage ist so, daß wir die Initiative ergreifen 
müssen. se 

Das, was bezüglich Narwas und der Übergabe Petrograds! be- 
absichtigt ist, nötigt uns zu entscheidenden Taten. 

Auch die politische Lage weist eindrücklich in diese Richtung. 
\In den Tagen vom 3.-5.(16.-18.) Juli blieben unsere Taten ohne Er- 
!folg, weil wir nicht die Mehrheit hatten. Seither haben wir gigan- 
ıtische Erfolge erzielt. ————- ee 
„Die Gleichgültigkeit und Uninteressiertheit der Massen kann man 
damit erklären, daß sie von Worten und Resolutionen genug haben. 





1 Angesichts der Bedrohung Petersburgs durch die nahe Front beschloß die Provisorische Re- 
gierung am 21. September (4. Oktober) 1917 die Übersiedlung nach Moskau im Falle weiteren Vor- 
rückens der deutschen Truppen. Dies wurde von den Bolschewiki als Agitationsmaterial benützt, 
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Die Mehrheit ist jetzt für uns. Die politische Situation ist für die / 
Übernahme der Macht reif. h 
Die Bewegung auf dem Lande weist ebenfalls in diese Richtung, 
denn es ist klar, daß es heroischer Anstrengungen bedarf, um diese 
Bewegung aufzuhalten. Die Losung von dem Übergang des Landes 
ist zur allgemeinen Losung der Bauern geworden.! Die politische 
Lage ist daher bereit. Man muß über die technische Seite sprechen. 
Das ist die Hauptsache. Außerdem sind wir geneigt, den »Oboron- 
zen«? folgend, die systematische Vorbereitung des Aufstandes als 

eine politische Sünde anzusehen. 

Auf die Konstituierende Versammlung zu warten ist sinnlos, weil 
sie sicherlich nicht für uns sein wird, und das heißt unsere Aufgabe 
vernachlässigen. 7 

Den Gebietskongreß und den Vorschlag aus Minsk? sollte man 
für den Beginn entscheidender Taten ausnützen. 

Gen. Lomow nimmt das Wort zur Information über die Position 
des Moskauer Gebietskomitees und Moskauer Komitees und über 
die allgerneine Lage in Moskau. 

Gen. Urizkij stellt fest, daß wir nicht nur hinsichtlich der tech- 
nischen Seite schwach sind, sondern auch hinsichtlich aller anderen 
Seiten unserer Arbeit. Wir haben eine Menge Resolutionen gefaßt. 
‚Entscheidende Taten sind nicht geschehen. Der Petrograder Sowjet 
ist desorganisiert, es finden wenig Versammlungen statt usw. 

Auf weiche Kräfte können wir rechnen? 

40000 Gewehre sind in Petrograd in den Händen der Arbeiter, 
aber dies ist nicht entscheidend; das ist - nichts. 

Auf die Garnison ist nach den Julitagen keine große Hoffnung zu 
setzen. Aber in jedem Falle muß, wenn der Kurs auf einen Aufstand 
eingehalten werden soll, in dieser Richtung etwas getan werden. 
Man muß sich für bestimmte Taten entscheiden, 

Gen. Swerdlow informiert darüber, daß ihm die Lage in ganz 
Rußland bekannt sei. 

Es wird folgende Resolution angenommen: 

»Das Zentralkomitee stellt fest, daß die internationale Lage der 
russischen Revolution (Aufstand der Flotte in Deutschland als ex- 
treme Äußerung der in ganz Europa heranreifenden sozialistischen 
Weltrevolution und die Drohungen der imperialistischen Welt mit 
dem Ziel, die Revolution in Rußland zu unterdrücken), die militäri- 
sche Lage (die unbezweifeibare Absicht der russischen Bourgeoisie 
und Kerenskijs u. Co., Petrograd den Deutschen zu übergeben) so- 


en 


! Hier ist im Protokoll nicht gesagt, an wen das Land übergehen soll, die Bauern oder — den So- 
wjetstaat. Lenin scheint absichtlich darüber eine gewisse Unklarheit gelassen zu haben. 

2 Darunter versteht Lenin diejenigen, die das Vaterland gegen den Feind verteidigen wollen 
(russ. oboronec = Verteidiger). 

® Die Bolschewiki in der Garnison von Minsk und in den Truppenteilen der dortigen Front er- 
klirten sich bereit, den Stab ia der Stadt selbst auszuheben und ein Kotsps nach Petrögrad zu entsen- 
den (Mitteilung Swerdlows, 5. 0.). 
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wie die Erlangung der Mehrheit der proletarischen Partei in den 
Sowjets zusammen mit dem Bauernaufstand und der Hinwendung 
des Vertrauens des Volkes zu unserer Partei (Wahlen in Moskau)!, 
endlich die offene Vorbereitung einer zweiten Kornilowiade (Abzug 
von Truppen aus Petersburg, Heranführung von Kosaken an Peters- 
burg, Umzingelung von Minsk durch Kosaken usw.), all_dies den 
bewaffneten Aufstand erfordert. 

"Indem das Zentralkomitee also feststellt, daß der bewaffnete Auf- 
stand unvermeidlich und nun herangereift ist, trägr es allen Partei- 
organisationen auf, ihn vorzubereiten und unter diesem Gesichts- 
punkt alle praktischen Fragen zu erörtern und zu entscheiden (So- 
wjetkongreß des Nordgebietes, Abzug der Truppen aus Petrograd, 
Auftreten der Moskauer und Minsker usw.).« 

Für die Resolution stimmen ıo0, dagegen 2?. 

Gen. Dsershinskij schlägt vor, für die politische Führung in der 
nächsten Zeit ein Politisches Büro aus Mitgliedern des Zentral- 
komitees zu bilden. 

Nach Diskussion wird dieser Vorschlag angenommen. Das Poli- 
tische Büro soll aus 7 Personen (Redaktion + 2 + Bubnow) be- 
stehen. Dann wird die Frage der Zusammensetzung des Politischen 
Büros erörtert. Es wird beschlossen, das Büro mit 7 Personen zu be- 
setzen: Lenin, Sinowjew, Kamenjew, Trotzkij, Stalin, Sokolnikow, 
Bubnow. 


[Die revolutionäre Bewegung in Rußland am Vorabend des bewaffneten Oktoberaufstandes, 
Nr. 44) 


Sondervotum Sinowjews und Kamenjews zu diesem Protokoll 


Werte Genossen| 

In der letzten Sitzung des ZK blieben wir in der Minderheit und 
stimmten zu zweit gegen die angenommenen Thesen. In Anbetracht 
der Wichtigkeit der Frage hielten wir es für nötig, in einer besonde- 
ren, hier beiliegenden Erklärung eine kurze Zusammenfassung 
unserer in der Sitzung gehaltenen Reden zu geben, und bitten diese 
unsere Erklärung dem Protokoll der Sitzung beizulegen ... 

Zur gegenwärtigen Lage: Im Zusammenhang mit der politischen 
Situation hat der Auszug der Bolschewiki aus dem Vorparlament 
unsere Partei vor die Frage gestellt: Was weiter? In Arbeiterkreisen 
entsteht und wächst eine Strömung, die def’einzigen Ausweg in der 
sofortigen Proklamierung des bewaffneten Aufstandes erblickt ... 

Wir sind aufs tiefste überzeugt, daß jetzt den bewaffneten Auf- 
stand zu erklären bedeutet, das Schicksal nicht nur unserer Partei, 


sondern auch der russischen und internationalen Revolution aufs 
Spiel zu setzen. a ann aan an s 


"TBei den Wahlen zu den Dumen der einzelnen Rayons von Moskau am 24. September (7. Okto- 
ber) 1917 hatten die Bolschewikiin 11 Rayondumen die absolute Mehrheit erringen können. 
8 Sinowjew und Kamenjew. 
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Ohne Zweifel gibt es historische Situationen, in denen die unter- 
drückte Klasse erkennen muß, daß es besser ist, einer Niederlage 
entgegenzugehen, als sich kampflos zu. unterwerfen. Befindet sich 
aber heute die russische Arbeiterklasse i in einer solchen Lage? Nein, 
tansendmal nein11 . u 
Die Aussichtenu unserer Partei bei den Wahlen zur Konstituieren- 
den Versammlung sind ausgezeichnet. Das Gerede vom sinkenden 
Einfluß der Bolschewiki und dergleichen halten wir für völlig unbe- 
gründet. Im Munde unserer politischen Gegner ist diese Behauptung 
einfach eine Methode des politischen Spiels, die den Zweck hat, eine 
Aktion der Bolschewiki unter für unsere Feinde günstigen Umstän- 
den zu provozieren. Der Einfluß der Bolschewiki ist im Wachsen... 

Die Räte, die sich im Leben eingebürgert haben, können nicht 
vernichtet werden. Auch die Konstituante kann sich in ihrer revolu- 
tionären Arbeit nur auf die Räte stützen. Die Konstituierende Ver- 
sammlung p/us die Räte ist jener kombinierte Typ staatlicher Insti- 


tufionien, dem wir entgegengehen. Auf dieser Grundlage hat die ] 


Politik unserer Partei außerordentlich starke Aussichten auf der 
wirklichen Sieg... 

Man sagt: ı. für uns ist schon die Mehrheit des Volkes in Rul 
land, und 2. für uns ist die Mehrheit des internationalen Prolctariat 
Leider ist weder das eine noch das andere wahr, und das ist de. 
springende Punkt. _ 

In Rußland ist die Mehrheit der Arbeiter und ein ansehnlicher Teil 
der Soldaten für uns. Aber alles andere ist zweifelhaft. Wir sind z. B. 
alle überzeugt, daß, wenn es jetzt zu Wahlen zur Konstituierenden 
Versammlung kommt, die Bauern in ihrer Mehrheit für die Sozial- 
revolutionäre stimmen werden. Ist das etwa ein Zufall? Die Solda- 
tenmässe unterstützt uns nicht wegen der Losung des Krieges, son- 
dern wegen der Losung des Friedens. Das ist ein höchst wichtiger 
Umstand. Berücksichtigen wir ihn nicht, so laufen wir Gefahr, alle 
unsere Berechnungen auf Sand zu bauen... 

Ohne Zweifel würde eine proletarische Regierung sofort dazu 
übergehen, die wirtschaftlichen Lasten des Krieges der Bourgeoisie 
aufzuerlegen, — sie ließe der Bourgeoisie nur »eine Kruste Brot«, sie 
»zöge ihr die Stiefel aus«. Das sollte die Begeisterung der Massen 
erregen. Aber das gewährleistet noch keinen Sieg über den deut- 
schen Imperialismus im revolutionären Krieg. Das gegenwärtige 
Rußland, das sich entgegen dem Willen der Arbeiterklassen vom im- 
perialistischen Krieg erschöpfen ließ, bliebe trotzdem ein Land mit 
verhältnismäßig rückständiger Technik, mit einem unterhöhlten 
Eisenbahnsystem, ohne Waren, ohne die erforderliche militärisch- 
technische Ausrüstung usw. .... 

Wo sind die Anhaltspunkte, die dafür sprechen, daß die prole- 
tarische Partei allein — trotz des Widerstandes der kleinbürgerlichen 
Demokratie - jetzt die Verantwortung für eine solche Lage der 


r; 
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Dinge und deren unvermeidliche Folgen auf sich und nur auf sich 
nehmen muß? 

Damit kommen wir zur zweiten Behauptung, - daß das Welt- 
\proletariat schon jetzt in seiner Mehrheit für uns sei. Das ist feider 
noch nicht der Fall . 

Welche Perspektive "steht also für die nächste Zukunft vor uns? 
Unsere Antwort ist folgende. 

Selbstverständlich hängt unser Weg nicht von uns allein ab. Der 
Gegner kann uns zwingen, den Entscheidungskampf vor den Wahlen 
zur Konstituierenden Versammlung anzunehmen. Der Versuch 
einer neuen Kornilowiade würde uns natürlich keine Wahl lassen. 
Wir werden uns natürlich über die dann einzig mögliche Lösung 
einig sein. Aber dann wird uns auch ein bedeutender Teil des klein- 
bürgerlichen Lagers bestimmt unterstützen. Die Flucht der Regie- 
rung nach Moskau wird die kleinbürgerliche Masse uns zutreiben. 
Dann werden die Bedingungen für unseren Sieg gegeben sein, dann 
werden nicht wir geschlagen werden, sondern unsere Gegner. 

Aber so weit die Wahl von uns abhängt, können und müssen wir 
uns jetzt auf die Defensive beschränken ... 

Die Kräfte der proletarischen Partei sind freilich sehr bedeutend, 
aber die entscheidende Frage ist, ob die Stimmung unter den Arbei- 
tern und Soldaten der Hauptstadt tatsächlich so ist, daß sie selbst nur 
im Straßenkampf ihre Rettung sehen, auf die Straße drängen. Nein. 
Eine solche Stimmung ist nicht vorhanden. Selbst die Anhänger der 
Aktion erklären, daß die Stimmung der Werktätigen und der Sol- 
datenmassen keineswegs z. B. an die Stimmung vor dem 3. (16.) 
Juli erinnert. Eine in den tiefen Massen der hauptstädtischen Armut 
herrschende kämpferische, auf die Straße drängende Stimmung 
könnte als Gewähr dafür dienen, daß eine Initiativ-Aktion jene gro- 
Ben Organisationen (Eisenbahner-, Post- und Telegraphenarbeiter- 
verband usw.) mitreißen würde, in denen der Einfluß unserer Partei 
schwach ist. Da aber eine solche Stimmung nicht einmal in den Be- 
trieben und Kasernen vorhanden ist, wäre es Selbstbetrug, darauf 
irgendwie zu rechnen. 

Man sagt: aber die Eisenbahner und die Post- und Telegraphen- 
beamten hungern, sind verelendet, murren gegen die Provisorische 
Regierung. Das ist alles natürlich wahr. Aber das bietet noch keine 
Gewähr dafür, daß sie einen Aufstand gegen die Regierung ent- 
gegen den Sozialrevolutionären und Menschewiki unterstützen 
würden... 
| Das unterstreicht unsere nächste Aufgabe. Der Rätekongreß ist 
:für den 20. Oktober (2. November) angesetzt. Er muß um jeden 
i Preis einberufen werden. Er muß den wachsenden Einfluß der prole- 
‚ tarischen Partei organisatorisch festlegen. 

' Er muß zu dem Sammelpunkt werden aller proletarischen und 
halbproletarischen Organisationen wie der Verbände der Eisen- 


\ 


! 
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bahner, der Postbeamten, der Bankangestellten usw. um die Räte, 
Eine feste organisatorische Verbindung besteht noch nicht zwischen 
diesen Organisationen und den Räten. Das kann nur bewertet wer- 
den als ein Symptom der organisatorischen Schwäche der proletari- 
schen Partei. Eine solche Verbindung ist in jedem Falle die Vor- 
bedingung der tatsächlichen Verwirklichung der Losung: »Alle 
Macht den Räten«. Für jeden gegebenen Augenblick bedeutet diese 
Losung selbstverständlich den entschiedensten Widerstand gegen 
die geringste Antastung der Rechte der Räte und der von ihnen ge- 
schaffenen Organisationen durch die Regierung. 

Unter solchen Umständen wäre es ein tiefes historisches Unrecht, 
die Frage des Übergangs der Macht in die Hände der proletarischen 
Partei so zu stellen: entweder jetzt oder nie. 

Nein. Die Partei des Prolctariats wird wachsen, ihr Programm 
wicd immer breiteren Massen klar werden ... Und nur durch eins 
kann sie ihre Erfolge hemmen, und zwar dadurch, daß sie unter den 
jetzigen Umständen die Initiative der Aktion auf sich nimmt und so 
das Proletariat den Schlägen der vereinigten, von der kleinbürger- 
lichen Demokratie unterstützten Konterrevolution aussetzt. 

Gegen diese verhängnisvolle Politik erheben wir die Stimme der 


Warnung. 
G. Sinowjew, J. Kamenjew 


[W. T. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, 5. 613-618] 


a 
Na ” “ 
[ce] Stasur der Roten Arbeiter-Garde von Petrograd. Angenommen auf einer 


Stadtkonferenz der Roten Garde am 22. Oktober (4. November) 1917 


1. Die Rote Arbeitergarde ist die Organisation der bewaffneten 
Kräfte des Proletariats zum Kampfe gegen die Konterrevolution und 
zur Verteidigung der revolutionären Errungenschaften. 

2. Die Rote Arbeitergarde besteht aus Arbeitern, die von soziali- 
stischen Parteien, Fabrikkomitees und Gewerkschaften empfohlen 
sind. 

3. Jedes Mitglied der Roten Arbeitergarde muß sich der Disziplin 
der Organisation unterwerfen, alle Punkte des Dienstreglements 
ausführen und alle ihm von der Organisation aufgetragenen Ob- 
liegenheiten erfüllen; ebenso ist die regelmäßige Anwesenheit bei 
militärischen Übungen und Zusammenkünften Pflicht. 

Anmerkung - Personen, die bei Übungen oder Zusammenkünften 
ohne genügende Gründe dreimal hintereinander fehlen, werden aus 
der Arbeitergarde ausgestoßen. 

4. Die strenge Befolgung der Disziplin und der bedingungslose 
Gehorsam gegenüber den gewählten Instanzen_beruhen nicht auf 
Kadavergehorsam, sondern auf dem Bewußtsein der außerordent- 
lichen Bedeutung und Verantwortlichkeit der Aufgaben der Arbeiter- 
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kratischen a, 
"3. Eine der wichtigsten Pflichten der Mitglieder der Roten Ar- 

beitergarde besteht darin, die von der Organisation ausgegebenen 

Waffen in gutem Zustand und jederzeit einsatzbereit zu halten. 

6. Die Benutzung von Waffen ohne Erlaubnis der Organisation, 
insbesondere für unerlaubte Zwecke, ist das größte Verbrechen und 
wird mit Ausstoßung aus der Arbeitergarde und der Boykottierung 
des Schuldigen bestraft. 

| 7. Mitglieder der Arbeitergarde unterstehen einem Kameraden-_ 
gericht, wenn sie die Artikel des Dienstreglements übertreten und. 

| sich der Disziplin der Organisation nicht fügen. 

ı 8, Um die revolutionäre Ordnung aufrechtzuerhalten, über- 
nimmt die Arbeitergarde bei Unruhen den Schutz der Straßen, der 
staatlichen und öffentlichen Institutionen und privater Gebäude, 
kämpft gegen Pogrome und unterdrückt Provokationsakte finsterer 
Mächte. 

9. Die Aufrechterhaltung der revolutionären Ordnung geschieht 
durch die Kommandantur der Ärbeitergarde gemäß dem Plan und 
nach den allgemeinen Anweisungen des Sowjets der Arbeiter- ‚und 
Soldatendeputierten. 

10. Militärische Operationen der Arbeitergarde und Vorbereitun- 
gen dazu werden nach dem Plan und den allgemeinen Richtlinien der 
Zentralkommandantur der Roten Arbeitergarde ausgeführt. 

11. Numerierte Karten, die vom Zentralkomitee ausgestellt sind, 
dienen als Legitimationskarten der Roten Arbeitergarde. 

12. Die Rote Arbeitergarde steht dem Petrograder Sowjet der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten zur Verfügung und ist der Zentral- 
kommandantur der Roten Arbeitergarde unmittelbar untergeordnet. 

13. Die Zentralkommandantur der Arbeitergarde besteht aus Ver- 
tretern aller Stadtbezirke und aus je einem Vertreter der folgenden 
Institutionen: ı. des Petrograder Vollzugskomitees, 2. der Militär- 
abteilung des Petrograder Vollzugskomitees, 3. der Bezirkskonferenz, 
4. des Zentralrates der Fabrikkomitees, 5. des Zentralrates der Ge- 
werkschaften. 

14. Die Funktionen der Zentralkommandantur sind: Allgemeine 
Leitung und Beaufsichtigung der Tätigkeit der Bezirkskommandos, 
Versorgung der Bezirke mit Waffen und den nötigen Hilfsmitteln. 

15. Zur Kontrolle der laufenden Tätigkeit ernennt die Zentral- 
kommandantur ein Büro, das aus fünf seiner eigenen Vertreter und 
je einem Vertreter des Petrograder Vollzugskomitees und seiner 
Militärabteilung besteht. 

16. Dem Büro der Zentralkommandantur wird eine Ausbildungs- 
abteilung beigegeben. Sie übernimmt die Ausbildung der Arbeiter- 


garden in den Bezirken und zicht Kommandanten und Spezialisten 
heran. 
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ı7. In den Bezirken untersteht die Arbeitergarde der Kontrolle 
der Bezirkssowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten und Kom- 
mandostäbe, von denen ein Drittel der Mitglieder von den Bezirks- 
sowjets ernannt sind, während zwei Drittel auf einer allgemeinen 
Versammlung oder einer Bezirkskonferenz der Roten Arbeitergarde 
des gegebenen Bezirkes gewählt werden. 

Anmerkung — Der Bezirkssowjet hat das Recht, bei gegebenem 
Anlaß den Führer der Roten Arbeitergarde zu entlassen. 

18. Die Bezirkskommandostäbe beaufsichtigen die Tätigkeit der 
Roten Garde in den Bezirken und beteiligen sich direkt an der prak- 
tischen Arbeit in der Organisation und Leitung der laufenden Tätig- 
keit der Roten Arbeitergarde. 

19. Die Rote Arbeitergarde wird in Fabriken organisiert, wo sie 
den gewählten Fabrikkommandanten untersteht. Arbeiter in kleinen 
Unternehmen werden in Gruppen des regionalen Kommandostabes 
zusammengefaßt. 

Anmerkung - Wenn eine Fabrikgarde (Betriebsarbeitermiliz) aus 
dem Personal der Roten Arbeitergarde gewählt wird, untersteht diese 
Körperschaft dem Kommando eines besonderen Kommissars der 
Arbeitermiliz. 

20. Die Rote Arbeitergarde ist in Schützentruppen eingeteilt 
(Zehnergruppen, Korporalschaften, Kompanien etc.) und in be- 
sondere technische Kommandos (Spreng-, Radfahrer-, Telegraphen-, 
Maschinengewehr-, Artilleriekommandos etc.). 

21. Die kleinste Kampfeinheit ist die Zehnergruppe (13 Mann) 
vier Zehnergruppen bilden eine Korporalschaft (53 Mann), drei 
Korporalschaften eine Kompanie (160 Mann), drei Kompanien ein 
Bataillon (480 Mann, mit Einschluß der technischen Truppen 500 
bis 600 Mann). 

22. Sämtliche Bataillone eines Bezirks bilden die Bezirksabteilung, 
die, wenn sie zahlenmäßig groß genug ist, in Regimenter eingeteilt 
wird. 

In großen Betrieben können Abteilungen aufgestellt werden, die 
in die Bezirksabteilung mit eigenem Namen aufgenommen werden, 
wie die Putilow-Abteilung. 

23. Der. gesamte Kommandostab (die Kommandeure der Zehner- 
gruppen, Korporalschaften, Kompanien etc.) ist wählbar. Es ist 
wünschenswert, daß Genossen mit besonderer Vorbildung gewählt 
werden. Fehlt diese Qualifikation, so müssen die Kommandeure 
unter der Leitung des Büros der Zentralkommandantur ausgebildet 
werden. Genossen, die die besonderen Prüfungen bei der Ausbilder- 
abteilung der Zentralkommandantur nicht bestehen, werden nicht 
auf Kommandoposten bestätigt. 


[W. Malachowski, Geschichte der Roten Garde, 5. 43 #.; zit. nach Chamberlin, Russ. Revolution, I, 
5.430 &.] 
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[d] Prosokoll der Sitzung des Zentralkomitees der RSDAP (Bolschewiki) 


24. Oktober (6. November) 1917 
Teilnehmer!: Dsershinskij, Kamenjew, Nogin, Lomow [Oppokow], 

Miljutin, Joffe, Urizkij, Bubnow, Swerdlow, Trotzkij, Winter 

[Berzin]. 

Gen. Kamenjew schlägt vor, daß heute ohne besonderen Beschluß 
des ZK kein Mitglied des ZK das Smolnyj-Institut? verläßt. An- 
genommen. 

Es soll mit der Vollzugskommission [des Petrograder Komitees] 
eine Verabredung über ihre Wache im Smolnyj-Insitut und im 
Petrograder Komitee verabredet werden. Angenommen. 

Tagesordnung: ı. Vortrag des Militär-Revolutionären Komitees. 

2. Sowjetkogreß. 2 
3. Über das Plenum des ZK. 
4. Vortrag des Gen. Kamenjew. 

Er teilt Einzelheiten über die Unterredungen mit Vertretern des 
Stabes mit?. 

5. Über Druckerei und Zeitung. 

Es wird beschlossen: unverzüglich eine Wache in die Druckerei 
zu entsenden und für die Auslieferung der neuen Nummer der Zei- 
tung zu sorgent. 

6. Über die Beziehungen zum Büro des Zentraivoll- 
zugskomitees. 

Gen. Nogin weist auf die Notwendigkeit hin, die Beziehungen 
zum Büro des Zentralvollzugskomitees zu klären, da die Eisenbahner 
sich den Verfügungen des Zentralvollzugskomitees unterordnen und 
wir im Falle von Unstimmigkeiten mit diesem vom übrigen Rußland 
abgeschnitten sein werden. 

Die anderen Genossen erheben Einwände gegen diese angeblich 
von den Eisenbahnern drohende Gefahr. 

Gen. Trotzkij schlägt vor, zwei Mitglieder des ZK dem Militär- 
Revolutionären Komitee zur Aufrechterhaltung der Verbindung mit 


I Es fehlt Lenin, dersich vor der Polizei verbergen mußte und an den Sitzungen vom 20., 21. und 
24. Oktober (2., 3. und 6. November) nicht teilnehmen konnte. Er kehrte erst in der Nacht vom 
24. auf den 25. Oktober (5., 6. November) ins Smolnyj-Institut zurück. 

8 Sitz des Zentralkomitces der Bolschewiki. 

® Am 22. Oktober (4. November) hatten Besprechungen zwischen dem Militär-Revolutionären 
Komitee unter Leitung von Trotzkij und Verttetern des Stabes des Petrograder Militärbezirks be- 
gonnen im Zusammenhang mit dem Befehl des Militär-Revolutionären Komitees an alle Truppen- 
teile der Petrograder Garnison, nur dann militärische Befehle entgegenzunebmen, wenn diese vom 
Militär-Revolutionären Komitee gegengezeichnet seien. Auch die Ernennung von Kommissaren 
wurde behandelt. 

% Die Provisorische Regierung hatte am 24. Oktober (6. November) die bolschewistischen Zei- 
tungen verboten und ließ durch die Kadetten der Kriegsschulen die Druckerei stürmen. Trotzkij 
ließ die Rote Garde und Soldaten des Litauischen Regiments und des 6. Reserve-Sappeur-Bataillons 
die Druckerei besetzen, so daß die Zeitung »Rabotschij putj< erscheinen konnte. Am Spätnachmit- 
tag versuchte abermals eine Abteilung Kadetten, die Druckerei zu schließen, wurde indes verhaftet 
und in die Peter-Pauls-Festung eingeliefert. 
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den Post- und Telegraphenarbeitern und den Eisenbahnern zur 
Verfügung zu stellen; ein drittes Mitglied des ZK - zur Beobach- 
tung der Provisorischen Regierung. Bezüglich des Zentralvoll- 
zugskomitees bezeugt er, daß das ZVK, dessen Vollmachten längst 
abgelaufen sind, die Sache der revolutionären Demokratie ver- 
rät. 

Gen. Winter [Berzin] weist darauf hin, daß es riskant sei, das ZK 
zu verteilen; daher sei es besser, nicht nur Mitglieder des ZK heran- 
zuziehen. 

Gen. Kamenjew hält es für unumgänglich, die gestrigen Verhand- 
lungen mit dem ZVK, die jetzt durch die Schließung des »Rabotschij 
putj« verletzt sind, auszunützen, daher müsse der Bruch mit dem 
ZVK aus diesem Grunde erfolgen. Weiterhin hält er es für notwen- 
dig, mit den linken Sozialrevolutionären Verhandlungen aufzu- 
nehmen und in politischen Kontakt mit ihnen zu kommen. 

Gen. Swerdlow hält es für nötig, den Gen. Bubnow damit zu be- 
auftragen, sowohl mit den Eisenbahnern als mit den Post- und Tele- 
graphenarbeitern Verbindung aufzunehmen. Er schlägt vor, daß 
unsere Genossen im ZVK sofort erklären, daß sie nicht mit ihm soli- 
darisch sind. 

Es wird über den ersten Vorschlag des Gen. Trotzkij über die 
Delegierung von Mitgliedern des ZK in folgende Funktionen ab- 
gestimmt: ı. Eisenbahn, 2. Post-Telegraph, 3. Versorgung. An- 
genommen. 

Gen. Bubnow - Eisenbahnwesen. 

Gen. Dsershinskij - Post und Telegraph. 

Gen. Dsershinskij widerspricht und schlägt Gen. Ljubowitsch vor, 
der mit Post und Telegraph zu tun hat. 

Als verantwortlich wird Gen. Dsershinskij bestimmt; er hat sich 
dieser Sache anzunehmen. 

Gen. Miljutin soll die Versorgungsfrage regeln. 

Gen. Podwojskij soll die Beobachtung der Provisorischen Regie- 
rung und ihrer Verfügungen organisieren, 

(Einspruch gegen Gen, Podwojskij; beauftragt wird Gen. Swerd- 
low.) Drei Mann werden beauftragt, Verhandlungen mit den linken 
Sozialrevolutionären zu führen; einer wird gestrichen. 

Beauftragt werden die Gen. Kamenjew und Winter. 

Die Gen. Lomow und Nogin werden beauftragt, sofort Moskau 
über alles, was hier vorgeht, zu unterrichten. 

Die Moskauer bitten, daß wenigstens einer nach Moskau fahren 
soll. 

Gen. Miljutin schlägt vor, einen ständigen Kontakt mit Moskau 
herzustellen und darum nicht Lomow und Nogin, sondern nur einen 
von ihnen zu entsenden: morgen soll der eine fahren, nach einigen 
Tagen der zweite. Es wird dies insofern geändert, als der erste heute, 
der zweite morgen abfahren soll. 
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Gen. Trotzkij schlägt vor, einen Reservestab in der Peter-Pauls- 
Festung einzurichten und dorthin ein Mitglied des ZK zu entsenden. 

Gen. Kamenjew meint, daß im Falle der Besetzung des Smolnyj- 
Instituts ein Zufluchtsort auf der »Aurora«! geschaffen werden soll, 
aber Gen. Urizkij schlägt dafür ein Minensuchboot vor. 

Gen, Trotzkij beharrt darauf, daß der politische Mittelpunkt in 
der Peter-Pauls-Festung sein müsse. 

Gen. Swerdlow schlägt vor, die Oberaufsicht Gen. Laschewitsch 
zu übertragen, nicht einem Mitglied des ZK. 

Es wird beschlossen, alle Mitglieder des ZK mit Passierscheinen 
für die Festung auszurüsten?. 

Die allgemeine Aufsicht soll den Gen. Laschewitsch und Blagon- 
sawow übertragen werden. 

Ständige Verbindung zur Festung soll Swerdlow halten. 


[Die revolutionäre Bewegung ın Rußland am Vorabend des bewaffneten Oktoberaufstandes, Nr. 83] 


J 
> fe] Manifest des Militär- Revolutionären Komitees, veröffentlicht am 24. Ok- 
tober (6. November) 1917 


An die Bevölkerung von Petrograd 


Bürger! 

Die Konterrevolution hat ihr verbrecherisches Haupt erhoben. Die 
KornilöWisten m mobilisieren ihre Kräfte, um den Allrussischen Sowijet- 
köngreß z zu zerschmettern und den Zusammentritt der Konstituie- 
renden Versammlung zu verhindern. Gleichzeitig können die Po- 
gromhelden den Versuch unternehmen, auf den Straßen von Petro- 
grad Schlägereien und Blutvergießen zu verursachen. 

Der Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
übernimmt die Verteidigung der revolutionären Ordnung gegen 
konterrevolutionäre Pogromangrife. 

Die Petrograder Garnison wird keinerlei Gewalttätigkeit und Un- 
ordnung dulden. Die Bevölkerung wird ermahnt, Rowdys und Agi- 
tatoren der » Schwarzen Hundert«? vor die Kommissare des Sowjets 
der nächsten militärischen Einheit zu bringen. Beim ersten Versuch 
dunkler Elemente, Verwirrung anzurichten, Raub, Blutvergießen 
oder Schießereien auf den Straßen Petrograds zu veranstalten, wer- 
den die Schuldigen liquidiert werden. 

Bürger! Wir fordern euch auf, völlige Ruhe und Selbstbeherr- 


! Kreuzer, der sich dem Kommando des Militär-Revolutionären Komitees unterstellt hatte und 
auf der Rcede vor der Stadt lag. 


% Die Garnison der Festung hatte sich am 24. Oktober (6. November) unter das Kommando 
Trotzkijs gestellt. 


# Eine nach der Revolution von 1905 gebildete, von Nikolaj JI. unterstützte rechtsradikale Ter- 
sorbande. 
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schung zu bewahren. Die Sache der Ordnung und der Revolution 
istin festen Händen. 
Das Militär-Revolutionäre Komitee 


[Die Revolution von 1917, Bd. V, S. 265] 


[f] Befehl, erteilt von Oberst Polkownikow, dem Kommandierenden des 
Petrograder Militärbezirkes, am 24. Oktober (6. November) 1917, dem 
Vorabend der bolschewistischen Revolution 


1. Ich befehle allen Einheiten, in den Kasernen zu bleiben, in denen 
sie stationiert sind, bis Anweisungen vom Bezirksstab eintreffen. Ich 
verbiete alle unabhängigen Demonstrationen. Alle, die mit den 
Waffen auf den Straßen im Widerspruch zu diesem Befehl demon- 
strieren, werden wegen bewaffneter Rebellion vor Gericht gestellt. 
2. Im Falle eigenmächtiger bewaffneter Ausbrüche oder in dem 
Falle, daß eigene Einheiten oder Gruppen von Soldaten gegen die 
vom Bezirksstab herausgegebenen Anweisungen auf den Straßen er- 
scheinen, befehle ich den Offizieren, in den Kasernen zu bleiben. Alle 
Offiziere, die trotz der Befehle ihrer Vorgesetzten auf die Straße 
gehen, werden wegen bewaffneter Rebellion vor Gericht gestellt. 
3. Ich verbiete den Truppen kategorisch, irgendwelche »Befehle« 
auszuführen, die von verschiedenen Organisationen ausgehen. 
Bezirkskommandant, Oberst des Generalstabes, 
Polkownikow 


[Die Revolution von 1917, Bd. V, $. 264] 


VI. Kapitel: Der bolschewistische Staatsstreich 


Die oppositionellen Kräfte und die Masse der Bevölkerung 
werden durch den Einsatz der bewaffneten Streitkräfte über- 
rumpelt (Dok. 86a, b). Die Passivität der Regierung (Dok. 86c) 
entspricht der pessimistischen Stimmung der Menschewiki und 
Sozialrevolutionäre auf dem am Tage des Umsturzes eröffneten 
Zweiten Sowjetkongreß (Dok. 87). Einzig Kerenskij versucht 
mit Hilfe der Kosaken General Krasnows und anderer Trup- 
penteile einen Gegenschlag (Dok. 88), den jedoch Trotzkij 
völlig zunichte machen kann (Dok. 89). Unverzüglich gehen 
die Bolschewiki, angetrieben von der Energie Lenins, an den 
Umbau des Staates durch Schaffung der Arbeiterkontrolle 
(Dok. 90), die Einrichtung einer obersten wirtschaftlichen 
Planungsbehörde (Dok. 92), die Beseitigung der Unabhängig- 
keit. der. Justiz (Dok. 92c), Einführung von Wahlen in der 
Armee (Dok. 92h) und durch andere Maßnahmen (Dok. 92k, 
D). Die Konstituierende Versammlung wird auseinandergejagt 
(Dok. 94), von den Parteien lediglich die Linken Sozialrevolu- 
tionäre zugelassen (Dok. 93), indes Lenin die Kadetten verhaf- 
ten läßt (Dok. 92d); die weiter rechts stehenden Parteigruppen 
werden ebenso verfolgt wie die Kirche, die sich doch nach dem 
Sturz des Zaren zur demokratischen Regierung bekannt hatte 
(Dok. 95). Sofortigen Frieden hatten die Bolschewiki angekün- 
digt; logische Folge war die Annahme des Diktatfriedens von 
Brest-Litowsk (Dok. 97). Während die Linken Sozialrevolutio- 
näre auch jetzt noch für möglich hielten, eine auf dem Sowjet- 
system basierende Volksherrschaft zu errichten, hatten die Bol- 
schewiki.längst die Herrschaft einer Minderheit durchgesetzt 
und in der Sowjetverfassung von 1918 so geschickt verankert, 
daß nur der aufmerksame Leser ihrer gewahr wird (Dok. 98a). 
Die russische Demokratie hatte die Revolution verloren. 


*_[86] Der bolschewistische Staatsstreich vom 25./26. Oktober 
(7.[8. November) 1917 


[2] F/ngblatt und Plakat Y 


An die Bürger Rußlands 

Die Provisorische Regierung ist gestürzt. Die staatliche Gewalt ist 
in die Hände des Organs des Petrograder Rates der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten, des Militär-Revolutionären Komitees, über- 
gegangen, das an der Spitze des Proletariats und der Garnison von 
Petrograd steht. 

Die Sache, für die das Volk gekämpft hat: unverzüglicher Ab: 
schluß eines demokratischen Friedens, Abschaffung des Eigentums- 
rechts der Gutsbesitzer am Lande, Arbeiterkontrolie über die Pro-; 
duktion, Schaffung einer Sowjetregierung - dies alles ist gesichert.: 

So lebe die Revolution der Arbeiter, Soldaten und Bauern! 

Das Militär-Revolutionäre 
Komitee des Petrograder 
Rates der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten. 
25. Oktober (7. November) 1917, 10 Uhr morgens. 
[M. Smilg-Benario, Von Kerenski zu Lenin, $. 303] 


“[b] Telegramm des Militär- Revolutionären Komitees an alle Armeekomitees 
und Sowjets der Soldatendeputierten 


Die Petersburger Garnison und das Proletariat haben die Regierung 
Kerenskij beseitigt, die sich gegen die Revolution und das Volk er- 
hob. Der Umsturz, der die Provisorische Regierung hinwegfegte, hat 
sich ohne Blutvergießen vollzogen. Der Petrograder Sowjet der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten hat den vollzögenen” Umsturz 
feierlich begrüßt und die Gewalt des Militär-Revolutionären Komi- 
tees bis zur Bildung einer Sowjetregierung anerkannt. Indem das 
Militär-Revolutionäre Komitee dies der Armee an der Front und im 
Hinterlande mitteilt, ruft es alle revolutionären Soldaten dazu auf, 
das Verhalten ihrer Kommandeure aufmerksam zu überwachen._Of- 
fiziere, die sich nicht direkt und offen der vollzogenen Revolution 
anschließen, sollen unverzüglich verhaftet werden. 

Als Programm der neuen Gewalt sieht der Petersburger Sowjet an: 
sofortigen Abschluß eines demokratischen Friedens, die unverzüg- 
liche Übergabe des Landes der Gutsbesitzer an die Bauern, die Über- 
gabe aller Macht an die Sowjets und die schnelle Einberufung einer 

"yKonstituierenden Versammlung. Die revolutionäre Volksarmee darf 
die Verlegung unnötiger Truppeneinheiten von der Front nach 
Petrograd nicht erlauben. Sie soll durch Wort und Gesinnung zu 


306 Der bolschewistische Staatsstreich 


überzeugen versuchen, und wo dieses nicht hilft, den Abzug gewalt- 
sam verhindern. 

Dieser Befehl ist unverzüglich den Truppenteilen aller Waffen- 
gattungen vorzulesen. 

Die Verheimlichung dieses Befehls vor den Soldatenmassen durch 
die Armeeorganisationen entspricht dem schwersten Verbrechen 
gegenüber der Revolution und wird mit der ganzen Strenge des 
revolutionären Gesetzes geahndet. 

Soldaten! Für den Frieden, für Brot, für Land, für die Volksmacht! 

Das Militär-Revolutionäre Komitee 
[Rabotschij Putj, Nr. 46, 26, Oktober (8. Noveinber) 1917] 


[ec] Ans den Erinnerungen von M. Philips Price, des Korrespondenten des 
Manchester Gnardianı in Petersburg 


In den Wandelgängen traf ich ein führendes Mitglied der sozial- 
revolutionären Partei, von dem ich erfuhr, daß seinen Informationen 
nach der bolschewistische Staatsstreich nur noch eine Frage von 
Tagen war. Auf dem Post- und Telegraphenamt seien bereits bol- 
schewistische Bevollmächtigte ernannt, während die Schildwachen 
alle, die bolschewistische Parolen abgäben, passieren ließen, auf die 
Beamten der Kerenskij-Regierung dagegen finster blickten. Nicht 
weit davon sah ich Martow und Suchanow mit umwölkten Mienen 
in eine sehr ernste Unterhaltung vertieft. »Wir können die Ver- 
antwortung für eine solche Handlung nicht auf uns nehmen«, hörte 
ich Martow mit einer Bewegung sagen. Augenscheinlich gaben die 
Zimmerwalder Resolutionen, denen er noch vor einer halben Stunde 
zugestimmt hatte, in seinen Augen keine Rechtfertigung ab für einen 
militärischen Staatsstreich. Dies war typisch für die Haltung der 
Menschewisten, die nur in Worten revolutionär waren. 

Es war mittlerweile Abend geworden, und ich begab mich in das 
Smolnyj-Institut, wo sich die Räume der Zentralexekutive des alten 
menschewistischen und sozialrevolutionären Sowjets befanden. Ich 
fand die Mitglieder der Exekutive in sehr gedrückter Stimmung. 
Nachrichten aus den Provinzen zeigten, daß die bolschewistische 
Agitation für sofortige Einberufung eines zweiten Sowjetkongresses 
auf äußerst fruchtbaren Boden gefallen war. Schon hatten die So- 
wjets der nördlichen Provinzen und die Soldatenräte an der Nord- 
westfront ihre Delegierten bestimmt, die bereits eintrafen. Sie ihrer- 
seits, sagte die Zentralexekutive, habe ihr Menschenmögliches getan, 
um die Einberufung dieses zweiten Sowjetkongresses zu verhindern, 
da sie es für zwecklos hielte. Die Wahlen zur Nationalversammlung 
standen vor der Tür, und diese »demokratische« Körperschaft, nicht 
der Rätekongreß, sollte das entscheidende Wort sprechen. Die So- 
wrjets, sagten sie, sollten von dann ab mehr in den Hintergrund treten 
und sich lediglich als die Nationalversammlung beratende Wirt- 
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schaftsausschüsse betrachten. Als ich mich anschickte, das Smolnyj- 
Institut zu verlassen, hörte ich dröhnenden Beifall von dem großen 
Saal her. Dort fand eine Sitzung des Petrograder Sowjets statt und 
Trotzkij hielt eben eine große Rede. Delegierte zum zweiten Räte- 
kongreß trafen ein. Ein Lärmen, ein Drängen herrschte, und jedes 
Antlitz trug einen zuversichtlichen Ausdruck. »Demos« erhob sich 
aus der Tiefe, voll roher Kraft und Trotzgefühl. Die Vertreter der 
»revolutionären Demokratie«, die eine Treppe höher sich selbst 
überlassen saßen, schienen der Wirklichkeit seltsam abgewandt. 

Am nächsten Morgen ging ich wieder ins Smolnyj-Institut, wo 
eine Sitzung des Petrograder Sowjets stattfand, auf der dessen Dele- 
gierte für den an diesem Nachmittag zusammentretenden zweiten 
Rätekongreß gewählt werden sollten. Trotzkij präsidierte, und auf 
der Bühne stand derselbe untersetzte, kahlköpfige kleine Mann, den 
ich sechs Monate vorher als Führer der winzigen bolschewistischen 
Gruppe auf dem ersten Rätekongreß gesehen hatte. Es war Lenin, 
ohne Schnurrbart, den er wegrasiert hatte, um sein Aussehen wäh- 
rend dieser Periode des Sich-verstecken-Müssens, die jetzt ihr Ende 
finden sollte, zu verändern. Der Petrograder Sowjet bildete jetzt eine 
einheitliche Phalanx bolschewistischer Deputierter, und nicht enden- 
wollender Beifall durchbrauste den Saal, als Lenin von dem kom- 
menden Rätekongreß als dem einzigen Organ, das das Revolutions- 
programm der russischen Arbeiter, Soldaten und Bauern durchzu- 
führen imstande sei, sprach. Neben mir flüsterte jemand, daß soeben 
die Nachricht gekommen sei, das Militär-Revolutionäre Komitee 
habe mit Hilfe der Rotgardisten aus den Fabriken und einem Teil der 
Garnison das Winter-Palais besetzt und alle Minister mit Ausnahme 
Kerenskijs, der in einem Kraftwagen entflohen war, verhaftet. Ich 
begab mich wieder eine Treppe tiefer in das Büro der bolschewisti- 
schen Partei. Hier fand ich eine Art geistigen Revolutionsgeneralstab 
improvisiert, der nach allen Stadtteilen mit Instruktionen versehene 
Abgesandte schickte, die alsdann mit Neuigkeiten und Meldungen 
wieder zurückkehrten. Oben im Büro des alten menschewistischen 
und sozialrevolutionären Volksausschusses herrschte Grabesstille. 
Ein paar Schreibmaschinistinnen waren mit Ordnen von Papieren 
beschäftigt, und der Herausgeber der »Iswestija«, Rosanow, suchte 
noch Haltung zu bewahren... 


[Die russische Revolution. Erinnerungen aus den Jahren 1917-1919, S. 174 #.] 


[d] Butletin des Zentralkomitees der Russischen Sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei (Bolschewiki) 


29. Oktober (11. November) 1917 
Da die Zeitungen nicht erscheinen und Telegramme nicht durchge- 
geben werden, hat das ZK beschlossen, zur Unterrichtung kurze 
Bulletins über die Lage zu verschicken. 
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Die Demokratie in Gestalt der Arbeiter und Soldaten geht mit 
uns, deswegen ist die Macht in unseren Händen, aber das Klein- 
bürgertum und die Beamtenschaft sind gegen uns, sabotieren und 
boykottieren das Militär-Revolutionäre Komitee und die Kommis- 
sare, so daß der technische Apparat im eigentlichen Sinne nicht in 
unseren Händen ist. Ein Teil der Garnison in Gatschina ist gegen 
uns, es gab deshalb schon Zusammenstöße, und es muß daran ge- 
dacht werden, die Angriffe gegen die Hauptstadt mit der Waffe in 
der Hand abzuwehren. In Finnland hat sich eine starke und organi- 
sierte bourgeoise Garde gebildet. In der Nacht zum 29. Oktober 
(11. November) haben sich die Junker und ein Teil der Kosaken in 
Petrograd gegen das Revolutionskomitee gewendet. Sie konnten das 
Telephonamt und zwei Tanks besetzen; es sind Maßnahmen gegen 
sie eingeleitet. Die Petrograder Garnison ist auf seiten des Revolu- 
tionskomitees. Kerenskij versucht mit einigen Schwadronen Kosa- 
ken auf Petrograd zu marschieren. Die Stadt wird von der Garnison 
und der Roten Garde verteidigt. Im Rücken Kerenskijs marschieren 
Truppen heran, die auf seiten des Revolutionskomitees stehen. Die 
N ordfront ist auf seiten des Revolutionskomitees. In Moskau, Minsk, 
Witebsk, Ufa, Samara, Mohilew ist die Macht an die Sowjets über- 
gegangen. 

[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphale Sieg 
der Sowjetmacht, Bd. I, $. 12] 


x, [87] Der Zweite Sowjetkongreß 


[a] Der Zweite Sowjetkongreß vor vollendeten Tatsachen 


... Der Sowjetkongreß, der am Abend des 25. Oktober (7. Novem- 
ber) um 22.45 Uhr begann, sah sich vor die vollendete Tatsache der 
bolschewistischen Machtergreifung gestellt - vom Militär-Revolu- 
auch ohne die arbeitenden Massen Petrograds, vollbracht. Nicht nur 
den Winterpalast umgaben bolschewistische Truppen. Auch der 
Zweite Kongreß versammelte sich unter dem wachsamen Blick des 
Militär-Revolutionären Komitees und seiner Posten, der bewaffne- 
ten Kommandos, seiner Panzer; und Lenin und Trotzkij waren stets 
gegenwärtig. Sie verbrachten die Nacht gemeinsam in einem Zim- 
mer auf Decken am Boden liegend. 

Als Theodor Dan im Namen des abtretenden Zentralen Vollzug- 
komitees den Kongreß offiziell eröffnete, war bereits alles entschie- 
den. Die Menschewiken und Sozialrevolutionäre wußten, daß das 
Spiel verloren war. Der bolschewistische Aufstand hatte die Regie- 
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rung wie ein Blitz aus heiterem Himmel getroflen, und jeder Ver- 
such, in der Hauptstadt einen wirksamen Widerstand zu organisie- 
ren, kam zu spät. Besonders intensiv war das Gefühl des nahen Ver- 
hängnisses, als die Delegierten der Menschewiken und der Sozial- 
revolutionäre sich im Arbeitszimmer Tschcheidses zusammensetz- 
ten. Tschcheidse, von einem schweren Migräneanfall gepeinigt, saß 
da, den Kopf mit nassen Handtüchern umwickelt; die Versammlung 
machte den Eindruck, als fände sie am Lager eines Todkranken 
statt m 

Nach den üblichen Hormallaren norminierte die bolschewistische 
Fraktion des Kongresses Kamenjew für den Präsidentenstuhl. Unter 
donnerndem Beifall machte Dan dem neuen Vorsitzenden Platz. Von 
Anfang an benahm sich Kamenjew wie der Repräsentant eines neuen 
Regimes, im Besitz der unbeschränkten Macht und nicht mehr auf 


die offizielle Anerkennung durch die Sowjets angewiesen; allerdings | 


war unverkennbar, daß die Mehrheit des Kongresses ohnehin die | 
bolschewistische Revolte rückwirkend sanktionieren würde. J 

In dem großen Saal mit seinen schlanken, weißen Säulen trat ein 
Redner nach dem anderen ans Pult, um eine kurze_Protesterklärung 
gegen den bolschewistischen Coup abzugeben ... Martow, der für 
die internationalistischen Menschewiken sprach, erklärte mit leiden- 
schaftlichen Worten, daß der Coup, der dem Militär-Revolutionären 
Komitee die Macht in die Hand gebe, von einer einzelnen Partei am 
Vorabende des Zweiten Sowjetkongresses durch Konspiration und 
Gewalt vollführt worden sei. Er betonte, daß es die erste Aufgabe 
des Kongresses sein müsse, eine neue Regierung zu schaffen, die für 
alle revolutionären Parteien akzeptabel sei. Sonst werde mit Sicher- 
heit ein Bürgerkrieg folgen. Abschließend ersuchte Martow den Kon- 
greß, ein repräsentatives Komitee zu bilden, das sich mit diesem 
Problem zu befassen habe. Martows Antrag wurde von den linken 
Sozialrevolutionären und von R. Abramowitsch im Namen der inter- 
nationalistischen Sektion des »Bundes« [der jüdischen revolutionären 
Organisation] unterstützt, Abramowitsch erblickte in den jüngsten 
Petrograder Ereignissen ein Unglück für die Revolution und hielt 
ein Abkommen zwischen allen sozialistischen Parteien für den ein- 
zigen Ausweg. Lunatscharskij stellte im Namen der Bolschewiken 
fest, daß seine Partei nichts gegen Martows Vorschlag einzuwenden 
habe, da er darauf abziele, alle Gruppen zur Klärung ihrer Auffassung 
und zur Formulierung konkreter Vorschläge zu zwingen. Also wurde 
Martows Antrag einstimmig angenommen. 

Die anwesenden Defensisten! allerdings vertraten einen völlig an- 
deren Standpunkt. Gendelman von den Sozialrevolutionären erklärte, 
seine Gruppe betrachte den Coup als illegal und werde den Kongreß 
unter Protest verlassen?, L. Chintschuk von den Menschewiken 


! Diejenigen, die für die Verteidigung Rußlands eintraten (Oboroncy). 
2 Vgl. Dok. 87b, c, 
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äußerte sich ähnlich... . Henryk Erlich, Sprecher des defensistischen 
‘Flügels des »Bundes«, unterstützte Chintschuk. Er forderte die so- 
zialdemokratischen Delegierten auf, die Sitzung zu verlassen und 
sich zum Rathaus [d. h. dem Gebäude der Stadtduma] zu begeben, 
wo eine Versammlung demokratischer antibolschewistischer Grup- 
pen im Gange sei, die ein Komitee zur Verteidigung des Vaterlan- 
des und der Revolution! bilden würden. Von dort aus werde man 
zum Winterpalast marschieren, um sein Schicksal mit dem Schicksal 
der Provisorischen Regierung zu verknüpfen. Die Vertreter der 
ı2. Armee, A. Charasch und G. Kutschin, unterstützten nachdrück- 
lich den menschewistischen Protest. Der Bolschewik Lukjanow und 
Peterson, der Delegierte der lettischen Scharfschützen, gaben zu- 
rück, Kutschin und Charasch repräsentierten ja gar nicht die Solda- 
ten, Trotzkij griff Martows Behauptung an, die bolschewistische 
Machtergreifung sei eine militärische Konspiration.... Dann zählte 
Trotzkij eine lange Liste angeblicher Missetaten der Menschewiken 
und Sozialrevolutionäre gegen die Arbeiter, Bauern und Soldaten 
auf und zog den Schluß, der Auszug der Menschewiken und Sozial- 
revolutionäre aus dem Kongreß werde die Revolution nicht schwä- 
chen, sondern stärken... 


[Raphael R, Abramovitch, Die Sowjetrevolution, $. 105 f.] 


Y 

’Tb] Protest der menschewistischen und sozialrevolutionären Delegierten auf 
den Zweiten Sowjetkongref gegen die bolschewistische Revolution. Verlesen 
auf der Sitzung des Kongresses am 25. Oktober (7. November) 1917 


Resolution der Menschewiki 


Ausgehend davon, 


ı. daß die Bolschewistische Partei im Namen des Sowjets hinter 
dem Rücken aller anderen in den Räten repräsentierten Parteien und 


verwirklichte; 


2. daß die Machtergreifung durch den as Sowjetam Vor- 
abend des Sowjetkongresses auf die Desorganisation und Zerschla- 
gung der ganzen Sowjetorganisation hinausläuft und die Bedeutung 
des Kongresses als des legitimen Vertreters der revolutionären De- 
mokratie untergräbt; 

3. daß diese Verschwörung das Land in den Bürgerkrieg stürzt, 
den Plan einer Konstituierenden Versammlung vereitelt, die Gefahr 
einer - militärischen Kätastrophe heräufbeschwört und der Konter- 
revolution zum Sieg verhilft; 

4. daß der einzig "mögliche Ausweg aus der Situation darin be- 
steht, mit der Proyisorischen Regierung über die Bildung einer Re- 
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gierung zu verhandeln, die sich auf alle Gruppen der Demokratie 
stützt; —- 

5. daß die Vereinigte Russische Sozialdemokratische Arbeiterpar- 
tei es der Arbeiterklasse gegenüber für ihre Pflicht erachtet, nicht nur 
selbst jegliche Verantwortung für die Tätigkeit der Bolschewiki, die 
sich hinter dem Sowjetbanner verstecken, abzulehnen, sondern auch 
die Arbeiter und Soldaten vor einer Abenteurerpolitik zu warnen, 
die für das Land und die Revolution verhängnisvoll ist - verläßt die 
Fraktion der Vereinigten Russischen Sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei den gegenwärtigen Kongreß und fordert alle anderen Frak- 
tionen, die wie sie selbst die Verantwortung für die Tätigkeit der 
Bolschewiki ablehnen, zu einer sofortigen Zusammenkunft auf, um 
sich über die Situation klar zu werden. 


Deklaration des Zentralkomitees und der Fraktion der Sozialrevo- 
lutionäre auf dem Zweiten Sowjetkongreß 


Die Sozialrevolutionäre Fraktion des Zweiten Allrussischen Sowjet- 
kongresses der Arbeiter- und Soldatendeputierten erklärt im Einver- 
nehmen mit dem Zentralkomitce der Sozialrevolutionären Partei: 

1. Die Machtergreifung durch die Bolschewistische Partei und den 
Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten am Vor- 
abend der Konstituierenden Versammlung und einen Tag vor dem 
Allrussischen Sowjetkongreß ist ein Verbrechen gegen.das. Vater- 
land und die Revolution, bedeutet den Beginn des Bürgerkrieges und 
das Ende der Konstituierenden Versammlung und bedroht die Re- 
volution mit dem Untergang. = 

2. In der Voraussicht des Ausbruches der öflentlichen Empörung, 
der im Zusammenhang mit den in der gegenwärtigen Zeit völlig un- 
realisierbaren Versprechungen der Bolschewiki zwangsläufig eintre- 
ten muß, fordert die Sozialrevolutionäre Fraktion alle revolutionären 
Kräfte des Landes auf, sich zu organisieren und die Revolution zu 
schützen, damit sie im Falle einer drohenden Katastrophe das Schick- 
sal des Landes in ihre eigenen Hände nehmen können und, ohne der 
Konterrevolution zum Sieg zu verhelfen, so rasch als möglich den 
Abschluß eines allgemeinen demokratischen Friedens, die Einberu- 
fung der Konstituierenden Versammlung und die Sozialisierung des 
Bodens verwirklichen können. 

3. Nachdem die Bolschewistische Partei und der Petrograder So- 
wjet, der sich von ihr führen läßt, die Macht ergriffen haben, macht sie 
die Sozialrevolutionäre Fraktion für die Konsequenzen ihres wahn- 
sinnigen und verbrecherischen Schrittes verantwortlich. Da es nun- 
mehr unmöglich ist, mit den Bolschewiki gemeinsame Sache zu ma- 
chen, da ferner der Kongreß weder von der Front noch von vielen 
Sowjets genügend beschickt wurde und daher ungesetzlich ist, ver- 
läßt die Sozialrevolutionäre Fraktion den Kongreß. 


[S. A. Pjontkowski, Dokumente der Geschichte der Oktoberterolution, 5. 226f.] 
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NG [ec] Ertschließung über die Bildung des Rates der Volkskommissare 


| }Der Allrussische Kongreß der Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und 
\ Bauerndeputierten beschließtl; 

Bis zur Einberufung der Konstituierenden Versammlung eine pro- 
visorische Arbeiter- und Bauernregierung zur Verwaltung des Lan- 
des zu bilden, die »Rat der Volkskommissare« heißen wird. Die Lei- 
tung der verschiedenen Zweige des staatlichen Lebens wird Kom- 
missionen übertragen, die die Ausführung des auf dem Kongreß ver- 
kündeten Programms in enger Verbindung mit den Massenorgani- 
sationen der Arbeiter, Arbeiterinnen, Matrosen, Soldaten, Bauern 
und Werktätigen zu übernehmen haben. Die Regierungsgewalt liegt 
beim Kollegium dieser Kommissionen, d.h. dem Rat der Volks- 
kommissare. 

Die Kontrolle über die Tätigkeit der Volkskommissare und das 
Recht der Einmischung in diese verbleibt dem Allrussischen Kon- 
greß der Sowjets der Arbeiter-, Bauern- und Soldatendeputierten 
und seinem Zentralvollzugskomitee. 

Der Rat der Volkskommissare setzt sich gegenwärtig aus folgen- 
den Personen zusammen: 

Vorsitzender des Rates - Wladimir Uljanow (Lenin), 
Volkskommissar des Inneren - A. I. Rykow, 
Landwirtschaft - W. P. Miljutin, 
Arbeit - A. G. Schljapnikow, 
für Militär- und Marinefragen - ein Komitee, bestehend aus: 
W. A. Owsejenko (Antonow), N. W. Krylenko und P. E. Dybenko, 
für Fragen des Handels und der Industrie - W. P. Nogin, 
Volksbildung - A. W. Lunatscharskij, 
Finanzen - 1. I. Skworzow (Stepanow), 
Außenpolitik - L. D. Bronschtejn (Trotzkij), 
Justiz - G. I. Oppikow (Lomow), 
Versorgungsfragen - I. A. Teodorowitsch, 
Post und Telegraph - N. P. Awilow (Glebow), 
_ Vorsitzender für Nationalitätenfragen - I. W. Dschugaschwili 
“. (Stalin), 
der Posten des Volkskommissars für Eisenbahnen bleibt zur Zeit un- 
besetzt. 
[Der II. Allrussische Sowjetkongreß, Sammlung von Dokumenten, S. 413] 
4 . 
[d] Dekret über den Frieden. Einstimmig angenommen in der Sitzung des 
Allrussischen Sowjetkongresses am 26. Oktober (8. November) 1917 
Die Arbeiter- und Bauernregierung, die durch die Revolution vom 
24./25. Oktober (6./7. November) geschaffen wurde und sich auf die 


2 Nach dem Auszug der Menschewiki und »rechten« Sozialrerolutionäre, 
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Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten stützt, 


schlägt allen kriegführenden Völkern und ihren Regierungen vor, 
sofort Verhandlungen über einen gerechten demokratischen Frieden 
zu beginnen. 

Ein gerechter oder demokratischer Friede, den die überwältigende 
Mehrheit der durch den Krieg erschöpften, gepeinigten und gemar- 
terten Klassen der Arbeiter und der Werktätigenaller kriegführenden 
Länder ersehnt und den die russischen Arbeiter und Bauern nach 
dem Sturz der Zarenmonarchie auf das entschiedenste und beharr- 
lichste forderten - ein solcher Friede ist nach Auffassung der Regie- 
rung ein sofortiger Friede ohne Annexionen (d. h. ohne Aneignung 
fremder Territorien, ohne gewaltsame Angliederung fremder Völ- 
kerschaften) und ohne Kontributionen. 

Die Regierung Rußlands schlägt allen kriegführenden Völkern 
vor, unverzüglich einen solchen Frieden zu schließen, wobei sie sich 
bereit erklärt, sofort ohne die geringste Verzögerung alle entschei- 
denden Schritte zu unternehmen - bis zur endgültigen Bestätigung 
aller Bedingungen eines solchen Friedens durch die bevollmächtig- 
ten Versammlungen der Volksvertreter aller Länder und aller Na- 
tionen. 

Unter Annexion oder Aneignung fremder Territorien versteht die 
Regierung, im Einklang mit dem Rechtsbewußtsein der Demokratie 
im allgemeinen und der werktätigen Klassen im besonderen, jede 
Angliederung einer kleinen oder schwachen Völkerschaft an einen 
großen oder mächtigen Staat, ohne daß diese Völkerschaft ihr Ein- 
verständnis und ihren Wunsch genau, klar und freiwillig zum Aus- 
druck gebracht hat, unabhängig davon, wann diese gewaltsame An- 
gliederung erfolgt ist, sowie unabhängig davon, wie entwickelt oder 
rückständig eine solche mit Gewalt angegliederte oder mit Gewalt 
innerhalb der Grenzen eines gegebenen Staates festgehaltene Nation 
ist, und schließlich unabhängig davon, ob diese Nation in Europa 
oder in fernen, überseeischen Ländern lebt. 

Wenn irgendeine Nation mit Gewalt in den Grenzen eines gege 
benen Staates festgehalten wird, wenn dieser Nation entgegen ihrem 
zum Ausdruck gebrachten Wunsche - gleichviel, ob dieser Wunsch 
in der Presse oder in Volksversammlungen, in Beschlüssen der Par- 
teien oder in Empörungen und Aufständen gegen die nationale Un- 
terdrückung geäußert wurde — das Recht vorenthalten wird, nach 
vollständiger Zurückziehung der Truppen der die Angliederung 
vornehmenden oder überhaupt der stärkeren Nation in freier Ab- 
stimmung über die Formen ihrer staatlichen Existenz ohne den min- 
desten Zwang selbst zu entscheiden, so ist eine solche Angliederung 
eine Annexion, d. h. eine Eroberung und Vergewaltigung. 

Diesen Krieg fortzusetzen, um die Fragen zu entscheiden, wie die 
starken und reichen Nationen die von ihnen annektierten schwachen 
Völkerschaften unter sich aufteilen sollen, hält die Regierung für das 
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größte Verbrechen an der Menschheit, und sie verkündet feierlich 
ihre Entschlossenheit, unverzüglich die Bedingungen eines Friedens 
zu unterzeichnen, der diesem Krieg unter den obengenannten, für 
ausnahmslos alle Völkerschaften gleich gerechten Bedingungen ein 
Ende macht. 

Gleichzeitig erklärt die Regierung, daß sie die obengenannten 
Friedensbedingungen keineswegs als ultimativ betrachtet, d. h., daß 
sie bereit ist, auch jegliche anderen Friedensbedingungen zu erwä- 
gen, und lediglich darauf besteht, daß die Friedensbedingungen von 
irgendeinem kriegführenden Lande möglichst rasch und mit vollster 
Klarheit, bei unbedingter Ausschaltung jeder Zweideutigkeit und 
Geheimhaltung angeboten werden. 

Die Regierung schafft die Geheimdiplomatie ab; sie erklärt, daß 
sie ihrerseits fest entschlossen ist, alle Verhandlungen völlig offen 
vor dem ganzen Volke zu führen, und geht unverzüglich dazu über, 
alle Geheimverträge zu veröflentlichen, die von der Regierung der 
Gutsbesitzer und Kapitalisten in der Zeit vom Februar bis zum 
25. Oktober (7. November) 1917 bestätigt oder abgeschlossen wur- 
den. Der ganze Inhalt dieser Geheimverträge, soweit er, wie es zu- 
meist der Fall war, den Zweck hatte, den russischen Gutsbesitzern 
und Kapitalisten Vorteile und Privilegien zu verschaffen, die An- 
nexionen der Großrussen aufrechtzuerhalten oder zu erweitern, wird 
von der Regierung bedingungslos und sofort für ungültig erklärt. 

Indem sich die Regierung an die Regierungen und Völker aller 
Länder mit dem Vorschlag wendet, sofort offene Verhandlungen 
über den Friedensschluß aufzunehmen, gibt sie ihrerseits ihrer Be- 
reitschaft Ausdruck, diese Verhandlungen sowohl schriftlich, tele- 
graphisch als auch durch mündliche Unterhandlungen mit Vertretern 
der verschiedenen Länder oder auf Konferenzen dieser Vertreter zu 
führen. Um solche Unterhandlungen zu erleichtern, entsendet die 
Regierung ihren bevollmächtigten Vertreter in die neutralen Länder. 

Die Regierung schlägt allen Regierungen und Völkern aller krieg- 
führenden Länder vor, sofort einen Waffenstillstand abzuschließen, 
wobei sie es ihrerseits für wünschenswert hält, daß dieser Wafen- 
stillstand auf mindestens drei Monate abgeschlossen wird, d.h. auf 
eine Frist, die völlig ausreicht sowohl für den Abschluß von Frie- 
densverhandlungen, an denen Vertreter ausnahrmslos aller Völker- 
schaften oder Nationen teilnehmen sollen, die in den Krieg hinein- 
gezogen oder hineingezwungen wurden, als auch für die Einberu- 
fung bevollmächtigter Versammlungen der Volksvertreter aller Län- 
der zur endgültigen Bestätigung der Friedensbedingungen. 

Die Provisorische Arbeiter- und Bauernregierung Rußlands, die 
dieses Friedensangebot an die Regierungen und an die Völker aller 
kriegführenden Länder richtet, wendet sich gleichzeitig insbesondere 
an die klassenbewußten Arbeiter der drei fortgeschrittensten Natio- 
nen der Menschheit und der größten am gegenwärtigen Kriege be- 
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teiligten Staaten: Englands, Frankreichs und Deutschlands. Die Ar- 
beiter dieser Länder haben der Sache des Fortschritts und des Sozia- 
lismus die größten Dienste erwiesen - in den großen Vorbildern der 
Chartistenbewegung in England, in der Reihe der Revolutionen von 
weltgeschichtlicher Bedeutung, die das französische Proletariat voll- 
bracht hat, und schließlich im heroischen Kampf gegen das Sozia- 
listengesetz sowie in der für die Arbeiter der ganzen Welt muster- 
gültigen langwierigen und beharrlichen disziplinierten Arbeit an der 
Schaflung von proletarischen Massenorganisationen in Deutschland. 
Alle diese Vorbilder proletarischen Heldentums und geschichtlicher 
Schöpferkraft sind für uns eine Bürgschaft, daß die Arbeiter der ge- 
nannten Länder die ihnen jetzt gestellte Aufgabe der Befreiung der 
Menschheit von den Schrecken des Krieges und seinen Folgen be- 
greifen werden; daß diese Arbeiter uns durch ihre allseitige, ent- 
schiedene, rückhaltlos energische Tätigkeit helfen werden, die Sache 
des Friedens und zugleich damit die Sache der Befreiung der werk- 
tätigen und ausgebeuteten Volksmassen von jeder Sklaverei und je- 
der Ausbeutung erfolgreich zu Ende zu führen. 

Der Präsident des Rates der Volkskommissare: 

Wladimir Uljanow (Lenin) 


[Sammlung von Dekreten und Verordnungen der Arbeiter- und Bauernregierung, Nr. ı, 2) 


Ye Dekret über den Grund und Boden. Angenommen auf dem Sowjelkongreß 
von 26. Oktober (8. November) 1917 


1. Das Eigentumsrecht der Gutsbesitzer an Grund und Boden wird 
unverzüglich aufgehoben. Eine Entschädigung wird nicht geleistet. 
2. Die den Gutsbesitzern, Domänenverwaltungen, Klöstern und 
Kirchen gehörenden Ländereien gehen mit allem lebenden und toten 
Inventar, allen Baulichkeiten und allem Zubehör bis zur Einberu- 
fung der Konstituierenden Versammlung in die Verwaltung der 
Dorfagrarkomitees und der Kreisbauernräte über. 

3. Jeder diesem konfiszierten Eigentum, das nun dem ganzen Volke 
gehört, zugefügte Schaden wird als schweres Verbrechen betrachtet 
und von den Revolutionsgerichten bestraft. Die Kreisbauernräte er- 
greifen alle notwendigen Maßnahmen zur Wahrung einer strengen 
Ordnung bei der Konfiskation des Gutsbesitzes, zur Bestimmung 
der der Konfiskation unterliegenden Ländereien und ihrer Grenzen, 
zur Aufstellung genauer Verzeichnisse des konfiszierten Eigentums 
und zur strengsten revolutionären Bewachung des ganzen in den Be- 
sitz des Volkes übergehenden Grundbesitzes mit allen Baulichkeiten, 
Geräten und Viehbeständen, Vorräten usw. 

4. Als Richtschnur bei der Verwirklichung der großen Agrarreform 
bis zu ihrer Bestätigung durch die Konstituante diene folgende In- 
struktion, die auf Grund von 241 lokalen Bauernbeschlüssen von der 
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Redaktion der Iswestija des Allrussischen Banernrates ausgearbeitet und 
in der Nr. 88 dieser Zeitung vom 19. August (1. September) 1917 
veröffentlicht worden ist: 

Die Frage des Landbesitzes kann in ihrem vollen Umfange nur 
durch die vom ganzen Volke gewählte Konstituante entschieden 
werden. Die gerechteste Lösung dieser Frage muß in folgendem be- 
stehen: 

1. Jeder private Landbesitz wird für immer aufgehoben; das Land 
kann weder verkauft noch gekauft, weder verpachtet noch verpfän- 
det, noch auf irgendeine andere Weise übereignet werden. Jedes 
Land: ob es dem Staate, der Domänenverwaltung, der Krone, Klö- 
stern, der Kirche, Majoraten, privaten Besitzern, Gesellschaften oder 
Bauerngemeinden gehört, wird ohrıe Entschädigung enteignet, zum 
Besitze des ganzen Volkes erklärt und denen, die es bearbeiten, zur 

, Nutznießung überlassen. 
j Diejenigen, die durch diese Reform geschädigt werden, haben das 
! Recht auf Unterstützung aus öffentlichen Mitteln nur für den Zeit- 
| raum, der zur Gewöhnung an die neuen Existenzbedingungen nötig 
ist. 
n \ } 2. Alle Bodenschätze: Erze, Erdöl, Kohle, Salz usw., ebenso alle 
Yale Waldungen und Gewässer, die Bedeutung für die Allgemeinheit ha- 
ben, gehen in den ausschließlichen Besitz des Staates über. Alle klei- 
neren Flüsse, Seen, Waldungen etc. gehen in den Besitz der Gemein- 
den über, unter der Bedingung, daß sie von örtlichen Selbstverwal- 
tungsorganen bewirtschaftet werden. 

3. Ländereien mit hochentwickelten Kulturen, wie Gärten, Pflan- 
zungen, Baumschulen, Treibhäusern, Treibbeeten usw., dürfen nicht 
geteilt werden. Sie werden als Musterwirtschaften organisiert und je 
nach ihrer Größe und Bedeutung dem Staate oder den Gemeinden 
zur Nutznießung überlassen. 

Gärten auf dem Land und in den Städten sowie Gemüsegärten 
werden den bisherigen Besitzern zur Nutznießung belassen, wobei 
die Größe des Besitzes und die Höhe der für die Nutznießung zu 
entrichtenden Abgaben auf dem Wege der Gesetzgebung zu be- 
stimmen ist. 

4. Gestüte, staatliche und private Vieh- und Geflügelzüchtereien 
usw, werden konfisziert und je nach ihrer Größe und Bedeutung ent- 
weder dem Staate oder der Gemeinde zur Nutznießung übergeben. 

5. Probleme des Verkaufs werden von der Konstituante entschie- 
den. Das ganze lebende und tote Wirtschaftsinventar der konfiszier- 
ten Ländereien geht, je nach Größe und Bedeutung, in den Besitz 
des Staates oder der Gemeinden ohne jede Entschädigung über. Von 
der Konfiskation des Inventars bleiben die Bauern mit kleinem, Land. 
besitz’ verschont. — 

6. Das Recht der Nutznießung an dem konfiszierten Boden haben 
alle Bürger und Bürgerinnen des russischen Staates, die das Land mit 
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eigener Kraft, mit Hilfe ihrer Familienmitglieder oder im Verein mit 
anderen bearbeiten wollen, und nur solange sic die Kraft haben, = 
zu bearbeiten. zur 

"Die Verwendung bezahlter Arbeitskräfte wird nicht geäratter; 
Wenn ein Mitglied einer Dorfgemeinde im Laufe zweier Jahre krank- 


heitshalber nicht die Möglichkeit hat, den Boden selbst zu bewirt- | 
schaften, ist die Dorfgemeinde verpflichtet, ihm zu Hilfe zu aa 3 j 


und das Land zu bearbeiten. 
Ackerbauer, die infolge hohen Alters oder Invalidität ihre Arbeits- 
fähigkeit für immer eingebüßt haben, verlieren jedes Recht auf den 


ihnen zugewiesenen Boden und bekommen statt dessen eine Pension« $ 


vom Staate. 

"7. Der Boden wird unter den Ackerbauern unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse und Arbeits- oder Verbrauchsnormen ver- 
teilt. Die Formen der Bewirtschaftung müssen vollständig frei sein; 
den einzelnen Dörfern und Siedlungen wird es freigestellt, die Bildung 
von Einzelwirtschaften, Höfen, Gemeinden und Artjels zuzulassen. 

8. Das enteignete Land bildet einen dem ganzenVolke gehörenden 
Agrarfonds. Die Verteilung und Abgabe an die Ackerbauern wird 
von den örtlichen und zentralen Selbstverwaltungen, angefangen 
mit den demokratisch organisierten ständelosen Dorf- und Stadt- 
gemeinden bis zu den zentralen Landesorganisationen, besorgt. 

Der Agrarfonds wird periodisch nach Maßgabe des Bevölkerungs- 
zuwachses und der Hebung der Landwirtschaft neu eingeteilt. Bei 
der Festsetzung neuer Grenzen darf der Kern der zugewiesenen An- 
teile nicht angetastet werden. 

Das Land der ausscheidenden Mitglieder kommt wieder an den 
Agrarfonds. Die nächsten Anverwandten des Ausgeschiedenen so- 
wie andere von diesem bezeichnete Personen haben ein Vorzugs- 
recht auf die Zuweisung der betreffenden Anteile. 

Die Kosten der Düngung und Melioration des Bodens müssen, 
insofern die Melioration zur Zeit der Rückgabe des Bodenanteils an 
den Agrarfonds noch nicht voll ausgenützt worden ist, zurückerstat- 
tet werden. \ 

Wenn in irgendeiner Gegend der vorhandene Agrarfonds zur Be- | 
friedigung der Bevölkerung nicht ausreicht, muB der Überschuß der J 
Bevölkerung auswandern. || 

"Die Regelung der"Auswanderung sowie die mit ihr verbundenen 
Kosten und die Versorgung der Auswanderer mit Inventar obliegen 
dem Staate. Die Auswanderung hat in folgender Ordnung zu ge- 
schehen: In erster Linie unterliegen ihr die landlosen Bauern, falls 
sie den Willen dazu haben, dann die Gemeindemitglieder: mit schlech- 
tem Leumund, wie Deserteure usw. Über den Rest entscheidet das 
Los oder eine gutwillige Vereinbarung. 

Der Inhalt dieser Instruktion muß als der Ausdruck des bedin- 
gungslosen Willens der überwiegenden Mehrheit der klassenbewuß- 
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ten Bauern von ganz Rußland zu einem provisorischen Gesetz er- 
klärt werden, das vor Einberufung der Konstituante nach Möglich- 
keit unverzüglich, im einzelnen seiner Teile aber erst nach und nach, 
in einem von den Kreisbauernräten zu bestimmenden Maß zu ver- 
wirklichen ist. Der Landbesitz der gemeinen Kosaken und Bauern 
wird nicht konfisziert. Fe 
DEREN, Der Präsident des Rates der Volkskommissare: 
Wladimir Uljanow (Lenin) 
26. Oktober (8. November) 1917 


[Iswestija vom 28. Oktober (t0. November) 1917] 


Pean 


[FJ Aufruf des Zweiten Sowjetkongresses der Arbeiter-, Soldaten- und 
Banerndepntierten anläßlich des Sieges der bolschewistischen Revolution vom 
26. Oktober (8. November) 1917 


An die Arbeiter, Soldaten und Bauern! 

Der Zweite Allrussische Sowjetkongreß der Arbeiter-und Soldaten- 
deputierten ist eröffnet. Auf diesem Kongreß ist die gewaltige Mehr- 
heit der Sowjets vertreten. Auf dem Kongreß ist auch eine Reihe von 
Delegierten der Bauernsowjets anwesend. Die Vollmachten des pak- 
tiererischen Zentralvollzugskomitees sind abgelaufen. Gestützt auf 
den Willen der gewaltigen Mehrheit der Arbeiter, Soldaten und 
Bauern, gestützt auf den in Petrograd vollzogenen siegreichen Auf- 
stand der Arbeiter und der Garnison, nimmt der Kongreß die Macht 
‚in seine Hände. 

} Die Provisorische Regierung ist gestürzt. Die meisten Mitglieder 
Ider Provisorischen Regierung sind bereits verhaftet. 

Die Sowjetmacht wird sofort allen Völkern einen demokratischen 
Frieden und den sofortigen Waffenstillstand an allen Fronten vor- 
schlagen. Sie wird die entschädigungslose Übergabe der Gutsbesit- 
zer-, Kron- und Klosterländereien in die Verfügungsgewalt der 
Bauernkomitees sicherstellen, die Rechte der Soldaten schützen, in- 
dem sie die volle Demokratisierung der Armee durchführt, sie wird 
die Arbeiterkontrolle über die Produktion einführen und die recht- 
zeitige Einberufung der Konstituierenden Versammlung gewähr- 
leisten, sie wird dafür sorgen, daß die Städte mit Brot und die Dörfer 
mit Gegenständen des dringendsten Bedarfs beliefert werden, sie 
wird allen in Rußland lebenden Völkern das wirkliche Recht auf 
Selbstbestimmung sichern. 
| Der Kongreß beschließt: Die ganze Macht geht überall an die 
!Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten über, die eine 

; wirkliche revolutionäre Ordnung zu gewährleisten haben. 

Der Kongreß ruft die Soldaten in den Schützengräben zu Wach- 
sarnkeit und Standhaftigkeit auf. Der Sowjetkongreß ist überzeugt, 
daß die revolutionäre Armee es verstehen wird, die Revolution gegen 
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jegliche Anschläge des Imperialismus.zu. verteidigen, bis die neue 
Regierung den Abschluß eines demokratischen Friedens erzielt hat, 
den sie unmittelbar allen Völkern vorschlagen wird. Die neue Regie- 
tung wird alle Maßnahmen treffen, um durch eine entschlossene Po- 
litik von Requisitionen und Besteuerung der besitzenden Klassen die 
revolutionäre Armee mit allem Nötigen zu versorgen, und wird auch 
die Lage der Soldatenfamilien verbessern. 

Die Kornilowleute - Kerenskij, Kaledin u. a. —- versuchen, Trup- 
pen gegen Petrograd zu führen. Einige Truppenteile, die Kerenskij 
auf betrügerische Weise in Bewegung gesetzt hat, sind auf die Seite 
des aufständischen Volkes übergegangen. 

Soldaten, setzt dem Kornilowimann Kerenskij aktiven Widerstand entgegen! 

Seid auf der Hut! 

Eisenbahner, haltet alle Truppentransporte an, die Kerenskij gegen Petro- 
grad schickt! Soldaten, Arbeiter, Angestellte! Das Schicksal der Revolution 
und das Schicksal des demokratischen Friedens liegt in euren Fländen! 

Es lebe die Revolution! 

Der Allrussische Sowjetkongreß 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten. 
Die Delegierten der Bauernsowje:s. 


[Prawda vom 27. Oktober (9. November) 1917} 


[g] Erweiterung des Zentralvollzugskomitees des Sowjetkongresses 


Bulletin des ZK der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
(Bolschewiki) 


30. Oktober (12. November) 1917 
Am 29. Oktober hat das ZK die Frage über die Erweiterung des 
Zentralvollzugskomitees entschieden. Die Frage wurde in dem Sinne 
beantwortet, daß das Zentralvollzugskomitee proportional den Ver- 
tretern jener Parteien, die den Sowjetkongreß verlassen haben!, und 
der Sowjetvertreter, die nicht anwesend sind, um je ı Deputierten 
auf 125000 Einwohner erweitert wird. Das Zentralvollzugskomitee 
bildet die Regierung, welche ihm gegenüber verantwortlich ist. In 
die Regierung können alle Parteien, die dem Sowjet angehören, Ver- 
treter entsenden. Alle Dekrete, die vom Augenblick dieser Verein- 
barung an ausgegeben werden, werden bestätigt. Der Allrussische 
Verband der Eisenbahner hat die Forderung erhoben, ein sozialisti- 
sches Koalitionsministerium zu bilden; im Falle die gegnerische 
Seite diese Forderung nicht erfüllen will, drohen die Eisenbahner 
mit dem Generalstreik. Es wurde eine Verhandlungskommission ge- 
bilder, der Vertreter des Zentralvollzugskomitees, der Zentral- 
komitees aller Parteien, des Komitees zur Rettung der Revolution, 


! Val. Dok. 87b, c. 
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des Eisenbahnerverbandes, des Verbandes der Post- und Tele- 
graphenarbeiter angehören. 

In Petersburg ist der Aufstand der Junker niedergeschlagen. Es 
gab viele Opfer. In der Stadt ist es ruhig. Das im Gebäude der Stadt- 
duma tagende Komitee zur Rettung der Revolution hat einen Befehl 
zur Verhaftung der Mitglieder des Revolutionskomitees erlassen. In 
Moskau haben die Junker und die französischen Truppen! sich von 
neuem erhoben; Straßenkämpfe toben. Gerüchten zufolge ist Ke- 
renskij von Truppen des Revolutionskomitees umzingelt. Kornilow 
steht auf der Seite Kerenskijs. Kerenskij steht mit Michail Alexandro- 
witsch [dem Bruder des ehemaligen Zaren] telephonisch in Ver- 
bindung. 

Alle Macht auf der Krim (in Sewastopol, Ewpatorija, Feodosija) 
ist auf die Sowjets übergegangen. In Simferopol hat sich ein ent- 
sprechendes Komitee zur Rettung der Revolution gebildet. 

Die Bahnknotenpunkte Orscha, Molodetschno, Minsk sind in un- 
serer Hand. 

Die Zeitungen in der Hauptstadt gelangen nicht in die Provinz. 
Petersburg ist über die Provinz schlecht unterrichtet. Wir bitten, die 
von uns empfangenen Nachrichten in Ihrem Bezirk zu verbreiten 
und uns schriftlich von der Lage bei Ihnen zu unterrichten. 


[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphale Sieg der 
Sowjetmacht, Bd. 1, 5. 12 f.] 


[88] Gegenmaßnahmen Kerenskijs und der Generäle 


x 
“ 


[a] Kerenskijs Befehl vom 27. Oktober (9. November) 1917 an die Truppen 
des Petrograder Distrikts 


Ich erkläre, daß ich, der Ministerpräsident der Provisorischen Regie- 
rung und der Höchstkommandierende aller bewaffneten Streitkräfte 
der Russischen Republik, heute an der Spitze von Fronttruppen, die 
dem Vaterland ergeben sind, eingetroffen bin. 

Ich befehle allen Einheiten des Petrograder Militärbezirkes, die 
sich aus Unwissenheit einer Bande von Verrätern des Vaterlands an- 
geschlossen haben, unverzüglich die Erfüllung ihrer Pflicht wieder- 
aufzunehmen. 

Dieser Befehl soll in allen Kompanien, ENDREREBIEIUNGER und 
Bataillonen verlesen werden. 

Gatschina, 27. Oktober (9. November) 1917 
Ministerpräsident der Provisorischen 
Regierung und Höchstkommandierender, 


A. Kerenskij 
[5. A. Pjontkowskj, Dokumente der Geschichte der Oktoberrerolution, S, 227] 


3 Bioe Artillerleeinheit. 


Gegenmaßnahmen Kerenskijs und der Generäle 321 


[bJ Aufruf von General P. N. Krasnow an die Kosaken vom 27. Oktober 
(9. November) 1917 


Mit dem Willen des Höchstkommandierenden wurde ich zum Be- 
fehlshaber der vor Petrograd konzentrierten Truppen ernannt. 

Bürger, Soldaten, tapfere Kosaken des Dons, des Kubans, aus 
Trans-Baikal, Ussuri, vom Amur und Jenissei, Ihr alle, die Ihr Eurem 
Soldateneid treu geblieben seid, Ihr, die Ihr gelobt habt, den Ko- 
sakenschwaur fest und unverletzt zu halten - an Euch wende ich mich 
mit dem Ruf, Petrograd aus der Anarchie, der Gewalt und dem 
Hunger zu retten und Rußland von dem unauslöschlichen Schand- 
mal zu reinigen, mit dem es von einer finsteren Gruppe Unwissender 
befleckt wurde, die sich vom Willen und Geld Kaiser Wilhelms lei- 
ten ließen. 

Die Provisorische Regierung, der Ihr in den großen Märztagen 
den Treueid geschworen habt, ist nicht gestürzt, sondern wurde mit 
Gewalt aus ihrem Hauptquartier vertrieben und hält ihre Sitzungen 
bei der großen Armee an der Front ab. 

Eingedenk seiner Pflicht hat der Rat der Union der Kosakentrup- 
pen alle Kosaken vereinigt. Beseelt vom Kosakengeist, unterstützt 
vom ganzen russischen Volk, gelobte er, dem Vaterland so zu dienen, 
wie unsere Vorfahren ihm in den schrecklichen Zeiten der Wirren 
von 1612 gedient haben, als die Donkosaken Moskau retteten, das 
von den Schweden, Polen und Litauern bedroht war und sichin 
innerem Streite zerfleischte. Der Frontkongreß der Kosaken in 
Kiew, der die Macht ergriff - zusammen mit den Ukrainern und den 
pflichtgetreuen Truppen -, steht gehorsam hinter der Provisorischen 
Regierung. 

Alle Kongresse der Bauerndeputierten haben sich geweigert, ir- 
gend etwas mit einer Handvoll Verräter und Betrüger zu tun zu 
haben. 

Die kämpfende Front betrachtet die Feinde und Verräter mit un- 
aussprechlichem Entsetzen und voller Verachtung. Ihre Räubereien, 
Morde und Gewaltakte, ihre echt deutschen Exzesse gegen Besiegte, 
die sich nicht ergaben, haben ganz Rußland vor ihnen zurückschau- 
dern lassen. 

Bürger, Soldaten und tapfere Kosaken der Petrograder Garnison! 
Schickt sofort Euere Delegierten zu mir, damit ich weiß, wer die 
Freiheit und das Vaterland verrät und wer nicht, auf daß nicht unab- 
sichtlich unschuldiges Blut vergossen werde. 

Der Befehlshaber der vor Petrograd konzentrierten Truppen 
der Russischen Republik, Generalmajor Krasnow. 
Für den Stabschef: Oberstleutnant Popow. 


[Rabotschaja Gaseta vom 28. Oktober (11. November) 1917] 
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y. [c] Aufruf des Komitees für die Rettung des Waterlandes vom 27. Oktober 
(9. November) 1917 


An die Bürger der Russischen Republik! 

Am 25. Oktober (7. November) verhafteten die Bolschewiki gegen 
den Willen des revolutionären Volkes in verbrecherischer Weise ei- 
nige Mitglieder der Provisorischen Regierung, lösten den Provisori- 
schen Rat der Russischen Republik auf und riefen eine illegale Re- 
gierung aus. Gewalttätigkeit gegen die Regierung des revolutionären 
Rußlands, begangen zu einer Zeit der größten Gefahr von seiten des 
äußeren Feindes, ist ein unerhörtes Verbrechen am Vaterland. 

Die Revolte der Bolschewiki fügt der Sache der Verteidigung 
einen tödlichen Schlag zu und wirkt sich gegen den von jedermann 
begehrten Frieden aus. 

Der von den Bolschewiki begonnene Bürgerkrieg droht das Land 
in das unbeschreibliche Grauen der Anarchie und Konterrevolution 
zu werfen und die Konstituierende Versammlung zu beseitigen, die 
die republikanische Ordnung stärken und dem Volk das Land ein 
für allemal gewinnen helfen muß. j 

Zur Erhaltung der Fortdauer einer ungeteilten staatlichen Autori- 
tät ergreift das Allrussische Komitee für die Rettung des Vaterlandes 
und der Revolution die Initiative bei der Neuschaffung der Provi- 
sorischen Regierung, die, unterstützt von den Kräften der Demo- 
kratie, das Land der Konstituierenden Versammlung unterstellen 
und vor der Konterrevolution und Anarchie retten wird. 

Das Allrussische Komitee für die Rettung des Vaterlandes und der 
Revolution fordert alle Bürger auf: Erkennt die Autorität der Usur- 
patoren nicht anl Befolgt ihre Befehle nicht! Erhebt euch zur Ver- 
teidigung des Vaterlandes und der Revolution! Unterstützt das All- 
russische Komitee für die Rettung des Vaterlandes und der Revo- 
lution! 

Das Allrussische Komitee für die Rettung des 
Vaterlandes und der Revolution mit Vertretern der 
Petrograder Stadt-Duma, der Provisorische Rat der 
Russischen Republik, das Zentralvollzugskomitee 
des Allrussischen Rates der Bauerndeputierten, das 
Zentralvollzugskomitee der Sowjets der Arbeiter- 
und Soldatendeputierten, die Frontgruppen, Ver- 
treter des Zweiten Kongresses der Sowjets der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten, die Delegatio- 
nen der Sozialrevolutionäre und Sozialdemokraten 
(Menschewiki), der Volkssozialisten, der Gruppe 
»Einheit« u. a. 


[S. A. Pjontkowski, Dokumente der Geschichte der Oktoberrevolution, $. 242f.] 


[89] Gegenschlag Trotzkijs 


[a] Aufruf des Militär- Revolntionären Komitees vom 29. Oktober ( 11. INo- 
—Svernber) 1917 


An die Bevölkerung von Petrograd 

Zur gleichen Zeit, da dunkle Banden unter Führung von Kerenskij 
versuchen, auf Petrograd zu marschieren, haben die Mietlinge und 
Anhänger der Konterrevolution in der Stadt selbst eine Verschwö- 
rung angezettelt. Ihr Plan bestand darin, in der Nacht vom 28. auf 
den 29. Oktober (10. auf den 11. November) alle wichtigen Punkte 
der Stadt zu besetzen und die in der Peter-Pauls-Festung inhaftierten 
Minister freizulassen. Die Verschwörer, die weder in der Garnison 
noch in der Bevölkerung über Anhänger verfügten, verließen sich 
ausschließlich auf die Plötzlichkeit ihres Überfalls. Aber der Plan 
wurde rechtzeitig durch den Kommandanten der Peter-Pauls-Fe- 
stung, den Fähnrich Blagonrawow, infolge der revolutionären Wach- 
samkeit eines Angehörigen der Roten Garde, dessen Name noch 
festgestellt werden wird, aufgedeckt. Im Zentrum der Verschwörung 
stand das sogenannte Rettungskomitee!. Das Kommando über die 
Truppen war dem Oberst Polkownikow zugedacht. Seine Order 
war von dem auf Ehrenwort freigelassenen ehemaligen Mitglied des 
Zentralvollzugskomitees Goz unterschrieben. Auf diese Weise ha- 
ben die bedauerns- und verachtungswürdigen Verschwörer, die 
Micetlinge der Bourgeoisie, der Gutsbesitzer und der Generale mit 
Hilfe der Kornilow-Anhänger einen räuberischen Anschlag gegen 
die vom Allrussischen Sowjetkongreß eingesetzte und von der über- 
wältigenden Mehrheit des Petrograder Rates der Arbeiter- und Sol- 
datendeputierten anerkannte Staatsmacht vorbereitet. 

Indem das Militär-Revolutionäre Komitee davon der Bevölkerung 
von Petrograd Mitteilung macht, beschließt es: die in die Verschwö- 
rung verwickelten Personen zu verhaften und vor ein militär-revo- 
lutionäres Gericht zu stellen. 

Das Militär-Revolutionäre Komitee 


[Krasnyj Archiv, Bd. 53, 1932, S. 43] 


[b] Aufruf des Militär-Revolutionären Komitees vom 29. Oktober ( 11. No- 
vember) 1917 


An alle Bürger der Stadt Petrograd 

Hiermit wird über die Stadt Petrograd und ihre Umgebung der 
Belagerungszustand verhängt. Alle Versammlungen und Meetings 
auf den Straßen und überhaupt unter freiem Himmel werden bis zum 


I Vgl, Dok. 88 c. 
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Erlaß einer besonderen Verfügung verboten. Der Straßenbahnver- 
kehr geht ungehindert weiter. 
Der Vorsitzende des Militär-Revolutionären Komitees 
N. Podwojskij 


[Krasnyj Archiv, Bd. 53, 1932, 5. 43] 


[c] Aufruf des Militär- Revolutionären Komitees an die Soldaten vom 29. Ok- 
tober (11. November) 1917 


An die revolutionäre Garnison von Petrograd 
Genossen Soldaten, seid auf der Wacht! Alle Truppenteile werden 
sofort in Alarmbereitschaft versetzt. Die Sache der Freiheit ist in 
euren Händen, Genossen! 
Der Vorsitzende des Militär-Revolutionären Komitees 
N, Podwojskij 


[Krasayj Acchiv, Bd. 53, 1932, $. 43] 


[d] Befehl für den Petrograder Militärbezirk vom 29. Oktober (11. No- 
vember) 1917 


Mit Willen der Revolutionsregierung bin ich zum Oberkommandie- 
renden für die Verteidigung von Petrograd ernannt worden. 

Ich befehle allen Stäben und Verwaltungen, ihre Arbeit so fortzu- 
führen, wie dies bisher geschah. Den Bürgern der Stadt teile ich mit, 
daß sie sich über die Ordnung in der Hauptstadt keine Sorgen zu 
machen brauchen. Es werden alle notwendigen Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung derselben ergriffen werden, wenn sie von den 
Feinden der Revolution gefährdet werden sollte. 

Ich rufe die Matrosen, Soldaten, Arbeiter und das ganze revolu- 
tionäre Proletariat auf, ein lebendes Beispiel staatsbürgerlicher Dis- 
ziplin zu geben. 

Der Oberkommandierende für die Verteidigung von Petrograd 
Oberstleutnant Murawjow 
[Krasayj Archiv, Bd. 53, 1932, S. 44] 


[e] Protokoll der Sitzung des Petrograder Militär- Revolutionären Komitees 


29. Oktober (11. November) 1917 
1a. Beschlossen: Skrypnik! wird beauftragt, mit dem Stab, Ustinow? 


mit den Kommissaren über die Bewachung des Smolnyj-Instituts zu 
sprechen. 


% A, I. Skrypnik, Mitglied des Milidär-Revolutionären Komitees. 
® A, U. Ustinow, Mitglied des Sowjetkongtesses von Demjansk, Gourernement Nowgorod. 
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1. Information: von der Eisenbahnstation Bologojel: ein Militär- 
Revolutionäres Komitee ist vorhanden, das Truppen und Verpfle- 
gung zur Verfügung des Petrograder Militär-Revolutionären Komi- 
tees abstellen will. 

1. Beschlossen: heute kein Besuchstag (in Petropawlowsk?), um 
die Wache nicht von wichtigeren Dingen abzulenken. 

2. Informationen: die internationale Telegraphenlinie ist in unse- 
ren Händen. 

2. Beschluß: dem 6. Reserve-Sappeur-Bataillon 30 Revolver aus- 
zugeben. 


Geschlossene Sitzung 


3. Beschluß: die von Kerenskij entsandte Delegation, die in der 
1. Kosaken-Division agitiert, zu verhaften. 

4. Beschlossen: zwei Delegierte (zur Information) an die Front 
zu entsenden. 

5. Beschlossen: unverzüglich dem Stab die Aufsicht über die 
vorbeikommenden Lastkähne zu übergeben. 

6. Beschlossen: vorläufig (bis zur Rückkehr der Delegation) die 
Frage über die Aufputschung der Front (Übergang zum Angriff) zu- 
rückzustellen. 

7. Beschlossen: der Stab soll so schnell als möglich Befehle er- 
lassen (im Interesse der Information unserer Armee). 

8. Beschlossen über die Delegierten: einen Delegierten an die 
Front [zu schicken] - Genossen Skrypnik. 

9. Beschlossen über die Verpflegung: eine Verpflegungsabteilung 
zu schaffen; Mitglieder: Ancelowitsch?, Lewin*, Joffe®. 

3. Information um 3% Uhr tags: die Wladimir-Schule u. a. ge- 
nommen. Die Matrosen im Angriff. Stimmung ausgezeichnet. 

10. Beschlossen: Ausgabe von Waffen an das Zentralkomitee des 
Bauernverbandes abzulehnen. Wir brauchen sie selbst®. 

11. Beschlossen: im Zusammenhang mit erhaltenen Mitteilungen 
über einen beabsichtigten Streik der Eisenbahner nach dem Vortrag 
des Vertreters des ZK des Eisenbahnerverbandes, der einen Ausweis 
für die Fahrt der Delegation zu Kerenskij verlangte, um dessen 
Truppen zum Angriff auf Petrograd zu veranlassen, soll eine ge- 
schlossene Beratung allein des Militär-Revolutionären Komitees 
stattfinden. 

Beschlossen: nicht in die Erörterung des Zieles der Reise der 


1 Gouvernement Nowgorod. 

B Peter-Pauls-Festung. 

a Nähere Daten fehlen. 

4 Nähere Daten fehlen. 

sA.A,. Joffe, Mitglied des Militir-Revolutionären Komitces, später bolschewistischer Unter- 
händler in Brest-Litowsk. 

*Ia Wahrheit war Trotzkij den Bauera gegenüber mißtrauisch. 
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Eisenbahnerdelegation zu Kerenskij einzutreten, Ausweis für die 
Reise auszustellen!. 

12. Beschlossen: die Bitte der Duma, die Junker nicht zu erschie- 
Ben, dem Chef zu übermitteln. Einen besonderen Beschluß werden 
wir nicht fassen wegen des inoffiziellen Charakters der Delegation. 

13. Beschlossen [im Original freigelassen]. 

14. Beschlossen: Gerüchte über Trunkenheit und Diebstahl aller 
Soldaten im Palast sind sehr übertrieben. Da der Kommandant des 
Chauffeurkommandos alt ist und die Chauffeure anstachelt, neutral 
zu bleiben, ist entschieden worden, dem Verband der Chauffeure an- 
heimzustellen, selbst ihre Angelegenheiten unter Kontrolle des Kom- 
mandanten des Winterpalais zu regeln. 

15. Beschlossen: eine Mitteilungandie Soldaten des Michajlowskij- 
Regiments lief ein, die dort befindlichen Junker unbedingt zu entwaff- 
nen. Es wurde entschieden, die Angelegenheit dem Stab zuübergeben. 

16. Beschlossen: auf Anfrage der Duma, ob wir einverstanden 
seien mit der Vereinigung der Sowjets der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten und der Bauerndeputierten mit dem Sowjet der Republik, 
antworten wir nach unserer Information — nein. Offiziell betrifft 
diese Sache das Zentralvollzugskomitee. 

Information: um 9 Uhr abends Versammlung der Regiments- 
vertreter. 


Krasay] Archiv, Bd. 53, 1932, S. 41f.] 


[f] Befeble des Militär- Revolutionären Komitees über die Entwaffnung der 
Kriegsschulen vom 29. Oktober (11. November) 1917 


1. An den bevollmächtigten Kommissar Frolow 
Das Militärrevolutionäre Komitee gibt Ihnen hiermit den Befehl, 
zusammen mit dem Komitee den Junkern der Michajlowsker 
Artillerie-Schule die Waffen? und die im Zeughaus lagernden Feuer- 
waflen abzunehmen. Zur Ausführung dieses Befehls marschieren Sie 
sofort in voller Kriegsausrüstung auf der Moskauer Chaussee bis 
zum Armenasyl Tschesmenskoje, 
Der Vorsitzende: Lazimir 


2. An die Leiter der Roten Garde der Fabriken Rosenkranz, Metall, 
Phönix 

Die Junker der Michajlowskij-Artillerie-Schule entwaffnen, alle 
Ausrüstungsgegenstände und Waffen registrieren und dem Stab der 
Roten Garde zur Verfügung stellen. 

Kopie des Verzeichnisses an das Militärrevolutionäre Komitee 
senden. 

Der Vorsitzende 

[Krasnyj Archiv, Bd. 53, 1932, 5. 46] 


% Dies ist aus Furcht vor einem Generalstzeik der Eisenbahner erfolgt. 
% Säbel, Seitengewehre etc, 


.. 
.1 


[90] Dekret über die Arbeiterkontrolle vom 14. (27.) November 1917 


1. Zur planmäßigen Regulierung der Volkswirtschaft in allen ge- 
werblichen, Handels-, Bank-, Landwirtschafts-, Transport-, Ge- 
nossenschafts-, Produktionsgesellschaften und anderen Unterneh- 
men, welche Lohnarbeiter beschäftigen oder Heimarbeit vergeben, 
wird die Arbeiterkontrolle über Produktion, Kauf und Verkauf von 
Erzeugnissen und Rohmaterialien, über ihre Aufbewahrung sowie 
über die finanzielle Seite des Unternehmens eingeführt. 

2. Die Arbeiterkontrolle wird ausgeübt von allen Arbeitern des 
betreffenden Unternehmens durch ihre gewählten Organe, wie: Be- 
triebs-, Fabrikkomitces, Ältestenräte und dergleichen, wobei diesen 
Organen Vertreter der Angestellten und des technischen Personals 
angehören müssen. 

3. Für jede Großstadt, für jedes Gouvernement oder Industrie- 
gebiet wird ein örtlicher Rat der Arbeiterkontrolle geschaffen, der 
sich als Organ des Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauern- 
deputierten aus Vertretern der Berufsverbände, der Betriebs-, 
Fabrik- und andern Arbeiterkomitees und Arbeiterkooperativen zu- 
sammensetzt. 

4. Bis zum Kongreß der Räte der Arbeiterkontrolle wird in Petro 
grad ein Allrussischer Rat der Arbeiterkontrolle errichtet, dem Ver 
treter folgender Organisationen angehören: vom Allrussischen 
Zentralvollzugskomitee des Sowjets der Arbeiter- und Soldaten- 
deputierten 5, vom Allrussischen Zentralvollzugskomitee der 
Bauerndeputierten 5, vom Allrussischen Rat der Berufsverbände 5, 
vom Allrussischen Zentrum der Arbeitergenossenschaften 2, vom 
Allrussischen Büro der Fabrik- und Betriebskomitees 5, vom All- 
russischen Verband der Ingenieure und Techniker 5, vom Allrussi- 
schen Verband der Agronomen 2, von jedem Allrussischen Arbeiter- 
verband mit weniger als 100000 Mitgliedern ı und mit über 100000 
Mitgliedern 2, vom Petrograder Rat der Berufsverbände 2. 

5. Bei den höheren Organen werden Kommissionen von Spezia- 
listen (Technikern, Buchhaltern usw.) als Revisionsinstanzen ge- 
schaffen, die sowohl auf Initiative dieser Organe als auch auf Ver- 
langen der unteren Organe der Arbeiterkontrolle zur Untersuchung 
der finanziellen und technischen Seite des Unternehmens einge- 
schaltet werden. 

6. Die Organe der Arbeiterkontrolle haben das Recht, den Betrieb 
zu beaufsichtigen, ein Mindestmaß für die Produktion festzusetzen 
und Maßnahmen zur Ermittlung der Selbstkosten der gewonnenen 
Erzeugnisse zu treffen. 

7. Die Organe der Arbeiterkontrolle haben das Recht, den ganzen 
geschäftlichen Briefwechsel des Unternehmens zu kontrollieren, wo- 
bei die Unternehmer wegen Verheimlichung der Korrespondenzen 


„nme 
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gerichtlich verantwortlich sind. Das Geschäftsgeheimnis wird auf- 
gehoben. Die Eigentümer sind verpflichtet, den Organen der 
Arbeiterkontrolle alle Bücher und Rechnungen für das laufende wie 
für die vergangenen Geschäftsjahre vorzulegen. 

8. Die Entscheidungen der Organe der Arbeiterkontrolle sind für 
die Eigentümer der Unternehmen verbindlich und können nur durch 
Beschluß der höheren Organe der Arbeiterkontrolle aufgehoben 
werden. 

0. Der Unternehmer oder die Verwaltung des Unternehmens kann 
binnen drei Tagen gegen alle Beschlüsse der unteren Organe der 
Arbeiterkontrolle bei den zuständigen oberen Organen Beschwerde 
erheben. 

; 10. In allen Unternehmungen sind die, Besitzer und die Vertreter 

| der Arbeiter und Angestellten für die strengste Ordnung, Disziplin 
' und Erhaltung des Vermögens dem Staate verantwortlich, Wer 
schuldig ist, Materialien, Erzeugnisse, Bestellungen verheimlicht, 
Rechnungen unrichtig geführt und dergleichen Mißstände verübt zu 
haben, unterliegt strafrechtlicher Verantwortung. 

11. Die Bezirksräte der Arbeiterkontrolle (Ziffer 3) entscheiden 
alle Streitfragen und Konflikte zwischen den unteren Organen der 
Kontrolle sowie über Beschwerden der Besitzer der Unternehmen; 
sie erlassen in Anpassung an die Besonderheiten der Produktion und 
an die örtlichen Umstände Instruktionen im Rahmen der Beschlüsse 
und Anweisungen des Allrussischen Rates der Arbeiterkontrolle und 
überwachen die Tätigkeit der unteren Kontrollorgane. 

ı2. Der Allrussische Rat der Arbeiterkontrolle arbeitet allgemeine 
Pläne für die Kontrolle und Instruktionen aus, erläßt obligatorische 
Beschlüsse, regelt die gegenseitigen Beziehungen der Bezirksräte der 
Arbeiterkontrolle und ist die höchste Instanz für alle mit der Arbeiter- 
kontrolle zusammenhängenden Angelegenheiten. 

13. Der Allrussische Rat der Arbeiterkontrolle bringt die Tätig- 
keit derselben mit allen anderen Institutionen, die das Organisations- 

, wesen der Volkswirtschaft verwalten, in Einklang. 
14. Alle Gesetze und Zirkulare, welche die Tätigkeit der Fabrik-, 
Betriebs- und anderer Komitees und Räte der Arbeiter und An- 
gestellten beengen, werden aufgehoben. 
Im Namen der Regierung der Russischen Republik: 
Präsident des Rates der Volkskommissare, W. Uljanow (Lenin), 
Volkskommissar für Arbeit, Alexander Schljapnikow, 
Administrator des Rates der Volkskommissare, Wlad. Bontsch- 
Brujewitsch, 
Sekretär des Rates, N. Gorbunow. 

[Prawda vom 17. (30.) November 1917] 


[91] Aus dem Tagebuch des Zaren 


17. (30.) November 1917. Freitag 

Dasselbe unangenehme Wetter mit heftigem Winde. Es ist widerlich, 
die Schilderungen dessen zu lesen, was sich vor z Wochen in Peters- 
burg und Moskau abgespielt hat. Viel schlimmer und schimpflicher 
als die Vorgänge zur Zeit der Wirrent. 

18. November (1. Dezember) 1917. Sonnabend 
Es ist die unglaubliche Nachricht eingetroffen, daß irgendwelche drei 
Parlamentäre unserer 5. Armee zu den Deutschen vor Dwinsk gereist 
sind und mit ihnen die vorläufigen Waffenstillstandsverhandlungen 
unterzeichnet haben! 
[Krasoyj Archiv, Bd. 20, 1927, $. 86] 


[92] Ausbau des revolutionären Apparates und Festigung der Macht ne 


[a] Befehl des Rates der Volkskommissare über die Bekämpfung von Miß- 
wirtschaft und S: abotage 


30. Oktober (12. November) 191° 
Das durch Krieg und Mißwirtschaft heraufbeschworene Chaos i: 
der Lebensmittelversorgung wird durch Spekulanten, Marodeur. 
und ihre Helfershelfer auf den Eisenbahnen, Schiffen, in den Trans- 
portbüros usw. aufs äußerste verschärft. 

Während das Volk größte Entbehrungen auf sich nehmen muß, 
spielen diese verbrecherischen Halunken mit Gesundheit und Leben 
von Millionen Soldaten und Arbeitern ein frevelhaftes Spiel. Dies 
kann keinen Tag länger geduldet werden. Der Rat der Volkskom- 
missare beauftragt das Militär-Revolutionäre Komitee, die entschei- 
denden Maßnahmen zur Ausrottung von Spekulantentum und Sabo- 
tage, zur Verhinderung der Hortung von Waren, der betrügerischen 
Beschlagnahme von Frachten usw. zu ergreifen. 

Alle Personen, die derartiger Handlungen für schuldig befunden ; 
werden, werden auf Grund besonderer Verordnungen des MRK so- 
fort verhaftet und in das Gefängnis von Kronstadt eingeliefert, ehe ; 
sie dem Militär-Revolutionstribunal übergeben werden. Alle Volks- 
organisationen sollen sich am Kampf gegen die Verbrecher, die die; 
Versorgung gefährden, beteiligen. f 

Der Vorsitzende des Rates der Volkskomissare: W. Uljanow 

(Lenin) 

[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphale Sieg der 
Sowjermacht, Bd. I, Nr. 76] 


? Zwischen 1598 und 1613, alsin Moskau verschiedene Prätendenten den Zarenthron beanspruch- 
ten und ein wilder Bürgerkrieg entbrannte. 


4 
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[b] Dekret des a über die S Ehafjung) eines Obersten 
ine ze ’ 

2. (15.) Dezember 1917 
ı. Beim Rat der Volkskommissare wird ein Oberster Volkswirt- 
schaftsrat gebildet. 

2. Aufgabe des Obersten Volkswirtschaftsrates ist die Organisie- 
rung der Volkswirtschaft und der Staatsfinanzen, Zu diesem Zweck 
arbeitet der Oberste Volkswirtschaftsrat allgemeine Normen und 
einen Plan für die Regulierung des wirtschaftlichen Lebens des 
Landes aus, bringt in Übereinstimmung und bestätigt die Tätigkeit 
der zentralen und örtlichen Planungsgremien (Konferenzen für Heiz- 
material, Metallindustrie, Transportwesen, Zentrales Verpflegungs- 
komitee usw.), der entsprechenden Volkskommissariate (für Handel 
und Industric, für Versorgung, für Landwirtschaft, für Finanzen, für 
Armee und Marine usw.), des Allrussischen Rats für Arbeiter- 
kontrolle und die entsprechende Tätigkeit der Fabrik- und Werk- 
komitees und der gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiter- 
klasse. 

3. Der Oberste Volkswirtschaftsrat hat das Recht, Konfiskationen, 
Requisitionen, Sequestrierungen, gewaltsame Syndizierungen in den 
verschiedenen Zweigen von Industrie und Handel und andere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Versorgung, der Verteilung und der 
staatlichen Finanzen vorzunehmen. 

4. Alle bestehenden Institutionen zur Lenkung der Wirtschaft 
werden dem Obersten Volkswirtschaftsrat unterstellt, der das Recht 
hat, sie zu reformieren. 

$. Der Oberste Volkswirtschaftsrat wird gebildet aus a) dem All- 
russischen Rat .der Arbeiterkontrolle, dessen Zusammensetzung 
durch Dekret vom 14. (27.) November 1917 festgesetzt ist, b) aus 
den Vertretern aller Volkskommissariate, c) aus Sachverständigen, 
die mit beratender Stimme in ihn berufen werden. 

6. Der Oberste Volkswirtschaftsrat zerfällt in Sektionen und Ab- 
teilungen (für Brennstoffe, Metallindustrie, Demobilisierung, Finan- 
zen usw.); die Zahl und der Tätigkeitsbereich dieser Abteilungen 
und Sektionen wird von der Vollversammlung des Obersten Volks- 
wirtschaftsrates festgelegt. 

7. Die Abteilungen des Obersten Volkswirtschaftsrates leiten die 
Arbeit zur Regelung der einzelnen Zweige des wirtschaftlichen 
Lebens und bereiten die Maßnahmen der zuständigen Volkskommis- 
sare vor. 

8. Der Oberste Volkswirtschaftsrat bildet aus seinen Mitgliedern 
ein Büro von 15 Personen zur Koordinierung der laufenden Arbeit 
der Sektionen und Abteilungen und führt die Aufgaben durch, die 
eine sofortige Erledigung verlangen. 

9. Alle Gesetzesvorlagen und allgemeinen Maßnahmen, die die 
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Regulierung der gesamten Volkswirtschaft betreffen, werden durch 
den Obersten Volkswirtschaftsrat dem Rat der Volkskommissare vor- 
elegt. 
. 10. Der Oberste Volkswirtschaftsrat faßt die Arbeit der örtlichen 
Wirtschaftsabteilungen der Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauerndeputierten, die die örtlichen Organe der Arbeiterkontrolle 
umfassen, und ebenso die der örtlichen Kommissare für Arbeit, 
Handel und Industrie, Versorgung usw. zusammen und leitet sie. 
Bei Nichtvorhandensein entsprechender örtlicher Wirtschafts- 
abteilungen schafft der Oberste Volkswirtschaftsrat sich eigene ört- 
liche Organe. 
Für die Wirtschaftsabteilungen der örtlichen Sowjets, die örtliche 
Organe des Obersten Volkswirtschaftsrates werden, sind alle Ver- 
ordnungen des Obersten Volkswirtschaftsrates bindend. 
Der Vorsitzende des Zentralvolizugskomitees: 
Ja. Swerdlow 
Der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare: 
W. Uljanow (Lenin) 
Die Volkskommissare: J. Stalin, N. Awilow 
(Glebow) Der Geschäftsführer des Rates der 
Volkskommissare: W. Bontsch-Brujewitsch 
Der Sekretär: N. Gorbunow 

[Dekrete der Sowjetmacht, Bd. I, S. 17z2f£.] 


[ec] Dekret des Rates der Volkskommissare über .das.Gericht 


22. November (5. Dezember) 1917 
Der Rat der Volkskommissare verordnet: 

1. Die bisher bestehenden allgemeinen Gerichtsbehörden, wie: 
Bezirksgerichte, Strafkammern und der regierende Senat, mit allen 
ihren Departements, die Armee- und Marine-Gerichte aller Art, 
ebenso die Handelsgerichte werden aufgelöst und alle diese Gerichte 
neu auf Grund demokratischer Wahlen zusammengesetzt. 

“ Über die Ordnung des weiteren Verfahrens unerledigter Sachen 
erfolgt ein gesondertes Dekret. 

Die Laufzeit aller Fristen wird, beginnend mit dem 25. Oktober 
(7. November) dieses Jahres bis zum Erlaß eines gesonderten De- 
krets außer Kraft gesetzt. 

2. Die Tätigkeit des bisher bestehenden Instituts der Friedens- 
richter wird eingestellt; die Friedensgerichte, welche bisher durch 
indirekte Wahlen zusammengesetzt wurden, werden durch örtliche 
Gerichte, bestehend aus einem ständigen Richter und zwei ordent- 
lichen Beisitzern, welche zu jeder Sitzung auf Grund besonderer Mit- 
teilung der Richter einzuladen sind, ersetzt. Die örtlichen Richter 
werden bis zur Abhaltung direkter demokratischer Wahlen vor- 
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läufig von den Rayons- und Gemeindesowjets, und dort, wo es 
solche nicht gibt, von den Kreis-, Stadt- und Gouvernements- 
Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten gewählt. 

Diese Sowjets stellen die Listen der ordentlichen Beisitzer zu- 
sammen und legen die Reihenfolge ihrer Teilnahme an den Sitzungen 
[des Gerichts] fest. 

Die bisherigen Friedensrichter verlieren dann ihre Rechte nicht, 
wenn sie bereit sind, als örtliche Richter vorläufig im Namen der 
Sowjets und endgültig nach Durchführung demokratischer Wahlen 
tätig zu sein. 

Die örtlichen Gerichte entscheiden alle Zivilsachen im Werte bis 
zu 3000 Rubel und Strafsachen, wenn die den Angeklagten drohende 
Strafe nicht höher als zwei Jahre Freiheitsentzug ist und der Wert 
des Streitobjekts nicht mehr als 3000 Rubel umfaßt. Urteile und Ent- 
scheidungen der örtlichen Gerichte sind endgültig, und gegen sie 
ist keifie "Appellation ‘möglich. In Sachen, die einen Wert von mehr 
als 100 Rubeln haben oder bei denen der drohende Freiheitsentzug 
7 Tage übersteigt, wird eine Bitte um Kassation zugelassen. Kassa- 
tionsinstanz ist das Kreis- oder in Hauptstädten das hauptstädtische 
örtliche Gericht. 

Zur Entscheidung von Strafsachen an den Fronten werden auf die 
gleiche Weise örtliche Gerichte durch die Regimentssowjers oder 
dort, wo solche nicht vorhanden sind, durch Regimentskomitees ge- 
wählt. 

Über die Gerichtsbarkeit auf anderen Gebieten werden besondere 
Vorschriften erlassen werden. 

} 3. Das Institut der bisherigen Untersuchungsrichter, der Staats- 
ı anwaltschaft und die Institute des Notariats und der privaten Advo- 
‚ı katen werden abgeschafft. 

Bis zur Umgestaltung der gesamten Rechtsordnung obliegt den 
örtlichen Richtern persönlich die erste Untersuchung in Strafsachen, 
wobei ihre Verfügungen über persönliche Festnahme und Übergabe 
an das Gericht von dem gesamten örtlichen Gericht bestätigt werden 
müssen, 

Als Ankläger und Verteidiger, die auch im Stadium vorbeugender 
Untersuchung in Tätigkeit treten, ebenso in Zivilsachen, als Ge- 
schworene, werden alle nicht vorbestraften Personen beiderlei Ge- 
schlechts, soweit sie im Besitz der Bürgerrechte sind, zugelassen. 

4. Zur Übernahme und weiteren Bearbeitung der Sachen [und zum 
Ausbau der Gerichtsverfassung] wählen die zuständigen örtlichen 
Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- u. Bauerndeputierten besondere 
Kommissare, die die Archive und das Eigentum der bisherigen Ge- 
richtsbehörden in ihre Obhut nehmen... 

5. Die örtlichen Richter fällen Urteile im Namen der Russischen 
Republik und lassen sich bei ihren Entscheidungen und Urteilen nur 
insoweit von den Gesetzen der gestürzten Regierungen leiten, als 


—_— 
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diese nicht durch die Revolution hinfällig geworden sind oder dem 
revolutionären Bewußtsein und. dem. revolutionären Rechtsemp- 
finden nicht widersprechen. 

Anmerkung: Als aufgehoben gelten alle Gesetze, die den Dekreten 
des Zentralvollzugskomitees der Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- 
und Bauerndeputierten und der Arbeiter- und Bauernregierung oder 
dem Programm-Minimum der Russischen Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei und der Partei der Sozialrevolutionäre widersprechen. 


8. Zum Kampf gegen die konterrevolutionären Kräfte, zum 
Zwecke der Verteidigung der Revolution und ihrer Errungenschaf- 
ten und besonders zum Kampf gegen Marodeure sowie Raub, 
Sabotage und andere Straftaten von Kaufleuten, Industriellen, Be- 
amten und anderen Personen werden Revolutionstribunale der 
Arbeiter und Bauern gebildet, bestehend aus einem Vorsitzenden 
und sechs ordentlichen Beisitzern, die von den städtischen Sowjets 
der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten gewählt werden. 
Zur Durchführung vorbeugender Maßnahmen in diesen Sachen 
werden bei den Sowjets besondere Untersuchungskommissionen ge- 
bildet. Alle bisherigen Untersuchungskommissionen werden auf- 
gelöst, und ihnen wird befohlen, ihre Sachen und ihr Eigentum an 
die neu zu organisierenden Kommissionen bei den Sowjets zu über- 
geben. 
Der Vorsitzende des Rats der Volkskommissare 
W. Uljanow (Lenin) 
Die Kommissare: A. Schlichter, A. Schljapnikow, 
I. Dschugaschwili (Stalin), N. Awilow (Glebow), 
P. Stutschka 

[Dekrete der Sowjetmacht, Bd. I, S. 124ff.] 


[d] Dekrer des Rates der Volkskommissare über die Verhaftung der Führer 
der Kadettenpartei 


Die Mitglieder der führenden Gremien der Kadettenpartei, die eine 
Partei der Volksfeinde ist, werden verhaftet und der Aburteilung 
durch die Revolutionstribunale übergeben. 

Die örtlichen Sowjets haben die Pflicht, die Kadettenpartei wegen 
ihrer Verbindung mit dem Bürgerkrieg Kornilows und Kaledins 
gegen die Revolution besonders zu beobachten. 

Das Dekret tritt im Augenblick seiner Unterzeichnung in Kraft. 

Der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare: 
W. Uljanow (Lenin) 

Die Volkskommissare: L.Trotzkij, N. Awilow (N. 
Glebow), P. Stutschka, W. Menschinskij, Dschu- 
gaschwili-Stalin, G. Petrowskij, A. Schlichter, P. 
Dybenko 
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Der Geschäftsführer des Rates der Volkskommis- 
sare W. Bontsch-Brujewitsch 
Der Sekretär des Rates N. Gorbunow 
Petrograd, 28. November (11. Dezember) 1917 
[Dekrete der Sowjetmacht, Bd. TI, S. 162] 


„[e] Vereinigung des Allrussischen Zentralvollzugskomitees der Arbeiter- 
und Soldatendeputierten mit dem Zentralvollzugskomitee der Banerndepu- 
Herten 


28. November (11. Dezember) 1917 
Auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Präsidium des Zen- 
tralvollzugskomitees der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendepu- 
tierten und des Präsidiums des Außerordentlichen Allrussischen 
Bauernkongresses werden das vom Bauernkongreß gewählte Zen- 
tralvollzugskomitee und das Zentralvollzugskomitee der Sowjets 
der Arbeiter- und Bauerndeputierten vereinigt... 
Der Vorsitzende des ZVK: Ja. Swerdlow 


[Die Große Sozialistische Oktobertevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphale Sieg der 
Sowjetmacht, Bd. I, Nz, 84] 


'f] Zirkulartelegranm der Abteilung für die Angelegenheiten der Lokal- 
verwaltung beim Volkskommissariat des Inneren an die örtlichen Sowjets 
über deren Rechte 


5. (18.) Dezember 1917 

Die Sowjets als die örtlichen Organe der Staatsgewalt haben das 

Recht, alle Beamten und Angestellten der Regierungsbehörden un- 

geachtet ihres Dienstranges und ihrer weiteren Verwendung zu ent- 

lassen; soweit sie keine Sabotage betreiben, wird ihnen ein Monats- 
gehalt im voraus ausgezahlt. 

Der stellv. Volkskommissar des Inneren Lacis 


[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphalc Sieg der 
Sowjetmacht, Bd.I, Nr. 136] 


[g] Gründung der Tscheka A 


7. (20. Dezember) 1917 

Es wird eine Allrussische Außerordentliche Kommission zur Be- 
kämpfung der Konterrevolution und Sabotage begründet. Diese 
Kommission wird Allrussische Außerordentliche Kommission! ge- 
nannt und dem Rat ‘der Volkskommissare angegliedert . 

Zu den Aufgaben dieser Kömmissiön gehören: 

1. Die Verfolgung und Bestrafung aller Akte der Konterrevolu- 
tion und Sabotage in ganz Rußland ungeachtet ihrer Ursachen. 


1 Vserossijskaja Örezwylajnaja Komisija, Abkürzung; Ve&eKa oder EcKa, daher: Tscheka, 
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2. Die Überstellung aller Konterrevolutionäre und Saboteure an 
das Revolutionstribunal und die Ausarbeitung eines Planes zum 
Kampf gegen sie, 

3. Die Vorbereitung aller Maßnahmen, um sie [d. h. die Konter- 
revolution] zu zerbrechen. Die Kommission besteht aus folgenden 
Abteilungen: Informationsabteilung, Organisationsabteilung (be- 
auftragt mit der Organisation des Kampfes gegen die Konterrevolu- 
tion in ganz Rußland) mit ihren Sektionen, und Kampfabteilung. 

Die Kommission wird morgen gebildet werden... 

Der Vorsitzende des Rats der 
Volkskommissare: W. Uljanow (Lenin) 


[Prawda vom 7. (z0.) Dexember 1917, 5. z] 


[h] De&rei des Rates der Volkskommissare über das gewählte Kommando 
und über die Organisierung der Befehlsgewalt in der Armee 


16. (29.) Dezember 1917 

1. Die Armee, die dem Willen des werktätigen Volkes dient, wird 
der Oberaufsicht des Rates der Volkskommissare unterstellt. 

2. Die ganze Fülle der Gewalt in jedem Truppenteil und seinen 

Einheiten steht dem entsprechenden Soldatenkomitee und Sowjet zu. 


4. Es wird die Wahl des Kommandobestandes und aller Dienst- 
grade eingeführt. Die Kommandeure bis zum Regiment einschließ- 
lich werden durch allgemeine Abstimmung von ihren Einheiten ... 
gewählt. Die Kommandeure höherer Einheiten als Regimenter bis 
zum Oberkommandierenden einschließlich werden auf entsprechen- 
den Kongressen oder auf Versammlungen bei den entsprechenden 
Komitees gewählt... 

5. Gewählte Kommandeure über Einheiten, die größer sind als ein 
Regiment, werden durch das nächsthöhere Komitee bestätigt... 

6. Armeekommandeure werden auf Armeekongressen, Front- 
kommandeure auf Frontkongressen gewählt. 


8. Stabschefs werden auf Kongressen gewählt, die aus Personen 
mit besonderer Vorbildung bestchen. 

9. Alle übrigen Dienstgrade der Stäbe werden von den Stabschefs 
ernannt und von den entsprechenden Kongressen bestätigt. 


12. Eine entsprechende Wahlordnung für den Kommandobestand 


wird gesondert erlassen. 
Der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare: 


W, Uljanow (Lenin) 
Der Volkskommissar für Armec- und Marinc- 


angelegenheiten: N. Krylenko 
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Der Volkskommissar für Armeeangelegenheiten: 
Podwojskij 
Diestellvertretenden Volkskommissare für Armee- 
angelegenheiten: Kedrow, Skljanskij, Legran, Me- 
chonoschin 
Der Sekretär des Rates: N. Gorbunow 

[Dekrete der Sowjetmacht, Bd. I, S. 244 #.] 


[i] Haftbefehl gegen die Führer der Sozialrevolutionäre und Menschewiki 


Die folgenden Personen sind sofort zu verhaften und einem Revo- 
lutionstribunal zu übergeben: I. G. Zereteli, W. M. Tschernow, F. 1. 
Dan (Gurewitsch)!, L. M. Bramson?, M. I. Skobelew®, A. R. Gotzt, 
W.N. Rosanow®, M. Binasik®, G. Wengerow, W. W. Iwanowskij, 
P. Gamburow, W. Herman-Kamenskij. 
W. Dsershinskij 
Petrograd, 18. (31.) Dezember 1917 Leiter der Allruss. Außer- 
ordentl. Kommission zur Be- 
kämpfung der Konterrevolu- 
tion und Sabotage. 
[Unser Jabrhundert, Nr. 21, 23. Dezember 1917 (5. Januar 1918), 5. 3] 


[k] Instruktion des Wolkskommissariats für Inneres über die Rechte der 
Sowjets 


22. Dezember 1917 (4. Januar 1918) 
1. Die Sowjets der Arbeiter-, Soldaten-, Bauern- und Landarmen- 
Deputierten? sind die örtlichen Organe und in allen Fragen örtlichen 
Charakters selbständig, aber sie handeln stets entsprechend den 
Dekreten und Verordnungen sowohl der zentralen Sowjetmacht als 
auch deren größerer Zusammenschlüsse (Kreis-, Gouvernements- 
und Gebiets-Sowjets), zu denen sie gehören. 

2. Den Sowjets als den Organen der Macht kommt die Aufgabe zu, 
alle Gebiete des lokalen Lebens zu verwalten und zu betreuen: Ver- 
waltung, Wirtschaft, Finanzen, Kultur und Bildungswesen. 

3. Auf dem Verwaltungswege führen die Sowjets alle Dekrete und 
Verordnungen der Zentralgewalt durch, ergreifen Maßnahmen, um 
die Bevölkerung von diesen Verordnungen zu benachrichtigen, 

ı F. I. Dan {Gurewitsch), 1871-1947, Menschewik, 1921 verhaftet, 1922 ausgewiesen. 


*L. M. Bramson, Volkssozialist, Mitglied des 1. Vollzugskomitees des Petersburger Arbeiter- 
und Soldatenrates, nach der Oktoberrevolution emigriert. 

® M.1. Skobelew, Menschewik, vom Mai bis September 1917 Arbeitsminister der Provisorischen 
Regierung. 

“A.R. Gotz, 1882-1936, Sozialrevolutionär, vgl. Dok. Nr. 58 b, 

®W. N. Rosanow, Menschewik. 


© Die Folgenden sind alle Mitglieder der Sesirteeiiegen Partei bzw. der Menschewiki. 
Y Der Begriff taucht hier erstmals auf, 
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geben entsprechende Verfügungen heraus, führen Requisitionen und 
Konfiskationen durch, erlegen Strafen auf, verbieten konterrevolu- 
tionäre Presseorgane, nehmen Verhaftungen vor und lösen gesell- 
schaftliche Organisationen auf, die zum aktiven Widerstand oder 
zum Kampf gegen die Sowjetmacht aufrufen. 

4. Die Sowjets wählen aus ihrer Mitte ein Exekutivorgan (Voll- 
zugskomitee, Präsidium), dem sie die Durchführung aller Verord- 
nungen und die gesamte laufende Verwaltungsarbeit übertragen. 

Anmerkung ı: Die Militär-Revolurionären Komitees werden als 
Kampforgane, die während des Umsturzes entstanden, aufgelöst. 

Anmerkung z: Als vorläufige Maßnahme erfolgt die Ernennung 
von Kommissaren in denjenigen Gouvernements und Kreisen, wo 
die Sowjetmacht noch ungenügend gefestigt ist oder wo sie noch 
nicht voll anerkannt ist. . 

5. Den Sowjets als den Organen der Verwaltung wird ein Kredit 
aus Staatsmitteln auf drei Monate nach Vorlage entsprechender Auf- 
stellungen eingeräumt. 


[Iswestija vom z4. Dezember 1917 (6. Januar 1918)] 


[1] Dekret über die Nationalisierung der Banken ı/ 


14. (27.) Dezember 1917 
Im Interesse der richtigen Organisierung der Volkswirtschaft, im 
Interesse der entschiedenen Abschaffung der Bankspekulation und 
der vollständigen Befreiung der Arbeiter, Bauern und der ganzen 
werktätigen Bevölkerung von der Ausbeutung durch das Bank- 
kapital und zum Zwecke der Schaffung einer einzigen Volksbank der 
Russischen Republik, die den Interessen des Volkes und der armen 
Klassen dient, beschließt das Allrussische Zentralvollzugskomitee: 

1. Das Bankwesen wird Staatsmonopol. 

2. Alle bestehenden privaten Aktienbanken und privaten Bank- 
kontore werden mit der Staatsbank vereinigt. 

3. Die Aktiva und Passiva der zu liquidierenden Unternehmen 
übernimmt die Staatsbank. 

4. Das Verfahren der Vereinigung der Privatbanken mit der 
Staatsbank wird durch ein besonderes Dekret festgelegt. 

5. Die provisorische Leitung der Angelegenheiten der Privat- 
banken wird dem Rat der Staatsbank übertragen. N 
6. Die Interessen der kleinen Bankkunden werden vollständig ge- | 
sichert. 


[Iswestija vom 23. Dezember 1917 (5. Januar 1918)] 
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[93] »Was wollen die Linken Sozialrevolutionäre?« 


Unserer Meinung nach haben die Rechten Sozialrevolutionäre ihre 
Sache verraten. Sie waren imstande, die Alleinherrschaft zu stürzen, 
sie waren bereit, an der Verwirklichung des Minimalprogramms teil- 
zunehmen, d. h. den Zustand der Arbeiter und Bauern auf Kosten 
der Großgrundbesitzer und Kapitalisten zu verbessern, haben aber 
bei der Verwirklichung des zweiten Teiles des Programms — des 
Maximalprogramms - d.h. in der Abschaffung der Klassenunter- 
schiede, in der Herstellung des Reiches der Arbeit, des Reiches des 
Sozialismus, total versagt. 

Als die zweite Revolution im Namen der vollen Freiheit der Ar- 
beitenden durch die Arbeiter und Bauern hervorgerufen wurde, 
haben die Rechten Sozialrevolutionäre sich vom Volke und daher 
auch von den Linken Sozialrevolutionären, die immer mit dem Volke 
Hand in Hand gingen und das Programm der Sozialrevolutionäre 
nicht nur durch Worte, sondern auch durch Taten verwirklichten, 
losgesagt. Wir Linken Sozialrevolutionäre erklärten der Bourgeoisie 
Krieg auf Leben und Tod, und in diesem Streite stoßen wir auf die- 
jenigen, die sich Sozialrevolutionäre nannten. 

Die Arbeiter und Bauern haben unsere Uneinigkeit und Zwie- 
tracht begriffen. In allen Organisationen, in den Räten der Arbeiter-, 
Bauern- und Soldatendelegierten haben alle diejenigen, die sich vor- 
her schlechthin Sozialrevolutionäre nannten, sich gegenwärtig die 
Linken Sozialrevolntionäre genannt. 

Die Antwort auf die Frage, wer die Linken Sozialrevolutionäre 
seien, lautet: Alle wahren Anhänger des Sozialismus und der Re- 
volution sind die wirklichen Sozialrevolutionäre, sind diejenigen, 
welche standhaft die Interessen des arbeitenden Bauerntums und 
Proletariats verteidigen. 

Wer steht gegenwärtig hinter den Rechten Sozialrevolutionären? 
In den Städten: Kleinbürger und Beamte, in den Dörfern die Groß- 
bauern. 

Wer steht hinter den Linken Sozialrevolutionären? Ein Teil des 
Proletariats, welcher die Bauern als Brüder betrachtet, und fast das 
ganze sozialistische werktätige Bauerntum. Alle diejenigen, denen 
die Interessen der Arbeitenden nahestehen, diejenigen, die für die 
Sozialisierung des Bodens und den Sozialismus sind, alle, die nicht 
nur an das Proletariat, sondern auch an das werktätige Bauerntum 
glauben und die die Macht der Sowjets anerkennen - alle mögen sich 
den Reihen der Partei der Sozialrevolutionäre anschließen. 


Was verlangen die Linken Sozialrevolutionäre? 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre, als eine Arbeiterpartei, 
vereinigt in ihren Reihen die Arbeiterklasse und das Bauerntum in 
jhrem schonungslosen Kampf gegen die Machthaber, Großgrund- 
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besitzer, Kaufleute und Fabrikanten für eine bessere Zukunft — den 
Sozialismus. 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre fordert die unumschränkte 
Gewalt der Arbeiter- und Soldatendelegiertenräte, denn die Arbei- 
tenden allein dürfen das Land regieren. Alle Kapitalisten dürfen 
nicht an der Regierung teilnehmen, da sie Feinde des Volkes sind, es 
immer ausgebeutet, betrogen haben und betrügen werden. 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre fordert die Enteignung 
sämtlicher Kapitalien, Fabriken, Werkstätten von den jetzigen Be- 
sitzern und die Übergabe an das werktätige Volk zum allgemeinen 
Wohl und Nutzen. 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre fordert den vollständigen 
Wechsel der Beamten und Angestellten, wenn sie nicht ihren Pflich- 
ten nachkornmen. 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre hat das Grundgesetz für die 
Sozialisierung des Bodens zugunsten des Bauerntums durchgeführt 
und wird stets, nach der lokalen Durchführung dieses Gesetzes, wel- 
ches die Macht der Großgrundbesitzer abschafft, gemeinschaftliche 
Bodenbebauung durch die Bauern. verlangen, was die Arbeit der 
Bauern erleichtern und zu Gleichheit und Brüderlichkeit führen wird. 

Die Partei der Linken Sozialrevolutionäre betrachtet die russische 
Revolution als den Anfang der großen Internationalen Revolution, 
die alle existierende Kapitalistenmacht überall vernichten und eine 
Macht der Arbeiter- und Bauernsowjets schaffen wird. 


[B. Kamkow, Die Linken Sozialrevolutionäre] 


[94] Die Konstituierende Versammlung 


[a] Eröffnung der Konstätnierenden Versammlung 


Lordkipanidse! steht auf und sagt: Genossen, es ist jetzt vier Uhr, 
und ich schlage vor, daß der Älteste von den Anwesenden den Vor- 
sitz übernimmt und die Konstituierende Versammlung eröffnet. 
Sergej Petrowitsch Schwezow ist der Älteste... Schwezow (klingelt): 
Die Konstituierende Versammlung ist jetzt eröffnet. (Laute Stimmen 
von links: Abtreten, du hast dich selbst ernannt!) Ich lege eine 
Pause ein. (Swerdlow erscheint, Bolschewik, Vorsitzender des 
Zentralvollzugskomitees, begibt sich zum Rednerpult.) 

Swerdlow: Das Zentralvollzugskomitee der Räte der Arbeiter- 
und Bauerndeputierten hat mich bevollmächtigt, die Konstituierende 
Versammlung zu eröffnen. (Stimmen aus der Mitte und von rechts: 
Waschen Sie Ihre blutigen Hände; genug des Blutvergießens| Lärm 


1 Iwan Nestorowitsch Lordkipanidse, Sozislrevolutionär, im Mai 1918 Verkehrsminister der * 


Georgischen Republik. 


340 Der bolschewistische Staatsstreich 


auf der linken Seite.) Das Zentralvollzugskomitee der Sowjets der 
Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten spricht die Hoffnung 
aus, daß die Konstituierende Versammlung die Dekrete und Verord- 
nungen des Rates der Volkskommissare gutheißen wird. Die No- 
vemberrevolution hat das Feuer der sozialistischen Revolutionnicht 
nur in Rußland, sondern in allen Ländern entfacht. (Gelächter 
rechts.) ... Wir hegen keinen Zweifel daran, daß die wahren Ver- 
treter des werktätigen Volkes in der Konstituierenden Versammlung 
den Sowjets bei der Beseitigung aller Klassenprivilegien helfen wer- 
den... Das Zentralvollzugskomitee hofft, daß die Konstituierende 
Versammlung die Deklaration annehmen wird, die ich die Ehre habe, 
Ihnen vorzulesen! ... 

Im Namen des Zentralvollzugskomitees der Sowjets der Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauerndeputierten erkläre ich die Konstituierende 
Versammlung für eröffnet. Ich beantrage, einen Vorsitzenden zu 
wählen. (Stimmen von links: die Internationale! Die Versammlung 
singt die Internationale.) 

Lordkipanidse: Die Sozialrevolutionäre sind der Ansicht, daß wir 
als erstes einen Vorsitzenden hätten wählen sollen... Keine andere 
Macht außer der Konstituierenden Versammlung ist in der Lage, die 
Beratungen zu eröffnen. (Wüster Lärm von links.) 

Die Sozialrevolutionäre schlagen Viktor M, Tschernow zum Vor- 
sitzenden vor... 

Skworzow? ... Die Bolschewiki schlagen Maria A. Spiridonowa 
vor... 

Swerdlow:... Viktor Tschernow ist mit 244 gegen 151 Stimmen 
gewählt... Wollen Sie bitte den Vorsitz übernehmen (Beifall in der 
Mitte und rechts.) 


[Die Verfassunggebende Versammlung. Stenographischer Bericht, $. 1-9] 


[b] Deklaration der Rechte des arbeitenden und ausgebeuteten Volkes. An- 
genommen am 16. (29.) Januar 1918 vom Allrussischen Zentralvollzugs- 
komitee und von der bolschewistischen Delegation auf der Sitzung der Kon- 
stitnierenden Versammlung vorgeschlagen? 


Das Vollzugskomitee verkündet folgende Grundthesen: 
Die Konstituierende Versammlung wolle beschließen: 


I. 


1. Rußland wird zu einer Republik der Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauern-S owjets erklärt. Alle zentrale und lokale Gewalt gehört 
diesen Sowjets. 

1 Vgl. Dok. 94b. 

A lwan Iwanowitsch Skworzow (Stepanow), 1870-1928, bolschewistischer Schriftsteller, Über- 
setzer von Marx, 1917/18 Herausgeber der Iswestija, Bolschewik. 

Da diese Deklaration von der Konstituierenden Versammlung abgelehnt wurde, wurde sie vom 
III. Allrussischen Sowjetkongrefi, der vom 10. (23.)-18. (31.) Januar in Petersburg tagte, angenom- 
men und am 235. Januar (7. Februar) 1918 mit geringer Kürzung des $ ı verkündet. 
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2. Die Russische Sowjetrepublik wird auf Grund einer freien Ver- 
einigung freier Nationen, als eine Föderation von nationalen Sowjet- 
republiken gegründet. 


I. 
Indem sie es zu ihrer Hauptaufgabe macht, jede Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen zu beseitigen, jede Teilung der Ge- 
sellschaft in Klassen abzuschaflen, allen Widerstand der Ausbeuter 
schonungslos zu unterdrücken, die sozialistische Organisation der 
Gesellschaft und den Sieg des Sozialismus in allen Ländern durch- 
zusetzen, beschließt die Konstituierende Versammlung darüber 
hinaus: 

ı. Zwecks Verwirklichung der Sozialisierung des Bodens wird 
jedes private Landeigentum abgeschafft, der gesamte Fonds an Län- 
dereien zum Eigentum des ganzen werktätigen Volkes erklärt und 
an die Werktätigen ohne jede Entschädigung gleichmäßig verteilt. 

Alle Wälder, Bodenschätze und Gewässer, die von Bedeutung für 
den ganzen Staat sind, ebenso das gesamte lebende und tote Inventar, 
alle Güter und landwirtschaftlichen Unternehmen werden zum Na- 
tionaleigentum erklärt. 

2. Das von den Sowjets veröffentlichte Dekret über die Arbeiter- 
kontrolle und die Errichtung eines Obersten Volkswirtschaftsrates 
zwecks Festigung der Macht der Werktätigen über die Ausbeuter 
wird als der erste Schritt zum endgültigen Übergang der Fabriken, 
Werke, Bergwerke, Eisenbahnen und sonstiger Produktions- und 
Transportmittel in das Eigentum der Republik der Arbeiter- und 
Bauern-Sowjets bestätigt. 

3. Der Übergang aller Banken in das Eigentum des Arbeiter- und 
Bauernstaates wird als eine der Bedingungen zur Befreiung der werk- 
tätigen Massen vom Joche des Kapitals bestätigt. 

4. Zur Beseitigung der schmarotzenden Gesellschaftsschichten 
und zur Organisierung der Volkswirtschaft wird die allgemeine 
Arbeitspflicht eingeführt. 

5. Zur Festigung der Macht der werktätigen Massen und zur Be- 
seitigung jeder Möglichkeit einer Wiederherstellung der Macht der 
Ausbeuter wird die Bewaffnung der Werktätigen, die Bildung einer 
sozialistischen Roten Arbeiter- und Bauernarmee und die gänzliche 
Entwaffnung der besitzenden Klassen dekretiert. 


II. 

1. Vom unbeugsamen Entschlusse beseelt, die Menschheit aus den 
Krallen des Kapitals und des Imperialismus zu befreien, die die Erde 
in diesem verbrecherischsten aller Kriege mit Strömen von Blut ge- 
tränkt haben, unterstützt die Konstituierende Versammlung die von 
der Sowjetregierung befolgte Politik der Lösung aller Geheimver- 
träge, der Organisierung der weitestgehenden Verbrüderung zwi- 
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schen den Bauern und Arbeitern in den heute einander bekämpfen- 
den Armeen und der Anwendung aller revolutionären Mittel zur 
Durchsetzung eines demokratischen Friedens ohne Annexzionen und 
Kontributionen auf der Grundlage eines freien Selbstbestimmungs- 
rechtes der Nationen. 

2. Aus den gleichen Gründen verlangt die Konstituierende Ver- 
sammlung den endgültigen Bruch mit der barbarischen Politik der 
bürgerlichen Zivilisation, die den Wohlstand der Ausbeuter einiger 
weniger auserwählter Länder auf der Versklavung von Millionen 
von Werktätigen in Asien, in den Kolonien und in den kleineren 
Staaten gründete. Die Konstituierende Versammlung begrüßt die 
Politik des Rates der Volkskommissare, der die völlige Unabhängig- 
keit Finnlands proklamierte, mit der Räumung Persiens begann und 
Armenien das Selbstbestimmungsrecht gewährte. 

Als den ersten Schlag für das internationale Bankkapital betrachtet 
die Konstituierende Versammlung das von den Sowjets erlassene 
Gesetz über die Annullierung der von den Regierungen des Zaren, 
der Gutsbesitzer und der Bourgeoisie geschlossenen Anleihen und 
erwartet, daß die Sowjetregierung diesen Weg energisch weiter- 
verfolgen wird bis zum völligen Siege der internationalen Arbeiter- 
revolution über das Joch des Kapitals. 


IV. 

Da sie auf Grund von Listen gewählt wurde, die noch vor der 
Oktoberrevolution aufgestellt worden waren, als das Volk in seiner 
großen Masse sich noch nicht gegen die Ausbeuter erheben konnte, 
die ganze Widerstandskraft der ihre Klassenprivilegien verteidigen- 
den Ausbeuter noch nicht kannte und die Schaffung einer sozialisti- 
schen Gesellschaft praktisch noch nicht in die Hand genommen hatte, 
würde es die Konstituierende Versammlung selbst vom formalen 
Standpunkte aus für unrichtig halten, sich der Sowjetregierung ent- 
gegenzustellen. 

Die Konstituierende Versammlung vertritt die Auffassung, daß 
jetzt, im Augenblicke des entscheidenden Kampfes des Volkes gegen 
seine Ausbeuter, diese letzteren an keinem der die Macht ausübenden 
staatlichen Organe beteiligt sein dürfen. Die Macht muß gänzlich und 
ausschließlich den werktätigen Massen und ihrer bevollmächtigten 
Vertretung — den Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauern- 
deputierten - gehören. 

Indem sie die Sowjetregierung und die Dekrete des Rates der 
Volkskommissare unterstützt, erkennt die Konstituierende. Ver- 
sammlung an, daß ihre Aufgabe sich auf die Ausarbeitung von 
Grundsätzen für den sozialistischen Umbau der Gesellschaft be- 
schränkt. 

Im Bestreben, ein wahrhaft freies und freiwilliges und folglich um 
so engeres und dauerhafteres Bündnis zwischen allen arbeitenden 
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Klassen aller Nationen Rußlands zu errichten, beschränkt sich die 
Konstituierende Versammlung auf die Festlegung der Grundprinzi- 
pien der Föderation der Sowjetrepubliken Rußlands und überläßt es 
den Arbeitern und Bauern einer jeden Nation, auf selbständigen 
Sowjetkonferenzen selbständige Beschlüsse zu fassen, ob und unter 
welchen Bedingungen sie wünschen, an den Föderativen Sowijet- 
institutionen teilzunehmen. Die oben angeführten Grundsätze müs- 
sen unverzüglich veröffentlicht, vom offiziellen Vertreter der Sowjet- 
republik, der die Konstituierende Versammlung eröffnet, von der 
Tribüne herab verlesen und der Tätigkeit der Konstituierenden Ver- 
sammlung zugrunde gelegt werden. 


[Iswestija vom 17. (30.) Januar 1918] 


[c] Die Auflösung der Konstituierenden Versammlung 


...Am(5.)ı8. Januar 1918 sollte die Konstituierende Versammlung 
eröffnet werden. 

Die Vorbereitungen zur Konstituierenden Versammlung, die von 
der Partei [der Bolschewiki] unter der Leitung und unmittelbaren 
Mitwirkung Lenins mit viel Überlegung und Sorgfalt durchgeführt 
worden waren, bildeten eine wichtige Etappe in der Festigung der 
Sowjetmacht; das war ein Kampf gegen den formalen bürgerlichen 
Demokratismus, ein Kampf für den wahren Demokratismus ... 

Die Rechten Sozialrevolutionäre sprachen nur vom Kampf gegen 
die Bolschewiki. Die äußersten Rechten der Sozialrevolutionäre 
hatten eine militärische Organisation geschaffen, die am (19. Dezem- 
ber 1917) ı. Januar ein Attentat auf Lenin verübt hatte, das miß- 
glückt war!. Diese Organisation bereitete für den Tag der Eröffnung 
der Konstituierenden Versammlung - am (5.) 18. Januar - einen be- 
waffneten Aufstand vor. Das ZK der Sozialrevolutionäre unterstützte 
zwar nicht offiziell diese militärische Organisation, aber es war sehr 
wohl über ihre Tätigkeit informiert und ließ sie gewähren. Diese 
militärische Organisation stand in Verbindung mit der »Vereini- 
gung zum Schutz der Konstituierenden Versammlung«, deren Auf- 
gabe darin bestand, die Tätigkeit aller antibolschewistischen Organi- 
sationen zu koordinieren. Der »Vereinigung zum Schutze der Kon- 
stituierenden Versammlung« hatten sich die am weitesten rechts 
stehenden Sozialrevolutionäre, die menschewistischen »Vaterlands- 
verteidiger«, die Volkssozialisten [Trudowiki] und einzelne Kadet- 
ten angeschlossen. Trotz ihrer großen Aktivität gelang es dieser 
Vereinigung nicht, Arbeiter oder Mitglieder der Petrograder Garni-. 
son zu gewinnen; einzig und allein unter den Kleinbürgern hatte sie 
Erfolg. 

Die Demonstration am (5.) 18. Januar trug einen spezifisch klein- 
bürgerlichen Charakter, doch durch die Stadt schwirrten Gerüchte 

! Dies war die offizielle Begründung für den Terror gegen die Sozialreyolutionäre, 


. 
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über einen bevorstehenden bewaffneten Aufstand. Die Bolschewiki 
bereiteten sich zum Gegenschlag vor. Die Konstituierende Ver- 
sammlung sollte im Taurischen Palais tagen. Es wurde ein Militär- 
stab organisiert, dem Swerdlow, Podwojskij, Proschjan, Urizkij, 
Bontsch-Brujewitsch u. a. angehörten. Die ganze Stadt, besonders 
der Stadtteil um den Smolnyjl, wurde in einzelne Reviere aufgeteilt, 
deren Schutz die Arbeiter übernommen hatten. Zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung im Taurischen Palais selbst wurden die Mann- 
schaft des Kreuzers »Aurora« und zwei Kompanien des Panzer- 
kreuzers »Respublika« herangezogen, die vor dem Palais und in den 
anliegenden Straßen Posten bezogen. Aus dem bewaffneten Auf- 
stand, den die »Vereinigung zum Schutze der Konstituierenden Ver- 
sarmmlung« vorbereitet hatte, wurde nichts; sie brachte nur eine 
kleinbürgerliche Demonstration unter der Losung »Alle Macht der 
Konstituierenden Versammlung I« zustande. , . Bontsch-Brujewitsch 
hatte alle erdenklichen Vorbereitungen getroffen, um die Fahrt 
Lenins aus dem Smolnyj nach dem Taurischen Palais so konspirativ 
wie möglich zu organisieren. Er selbst begleitete Wladimir Iljitsch. 
In das gleiche Auto wurden noch Marja Iljitschna?, Wera Michaj- 
lowna Bontsch-Brujewitsch und ich verfrachtet. Zum Taurischen 
Palais gelangten wir durch irgendeine Querstraße. Das Tor war ge- 
schlossen und wurde auf ein verabredetes Hupen hin geöffnet, um 
dann wieder, nachdem wir das Tor passiert hatten, geschlossen zu 
werden. Die Wache geleitete uns zu den Räumen, die für Iljitsch vor- 
gesehen waren. Sie lagen rechts vom Haupteingang; von hier führte 
ein verglaster Gang zum Sitzungssaal. Vor dem Haupteingang dräng- 
ten sich die Delegierten, umgeben von einer großen Menge von Zu- 
schauern. Iljitsch war natürlich auf bequemere Weise ins Gebäude 
gelangt, aber ihm behagte nicht das geheimnisvolle Getue, das er für 
überflüssig hielt. Wir saßen und tranken Tee. Genossen kamen und 
gingen, besonders erinnere ich mich an Kollontaj? und Dybenkot. 
Ziemlich lange saßen wir hier, es fand gerade die Fraktionssitzung 
der Bolschewiki statt, die recht stürmisch verlief... 

Die Konstituierende Versammlung sollte von Jakow Michajlo- 
witsch Swerdlow eröffnet werden. 

Die Sitzung war für vier Uhr nachmittags anberaumt. Als Iljitsch 
schon auf dem Wege zum Sitzungssaal war, erinnerte er sich, daß er 
seinen Revolver in der Manteltasche gelassen hatte. Er ging zurück, 
um ihn zu holen; der Revolver aber war weg, obwohl kein Unbefug- 
ter den Raum betreten hatte. Demnach konnte ihn nur jemand von 
der Wache genommen haben. Iljitsch rügte Dybenko wegen der 


1 Gemeint ist das Smolnyj-Institut, Sitz Lenins. 

8% Fine Schwester Lenins. 

® Alexandra Michajlowna Kollontaj, Menschewistin, spiter Bolschewistin, seit Oktober 1917 
Mitglied des ZK der Bolschewiki, später langjährige Sowjetgesandtin in Schweden. 


4 Pawel Jeimowitsch Dybenko, Matrose der Baltischen Flotte, seit dem bolschewistischen Staats- 
streich Volkskommissar für die Flotte. 
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schlechten Disziplin, die unter den Wachhabenden herrschte. Dy- 
benko war ganz außer sich. Als Iljitsch von der Sitzung zurück- 
kehrte, übergab ihm Dybenko den Revolver, den die Wache inzwi- 
schen abgeliefert hatte. 

Swerdlow verspätete sich ein wenig, und die Konstituierende Ver- 
sammlung beschloß, daß die Sitzung von dem ältesten Mitglied, dem 
Deputierten Schwezow (Sozialrevolutionär)! eröffnet werden sollte. 
Der hatte sich bereits zur Tribüne begeben und machte umständlich 
Anstalten zu sprechen, da erschien Swerdlow, nahm Schwezow die 
Klingel aus der Hand und verkündete mit lauter, tiefer Stimme, daß 
er im Auftrage des Zentralvollzugskomitees der Sowjets der Arbei- 
ter-, Soldaten- und Bauerndeputierten die Tagung der Konstituie- 
renden Versammlung eröffne, und brachte im Namen des Zentral- 
vollzugskomitees die am Vortage in der »Prawda« veröffentlichte 
‚Deklaration der Rechte des werktätigen und ausgebeuteten Vol- 
kes @, die von Lenin verfaßt und gemeinsam mit Stalin und Bucharin 
redigiert worden war, zur Verlesung.... 

... Die Rechte des Hauses hatte sich die Tätigkeit der Konstitu- 
ierenden Versammlung ganz anders vorgestellt, sie rechnete fest da- 
mit, daß die ganze Macht in ihre Hände übergehen würde. Die Mehr- 
heit in der Konstituierenden Versammlung hatten die Rechten So- 
zialrevolutionäre. Sie schlugen als Vorsitzenden Tschernow vor, die 
Bolschewiki und Linken Sozialrevolutionäre - Spiridonowa®. Tscher- 
now erhielt 244, Spiridonowa — 151 Stimmen. 

Die Bolschewiki stimmten für Spiridonowa, kam es doch jetztin 
der Hauptsache darauf an festzustellen, ob die Konstituierende Ver- 
sammlung sich für oder gegen die Sowjetmacht entscheiden würde. 
Die Linken Sozialrevolutionäre gingen zu jener Zeit mit den Bol- 
schewiki. Die Unterstützung der Kandidatur Spiridonowas sollte 
auch den Bauernmassen zeigen, daß die Arbeiterklasse ein enges 
Bündnis mit der Bauernschaft anstrebte, daß die Bolschewiki für ein 
solches Bündnis eintraten. Die Kandidatur Spiridonowas war von 
großer agitatorischer Bedeutung. 

Nach der Wahl Tschernows begann die Debatte... Wladimir 
Iljitsch nahm nicht das Wort. Er saß auf den Stufen der Tribüne, 
lächelte spöttisch, scherzte, machte sich Notizen, fühlte sich in dieser 
Versammlung irgendwie überflüssig ... 

Für die Beratung der Deklaration des Allrussischen Zentralvoll- 
zugskomitees stimmten 146 Deputierte, dagegen 247. Die Bolsche- 
wiki und die Linken Sozialrevolutionäre beantragten eine Unter- 
brechung der Sitzung. Die bolschewistische Fraktion beriet über die 


! Sergej Petrowitsch Schwezow; nähere Daten fehlen. 

2 Vgl. Dok. 94b. 

® Marija Alezandrowna Spiridonowa, führendes Mitgliedder Partei der Linken Sozialrevolutionäre, 
Vorsitzende des Allrussischen Baucrnkongresses ı918, wurde in den Aufstand der Linken Sozial- 


revolutionäre in Moskau verwickelt, verhaftet, freigelassen, später mehrmals erneut verhaftet und 
verbannt, 
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entstandene Situation. Es wurde beschlossen, nicht mehr in den 
Sitzungssaal zurückzukehren. Die Genossen Raskolnikow und Lo- 
bow sollten die Erklärung verlesen, in der die Gründe für das Ver- 
lassen der Konstituierenden Versammlung dargelegt waren. Die 
Fraktion war der Meinung, daß man die Versammlung nicht auf- 
lösen, sondern ihr die Möglichkeit geben sollte, bis zu Ende zu ta- 
gen. Erst in den frühen Morgenstunden des 6. (19.) Januar —- um 
4 Uhr 40 - wurde die Sitzung geschlossen und die Deputierten ver- 
ließen das Haus. Am nächsten Tag beschloß das Zentralvollzugs- 
komitee: »Die Konstituierende Versammlung wird aufgelöst.« Wei- 
tere Sitzungen fanden dann auch nicht mehr statt... 

[Nadeschda Krupskajat, Erinnerungen an Lenin, $, 484-491] 


[d] Dekrer über die Auflösung der Konstituierenden Versammlung vom 
6. (19.) Janmar 1918 


Die Russische Revolution hat von ihrem Anbeginn an die Sowjets 
der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten geschaffen als Mas- 
senorganisation aller werktätigen und ausgebeuteten Klassen, als die 
Organisation, die allein imstande ist, den Kampf dieser Klassen für 
ihre völlige politische und wirtschaftliche Befreiung zu leiten. 

Im Laufe der ganzen ersten Periode der Russischen Revolution 
mehrten sich die Sowjets, wuchsen und erstarkten, überwanden auf 
Grund der eigenen Erfahrungen die Illusionen des Paktierens mit der 
Bourgeoisie, erkannten, daß die Formen des bürgerlich-demokrati- 
schen Parlamentarismus trügerisch sind, und zogen praktisch die 
Schlußfolgerung, daß die Befreiung der unterdrückten Klassen un- 
möglich ist ohne den Bruch mit diesen Formen und mit allen Kom- 
promissen. Ein solcher Bruch war die Oktoberrevolution, die die 
ganze Macht in die Hände der Sowjets legte. 

Die Konstituierende Versammlung, gewählt auf Grund von Kan- 
didatenlisten, die vor der Oktoberrevolution aufgestellt worden 
waren, brachte das alte politische Kräfteverhältnis zum Ausdruck, 
aus einer Zeit, als die Kompromißler und die Kadetten an der Macht 
waren. Das Volk konnte damals, als es für die Kandidaten der Partei 
der Sozialrevolutionäre stimmte, nicht zwischen den Rechten Sozial- 
revolutionären, den Anhängern der Bourgeoisie, und den Linken 
Sozialrevolutionären, den Anhängern des Sozialismus, seine Wahl 
treffen. So kam es, daß diese Konstituierende Versammlung, die die 
Krönung der bürgerlichen parlamentarischen Republik sein sollte, 


sich der Oktoberrevolution und der Sowjetmacht unvermeidlich in 
den Weg stellen mußte. 


1 Lenins Frau. 


Die Konstituierende Versammlung 347 


Die Oktoberrevolution rief dadurch, daß sie den Sowjets und 
durch die Sowjets den werktätigen und ausgebeuteten Klassen die 
Macht gab, den verzweifelten Widerstand der Ausbeuter hervor und 
erwies sich bei der Unterdrückung dieses Widerstandes vollauf als 
Beginn der sozialistischen Revolution. Die werktätigen Klassen 
mußten sich auf Grund der eigenen Erfahrung davon überzeugen, 
daß sich der alte bürgerliche Parlamentarismus überlebt hat, daßer 
mit den Aufgaben der Verwirklichung des Sozialismus absolut un- 
vereinbar ist, daß nicht gesamtnationale, sondern nur Klasseninstitu- 
tionen (wie es die Sowjets sind) imstande sind, den Widerstand der 
besitzenden Klassen zu brechen und das Fundament der sozialisti- 
schen Gesellschaft zu legen. Jeder Verzicht auf die uneingeschränkte 
Macht der Sowjets, auf die vom Volke eroberte Sowjetrepublik zu- 
gunsten des bürgerlichen Parlamentarismus und der Konstituierenden 
Versammlung wäre jeızt ein Schritt rückwärts, würde den Zusam- 
menbruch der ganzen Oktoberrevolution der Arbeiter und Bauern 
bedeuten. 

Die am 5. (18.) Januar zusammengetretene Konstituierende Ver- 
sammlung brachte aus den obenerwähnten Gründen der Partei der 
Rechten Sozialrevolutionäre, der Partei Kerenskijs, Awksentiews 
und Tschernows, die Mehrheit. Natürlich hat diese Partei es abge- 
lehnt, den absolut genauen, klaren, jede Mißbilligung ausschließen- 
den Antrag des Zentralvollzugskomitees der Sowjets, des obersten 
Organs der Sowjetmacht, zu beraten, das Programm der Sowjet- 
macht, die Deklaration der Rechte des werktätigen und ausgebeute- 
ten Volkes« und die Oktoberrevolution und die Sowjetmacht anzu- 
erkennen. Damit hat die Konstituierende Versammlung alle Bande 
zwischen sich und der Sowjetrepublik Rußland zerrissen. Es war da- 
her unvermeidlich, daß die Fraktion der Bolschewiki und die der 
Linken Sozialrevolutionäre, die jetzt offenkundig die ungeheure 
Mehrheit in den Sowjets bilden und das Vertrauen der Arbeiter und 
der Mehrheit der Bauern genießen, diese Konstituierende Versamm- 
lung verließen. 

In der Tat führen die Parteien der Rechten Sozialrevolutionäre und 
der Menschewiki außerhalb der Konstituierenden Versammlung den 
erbittertsten Kampf gegen die Sowjetmacht, fordern in ihrer Presse 
offen zum Sturz der Sowjetmacht auf, bezeichnen die zur Befreiung 
von der Ausbeutung notwendige gewaltsame Unterdrückung des 
Widerstandes der Ausbeuter durch die werktätigen Klassen als Will- 
kür und Ungesetzlichkeit, nehmen die im Dienste des Kapitals 
stehenden Saboteure in Schutz und gehen so weit, daß sie unver- 
hüllt zum Terror aufrufen, mit dessen Anwendung »unbekannte 
Gruppen« bereits begonnen haben. Es ist klar, daß der übriggeblie- 
bene Teil der Konstituierenden Versammlung infolgedessen nur die 
Rolle einer Kulisse spielen könnte, hinter der der Kampf der Konter- 
fevolutionäre für den Sturz der Sowjetmacht vor sich gehen würde, 
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Deshalb beschließt das Zentralvollzugskomitee: Die Konstituie- 
rende Versammlung wird aufgelöst. 


[Iswestija vom 7. (20.) Januar 1938] 


[95] Kirche und neues Regime 


[a] Die Wiederherstellung des Moskauer Patriarchats 


Das Allrussische Nationale Kirchenkonzil beeilte sich, angesichts 
der gegenwärtigen Ereignisse [d. h. des bolschewistischen Staats- 
streichs] die Diskussion über die Frage einer Restauration des Pa- 
triarchats in Rußland zu beenden!. Es wurde vorgeschlagen, die 
Debatte abzuschließen, und die Frage des Patriarchats wurde [den 
Teilnehmern] zur Abstimmung vorgelegt. 

Mit überwältigender Stimmenmehrheit, nahezu einstimmig, 
wurde folgende Resolution angenommen: 

1. Das periodisch einzuberufende Konzil (Sobor) stellt in der Rus- 
sischen Kirche die oberste richterliche, gesetzgebende und exekutive 
Autorität dar. 

2. Das Patriarchat wird wiederhergestellt und bildet die Spitze der 
kirchlichen Verwaltung in der Russischen Orthodoxen Kirche. 

3. Der Patriarch ist der Erste unter den Bischöfen, die ihm im 
übrigen gleich sind. 

4. Zusammen mit allen Organen der kirchlichen Verwaltung ist 
der Patriarch dem Konzil verantwortlich. 

Auf Grund dieser Resolution fand die Wahl des Patriarchen? in 
der Erlöserkathedrale® statt. Drei Kandidaten wurden vom Konzil 
nominiert und ihre Namen auf die Wahlzettel gesetzt: Antonij von 
Charkow, Arseniji von Nowgorod und Tichon, Metropolit von 
Moskau. Metropolit Tichon erhielt die meisten Stimmen ... 

Die Inthronisierung des Patriarchen ist für den 21. November 
(4. Dezember) geplant. Moskau wurde als Sitz des Patriarchen be- 
stimmt. 


[Russische Zeitung vom 8. (z1.) November 1917, S. 3] 


X Der Patriarchenstuhl war 1700 dusch Peter d. Gr. nicbt mebr besetzt und das Patriarchat 1721 
durch den »Heiligsten Dirigierenden Synod«, ein Kollegium, ersetzt worden, in dem der Oberpro- 
kurcur als Vertreter des Kaisers eine entscheidende Rolle spielte. 

3 Am 28. Oktober (11. November). 

> Im Krenl. 
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[b] Hirtenbrief des Patriarchen Tichon vom 19. Januar (1. Februar) 1918, 
in dem über die Bolschewiki das Anathema verhängt wird 


Der demütige Tichon, von Gottes Gnaden Patriarch von Moskau 
und ganz Rußland, an die im Herrn Christus geliebten Erzbischöfe, 
Bischöfe und alle treuen Kinder der russischen orthodoxen Kirche: 

Der Herr errette uns von dieser argen Welt (Galater 1,4). Die hei- 
lige orthodoxe Kirche Christi durchlebt in den russischen Landen 
eine schwere Zeit. Die öffentlichen und heimlichen Feinde haben eine 
Verfolgung gegen die Wahrheit Christi begonnen und sind bestrebt, 
das Werk Christi zu vernichten; sie säen an Stelle der christlichen 
Liebe die Saat der Bosheit, des Hasses und des brudermordenden 
Krieges. 

Die christlichen Gebote der Nächstenliebe geraten in Vergessen- 
heit oder werden mit Füßen getreten. Täglich erreichen Uns Be- 
richte über die unfaßbare und bestialische Ermordung völlig un- 
schuldiger Menschen, ja selbst von Kranken auf dem Krankenlager, 
denen man vielleicht nur vorhalten kann, daß sie für das Vaterland 
ihre Pflicht taten und ihre ganze Kraft in den Dienst der nationalen 
Wohlfahrt gestellt haben. Das geschieht nicht nur im Schutze nächt- 
licher Dunkelheit, sondern am hellen Tage mit einer bis jetzt noch 
nicht dagewesenen Vermessenheit und erbarmungsloser Grausam- 
keit, ohne jedes Urteil und entgegen allem Gesetz und Recht. Diese 
Dinge geschehen heute in fast allen Städten und Dörfern unseres 
Landes, sowohl in unserer Hauptstadt als auch in den entfernteren 
Gebieten (Petrograd, Moskau, Irkutsk, Sewastopol u. a.). 

All das erfüllt Unser Herz mit tiefem Schmerz und Kummer und 
zwingt Uns dazu, an solchen Auswurf des Menschengeschlechtes ge- 
mäß dem Vermächtnis der Apostel die strafenden Worte zu richten: 
Die da sündigen, die strafe vor allem, auf daß sich auch die andern 
fürchten (I. Tim. 5,20). Besinnt euch, ihr Wahnsinnigen, haltet ein 
in eurem blutigen Wüten, für das euch im zukünftigen jenseitigen 
Leben das höllische Feuer und eurer Nachkommenschaft der furcht- 
barste Fluch in diesem Erdenleben zuteil werden wird. 

Auf Grund der Uns von Gott verliehenen Macht verbieten Wir 
euch, euch den heiligen Sakramenten zu nahen, anathematisieren Wir 
euch, sofern ihr überhaupt den Christennamen tragt, obwohl ihr 
eurer Geburt nach zur orthodoxen Kirche gehört. 

Euch alle aber, die ihr treue Kinder seid, beschwören Wir, mit 
diesem Auswurf des Menschengeschlechtes keine Gemeinschaft zu 
haben: Entfernt den Bösen aus eurer Mittel (I. Kor. 5,13) 

Die heilige Kirche Christi wird den härtesten Verfolgungen unter- 
worfen, die charismatischen Sakramente, die die Geburt des Men- 
schen auf dieser Erde heiligen und den Ehebund segnen, werden öf- 
fentlich als unnötig erklärt. Die heiligen Kirchen werden der Zer- 
störung, der Beraubung und der sakrilegischen Entwürdigung preis- 
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gegeben; die vom Volke verehrten Heiligtümer werden von den 
gottlosen Gewalthabern der Finsternis dieses Äons in Besitz genom- 
men; die mit kirchlichen Mitteln unterhaltenen Schulen und die 
Lehranstalten für die Ausbildung der Hirten der Kirche sind für un- 
nötig erklärt worden; das Eigentum der Klöster und orthodoxen 
Kirchen wird enteignet. Wo sind die Grenzen der Verhöhnung der 
Kitche Christi? Wie und wodurch kann man diesen gegen sie ge- 
richteten Sturm der rasenden Feinde aufhalten? 

Die Feinde der Kirche usurpieren die Macht über sie und über 
ihr Vermögen mit der Gewalt todbringender Waffen; ihr aber wider- 
stehet ihnen in der Kraft eures Glaubens. Und wenn es erforderlich 
werden sollte, um der Sache Christi willen auch zu leiden, so rufen 
Wir euch, geliebte Kinder der Kirche, zu gemeinsamen Leiden mit 
Uns mit den Worten des Apostels: Wer will uns scheiden von der 
Liebe Gottes? Trübsal oder Angst oder Verfolgung oder Hunger 
oder Blöße oder Fährlichkeit oder Schwert? (Röm. 8,35) 

Ihr aber, meine Brüder, Erzbischöfe und Bischöfe, zögert nicht 
eine Stunde in eurem geistlichen Werk, sondern ruft sie auf, sich in 
die Reihen der geistlichen Kämpfer einzureihen, welche der äußeren 
Gewalt die Kraft ihres heiligen Bekennertums entgegenstellen. Und 
Wir hoffen zuversichtlich, daß die Feinde der Kirche beschämt und 
von der Kraft des Kreuzes Christi zerstreut werden, denn unwider- 
legbar ist die Verheißung des göttlichen Kreuzesträgers selbst: Ich 
will meine Kirche bauen, und die Pforten der Hölle werden sie nicht 
überwältigen, (Matth. 16, 18) 

Tichon, Patriarch von Moskau und ganz Rußland 
19. Januar (1. Februar) 1918 
[A. Wedenski, Kirche und Staat 1918-1922, 5. s14 ff.] 


[ec] Dekres des Rates der Volkskommissare über die Trennung der Kirche 
vom Staat und der Schule von der Kirche 


23. Januar (5. Februar) 1918 
1. Die Kirche wird vom Staate getrennt. 

2. Innerhalb der Grenzen der Republik ist es verboten, irgend- 
welche örtlichen Gesetze oder Verordnungen zu erlassen, die die 
Gewissensfreiheit beschränken oder einengen oder auf Grund der 
Zugehörigkeit der Bürger zu einer bestimmten Konfession Vergün- 
stigungen und Privilegien erteilen. 

3. Jeder Bürger kann sich zu einer beliebigen Religion oder zu gar 
keiner bekennen. Jede Minderung von Rechten, die im Zusammen- 
hang mit der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Glau- 
ben steht, wird aufgehoben. 

Anmerkung: Aus allen amtlichen Akten wird der Hinweis auf die 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit der Bürger zu einer Reli- 
gion entfernt... 
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5. Die freie Ausübung der religiösen Gebräuche wird so weit ge- 
stattet, als sie die öffentliche Ordnung nicht stört und die Rechte der 
Bürger der Sowjetrepublik nicht einschränkt. Die örtliche Gewalt 
hat das Recht, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit die 
allgemeine Ordnung und Sicherheit nicht gestört werden. 

6. Niemand darf, gestützt auf seine religiösen Ansichten, sich sei- , 
nen bürgerlichen Pflichten entziehen. Ausnahmen dürfen unter der 
Bedingung gestattet werden, daß eine bürgerliche Pflicht durch eine 
andere ersetzt wird. In jedem einzelnen Falle hat darüber das Volks- 
gericht zu entscheiden. 

7. Der religiöse Eid oder Schwur wird abgeschafft. In unumgäng- 
lichen Fällen wird nur ein feierliches Versprechen gegeben. ' 

8. Die Standesamtsregister werden nur von den weltlichen Be- 
hörden geführt: in Abteilungen für Ehe und Geburten. 

9. Die Schule wird von der Kirche getrennt. Der Religionsunter- 
richt wird in keiner staatlichen, öffentlichen oder privaten Lehran- 
stalt, in der allgemeinbildende Dinge gelehrt werden, geduldet. Die 
Bürger dürfen privaten Religionsunterricht erteilen und nehmen. 

ıo. Alle kirchlichen und religiösen Gemeinschaften unterstehen 
den allgemeinen Bestimmungen über Privatgesellschaften und Ver- 
bände und werden in keiner Weise durch Vorrechte oder Hilfsgelder 
unterstützt, weder vom Staate noch von örtlich-autonomen und 
Selbstverwaltungsbehörden. 

11. Zwangsmäßige Eintreibung von Abgaben und Gebühren zu- 
gunsten kirchlicher oder religiöser Gemeinschaften ebenso wie 
Zwangsmaßregeln oder Strafen von seiten dieser Gemeinschaften 
oder ihrer Glieder werden nicht gestattet. 

12. Keine kirchliche oder religiöse Gemeinschaft hat das Recht 
auf Eigentum. Die Rechte einer juristischen Person besitzt sie nicht. 

13. Alles Eigentum der in Rußland bestehenden kirchlichen und 
religiösen Gemeinschaften wird zum Volkseigentum erklärt. Die Ge- 
bäude und Gegenstände, welche zu gottesdienstlichen Zwecken ge- 
braucht werden, werden nach besonderen Bestimmungen der ört- 
lichen oder zentralen Staatsgewalt den betreffenden religiösen Ge- 
meinschaften zu kostenloser Benutzung übergeben. 

Der Präsident des Rates der Volkskommissare: 
W. Uljanow (Lenin), 

Volkskommissare: Podwojskij, Algasow, Tru- 
towski, Schlichter, Proschjan, Men- 
schinski, Schljapnikow und Petrowskij, 

Administrator des Rates der Volkskommissare: 
Wlad. Bontsch-Brujewitsch. 

[Zeitung der Arbeiter- und Bauernregierung, Nr. 15 vom 23. Januar (5. Februar) 1918] 
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[96] Auf dem Weg zur Sowjetrepublik 


[a] Resolution des Dritten Sowjetkongresses über die Staatsform 


15. (28. Januar) 19181 
1. Die Russische Sozialistische Sowjet-Republik wird auf der Grund- 
lage des freiwilligen Zusammenschlusses der Völker Rußlands als 
Föderation der Sowjetrepubliken dieser Völker geschaffen. 

2. Oberstes Organ der Machtausübung in Angelegenheiten der 
Föderation ist der Allrussische Sowjet der Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauerndeputierten, der nicht seltener als alle 3 Monate einberufen 
wird, 

3. Der allrussische Sowjetkongreß der Arbeiter-, Soldaten-, 
Bauerndeputierten wählt das Allrussische Zentrale Vollzugskomitee. 
In den Perioden zwischen den Sessionen ist das Allrussische ZVK 
oberstes Organ. 

4. Die Regierung der Föderation — der Rat der Volkskomissare - 
wird in seiner Gesamtheit und einzeln vom Allrussischen Sowjet- 
kongreß oder dem Allrussischen ZVK gewählt und entlassen. 

[folgen in den $$ 5, 6, 7 Bestimmungen über die Teilnahme der 
einzelnen Sowjetrepubliken und autonomen Gebiete an der Aus- 
übung der Regierungsgewalt, ihre Rechte und über die Richtlinien 
für eine künftige Verfassung der RSFSR] 


[Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der triumphale Sieg der 
Sowjetmacht, Bd. II, 5. 377 £.] 


[b] Dekret des Rates der Volkskommissare über die Annullierung der 
russischen Staatsanleihen vom 28. Januar (10. Februar) 1918 


1. Alle von den Regierungen der russischen Grundbesitzer und der 
russischen Bourgeoisie aufgenommenen Staatsanleihen, die in einer 
gesondert veröffentlichten Liste aufgezählt sind, werden mit Wir- 
kung vom Dezember 1917 annulliert. Die Dezembercoupons der ge- 
nannten Anleihen werden nicht eingelöst. 

2. Ebenso werden alle Bürgschaften annulliert, die die genannten 
Regierungen für die Anleihen der verschiedenen Unternehmungen 
und Behörden übernommen haben. 

3. Bedingungslos und ohne Ausnahme werden alle ausländischen 
Anleihen annulliert. 

4. Die kurzfristigen Verpflichtungen und Schatzscheine der Staats- 
rente bleiben in Kraft. Zinsen werden nicht gezahlt, aber die Ver- 
pflichtungen selbst bleiben wie Kreditbillette in Umlauf. 


3 Der Dritte Allrussische Sowjetkongreß fand vom 10.-18. (23.-31.) Januar 1918 statt. An ihm 
nahmen nur mehr Abgeordnete der Bolschewiki und Linken Sozialrevolutionäre teil. 
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s. Kleinbesitzer, die weniger als 10000 Rubel Nennwert von an- 
nullierten Staatspapieren innerer Anleihen besitzen, erhalten statt 
dessen auf ihren Namen ausgestellte Scheine der neuen Anleihe der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik. Die Bedin- 
gungen dieser Anleihe werden gesondert festgesetzt werden. 

6. Guthaben bei den staatlichen Sparkassen und deren Zinsen sind 
unantastbar. Alle Obligationen der annullierten Anleihen, die im Be- 
sitze von Sparkassen sind, werden in Buchschulden der Russischen 
Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik umgewandelt. 

7. Genossenschaften, örtliche Selbstverwaltungen und andere ge- 
meinnützige und demokratische Anstalten, die Obligationen der an- 
nullierten Anleihen besitzen, werden nach Grundsätzen entschädigt 
werden, die der Oberste Volkswirtschaftsrat zusammen mit den Ver- 
tretern dieser Anstalten ausarbeiten wird, sofern diese Obligationen 
nachweislich vor der Publikation dieses Dekrets erworben worden 
sind. 

Anmerkung: Die Entscheidung darüber, welche Anstalten als ge- 
meinnützig oder demokratisch zu gelten haben, bleibt den örtlichen 
Organen des Obersten Volkswirtschaftsrats überlassen. 

8. Für die Leitung der Liquidation der Staatsanleihen ist als 
höchste Instanz der Oberste Volkswirtschaftsrat zuständig. 

9. Die Liquidation der Anleihen führt die Staatsbank durch, die 
auch sofort die Registrierung aller in den Händen der verschiedenen 
Besitzer befindlichen Staatsanleihen und übrigen Wertpapiere — mö- 
gen sie für nichtig erklärt sein oder nicht — zu beginnen hat. 

10. Die Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten 
bilden im Einvernehmen mit den örtlichen Volkswirtschaftsräten 
Kommissionen, um zu bestimmen, wer als Kleinbesitzer im Sinne 
dieses Dekrets zu gelten hat. Diese Kommissionen haben das Recht, 
Sparguthaben auch unter 5000 Rubeln, die nicht durch Arbeit er- 
worben sind, zu annullieren. 

Der Präsident des Allrussischen Zentralexekutivkomitees, 
J. Swerdlow, 
Sekretär, Awanesow. 


[Zeitung der Arbeiter- und Bauernregierung, Nr. 20 vom 28. Januar (10. Februar) 1918] 


[ec] Dekrei des Rats der Volkskommissare über die Rote Armee 


Moskau, 9. (22.) April 1918 
... Bürgerim Alter von 18-40 Jahren, die eine militärische Ausbildung 
genossen haben, werden für den Militärdienst registriert. Auf den 
ersten Aufruf der Arbeiter- und Bauernregierung müssen sie zu den 
Waffen eilen und die Reihen der Roten Armee auffüllen die aus den 
hingebungsvollsten und opferwilligsten Kämpfern für die Freiheit 
und Unabhängigkeit der Russischen Sowjetrepublik und die inter- 
nationale sozialistische Revolution besteht. 
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1. Für Bürger der RSFSR besteht die Militärpflicht aus den folgen- 
den Stufen: a) Militärische Ausbildung im Schulalter, dessen 
unterste Grenze vom Volkskommissariat für Erziehung festgelegt 
werden wird; b) Vorbereitung für das Militär zwischen 16 und ı8 
Jahren; c) Mobilisierung zwischen ı8 und 40 Jahren. 

Frauen können mit ihrem eigenen Einverständnis ihre Ausbildung 
auf der gleichen allgemeinen Grundlage erhalten. 

Anmerkung: Personen, die aus religiöser Überzeugung keine 
Waffen tragen, werden nur in solchen Pflichten ausgebildet, die nicht 
mit der Wafle verbunden sind. 

2. Die Ausbildung der zur Stufe der Vorbereitung und zu den 
Mobilisierten gehörigen Personen obliegt dem Volkskommissariat 
für das Kriegswesen; die Ausbildung der Schüler wird dem Volks- 
kommissariat für Volksbildung übertragen, welches mit dem Volks- 
kommissariat für das Kriegswesen aufs engste zusammenarbeitet. 

3. Arbeiter, die in Fabriken, Werkstätten, auf Gütern und in Dör- 
fern beschäftigt sind, und Bauern, die nicht die Arbeit anderer aus- 
beuten, werden zur Ausbildung herangezogen. 

4. Militärkommissariate (in Gebieten, Bezirken, Kreisen und 
Städten) leiten die lokale Organisation der Militärdienstpflicht. _ 

(in den $$ 5-8 folgen Einzelanweisungen über die Entschädigung 
während der Ausbildungszeit, über deren Dauer, über Prüfungen 
zum Abschluß der Ausbildung und über das Programm der Aus- 
bildung, sowie über die Bestrafung von Personen, die sich der 
Dienstpflicht entziehen oder sie vernachlässigen] 

Der Vorsitzende des ZVK: Ja. Swerdlow 
Sekretär: W. Awanesow. 
[Sammlung von Dekreten und Verordnungen der Arbeiter- und Bauernregierung, 1918, Nr. 33, $.422] 


[97] Die Annahme der Friedensbedingungen von Btest-Litowsk 


[2] Gebeimresolution über Krieg und Frieden. Angenommen vom Siebenten 
Kongreß der Bolschewistischen Partei im März 1918 


Der Kongreß erkennt, daß es notwendig ist, den erdrückendsten und 
schmählichsten Friedensvertrag, der mit Deutschland geschlossen 
wurde, zu ratifizieren, da unsere Armee nicht schlagkräftig ist, weil 
die Bedingungen in den demoralisierten Fronteinheiten außerordent- 
lich ungesund sind und die Notwendigkeit besteht, jede, selbst die 
winzigste Möglichkeit einer Atempause auszunützen, bevor der Im- 


perialismus seinen Angriff auf die Sozialistische Sowjetrepublik un- 
ternimmt. 


ı D. h. alle vbürgerlichen« Elemente bleiben ausgeschlossen; die Rote Armee ist eine feine 
Klassenarınee, 
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Wenn die Ära der sozialistischen Revolution beginnt, müssen in 
der gegenwärtigen Periode zahlreiche militärische Angriffe imperia- 
listischer Staaten auf Sowjetrußland als historisch unvermeidlich an- 
gesehen werden. Die historische Unvermeidlichkeit solcher Angriffe 
kann angesichts der gegenwärtigen außerordentlichen Zuspitzung 
aller zwischen Staaten, Klassen und Nationalitäten herrschenden Be- 
ziehungen zu jedem Zeitpunkt, wirklich innerhalb weniger Tage, zu 
neuen imperialistischen Angriffskriegen gegen die sozialistische Be- 
wegung im allgemeinen und gegen die Russische Republik im be- 
sonderen führen. 

Der Kongreß stellt daher fest, daß er es als erstes und grundlegen- 
des Problem unserer Partei und der ganzen Avantgarde des klassen- 
bewußten Proletariats betrachtet, die energischsten, unnachgiebig- 
sten und drakonischsten Maßnahmen zu ergreifen, um die Selbst- 
disziplin und den Gehorsam der russischen Arbeiter und Bauern zu 
gewährleisten, um die Zwangsläufigkeit zu erklären, mit der Ruß- 
land an das Problem der Befreiung des Vaterlandes, des sozialisti- 
schen Krieges herangehen muß, um überall Massenorganisationen 
zu schaffen, die durch den unbeugsamen Willen zur Einigkeit zu- 
sammengehalten und gestärkt werden, Organisationen, die sowohl 
im Alltagsleben als auch in kritischen Lebensmomenten des Volkes 
mit Einmütigkeit und Selbstaufopferung zu handeln imstande sind — 
und um schließlich die erwachsene Bevölkerung, Männer und 
Frauen, einem allumfassenden, systematischen Training in militäri- 
schem Wissen und Kriegsführung zu unterwerfen. 

Der Kongreß erblickt die aussichtsreichste Garantie für die Er- 
starkung der sozialistischen Revolution, die in Rußland gesiegt hat, 
nur in ihrer Umwandlung in eine Weltrevolution. 

Der Kongreß ist überzeugt, daß der vom Standpunkt der Revo- 
lution und des auf der Welt herrschenden Kräfteverhältnisses aus 
unternommene Schritt notwendig und unvermeidlich war. 

Überzeugt, daß die Arbeiterrevolution in allen kriegführenden 
Ländern ständig wächst, stellt der Kongreß fest, daß das sozialisti- 
sche Proletariat Rußlands mit allen seinen Kräften das Proletariat 
aller Länder unterstützen wird. 


[ Protokolle der Kongresse und Konferenzen der KP (Bolschewiki) der Sowjetunion, VII. Kongreß. 
März 1918, 5. 180 £.] 


[b] Resolution des Vierten Außerordentlichen Sowjetkongresses" über den 
Brester Frieden 


Der Kongreß bestätigt (ratifiziert) den Friedensvertrag, der von 
unseren Vertretern am 3. (16.) März 1918 in Brest-Litowsk unter- 
zeichnet worden ist. 


1 Er tagte vom 1. (14.) - 5. (18.) März 1918 in Moskau, 


356 Der boischewistische Staatsstreich 


Der Kongreß erkennt die Handlungsweise des Zentralvollzugs- 
komitees und des Rates der Volkskomissare als richtig an, welche 
beschlossen, diesen ungewöhnlich schweren und demütigenden Ge- 
waltfrieden zu unterzeichnen, da wir keine Armeen haben und die 
Kräfte des Volkes durch den Krieg erschöpft sind und da von der 
Bourgeoisie und der bourgeoisen Intelligenz keine Unterstützung 
gewährt, sondern die Schwäche in habsüchtiger klassenkämpferi- 
scher Weise ausgenützt wurde. 

Der Kongreß erklärt die Handlungsweise der Friedensdelegation 
für unbezweifelbar richtig, die es abgelehnt hat, in eine nähere Bera- 
tung der deutschen Friedensbedingungen einzutreten, da diese Be- 
dingungen für uns ein Ultimatum und eine offene Vergewaltigung 
darstellen. 

Der Kongreß erklärt nachdrücklich, daß die wichtigste und drin- 
gendste Aufgabe für alle Arbeiter, Soldaten und Bauern, für alle 
werktätigen und unterdrückten Massen im gegenwärtigen Augen- 
blick darin besteht, die Tätigkeit und die Selbstdisziplin der Werk- 
tätigen zu verstärken, überall starke und schlagkräftige Organisatio- 
nen zu schaffen, die, wenn möglich, die gesamte Produktion und 
Verteilung der Waren übernehmen, einen unnachsichtigen Kampf 
gegen das Chaos, die Desorganisation, die Zerrüttung aufnehmen, 
die die historisch notwendige Folge des qualvollen Krieges sind; 
diese Organisationen sind zugleich der erste Schritt zu einem end- 
gültigen Sieg des Sozialismus und zur Schaffung der Grundlagen 
einer sozialistischen Gesellschaft. 

Jetzt, nach dem Oktoberumsturz, nach der Beseitigung der poli- 
tischen Macht der Bourgeoisie in Rußland, nach der Annullierung 
und Veröffentlichung aller geheimen imperialistischen Verträge, 
nach der Annullierung der ausländischen Anleihen, nach dem Aufruf 
der Arbeiter- und Bauernregierung zum Abschluß eines gerechten 
Friedens mit ausnahmslos allen Völkern, hat Rußland, das sich aus 
dem Netz des imperialistischen Krieges befreit hat, das Recht, zu er- 
klären, daß es nicht an Beraubung und Unterwerfung fremder Län- 
der teilnehmen wird. 

Die RSFSR, die alle Raubkriege ablehnt, erklärt ihr Recht und 
ihre Pflicht, das sozialistische Vaterland gegen alle möglichen An- 
griffe von jeder beliebigen imperialistischen Macht zu schützen. Der 
Kongreß erklärt es daher für eine selbstverständliche Pflicht aller 
werktätigen Massen, alle Kräfte zur Stärkung und Erhöhung der 
Verteidigungsbereitschaft unseres Landes einzusetzen ... 

[W.I.Lenin, Werke, z, russ, Ausg., Bd. XXI, 5. 4to£.] 
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[ec] Die Linken Sozialrevolutionäre scheiden aus der Regierung aus 


Meinungsverschiedenheiten über die Friedenspolitik auf dem Vier- 
ten Sowjetkongreß haben die Linken Sozialrevolutionäre dazu ver- 
anlaßt, aus dem Rat der Volkskommissare auszuscheiden!. Die pro- 
minentesten Abtrünnigen haben sich in verschiedene Teile Ruß- 
lands begeben, um einen »Aufstand« zu organisieren ... 


[Prawda vom 6. (19.) März 1918] 


[98] Der Sowjetstaat 


[2] Verfassung der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik? 
(1918) 


Die vom IH. Allrussischen Sowjetkongreß im Januar 1918 prokla- 
mierte Erklärung der Rechte des werktätigen und ausgebeuteten 
Volkes bildet zusammen mit der vom V. Sowjetkongreß beschlosse- 
nen Verfassung das alleinige Grundgesetz der Russischen Sozialisti- 
schen Föderativen Sowjetrepublik. 

Dieses Grundgesetz tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in 
seiner endgültigen Fassung in den »Nachrichten des Allrussischen 
Zentralexekutivkomitees der Sowjets« (»Iswestija«) in Kraft. Es soll 
durch alle lokalen Organe der Sowjetregierung bekanntgegeben und 
in allen Sowjetämtern an sichtbarer Stelle ausgehängt werden. 

Der V. Sowjetkongreß beauftragt das Kommissariat für Volks- 
aufklärung, ausnahmslos in sämtlichen Schulen und Lehranstalten 
der Russischen Republik das Erlernen der Grundsätze dieser Ver- 
fassung ebenso wie deren Erklärung und Auslegung einzuführen. 


Abschnitt I: Erklärung der Rechte des werktätigen und ausgebeuteten Volkes 
[vgl. Dok. Nr. 94 b] 


Abschnitt II: Allgemeine Bestimmungen der Werfassung der Russischen 
Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik 


Artikel V 
9. Die Grundaufgabe der für den gegenwärtigen Augenblick des 
Übergangs bestimmten Konstitution der Russischen Sozialistischen 


X Nachdem der erste Rat der Volkskommissare ausschließlich aus Bolschewiki bestanden hatte, 
wurden am 22. Dezember 1917 drei Linke Sozialrevolutionäre aufgenommen: Kalegajew als Volks- 
kommissar für Landwirtschaft, I. S. Steinberg als Volkskommissar für ‚Justiz und P. P, Proschjan 
als Volkskommissar für Post und Telegraph. 

® Dekret des V.Allrussischen Sowjetkongfesses, angenommen in der Tagung vom 27. Juni 
(10. Juli) 1918. 
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Föderativen Sowjetrepublik besteht in der Errichtung der Diktatur 
des städtischen und ländlichen Proletariats und der ärmeren Bauern- 
schaft in Form einer machtvollen Allrussischen Sowjetregierung zum 
Zweck der völligen Niederhaltung der Bourgeoisie, der Beseitigung 
aller Ausnutzung des Menschen durch den Menschen und die Ein- 
setzung der sozialistischen Gesellschaftsordnung, unter der es weder 
eine Klasseneinteilung noch eine Staatsmacht geben wird. 

10. Die Russische Republik isteine freie sozialistische Gemeinschaft 
aller Werktätigen Rußlands. Die ganze Regierungsgewalt im Bereich 
der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik wird von 
der gesamten, zu städtischen und ländlichen Sowjets zusammen- 
geschlossenen Bevölkerung des Landes ausgeübt. 

11. Die Sowjets der Gebiete, die sich durch besondere Lebens- 
bedingungen und eine besondere nationale Zusammensetzung aus- 
zeichnen, dürfen sich zu autonomen Provinzialverbänden zusammen- 
schließen, an deren Spitze, wie überhaupt an der Spitze aller eventu- 
ellen Provinzialverbindungen, die Provinzialsowjetkongresse und 
deren Exekutivorgane stehen. 

Diese autonomen Provinzialverbände gehören auf Grundlage der 
Föderation der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet- 
republik an. 

12. Die oberste Gewalt steht in der Russischen Sozialistischen Fö- 
derativen Sowjetrepublik dem Allrussischen Sowjetkongreß und in 
den Zeitabschnitten zwischen den Tagungen der Kongresse dem 
Allrussischen Zentralexekutivkomitee zu. 

13. Zwecks Gewährleistung einer wahren Gewissensfreiheit für 
die Werktätigen wird die Kirche vom Staat und die Schule von der 
Kirche getrennt; die Freiheit religiöser und antireligiöser Propa- 
ganda wird allen Bürgern zuerkannt. 

14. Zwecks Gewährleistung einer wahren Freiheit der Meinungs- 
äußerung für die Werktätigen beseitigt die Russische Sozialistische 
Föderative Sowjetrepublik die Abhängigkeit der Presse vom Kapital, 
übergibt in die Hände der Arbeiterklasse und der armen Bauern- 
schaft alle technischen und materiellen Mittel zur Herausgabe von 
Zeitungen, Broschüren, Büchern und allen anderen Druckerzeug- 
nissen und sichert ihre freie Verbreitung im ganzen Lande zu. 

15. Zwecks Gewährleistung der wahren Versammlungsfreiheit für 
die Werktätigen erkennt die Russische Föderative Sozialistische 
Sowjetrepublik den Bürgern der Sowjetrepublik das Recht zu, frei 
Versammlungen, Kundgebungen, Umzüge usw. zu veranstalten, und 
stellt der Arbeiterklasse und der armen Bauernschaft alle zur Abhal- 
tung von Volksversammlungen geeigneten Räume nebst Einrich- 
tung, Beleuchtung und Heizung zur Verfügung. 

16. Zwecks Gewährleistung der wahren Vereinsfreiheit für die 
Werktätigen läßt die Russische Sozialistische Föderative Sowjet- 
republik, nachdem sie die ökonomische und politische Macht der 
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besitzenden Klassen gebrochen hat und somit alle Hindernisse, die 
bisher in der bürgerlichen Gesellschaft den Arbeitern und Bauern 
die Ausnutzung der Organisations- und Aktionsfreiheit unmöglich 
machten, beseitigt hat, 'nunmehr den Arbeitern und besitzlosen 
Bauern jegliche materielle und sonstige Hilfe zu ihrer Zusammen- 
schließung und Organisation zuteil werden. 

17. Um den Werktätigen den tatsächlichen Zutritt zur Bildung zu 
sichern, macht es sich die Russische Sozialistische Föderative So- 
wjetrepublik zur Aufgabe, den Arbeitern und besitzlosen Bauern eine 
vollständige und allseitige Ausbildung unentgeltlich zu gewähren. 

18. Die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik er- 
achtet die Arbeit als Pflicht sämtlicher Bürger der Republik und ver- 
kündet die Losung: » Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen !« 

19. Zum Zwecke einer bestmöglichen Beschützung der Errungen- 
schaften der großen Arbeiter- und Bauernrevolution anerkennt die 
Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik die Verteidigung 
des sozialistischen Vaterlandes als Pflicht aller Bürger der Republik 
und führt die allgemeine Wehrpflicht ein. Das Ehrenrecht, die Re- 
volution mit bewaffneter Hand zu verteidigen, wird lediglich den 
Werktätigen zuerkannt; den nichtwerktätigen Elementen wird da- 
gegen die Ausübung anderer Militärpflichten auferlegt. 

20. Von der Solidarität der Werktätigen aller Nationen ausgehend, 
gewährt die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik den 
auf dem Territorium der Russischen Republik zwecks Ausübung 
einer Arbeitstätigkeit sich aufhaltenden und der Arbeiterklasse oder 
der keine fremden Arbeitskräfte ausnutzenden Bauernschaft an- 
gehörenden Ausländern alle politischen Rechte der russischen Bürger 
und räumt den lokalen Sowjets das Recht ein, solchen Ausländern 
ohne erschwerende Formalitäten die russischen Bürgerrechte zu- 
zuerkennen. 

21. Die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik ge- 
währt allen Ausländern, die wegen politischer oder religiöser Ver- 
gehen Verfolgungen ausgesetzt sind, das Asylrecht. 

22. Die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik er- 
kennt den Bürgern, unabhängig von ihrer Rassen- oder Nationalitäts- 
zugehörigkeit, die gleichen Rechte zu und erklärt aus diesem Grunde 
die Gewährung oder Zulassung irgendwelcher Privilegien oder Vor- 
rechte sowie irgendwelche Unterdrückung nationaler Minderheiten 
oder die Beschränkung ihrer Gleichberechtigung als den Grund- 
gesetzen der Republik widersprechend. 

23. Geleitet von den Interessen der Arbeiterklasse in ihrer Gesamt- 
heit entzieht die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik 
einzelnen Personen und einzelnen Gruppen die Rechte, die von die- 
sen an Nachteil der Interessen der sozialen Revolution ausgenutzt 
werden. 
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Abschnitt III: Aufban der Sowjetregierung 
A. Organisation der Zentralgewalt 


Artikel VI 
Betreffend den Allrussischen Sowjetkongreß der Arbeiter-, Banern-, Kosaken- 
und der Roten- Armee-Deputierten 


24. Der Allrussische Sowjetkongreß bildet die höchste Instanz der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik. 

25. Der Allrussische Sowjetkongreß besteht aus den Vertretern 
der städtischen Sowjets - wobei je 25000 Wähler einen Deputierten 
entsenden — und aus den Vertretern der Gouvernement-Sowjet- 
kongresse - wobei 125 000 Einwohner einen Deputierten entsenden, 

Anmerkung ı. Falls der Gouvernement-Sowjetkongreß nicht vor 
dem Allrussischen Kongreß tagt, werden die Delegierten zu dem 
letzteren unmittelbar von den Kreiskongressen abgeordnet. 

Anmerkung 2. Falls der Provinzial-Sowjetkongreß unmittelbar 
dem Allrussischen Kongreß vorangeht, können die Delegierten zu 
dem letzteren vom Provinzialkongreß entsandt werden. 

26. Der Allrussische Sowjetkongreß wird vom Allrussischen 
Zentralexekutivkomitee mindestens zweimal im Jahre einberufen. 

27. Ein außerordentlicher Allrussischer Kongreß wird vom All- 
russischen Zentralexekutivkomitee auf eigene Initiative oder auf 
Verlangen der Sowjets der Orte, die mindestens ein Drittel der Ge- 
samtbevölkerung der Republik zählen, einberufen. 

28. Der Allrussische SowjetkongreßB wählt das Allrussische Zen- 
tralexekutivkomitee mit einem Bestand von nicht mehr als 200 Per- 
sonen. 

29. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee ist vor dem Allrussi- 
schen Sowjetkongreß ganz und gar verantwortlich. 

30. In der Zeit zwischen den Sessionen der Sowjetkongresse bildet 
das Allrussische Zentralexekutivkomitee die höchste Instanz der 
Republik. 


Artikel VII 
 Betreffend das Allrussische Zentralexekutivkomitee 


31. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee bildet das oberste ge- 
setzgebende, verfügende und kontrollausübende Organ der Russi- 
schen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik. 

32. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee gibt die allgemeine 
Richtung für die Wirksamkeit der Arbeiter- und Bauernregierung 
und aller Organe der Sowjetmacht im Lande an, faßt die Arbeiten der 
Gesetzgebung und der Verwaltung zusammen, bringt sie in Ein- 
klang miteinander und überwacht die Verwirklichung der Sowjetver- 
fassung sowie der Verfügungen der Allrussischen Sowjetkongresse 
und der Zentralorgane der Sowjetmacht. 
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33. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee überprüft und ge- 
nehmigt die vom Sowjet der Volkskommissare oder von den ein- 
zelnen Ressorts eingebrachten Dekretentwürfe und andere Anträge 
und erläßt selbst Dekrete und Verfügungen. 

34. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee beruft den Allrussi- 
schen Sowjetkongreß ein, dem es Rechenschaft über seine Tätigkeit 
ablegt und Berichte anläßlich der allgemeinen Politik und einzelner 
Fragen erstattet. 

35. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee bildet den Sowjet der 
Volkskommissare für die allgemeinen Verwaltungsgeschäfte der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik und dessen 
Abteilungen (Volkskommissariate) zur Leitung einzelner Verwal- 
tungsgebiete. 

36. Die Mitglieder des Allrussischen Zentralexekutivkomitees 
sind in den einzelnen Abteilungen (Volkskommissariaten) tätig oder 
führen Sonderaufträge des Allrussischen Exekutivkomitees aus. 


Artikel VIII 
Betreffend den Sowjet der Volkskommissare 


37. Dem Sowjet der Volkskommissare liegt die allgemeine Geschäfts- 
führung der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik 
ob. 

38. Zur Verwirklichung dieser Aufgabe erläßt der Sowjet der 
Volkskommissare Dekrete, Bestimmungen und Instruktionen und 
trifft überhaupt alle für einen regelmäßigen und raschen Verlauf des 
Staatslebens nötigen Maßnahmen. 

39. Von allen seinen Bestimmungen und Beschlüssen setzt der 
Sowjet der Volkskommissare unverzüglich das Allrussische Zentral- 
exekutivkomitee in Kenntnis. 

40. Das Allrussische Zentralexekutivkomitee hat das Recht, jede 
Bestimmung oder jeden Beschluß des Sowjets der Volkskommissare 
aufzuheben oder auszusetzen, 

41. Alle Bestimmungen und Beschlüsse des Sowjets der Volks- 
kommissare von großer allgemein-politischer Bedeutung werden zur 
Prüfung und Genehmigung dem Allrussischen Zentralexekutiv- 
komitee unterbreitet. 

Anmerkung: Maßnahmen, die unverzügliche Ausführungen er- 
fordern, können unmittelbar vom Sowjet der Volkskommissare ver- 
anlaßt werden. 

42. Die Mitglieder des Sowjets der Volkskommissare stehen an der 
Spitze der einzelnen Volkskommissariate. 

43. Es werden ı8 Volkskommissariate gebildet, und zwar für: 
a) Auswärtige Angelegenheiten; b) das Kriegswesen; c) die Ma- 
rine; d) Innere Angelegenheiten; e) Justiz; f) Arbeit; g) Soziale 
Versorgung; h) Volksaufklärung; i) Post- und Telegraphenwesen; 
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k) Nationale Angelegenheiten; I) Finanzen; m) Verkehrswesen; 
n) Ackerbau; 0) Handel und Industrie; p) Volksverpflegung; 
q) Staatskontrolle; r) den Obersten Volkswirtschaftsrat; s) Hygiene. 

44. Neben dem Volkskommissar wird unter dessen Vorsitz ein 
Kollegium gebildet, dessen Mitglieder von dem Sowjet der Volks- 
kommissare eingesetzt werden. 

45. Der Volkskommissar ist berechtigt, in allen Fragen, für die das 
entsprechende Kommissariat zuständig ist, aus eigener Macht- 
befugnis Beschlüsse zu fassen, wobei er diese zur Kenntnis des Kolle- 
giums zu bringen hat. Falls das Kollegium mit diesem oder jenem Be- 
schluß des Volkskommissars nicht einverstanden ist, kann es, ohne 
die Ausführung des Beschlusses aufzuhalten, beim Sowjet der Volks- 
kommissare oder dem Vorstand des Allrussischen Zentralexekutiv- 
komitees dagegen Beschwerde einlegen. 

Das gleiche Beschwerderecht steht auch den einzelnen Mitgliedern 
des Kollegiums zu. 

46. Der Sowjet der Volkskommissare ist vor dem Allrussischen 
Sowjetkongreß und dem Allrussischen Zentralexekutivkomitee voll 
verantwortlich. 

47. Die Volkskommissare und die Kollegien neben den Volks- 
kommissariaten sind dem Sowjet der Volkskommissare und dem 
Alirussischen Zentralexekutivkomitee voll verantwortlich. 

48. Die Ernennung zum Volkskommissar steht ausschließlich den 
Mitgliedern des Sowjets der Volkskommissare zu, der die allgemei- 
nen Geschäfte der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet- 
republik leitet, und darf keinen anderen Vertretern der Sowjet- 


regierung sowohl im Zentrum wie an den einzelnen Orten zuer- 
kannt werden. 


Artikel IX 


Betrefjend die Kompetenz des Allrussischen Sowjetkongresses und des All- 
russischen Zentralexekutivkomitees 


49. Der Zuständigkeit des Allrussischen Sowjetkongresses und des 
Allrussischen Zentralexekutivkomitees unterstehen alle Fragen von 
allgemein staatlicher Bedeutung, wie: 

a) Bestätigung, Abänderung und Ergänzung der Verfassung der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik; 

b) allgemeine Leitung der inneren und äußeren Politik der Russi- 
schen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik; 

c) Festsetzung und Veränderung der Landesgrenzen sowie Ent- 
eignung von Teilen des Territoriums der Russischen Sozialistischen 
Föderativen Sowjetrepublik oder diesen zugehörigen Rechten; 

d) Festsetzung der Grenzen und Kompetenzen der Provinzial- 
sowjetverbände, die zur Russischen Sozialistischen Föderativen So- 


wjetrepublik gehören, und Schlichtung der Streitigkeiten zwischen 
diesen; 
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e) Aufnahme neuer Landesmitglieder in den Verband der Sowjet- 
republik und Anerkennung des Austritts einzelner Teile derselben 
aus der russischen Föderation; 

f) allgemeine administrative Einteilung des Territoriums der Rus- 
sischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik und Genehmi- 
gung der Provinzialverbände; 

g) Festsetzung und Änderung des Maß-, Gewichts- und Geld- 
systems im Bereich der Russischen Sozialen Föderativen Sowjet- 
republik; 

h) Beziehungen zu den ausländischen Staaten, Kriegserklärung 
und Friedensschluß; 

i) Abschluß von Anleihen, Zoll- und Handelsverträgen sowie von 
finanziellen Vereinbarungen; 

k) Aufstellung der Grundlagen und des allgemeinen Planes der 
gesamten Volkswirtschaft sowie deren einzelner Zweige im Be- 
reich der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik; 

]) Bestätigung des Budgets der Russischen Sozialistischen Födera- 
tiven Sowjetrepublik; 

m) Festsetzung der allgemeinen Staatssteuern und Abgaben; 

n) Festsetzung der Organisationsgrundlagen der bewaffneten 
Kräfte der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik. 

o) allgemein-staatliche Gesetzgebung, Gerichtsverfassung und 
Rechtspflege, Zivil- und Kriminalgesetzgebung usw.; 

p) Ernennung und Absetzung sowohl einzelner Mitglieder der 
Sowjets der Volkskommissare wie auch des Sowjets der Volks- 
kommissare in corpore sowie Bestätigung des Vorsitzenden des 
Sowjets der Volkskommissare; 

q) Erlaß allgemeiner Bestimmungen über den Erwerb und den 
Verlust der russischen Bürgerrechte und die Rechte der Ausländer 
im Bereich der Republik; 

r) Recht eines allgemeinen oder partiellen Amnestieerlasses. 

so. Außer den aufgezählten Punkten unterliegen der Kompetenz 
des Allrussischen Sowjetkongresses und des Allgemeinen Zentral- 
exekutivkomitees alle Fragen, für die sie sich als zuständig erklären. 

51. Der ausschließlichen Befugnis des Allrussischen Sowjet- 
kongresses unterstehen: 

a) die Festsetzung, Ergänzung und Veränderung der Grundlagen 
der Sowjetverfassung; 

b) die Ratifikation der Friedensverträge. 

52. Die Entscheidung über die in den Punkten c und h des Para- 
graphen 49 bezeichneten Fragen wird dem Allrussischen Zentral- 
exekutivkomitee nur dann überlassen, wenn die Einberufung des 
Allgemeinen Sowjetkongresses unmöglich ist. 
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B. Organisationen der lokalen Rätemacht 


Artikel X 
Betreffend die Sowjetkongresse 


53. Die Sowjetkongresse setzen sich wie folgt zusammen: 

a) die Provinzialkongresse - aus den Vertretern der städtischen 
Sowjets und den Kreissowjets -, wobei auf je 25000 Einwohner ein 
Delegierter und für die Städte auf je sooo “Wähler ein Delegierter 
kommt, insgesamt jedoch auf die ganze Provinz nicht mehr als 
soo Delegierte entfallen — oder aber auch aus den Vertretern der 
Gouvernements-Sowjetkongresse, nach derselben Norm gewählt, 
falls der betreffende Gouvernementskongreß unmittelbar vor dem 
Provinzialkongreß zusammentritt; 

b) die Gouvernements-(Febiets-)Kongresse - aus den Vertretern 
der Sowjets der Städte und der Amtsbezirke (Wolostj), wobei auf je 
10000 Einwohner ein Delegierter und für die Städte auf je 2000 
Wähler ein Delegierter kommt, insgesamt jedoch auf das ganze 
Gouvernement (Gebiet, Okrug) nicht mehr als 300 Abgeordnete 
entfallen. Falls der betreffende Kreis -(Ujesd-) Sowjetkongreß un- 
mittelbar vor dem Gouvernementskongreß zusammentritt, werden 
die Wahlen nach derselben Norm nicht von den Bezirks-(Wolost-) - 
sondern von den Kreisorganen vorgenommen; 

c) die Kreis-(Rayon-)Kongresse — aus den Vertretern der Dorf- 
sowjets, wobei auf je 1000 Einwohner ein Delegierter kommt, ins- 
gesamt jedoch auf den ganzen Kreis (den ganzen Rayon) nicht mehr 
als 300 Delegierte entfallen; 

d) die Amtsbezirks-(Wolost-)Kongresse - aus den Vertretern aller 
Dorfsowjets eines Bezirkes (Wolost), wobei auf je 10 Sowjetmitglie- 
der ein Delegierter entfällt. 

Anmerkung ı. An den Kreiskongressen nehmen die Sowjet- 
vertreter der Städte teil, deren Einwohnerzahl 10000 nichtübersteigt; 
die Dorfsowjets der Ortschaften mit weniger als 1000 Einwohnern 
schließen sich zur Wahl von Abgeordneten zum Kreiskongreß zu- 
sammen. 

Anmerkung 2. Die Dorfsowjets mit weniger als 10 Mitgliedern 
entsenden zum Bezirkskongreß je einen Vertreter. 

54. Die Sowjetkongresse werden von den territorial entsprechen- 
den Vollzugsorganen der Sowjetmacht (Exekutivkomitees) ein- 
berufen, und zwar nach Ermessen der letzteren oder auf Verlangen 
der Sowjets von Ortschaften, die nicht weniger als ein Drittel der 
Gesamtbevölkerung des betreffenden Gebiets umfassen - unter allen 
Umständen aber mindestens zweimal jährlich in jeder Provinz (Ob- 
last), alle drei Monate in jedem Gouvernement und jedem Kreis 
(Ujesd) und einmal monatlich in jedem Bezirk (Wolost). 

55. Der Sowjetkongreß (einer Provinz, eines Gouvernements, 
eines Kreises, eines Bezirkes) wählt sein Vollzugsorgan — das Exe- 


Der Sowjetstaat 365 


kutivkomitee, dessen Mitgliederzahl nicht höher sein darf als a) 25 - 
pro Provinz und Gouvernement, b) zo - pro Kreis, c) 10 — pro Be- 
zirk. Das Exekutivkomitee ist dem Sowjetkongreß, von dem es ge- 
wählt wurde, voll verantwortlich. 

s6. Innerhalb der Grenzen seiner Kompetenz ist der Sowjet- 
kongreß (Provinzial-, Gouvernements-, Kreis-, Bezirkskongreß) die 
höchste Instanz auf dem Gebiet des betreffenden Territoriums; in 
den Zeiten zwischen den Tagungen der Kongresse stellt diese höchste 
Instanz das Exekutivkomitee dar. 


Artikel XI 
Betreffend die Deputiertensomjets (Deputiertenräte) 


57. Die Deputiertensowjets werden wie folgt gebildet: 

a) In den Städten entfällt auf je 1000 Einwohner ein Deputierter 
(Abgeordneter), jedoch darf die Zahl der Deputierten nicht weniger 
als so und nicht mehr als 1000 betragen. 

b) Auf dem Lande, in den Dörfern, Kirchdörfern, Kosakendörfern 
(Stanitza), Flecken, Städten mit weniger als 10000 Einwohner, Ge- 
meinden (Aul, Gehöften usw.) entfällt auf je 100 Bewohner ein Depu- 
tierter, jedoch darf die Zahl der Abgeordneten einer jeden Siedlung 
nicht weniger als 3 und nicht mehr als 50 betragen. 

Die Vollmachten der Deputierten gelten für die Dauer von 
3 Monaten. 

Anmerkung. In den ländlichen Ortschaften, wo dies als durch- 
führbar befunden wird, sollen die Verwaltungsgeschäfte unmittelbar 
von der allgemeinen Wählerversammlung der betreffenden Siedlung 
erledigt werden. 

58. Für die laufenden Geschäfte wählt der Deputiertensowjet aus 
seiner Mitte ein Vollzugsorgan (ein Exekutivkomitee), das auf dem 
Lande aus höchstens 5 Personen besteht und in den Städten auf je 
5o Sowjetmitglieder einen Vertreter abgibt, jedoch darf die Gesamt- 
zahl nicht weniger als 3 und nicht mehr als 15 (in Petersburg und 
Moskau nicht mehr als 40) betragen. Das Exekutivkomitee ist dem 
Sowjet, von dem es gewählt worden ist, voll verantwortlich. 

59. Der Deputiertensowjet wird von dem Exekutivkomitee nach 
Ermessen des letzteren oder auf Verlangen von mindestens der 
Hälfte aller Sowjetmitglieder einberufen, jedoch nicht seltener als 
einmal wöchentlich in den Städten und zweimal wöchentlich auf dem 
Lande. 

60. Innerhalb der Grenzen seiner Kompetenz bildet der Sowjet 
oder in dem in der Anmerkung zu $ 57 vorgesehenen Falle die all- 
gemeine Wählerversammlung die auf dem Gebiet des betreffenden 
Territoriums höchste Instanz. 
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Artikel XII 
Betreffend die Kompetenzen der lokalen Organe der Sowjetmacht 


61. Die Provinzial-, Gouvernements-, Kreis- und Bezirksorgane der 
Sowjetmacht, ebenso die Deputiertensowjets haben folgende Ob- 
liegenheiten: 

a) Verwirklichung aller Verordnungen der betreffenden höheren 
Organe der Sowjetmacht; 

b) Ergreifen aller Maßnahmen zur Hebung des betrefienden Ge- 
biets in kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht; 

c) Entscheidung aller Fragen, die eine rein lokale (für das betref- 
fende Territorium) Bedeutung haben; 

d) Zusammenfassung der gesamten Tätigkeit der Sowjets inner- 
halb der Grenzen des betreffenden Gebietes. 

62. Den Sowjetkongressen und deren Exekutivkomitees steht das 
Recht der Kontrolle über die Tätigkeit der lokalen Sowjets zu (d. h. 
den Kongressen und Exekutivkomitees einer Provinz - das Kontroll- 
recht über alle Sowjets der betreffenden Provinz, denen eines Gou- 
vernements —- das Kontrollrecht über alle Sowjets des betreffenden 
Gouvernements, mit Ausnahme der Städtesowijets, die nicht in die 
Kreissowjets einbegriffen sind usw.); die Provinzial- und Gouver- 
nementssowjets und deren Exekutivkomitees haben außerdem noch 
das Recht, die Beschlüsse der in ihrem Gebiet wirkenden Sowjets 
aufzuheben, wobei in wichtigen Fällen die zentrale Sowjetregierung 
davon in Kenntnis gesetzt werden muß. 

63. Zur Erledigung der den Organen der Sowjetmacht auferlegten 
Aufgaben werden neben den Sowjets (den städtischen sowie den 
ländlichen) und den Exekutivkomitees (denen der Provinzen, Gou- 
vernements, Kreise und Bezirke) entsprechende Abteilungen, mit 
Abteilungsleitern an der Spitze, gebildet. 


Abschnitt IV: Aktives und passives Wahlrecht 
Artikel XIII 


64. Das Recht, zu wählen und in die Sowjets gewählt zu werden, ge- 
nießen, unabhängig von dem Glaubensbekenntnis, der Nationalität, 
der Ansässigkeit usw. folgende Bürger beiderlei Geschlechts der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik, die bis zum 
Tage der Wahlen das 18. Lebensjahr vollendet haben: 

a) alle diejenigen, die ihren Lebensunterhalt aus produktiver und 
gesellschaftlich nützlicher Arbeit bestreiten, ebenso Personen, die im 
Haushalt tätig sind, wodurch den ersteren das produktive Arbeiten 
ermöglicht wird, wie: Arbeiter und Angestellte aller Arten und Kate- 
gorien, die in der Industrie, im Handel, in der Landwirtschaft usw. 
beschäftigt sind, Bauern und ackerbautreibende Kosaken, insofern 
sie sich keiner Lohnarbeiter zur Erzielung von Gewinn bedienen; 
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b) Soldaten der Sowjetarmee und -flotte; 

c) die in den Punkten a und b des Paragraphen 64 aufgezählten 
Burger, die in irgendeinem Maße ihre Arbeitsfähigkeit eingebüßt 
haben. 

Anmerkung 1. Die lokalen Sowjets dürfen mit Genehmigung der 
Zentralbehörde die in diesem Artikel festgesetzte Altersgrenze herab- 
setzen. 

Anmerkung 2. Von Personen, die nicht das russische Bürgerrecht 
erworben haben, genießen das aktive und passive Wahlrecht auch 
diejenigen, die im $ zo (Abschn. II, Art. 5) bezeichnet sind. 

65. Weder wählen noch gewählt werden dürfen, auch wenn sie zu 
einer der vorerwähnten Kategorien gehören: 

a) Personen, die zwecks Erzielung von Gewinn Lohnarbeiter ver- 
wenden; 

b) Personen, die von arbeitslosem Einkommen leben wie: Zinsen, 
Kapital, Einnahmen von Unternehmungen, Erträgen, Vermögen 
usw.; 

c) Privatkaufleute, Handels- und kommerzielle Vermittler; 

d) Mönche und geistliche Angestellte der Kirchen und religiösen 
Kulte; 

e) Angestellte und Agenten der früheren Polizei, des besonderen 
Korps der Gendarmerie und der Ochranaabteilungen sowie Mit- 
glieder des ehemaligen Herrscherhauses in Rußland; 

f) Personen, die auf vorgeschriebenem Wege für geisteskrank oder 
irrsinnig erklärt sind, wie auch die unter Kuratel stehenden Personen; 

g) Personen, die wegen eigennütziger oder entehrender Verbre- 
chen vorbestraft sind, auf die Dauer der vom Gesetz oder Gerichts- 
beschluß festgesetzten Frist. : 


Artikel XIV 
Betreffend den Wahlakt 


66. Die Wahlen werden laut eingebürgertem Brauch an den von den 
lokalen Sowjets festzusetzenden Tagen vorgenommen. 

67. Die Auszählung erfolgt in Anwesenheit der Wahlkommission 
und des Vorsitzenden des lokalen Sowjets. 

68. In solchen Fällen, da die Anwesenheit des Vorsitzenden der 
Sowjetmacht aus technischen Gründen unmöglich ist, wird er durch 
den Vorsitzenden der Wahlkommission oder, falls dieser nicht zu- 
gegen ist, von dem Vorsitzenden der Wahlversammlung vertreten. 

69. Über den Verlauf und die Ergebnisse der Wahlen wird ein 
Protokoll aufgenommen, das die Unterschriften der Wahlkommis- 
sion und des Sowjetvertreters trägt. 

70. Der genaue Wahlmodus sowie die Teilnahme der Gewerk- 
schaften und sonstiger Arbeiterorganisationen an den Wahlen wird 
von den lokalen Sowjets gemäß der Instruktion des Allrussischen 
Exekutivkomitees festgesetzt. 
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Artikel XV 
Betreffend Überprüfung und Ungültigkeitserklärung der Wahlen und Ab- 
berufung der Deputierten 


71. Das gesamte Material über die Wahlführung wird dem zuständi- 
gen Sowjet unterbreitet. 

72. Zur Prüfung der Wahlen setzt der Sowjet eine Mandatsprü- 
fungskommission ein. 

73. Die Mandatsprüfungskommission erstattet dem Sowjet über 
die Ergebnisse der Prüfungsarbeiten Bericht. 

74. Dem Sowjet steht die Entscheidung in der Frage der Bestäti- 
gung umstrittener Kandidaten zu. 

75. Im Falle der Nichtbestätigung dieses oder jenes Kandidaten 
setzt der Sowjet Neuwahlen an. 

76. Im Falle der Unrechtmäßigkeit der Wahlen im ganzen wird die 
Frage der Ungültigkeitserklärung derselben von dem nächsthöheren 
Organ der Sowjetmacht entschieden. 

77. Die letzte Kassationsinstanz für die Sowjetwahlen bildet das 
Allrussische Zentralexekutivkomitee. 

78. Den Wählern, die einen Deputierten in einen Sowjet abgeord- 
net haben, steht das Recht zu, jederzeit diesen Deputierten abzu- 
berufen und den allgemeinen Bestimmungen gemäß Neuwahlen 
vorzunehmen. 


Abschnitt V : Budgetrecht 


Artikel XVI 


79. Die Finanzpolitik der Russischen Sozialistischen Föderativen 
Sowjetrepublik soll im gegenwärtigen Übergangsmoment der Dik- 
tatur der Werktätigen das Grundziel fördern, die Bourgeoisie zu ex- 
propriieren und die Vorbedingungen für die allgemeine Gleichheit 
der Bürger der Republik auf dem Gebiete der Produktion und der 
Verteilung der Güter zu schaffen. Zu diesem Zweck stellt sie sich zur 
Aufgabe, den Organen der Sowjetregierung alle zur Befriedigung der 
lokalen und allgemeinstaatlichen Bedürfnisse der Sowjetrepublik er- 
forderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen, ohne vor Eingriffen in 
die Rechte des Privateigentums haltzumachen. 

80. Die Staatseinnahmen und -ausgaben der Russischen Sozialisti- 
schen Föderativen Sowjetrepublik werden in dem allgemeinen 
Staatsbudget zusammengefaßt. 

81. Der Allrussische Sowjetkongreß und das Allrussische Zentral- 
exekutivkomitee bestimmen, welche Arten Einnahmen und Er- 
hebungen in das allgemeine Staatsbudget gehören und welche den 
lokalen Sowjets zur Verfügung gestellt werden; ebenso stellen sie die 
Normen der Besteuerung fest. 
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82. Die Sowjets bestimmen die Erhebung der Steuern und Ge- 
bühren ausschließlich für die Bedürfnisse des lokalen Verwaltungs- 
wesens. Die allgemeinen Staatsbedürfnisse werden auf Kosten der 
Mittel befriedigt, die von der Staatskasse verabfolgt werden. 

83. Aus den Mitteln der Staatskasse darf keine Ausgabe anders be- 
stritten werden als nach Ausweis eines entsprechenden Kredit- 
voranschlages im Haushalt der Staatseinnahmen und -ausgaben oder 
auf dem Wege der Bekanntmachung eines Sonderbeschlusses der 
Zentralinstanz. 

84. Zur Befriedigung der Bedürfnisse von allgemein-staatlicher 
Bedeutung werden den lokalen Sowjets von den Volkskommissaria- 
ten die erforderlichen Mittel aus der Staatskasse zur Verfügung ge- 
stellt. 

85. Alle den Sowjets aus den Mitteln der Staatskasse zur Verfügung 
gestellten Kredite werden von ihnen im Rahmen der Budgetvertei- 
lung (laut Paragraphen und Artikeln) der direkten Bestimmung 
gemäß verausgabt und dürfen ohneSonderbeschlußdes Allrussischen 
Zentralexekutivkomitees und des Sowjets der Volkskommissare zur 
Befriedigung irgendwelcher anderer Bedürfnisse nicht verwendet 
werden. 

86. Die lokalen Sowjets stellen halbjährlich und jährlich Vor- 
anschläge über die Einnahmen und Ausgaben für die lokalen Be- 
dürfnisse auf. Die Voranschläge der Dorf- und Bezirkssowjets wie 
der Sowjets der Städte, die an den Kreiskongressen teilnehmen, so- 
wie auch die Voranschläge der Kreisorgane der Sowjetregierung 
werden von den entsprechenden Gouvernements- und Provinzial- 
kongressen oder deren Exekutivkomitees genehmigt; die Voran- 
schläge der Stadt-, Gouvernements- und Provinzialorgane der 
Sowjetmacht werden von dem Allrussischen Zentralexekutivkomi- 
tee und dem Sowjet der Volkskommissare genehmigt. 

87. Für die in den Voranschlägen nicht vorgesehenen Ausgaben 
sowie in Fällen, da die veranschlagten Beträge sich als unzureichend 
erweisen, erbitten die Sowjets von den zuständigen Volkskommis- 
sariaten Ergänzungskredite. 

88. Falls die lokalen Mittel zur Befriedigung der lokalen Bedürf- 
nisse nicht ausreichen, werden vom Allrussischen Zentralkomitee 
und dem Sowjet der Volkskommissare die zur Deckung dringender 
Ausgaben notwendigen Zuschüsse oder Darlehen aus den Mitteln 
der Staatskasse gewährt. 


Abschnitt UT: Betreffend Wappen und Flagge der Russischen Sozialisti- 
schen Föderativen Sowjetrepublik 


Artikel XVII 


89. Das Wappen der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet- 
republik enthält auf rotem Hintergrunde die Abbildung einer golde- 
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nen Sichel und eines goldenen Hammers, die in Sonnenstrahlen mit 
den Griffen nach unten quer übereinander gekreuzt und von einem 
Ährenkranz umgeben sind, mit den Aufschriften: 
a) Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik und 
b) Proletarier aller Länder, vereinigt euch! 
90. Die Handels-, Marine- und Kriegsflagge der Russischen So- 
zialistischen Föderativen Sowjetrepublik besteht aus einem roten 
(purpurroten) Fahnenblatt, an dessen oberer linken Ecke am 
Flaggenstock die goldenen Lettern R.S.F.S.R. oder die Aufschrift: 
Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik angebracht sind. 
Der Vorsitzende des V. Allrussischen Sowjetkongresses 
und des Allrussischen Zentralexekutivkomitees: 
Ja. Swerdlow 
Mitglieder des Präsidiums des Allrussischen Zentral- 
exekutivkomitees: T. J. Teodorowitsch, F. A. Rosin, 
A.P. Rosenholz, A. Ch. Mitrofanow, G. K. Maximow 
Der Sekretär des Allrussischen Zentralexekutivkomitees: 
W. A. Awanessow 

[Deutsche Ausgabe, Moskau 1918] 


[b] Entwurf einer Verfassung der Sozialistischen Föderativen Räterepublik. 
Vorgelegt von den Linken Sozialrevolntionären (Auszug)! 


I. Kapitel 
Die allgemeinen Bestimmungen des Grundgesetzes 


Art. 1: Die ganze Regierungsgewalt innerhalb der Grenzen der So- 
zialistischen Föderativen Räterepublik steht den Werktätigen zu, die, 
zwecks Befriedigung aller Bedürfnisse der Bevölkerung, in Depu- 
tierten-Räte zusammengeschlossen sind. 

Art. 2: Die ihnen zustehende Gewalt üben die Werktätigen aus, 
indem sie in Städten und Dörfern solche Deputiertenräte bilden. 

Anmerkung: In Großstädten können, außer dem Stadtrat, Stadtteil- 
(Rayon-)Räte gebildet werden. Ihre Zahl und Zuständigkeit wird 
vom Stadtrat bestimmt. 

Art. 3: Alle Stadt- und Dorfräte bilden auf föderativer Grundlage 
einen engen, brüderlichen Räteverband, der den Namen Sozialisti- 
sche Föderative Räterepublik trägt. , 

Art. 4: An der Spitze der S. F. Räterepublik steht ein Föderaler 
Rätekongreß, in der Zeit zwischen seinen Sessionen aber das von 
ihm gewählte Zentrale Exekutiv-Komitee. 


2 Dieser Entwurf wurde niemals diskutiert, da der Aufstand der Linken Sozialrevolutionäre in 
Moskau am 6. Juli 1918 dazwischenkam. Alle sozialrevolutionären Mitglieder der Verfassungs- 


kommission, des V. Sowjerkongresses und der Behörden wurden verhaftet, z. T. erschossen, z. T. 
verbannt. 
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Art. 5: Die Räte von Gebieten, die durch besondere wirtschaft- 
liche resp. ethnographische oder politische oder auch allgemeine Le- 
bensverhältnisse gekennzeichnet sind, können sich zu Gebietsver- 
bänden zusammenschließen, die vollständige Autonomie genießen. 
Dieser Zusammenschluß kann nicht anders als durch den Kongreß 
der in Betracht kommenden Räte erfolgen. 

Art. 6: An der Spitze der Gebietsverbände steht der Gebietsräte- 
kongreß, und in der Zeit zwischen seinen Sessionen das von ihm ge- 
wählte Gebietsexekutivkomitee. 

Art. 7: Die Gebietsverbände können nur laut Beschluß der Ge- 
bietskongresse aufgelöst werden. 

Anmerkung: Ortsräte, die den erwähnten Verbänden angehören, 
können aus ihnen nur nach diesbezüglicher öffentlicher Erklärung 
auf dem Kongreß der Gebietsräte austreten, Delegierte können der- 
artige Erklärungen nur laut besonderem Auftrag abgeben. 

Art. 8: Die Befugnisse der Räte, ihrer Kongresse und Exekutiv- 
komitees werden innerhalb der Grenzen der gegenwärtigen Verfas- 
sung ausgeübt. 


I. Kapitel 
Die Befugnisse der lokalen Rätegewalt 


Art.9: Die Ortsräte, ihre Kongresse und Verbände üben die ge- 
samte den Werktätigen zustehende Macht innerhalb der diesen Rä- 
ten, Kongressen und Verbänden untergeordneten Ortschaften aus, 
und innerhalb dieser Grenzen steht ihnen die Ausführung der Be- 
schlüsse der Zentralgewalt zu... 


Il. Kapitel 
Vom Wahlrecht 


Art. 17: Vom aktiven und passiven Wahlrecht sind ausgeschlossen: 

a) Personen, die sich der Lohnarbeit bedienen, um Gewinn daraus zu 
ziehen; 

b) Personen, die von arbeitslosem Einkommen wie Kapitalzinsen, 
Erträgen aus Unternehmungen, Einkommen aus Vermögen usw. 
leben; 

c) Privathändler, Kaufleute und Handelsvermittler; 

d) Angestellte und Agenten der früheren Polizei, der Gendarmerie- 
und Überwachungsabteilungen sowie Mitglieder des früher in 
Rußland regierenden Hauses; 

e) Personen, die im vorgeschriebenen Verfahren für geisteskrank 
oder wahnsinnig erklärt sind oder die unter Vormundschaft 
stehen; 

f) Personen, die wegen Gewinnsucht oder Sittenverbrechen zu einer 
durch Gesetz oder Gerichtsurteil erkannten Strafe verurteilt sind. 
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Art. 18: Das aktive und das passive Wahlrecht zu den Räten und 
Rätekongressen ist unabhängig von Geschlecht, Glaubensbekennt- 
nis, Nationalität, Staatsangehörigkeit resp. Seßhaftigkeit der Wähler 
oder Gewählten. 


IV. Kapitel 
Von den Grenzen der Regierungsgewalt und den Pflichten der Zen- 
tralorgane 


Art. 19: Die Ortsräte sowie die Kreis-, Bezirks-, Gouvernements- 
und Gebietskongresse und ihre Vollzugsorgane, der Föderale Räte- 
kongreß und das Zentrale Exekutiv-Komitee erlassen, innerhalb 
ihrer durch diese Verfassung festgesetzten Kompetenz, Regeln, Be- 
stimmungen, Verordnungen, Gesetze und Dekrete, wie überhaupt 
alle für die Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung und der 
Interessen der organisierten Arbeit notwendigen Akte gesetzgebe- 
rischer und vollziehender Natur, mit folgenden Ausnahmen: 

I. Den Werktätigen kann nicht das Recht auf Anwendung ihrer 
Arbeit gemäß ihrer Spezialität und auf eine für diese Arbeitsart fest- 
gesetzte Entlohnung entzogen werden. Werktätigen, die ihre Ar- 
beitsfähigkeit zeitweilig oder für immer eingebüßt haben, sowie 
Minderjährigen kann das Recht auf soziale Versicherung nicht ent- 
zogen werden. 

ll. Es ist verboten, Privateigentum an Grund und Boden einzu- 
führen oder den Vollzug des Gesetzes betreffend die Landsozialisie- 
rung, welches den ganzen Landfonds als Volkseigentum erklärt und 
ihn den Werktätigen ohne jede Entschädigung auf der Grundlage 
ausgleichender Landnutzung übergeben hat, abzustellen. 

III. Die Übergabe von Wäldern, Bodenschätzen und der allge- 
meinen Nutzung dienenden Gewässern zu privatem Eigentum ist ver- 
boten. 

IV. Es ist verboten, Industriezweige, die dem Privatbesitz entzo- 
gen sind, sowie alle Arten von Unternehmungen landwirtschaftlicher 
und städtischer Industrie zu Privateigentum zu übergeben. 

V. Die Nationalisierung der Banken kann nicht rückgängig ge- 
macht werden; ebensowenig Maßnahmen, deren Zweck die Annul- 
lierung von Anleihen ist, welche die russischen Regierungen vor 
dem 25. Oktober (7. November) 1917 aufgenommen haben. 

VI. Die allgemeine Bewaffnung der werktätigen Stadt- und Land- 
bevölkerung kann nicht verboten oder eingestellt werden. 

VL. Der werktätigen Stadt- und Landbevölkerung kann nicht das 
Recht entzogen werden, Versammlungen und Meetings unter freiem 
Himmel sowie Straßenumzüge abzuhalten und alle zur Veranstaltung 
von Volksversammlungen geeigneten Räume mit ihrer Einrichtung, 
Beleuchtung und Heizung zu benutzen. 

VIU. Es ist verboten, besondere Titel und Privilegien für Ange- 
stellte der Rätearmee und anderer Rätebehörden zu schaffen, Adels- 
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und ähnliche feudale Titel anzuerkennen oder zu schaffen und Rang- 
abzeichen welcher Art immer einzuführen. 

IX. Es wird verboten, die Trennung des Staates und der Schule 
von der Kirche aufzuheben; sowohl der religiösen wie der antireli- 
giösen Propaganda dürfen keine Hindernisse bereitet werden. 

X. Unzulässig sind irgendwelche Vorrechte oder Privilegien, die 
sich auf den Unterschied der Rassen und der Nationalitäten gründen. 

XI. Unzulässig ist die Wiedereinführung der Todesstrafe; den 
Volksrichtern und Beisitzern kann nicht das Recht entzogen werden, 
die im Gesetze bestimmte Strafe nach freiern Ermessen bis zu be- 
dingtem oder gänzlichem Straferlaß herabzusetzen. 

XI. Unzulässig ist die Abschaffung des in den Grenzen der Räte- 
republik geschaffenen Asylrechts für Ausländer, die wegen ihrer reli- 
giösen oder politischen Überzeugung verfolgt werden. 

XIU. Unzulässig ist der Erlaß von Bestimmungen, die die Presse- 
freiheit der Werktätigen abschaffen oder begrenzen oder letztere 
hindern, alle technischen und materiellen Mittel zu benutzen, die für 
die Herausgabe und Verbreitung ihrer Presseorgane und anderen 
Schriften notwendig sind. 

XIV. Unzulässig ist die Abschaffung der Bestimmungen, die den 
Werktätigen das Recht auf unentgeltliche Erziehung und Ausbil- 
dung in Lehranstalten aller Arten und Grade zusichert. 

XV. Den Werktätigen kann nicht die Vereinsfreiheit und die Mög- 
lichkeit eines wirksamen Gebrauchs der Organisationsfreiheit entzo- 
gen werden. 

XVI. Unzulässig ist die Wiederherstellung des aufgehobenen In- 
testaterbrechts. Die neueingeführten Beschränkungen der unentgelt- 
lichen Vermögensübergabe können nicht abgeschafft werden... 


[A. Schreider, Die Räte-Republik] 
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[b] Telegramm des Generals Mrosowskij an General Alexejew (Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, 
S. 45. 

25 OR des Generalquartiermeisters beim Höchstkommandierenden, General Lukom- 
skij, an General Danilow (Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 45 f.) 

[47] Befehle der Militärkommission der Duma (Krasnyj Archiv, Bd. 41/42, 1930, 5. 73£f.) 

[48] Befebl Nr. ı des Petersburger Sowjets (M. Smilg-Benario, Der Zusammenbruch der Zaren- 
monarchie, $. 2s8f.) 

(49] »Zu spätl« 

[a] Der Generaladjutant Alexejew an den Zaren (Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 53f.) 

[b] Telegramm des Zaren an General Alexejew (Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, S. 62) 

[c] Telegramm des Generals Danilow an General Alexejew (Krasnyj Archiv, Bd. 21, 1927, 
S. 62f.) 

[50] Zwei Befehle Nikolajs II. an den regierenden Senat (General A. Lukomskij, Erinnerungen. 
In: Archiv der Russ. Revolution [Archiv Russkoj Revoljucii], hersg. von I. V. Gessen, Bd. IH, 
1922, 5. 265) 

[sı] Die Abdankung des Zaren 
[2] Die Abdankungsurkunde (Sammlung von Verordnungen, I, 1, Nr. 344) 
fb] Telegramm von Gutschkow und Schulgin an Rodsjanko (Krasnyj Archiv, Bd. z2, 1924, 
S. 15f.) 

[c] Telegramm des Chefs des Stabes der Nordfront an General Alexejew (Krasnyj Archiv, 
Bd. 23, 1927, 5. 16) 

[d] Aus Denikins Erinnerungen (General Denikin, Skizzen der Zeit der russischen Wirren 
[O&erki russkoj smuty], I, :, S. 60) 

[e] An Seine Kaiserliche Majestät, Michail (Nachrichten der Revolutionswoche, Nr. 7, 3. [16.] 
März 1917) 

{f] Abdankungsurkunde des Großfürstea Michail Alexandrowitsch (Sammlung von Verord- 
nungen, I, 1, Nr. 345) 

[g] Russkijs und Danilows Darstellung der Abdankung (I. N. Danilow, Dem Zusammenbruch 
entgegen, Hannover, Hahnsche Buchhandlung, 1928, $. 17zfl.) 

[h] Wojejkows Darstellung der Abdankung (W. N. Wojejkow [Vojejkov], Mit dem Zaren und 
ohne Zar. Die Erinnerungen des letzten Kommandanten des Zarenhofes [S carem i bez carja. 
Vospominanija poslednego komendanta imperatorskago dvorca], Helsingfors 1936, $. 207) 

[32] Die Provisorische Regierung 
[a] Neue Regierung [Plakat] (M. Smilg-Benario, Der Zusammenbruch der Zarenmonarchie, 
Wien 1928, Tafel 24; Faksimile) 

[b] Erklärung der Provisorischen Regierung (Iswestija vom 3. [16.] März 1917) 
[e] Manifest der Provisorischen Regierung an das Volk (Deutscher Geschichtskalender, Jg. 33, 
I. Bd,, 1, Hälfte, Jan.-März 1917, Leipzig o. ]J., S. 648.) 
[d] Erklärung des Vollzugskomitces des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten (Is- 
westija vom 3. [16.] März 1917) 
le] Aufruf des Zentralkomitees der Partei der konstirutionellen Demokraten (Kadetten) im Zu- 
sammenhang mit der Gründung der Provisorischen Regierung (Nachrichten der Revolutions- 
woche, Nr. 7, 3. [16.] März 1917, $. ı) 
[f] Resolution der Konferenz der Petrograder Sozialrevolutionäre über das Vertrauen zur 
Provisorischen Regierung (Delo Naroda [Die Sache des Volkes], Nr. 1, 15. [28.] März 1917, 
5.1) 
[g] Manifest der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (Menschewiki) (Frankfurter 
Zeitung vom [7.] 20. März 1917) 

[53] Die neue Regierung und das Ausland 
[a] Rußlands Verpflichtung, keinen Sonderfrieden zu schließen (v»Londoner Protokoll«) (Die 
Internationalen Beziehungen im Zeitalter des Imperialismus. Dokumente aus den Archiven der 
Zarischen und der Provisorischen Regierung, Reihe II, Bd. 6, ı. Halbbd., Berlin 1934, S. 167) 
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[b] Depesche des Außenministers Miljukow an alle Auslandsvertreter Rußlands (A. Kerensky- 
R.P. Browder, The Russian Provisional Government 1917, Bd. II, $. 1042f.) 
[c] Brief des Generals Alexejew an Fürst Lwow (Krasnyj Archiv, Bd, 2z, 1927, $. 67) 
[d] Telegramm des französischen Kriegsministers an General Janin (Krasnyj Archiv, Bd. 23, 
1927, 5.67) 
[c} Telegramm der Herren Jules Guesde, Marcel Sembat und Albert Thomas an den Justiz- 
minister Kerenskij (Maurice Palöologue, Am Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. I, 
S. 420, Anm. ı) 
[f] Der amerikanische Botschafter Francis an den Außenminister der USA (Papers relating to 
the Foreign Relations of the United States, 1917, Washington 1926, $. 1207f.) 
[g] Der amerikanische Botschafter Francis an den Außenminister der USA (Papers relating to 
the Foreign Relations of the United States, 1917, S. 1211) 
[b]J Botschaft von Lloyd George an den Fürsten Lwow (The Times vom [10.] 23. März 1917) 
fi] Pal£ologue über den Besuch von Albert Thomas in Petersburg (Maurice Pal&ologue, Am 
Zarenhof während des Weltkrieges, Bd. II, S. 470f., 481, 491.) 
[54] Provisorische Regierung und Armee 
[a] Befch] Nr. z (A. Kerensky - R. P, Browder, The Russian Provisional Government 1917, 
Bd.II, S. 84 1f.) 
[b] Befchl des Kriegsministers (Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung [Vestnik Vre- 
mennogo Pravitel'stva], Nr, z, 7. [20.] März 1917, 5. t) 
[<] Telepbongespräch General Alexejews mit Fürst Lwow und Gutschkow (Krasnyj Archiv, 
Bd. 22, 1927, S. 59.) 
[d] Die Absetzung des Höchstkommandierenden Nikolaj Nikolajewitsch (Frankfurter Zeitung 
vorm [7.) 20. März 1917) 
[e] Briefwechsel zwischen dem Kriegsminister A. I. Gutschkow und dem Höchstkommandic- 
renden M. W. Alcxejew (Chamberlin, Die Russische Revolution, dt. Ausgabe, Frankfurt/M. 
1958, Bd. I, S, 403 ff.) 
[f] Bericht aus Petersburg (Frankfurter Zeitung vom [t11.] 24. März 1917) 
.[g] General Lukomskij an den Oberkommandierenden der VIII. Armee, General Kaledin, vom 
20. März (z. April) 1917 (Krasnyj Archiv, Bd. 35, 1929, S. 214f.) 
[b] Der Kommandierende General der Fünften Armec, Dragomirow, an den Kommandieren- 
den General der Nordfront, Russkij (Chamberlin, Die Russische Revolution, Bd. I, $. 406f.) 
[55] Erste Regierungsmaßnahmen (Frankfurter Zeitung vom [10.) 23. März 1917) 
[56] Die Haltung des Petrograder Sowjets zum Krieg 
[a] Appell des Petrograder Sowjets an die Völker der ganzen Welt vom 14. (27.) März 1917 
(Iswestija vom 15. [28.] März 1917) 
[b] Bericht aus Petersburg (Frankfurter Zeitung vom 17. [30.] März 1917) 
[57] Die polnische Frage 
[a] Proklamation der Provisorischen Regierung an die Polen (Frankfurter Zeitung vom [19. 
März] ı. April 1917; abgedruckt auch in der Zeitschrift »Polent, 3. Jg., Nf. 120, S. 37) 
[bJ Antwort des polnischen Staarsrats (Zeitschrift »Polen«, Jg. 3, S. 121) 
[58] Rückkehr der Emigranten und Verbannten 
[a] Lenis Eintreffen in Rußland (Prawda vom 5. [18.) April 1917) 
[b) Tschernows Rückkehr nach Rußland (Viktor M. Tschernow, Vor dem Sturm. Erinnerun- 
gen [Pered burcj. Vospominanija], New York 1953, 5. 311-314) 
[e] Zercteli über seine Rückkehr nach Petersburg (1. G. Zereteli, Erinnerungen an die Februar- 
revolution, Bd. 1, S. 27) 
[59] Lenins Aptilthesen (vorgetragen in einer Sitzung der sozialdemokratischen Fraktion der All- 
" russischen Konferenz der Arbeiter- und Soldatenräte am 4. [17.] April 1917) (W.I. Lenin, 
- Sämtliche Werke, z. Ausgabe, Berlin 1929, Bd. XX, S. 114-118) 
[60] Unstimmigkeiten im Inneren 
[a] Die Provisorische Regierung und die Armee (Frankfurter Zeitung vom (25. März] 7. April 
1917) 
[b] Die Linken und die Anleihe (Finansowanja Gaseta [Finanzzeitung] vom 4. [17. ] April 1917) 
[61] Die Außenpolitik der ersten Provisorischen Regierung 
[a] Miljukows Kriegsziele (Frankfurter Zeitung vom [27. März] 9. April 1917) 
[b] Rußlands Kriegsziele (Frankfurter Zeitung vom [zt. April] 4. Mai 1917) 
[ec] Miljukow (Frankfurter Zeitung vom [zt. April] 4. Mai 1917) 
[d] Rücktriee Miljukows (Frankfurter Zeitung vom [3.] 16. Mai 1917) 
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Ic] Appell des Zentralkomitees der Partei der Volksfreiheit (Kadetten) wegen der Note vom 
18. April (1. Mai) (Rjetsch [Re& = Aussprache], Nr. 39, z1. April [4. Mai) 1917) 
[f) Erklärung der Provisorischen Regierung im Zusammenhang mit der Note an die Allücrten 
Mächte (Abgedruckt in der Frankfurter Zeitung vom [z1. April] 4. Mai 1917) 
(g] Resolution des Petersburger Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten (Iswestija vom 
23. April [6. Mai] 1917) 
[h] Resolution des Zentralkomitecs der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands (Bol- 
schewiki) vom z1. April (4. Mai) 1917 (Prawda vom z2. April [5. Mai] 1917) 
[i] Resolution der Petrograder Stadekonferenz der Bolschewiki über die Stellung zur Provi- 
sorischen Regierung (W, I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XX, 5. 242.) 
[k] Resolution des Zentralkomitees der SDAPR (Bolschewiki) (Prawda vom 23. April [6. Mai) 
1917) 

[62] Rücktritt Gueschkows (Frankfurter Zeitung vom [30. April] 13. und [3.] 16. Mai 1917) 

[63] Aufruf des Petersburger Rates der Arbeiter- und Soldatendeputierten an die Sozialisten aller 
Länder (Iswestija vom 3. [16.] Mai 1917) 

[64) Die umgebildete Provisorische Regierung 
[a] Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Provisorischen Regierung über ihr Pro- 
gramm (Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 49, 6. [19-] Mai 1917, S. 1) 
[b] Stellungnahme dcs Petersburger Sowjets zur neuen Regierung (Iswestija vom 6. [19.] Mai 
1917, 5. 4) 
[c) Verpflichtung der Offiziere Petrograds (A. J. Kosjmin, Aufzeichnungen. In: Krasnyj Ar- 
chiv, Bd. 60, 1933, $. 147) 
[d] Lenin über die »neuc« Regierung (Prawda vorn [6.] 19. Mai 1917) 
[e] »Es hat sich nichts geändert« (Prawda vom [11.] 24. Mai 1917) 
[fJ Die Haltung der Armeekommandcure (1. G. Zereteli, Erinnerungen an die Februarsevolo- 
tion, Bd. I, S. 408.) 

[65) Der I. Allrussische Bauernkongreß 
[a] Resolurion des I. Allnıssischen Kongresses der Bauerndeputierten über die Unterstützung 
des Koslitionskabinetts der Provisorischen Regierung (Iswestija vom 6. [19.] Mai 1917) 
[b) Kerenskij auf dem Bauernkongreß (Frankfurter Zeitung vom [5.] 18. Mai 1917) 
[ce] Lenins Offener Brief an die Delegierten des Allrussischen Bauernkongresses (Soldatskaja 
Prawda vom {s1.] 24. Mai 1917) 
[d] Resolution über die zukünftige politische Strukrur Rußlands (Delo Naroda, Nr ,6o, 28. Mai 
[10. Juni] 19:7, S. z) 

[66] Anarchistische Anzeichen 
[2] Zerfall der Armee (Frankfurter Zeitung vom [28. Mai] ı0. Juni 1917) 
[b] Kampf gegen die Anarchie in Kronstadt (I. G. Zercteli, Erinnerungen an die Februar- 
sevolution, Bd. I, S. 413-416) 

[67] Die Eröffnung dcs I. Sowjetkongresses 
fa] Darstellung Kerenskijs (A. Kerenski, Erinnerungen, $. 279ff.) 
[b] W. I. Lenias Rede über die Stellung zur Provisorischen Regierung (Prawda vom 135. und 16. 
[28. und 29.) Juni 1917) 

[68) W. I. Lenin, An einem Wendepunkt (Prawda vom 13. [26,.} Juni 1917) 

(69) Die ukrainische Frage 
[a] Manifest der ukrainischen Rada (S. M. Dimantschtejn [Dimantttejn], Die Revolution und 
die nationale Frage [Revoljucija i national'nyj vopros], Bd. 3, Moskau 1930, $. 161 ff.) 
[b) Aufruf der Provisorischen Regierung an die Ukrainer (Nachrichtenblatt der Provisorischen 
Regierung, Nr. 82, 17. [30.] Juni 1917, S. ı) ; 
fe] Resolution des I. Sowjetkongresses in der ukrainischen Frage (Iswestija vom 18. Juni 
fi. Juli] 1917) 
[d] Erklärung der Provisorischen Regierung an die ukrainische Rada vom 2. (15.) Juli 1917 
(Wera Wladimirowa [Vladimirova], Revolution 1917 [Revoljucija 1917 g.], Bd. III, Moskau 
1927, 5. 304 f.) 
[e] Rußland und die Ukraine (Frankfurter Zeitung vom [27. Juni] 10. Juli 1917) 
[f} Bildung eines Generalsckretariats für die Ukraine (Frankfurter Zeitung vom [5.] 18. Juli 
1917) 

[70] Die Brusilow-Oflensive 
[a] Aufruf der Provisorischen Regierung an die Armee (Nachrichtenblatt der Provisorischen 
Regierung, Nr. 100, 9. [2z.] Juli 1917, 5. ı) 
fb] Berichte aus Petersburg und Moskau (Frankfurter Zeitung vom [21. Juni] 4. Juli 1917) 
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[<] Erklärung der Gruppe der Bolschewiki und Vereinigten Sozialdemokraten an den Kongreß 
der Sowjets anläßlich des Beginns der Offensive, Verlesen von Posern auf der Kongreßsitzung 
vom z. (15.) Juli (Prawda vom 3. [16.] Juli 1917) 
[d] Telegramm des Armec- und Frontkomitees der 11. russischen Armee (Russische Nachrich- 
ten [Russkie Vedomosii], Nr. 156, 11. [24.) Juli 1917, S. 3) 

[7:1) Bildung der ersten Regierung Kerenskij 
[a] Darstellung der Frankfurter Zeitung (Frankfurter Zeitung vom [9.] za. Juli 1917) 
[bJ Darstellung Kerenskijs (A. Kerenski, Erinnerungen, 5. 317-324) 

[72} Resolution, verabschiedet auf der gemeinsamen Sitzung des Allrussischen Exekutivkomitces 
und des Exekutivrkomitces des Allrussischen Rates der Bauerndeputierten im Zusammenhang 
mit dem Aufstand in Petrograd, der am (3.) 16. Juni begann (Iswestija vom 4. [17.] Juli 1917) 

N [73] Der Juliputsch der Bolschewiki und die Regierungskrise 
\ [a} Berichte aus Petersburg (Frankfurter Zeining vom [5.) 18. Juli 1917) 

-. [b] Erklärung der nach dem Juliaufstand gebildeten Regierung zur »Rettung der Revolution« 
vom 8, (z1.) Juli 1917 (Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 100, 9. [22-] Juli, $.1) 
fc] Resolution über die Regierung, vorgeschlagen von den Sozialrevolutionäsren und Mensche- 
wiki und am zı, Juni (4. Juli) vom Kongreß der Sowjets angenommen (Iswestija vom 5. [18.] 
Juli 1917) 

[d] Resolution der Bolschewiki über die Regierung, eingebracht auf dem ersten Kongreß der 
Sowjets am 4. [17-] Juli 1917 (Prawda vom 9. [zz2.] Juli 1917) 
[74] Aufruf der Bolschewiki (Prawda vom 6. [19.) Juli 1917) 
[75] Rundschreiben des Innenministers Zereteli an die Provinzkommissare, versandt am 4. (17.) 
August 1917 (Die Revolution von 1917 [Revoljucija 1917 goda], Bd. III, S. 347) 
[76] Der Außenminister an die Alliierten (Frankfurter Zeitung vom [zo. Juli] z. August 1917) 
x [77] Erklärung Kerenskijs über die Umbildung der Regierung (Frankfurter Zeitung vom [z4. Juli] 
6. August 1917) 
% [78] Die Moskauer Stastskonferenz 
[a] Der allgemeine Verlauf der Konferenz (Frankfurter Zeitung vom [13.] 26., [15-) 28-, [16.] 
29., [17-] 30. August 1917) 
>[b} Ausrufung der Republik (A. Kerensky - R. P, Browder, The Russian Revolution, Bd. TI, 
$. 164 7f.) 
[79] Die Kirche 
[a] Zusammentsitt eines Konzils (Frankfurter Zeitung vom [2.) 15. August 1917) 
[b] Aus der Rede des Ministers für die Religionsgemeinschaften, A. W. Kartaschew, auf der 
zweiten Sitzung des Konzils am (3.) 16. August 1917 (A. Kerensky -R. P. Browder, The Russian 
Provisional Government 1917, Bd. II, S. 821) 
*“ [80] Der Kornilow-Putsch 
\ [a] Radiogramm des Ministerpräsidenten und Kriegs- und MarineministersKerenskij über einen 
Putsch des Generals Kornilow (Die Große Sozialistische Oktoberrevolution, Dokumente und 
Matenalien, Die revolutionäre Bewegung in Rußland im August 1917 [Velikaja socialistite- 
skaja oktjabrskaja revoljucija. Revoljucionnoe drizenie v Rossi v avguste 1917 g.], Moskau 
1959, 5. 445) 

N [b) Aufruf des Generals Komnilow an die Bevölkerung (Die Große Sozialistische Oktoberrevo- 

lution, Dokumente und Materialien. Die revolutionäre Bewegung in Rußland im August 
1917, 5. 446) 
[<] Aufruf des Zentralkomitees und des Petrograder Komitees der Bolschewistischen Partei im 
Zusammenhang mit der Kornilow-Bewegung vom 30, August (12. September) 1917 (Die 
Revolution von 1917, Bd. IV, S. 345 f.) 
[d] Die Kornilow-Adäre und die Sozialrevolutionäre (W. M. Tschernow, Vor dem Sturm, Er- 
innerungen, 5. 340£.) 
fe] Resolution des Petrograder Sowjets vom 25. September (8, Oktober) 1917 zu den Ergeb- 
nissen der demokratischen Konferenz (Prawda vom 26. September [9. Oktober] 1917) 

\ [81] Die letzte Regierung Kerenskij (Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 163, 
28. Scptember [11. Oktober] 1917, S. ı) 

[82] Aus dem Tagebuch eines Publizisten (W. I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXJ, S. 275-281) 

- [83) Das Vorparlament (Nachrichtenblatt der Provisorischen Regierung, Nr. 167, 3. [16.) Oktober 
1917, S. 1) 
[84) Lenins Hetze zum Aufstand 

[a] Die Bolschewiki müssen die Macht ergreifen (X. I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, 
S.245fL) 
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\ [b] Marxismus und Aufstand (W. I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, S. 246-252) 
[c] Briefan das ZK, MK, PK und.an die Bolschewistischen Mitglieder der Sowjets von Petro- 
grad und Moskau (W. I. Lenin, Sämtliche Werke, Bd. XXI, S. 374f.) 

[85] Vorbereitungen zum Aufstand 
[a] Manifest des Militär-Revolutionären Komitces anläßlich des Abbruches der Beziehungen 
mit dem Stab des Petrograder Militärdistrikts am z2. Oktober (4. November) 1917 (Die Re- 
volution von 1917, Bd. V, S. 151f.) 
[b} Protokoll der Sitzung des Zentralkomitees der RSDAP (Bolschewiki) (Die revolutionäre 
Bewegung in Rußland am Vorabend des bewaffneten Oktoberaufstandes [Revoljucionnoe 
driienie v Rossii nakanune voonzennogo oktjabrskogo vosstanija], Moskau 1962, Nr. 44) 
Sondervotum Sinowjews und Kamenjews zu diesem Protokoll (W.L Lenia, Sämtliche Werke, 
Bd. XXI, S. 613-6:8) 
[ec] Statut der Roten Arbeiter-Garde von Petrograd. Angenommen auf einer Stadtkonferenz der 
Roten Garde am zz. Oktober (4. November) 1917 (W. Malachowski, Geschichte der Roten 
Garde, $. 45 £.; zit. nach Chamberlin, Russ. Revolution I, 5. 430fl.) 
[d] Protokoll der Sitzung des Zentralkomitees der RSDAP (Bolschewiki) (Die revolutionäre 
Bewegung in Rußland am Vorabend des bewaffneten Oktoberaufstandes, Nr. 83) 
[e]) Manifest des Militär-Revolutionären Komitees, veröffentlicht am 24. Oktober (6. Novem- 
ber) 1917 (Die Revolution von 1917, Bd. V, S. 265) 
[f] Befehle, erteilt von Oberst Polkownikow, dem Kommandierenden des Petrograder Militär- 
bezirkes, am 24. Oktober (6. November) 1917, dem Vorabend der bolschewistischen Revo- 
lution (Die Revolution von 1917, Bd. V, S. 264) 

[86] Der bolschewistische Staatsstreich vom 25./26. Oktober (7./8. November) 1917 
[a] Flugblatt und Plakat (M. Smilg-Benario, Von Kerenski zu Lenin, Zürich-Leipzig-Wien 
1929, S. 303) 
[b] Telegramm des Militär-Revolutionären Komitees an alle Armeekomitees und Sowjets der 
Soldatendeputierten (Rabotschij Purj [Arbeiter-Weg], Nr. 46, 26. Oktober [8. November] 1917) 
[eJ) Aus den Erinnerungen von M. Philips Price, des Korrespondenten des »Manchester Guar- 
dian« in Petersburg (Die russische Revolution. Erinnerungen aus den Jahren 1917-1919. 
Deutsche Übersetzung von L. Keith, Hamburg 1921) 
[d] Bulletin des Zentralkomitces der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (Bolsche- 
wiki) (Die Große Sozialistische Oktoberrevolution. Dokumente und Materialien. Der trium- 
phale Sicg der Sowjetmacht [Velikaja socialistiöeskaja oktjabrskaja revoljucija. Dokumenty 
i materialy. Triumfal’noe $estvic sovetskoj vlasti], Moskau 1963, Bd. I, S. 12.) 

[87] Der Zweite Sowjerkongreß 
[aJ Der Zweite Sowjetkongreß vor vollendeten Tatsachen (Raphael R. Abramovitch, Die 
Sowjetzevolution, Hannover, J. H. W. Dietz Nachf., 1963, S. 105 f.) 
[b] Protest der menschewistischen und sozialrevolutionären Delegierten auf dem Zweiten So- 
wjetkongreß gegen die bolschewistische Revolution. Verlesen auf der Sitzung des Kongresses 
am 25. Oktober (7. November) 1917 (S. A. Pjonckowski, Dokumente der Geschichte der Ok- 
toberrevolution [Chrestomatija po istorüi Oktjabrskoj Revoljucii], Moskau 1924, $. 226f.) 
fe] Entschließung über die Bildung des Rates der Volkskommissare (Der II. Allrussische So- 
wjetkongreß, Sammlung von Dokumenten {Vtoroj Vsesojuzoyj S’ezd Sovetov. Sbornik doku- 
mentov], Moskau 1957, S. 413) 
[d] Dekret über den Frieden (Sammlung von Verordnungen und Verfügungen der Arbeiter- 
und Bauernregierung [Sobranie Uzakonenij i Razporjazenii Rabo&c-Krest’janskogo Pravitel’- 
stva], Nr. ı, z) 
[e] Dekret über den Grund und Boden. Angenommen auf dem Sowjetkongreß vom 26. Ok- 
tober (8. November) 1917 (Iswestija vom 28. Oktober [10. November] 1917) 
[f] Aufruf des Zweiten Sowjetkongresses der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten an- 
läßlich des Sieges der bolschewistischen Revolution vom 26. Oktober (8. November) 1917 
(Prawda vom 27. Oktober [9. November] 1917) 
[g] Erweiterung des Zentralvollzugskomitees des Sowjetkongtesses (Die Große Sozialistische 
A elungn: Dokumente und Materialien. Der triumphale Sicg der Sowjetmacht, 

d.1,S. ızf.) 

[88] Gegenmafinahmen Kerenskijs und der Generäle 
[a] Kerenskijs Befehl vom 27. Oktober (9. November) 1917 an die Truppen des Petrograder 
Distrikes ($. A. Pjontkowski, Dokumente der Geschichte der Oktoberrevolution, $. 227) 
[b] Aufruf von General P. N. Krasnow an die Kosaken vom 27. Oktober (9. November) 1917 
(Rabotschaja Gaseta [Arbeiter-Zeitung] vom 28. Oktober [10. November] 19:17) 
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